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Einflhrung

A Gesetzliche Grundlage

Am 22.12.2000 trat die Europaische Wasserrahmenrichtlinie (im Folgenden WRRL genannt) in Kraft. Die ,Richtli-
nie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens fiir Manahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ (ABI. L 327, 22.12.2000, S. 1) erganzte
und biindelte einen GroRteil der bestehenden europaischen Regelungen zum Gewasserschutz. Die Richtlinie
wurde zuletzt durch die Richtlinie 2008/105/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16.12.2008
Uber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 348 vom 24.12.2008, S. 84) geandert. Weiter-
hin ist am 16.1.2007 unter Bezug auf Art. 17 der WRRL fiir das Grundwasser die ,Richtlinie 2006/118/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung
und Verschlechterung® (ABI. L 372 vom 27.12.2006, S. 19, L 53 vom 22.2.2007, S. 30, L 139 vom 31.5.2007,

S. 39) — im Folgenden Grundwasserrichtlinie bzw. Grundwassertochterrichtlinie genannt — in Kraft getreten.

Die Umsetzung der WRRL in nationales Recht erfolgte durch Neufassungen des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG) in der Fassung vom 19.8.2002 (BGBI. | S.3245), zuletzt geandert durch Art. 8 des Gesetzes vom
22.12.2008 (BGBI. | S. 2986) und der einschlagigen Landergesetze, in Bayern des Bayerischen Wassergesetzes
(BayWG@G) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.7.1994 (GVBI S. 822), zuletzt geandert durch § 3 des
Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und anderer Rechtsvorschriften vom
27.7.2009 (GVBI S. 376).

Im Jahr 2009 wurde eine Neufassung des WHG verabschiedet und am 31.7.2009 veroffentlicht (BGBI. | S. 2585).
Dieses Gesetz tritt erst am 1.3.2010 in Kraft. Auch das BayWG wird neu gefasst. Die Richtlinie iber Umweltquali-
tatsnormen und die Grundwassertochterrichtlinie werden auf der Grundlage des neuen WHG bis Juli 2010 in na-
tionales Recht umgesetzt. Gleichwohl wurden die materiellen Anforderungen dieser neuen EU-Vorgaben bei der
Aufstellung der Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme bereits berilicksichtigt.

Zur Vereinfachung der Darstellung wird im vorliegenden Bericht im Allgemeinen nur auf die Regelungen in den
Artikeln der WRRL und nur in Einzelfallen zusatzlich auf die bundes- oder landesrechtlichen Regelungen Bezug
genommen. Dies erleichtert auch die Abstimmungen auf internationaler Ebene und die Berichterstattung des
Plans an die EU-Kommission.

B Wesentliche Ziele der WRRL

Zentraler und langfristiger Ansatz der WRRL ist es, Oberflaichengewasser und das Grundwasser Uberall in Euro-
pa in einen guten Zustand zu versetzen bzw. einen sehr guten und guten Zustand zu sichern. Der Begriff ,guter
Zustand“ ist in Art. 2 der WRRL definiert. Der gute Zustand der FlieRgewasser und Seen besteht aus dem guten
chemischen und dem guten 6kologischen Zustand. Alternativ gilt fir Gewasser, die als kinstlich oder erheblich
verandert eingestuft sind, an Stelle des guten 6kologischen Zustands das gute 6kologische Potenzial als Ziel. Ein
guter Zustand fiir das Grundwasser ergibt sich, wenn ein guter chemischer und ein guter mengenmagiger Zu-
stand erreicht ist.

Das Nutzungspotenzial der Gewasser soll erhalten und auf der Basis von Nachhaltigkeitsgrundsatzen entwickelt
werden, so dass die Ressource Wasser langfristig geschiitzt und zum Wohle aller nachhaltig bewirtschaftet wer-
den kann. Diese Forderung steht auch im Einklang mit § 1a des WHG, wonach die Gewasser als Bestandteil des
Naturhaushaltes und als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen zu sichern sind.

Mit der WRRL sollen auch der Schutz und die nachhaltige Bewirtschaftung von Gewassern starker in andere poli-
tische MalRnahmen integriert werden, so z. B. in die Bereiche Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Fischerei, Regio-
nalentwicklung und Fremdenverkehr. Mit der Bewirtschaftungsplanung wird in Europa auch ein kontinuierlicher,
lander- und staatenlbergreifender Dialog eingeleitet und damit eine koordinierte und koharente Wasserpolitik
unterstutzt. Die Zielerreichung ist bis zum Jahr 2015 vorgesehen. Wenn die Ziele in begriindeten Féllen nicht bis
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2015 erreicht werden kénnen, sind Fristverlangerungen bei der Zielerreichung bis maximal zum Jahr 2027 még-
lich, in besonderen Féllen kdnnen auch weniger strenge Umweltziele festgelegt werden.

C Zeitplan und Planungsschritte bei der Umsetzung der WRRL

Die WRRL definiert fest vorgegebene Planungs-, Erhebungs- und Umsetzungsschritte. Die wichtigsten Phasen
und Termine bei der Umsetzung der WRRL sind in Abbildung 0-1 dargestellt.

Planungsschritte der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie

6. ZJiel: Guter Zustand der Wassarkdiper g

5. MaGnahmenprogramims umset zen 2

4. Bewirtschaftungspline aufstellen

Aktualisieung imn 6-Jahres-Zyklus
v

2000 2003 2004 2006 2009 2012 201%

Abbildung 0-1: Umsetzungsphasen der Européischen Wasserrahmenrichtlinie

* In Phase 1 war die nationalstaatliche rechtliche Umsetzung der WRRL anzugehen. Fiir die Bundesrepublik
Deutschland miindete dies in die Neufassung des WHG vom 18.6.2002 und fiir Bayern in die Neufassung des
BayWG vom 24.7.2003 (siehe ,Gesetzliche Grundlage*).

* Phase 2 bestand in einer umfassenden Bestandsaufnahme. Kernaufgabe der Bestandsaufnahme war es, die
Auswirkungen menschlicher Tatigkeiten auf die Gewasser zu prifen. Hierzu diente ein kombinierter Ansatz, in
dem Belastungen und ihre Auswirkungen im Gewasser gleichermafien betrachtet wurden. Das wichtigste Er-
gebnis der Bestandsaufnahme ist eine erste Einschatzung fir alle Wasserkorper, ob sie die Ziele der WRRL bis
2015 erreichen werden. Gemal WRRL wurden dabei vorhandene Daten und die bis dahin national tiblichen
Bewertungsverfahren verwendet, die spater im Rahmen des Monitoring durch neue, auf einheitliche EU-
Standards ausgerichtete Verfahren gemaf den Vorgaben der WRRL ersetzt wurden.

Im Einzelnen sind bis Ende 2004 folgende Ergebnisse erzielt worden:

— Flusse, Seen und das Grundwasser wurden in Wasserkorper gegliedert, die die Bewertungseinheit nach
WRRL darstellen. Auf diese Einheiten sollen sich alle nachfolgenden Bewertungen der Gewasser beziehen,
insbesondere die Frage, ob sie die Anforderungen aus der Richtlinie erfiillen. Die Oberflachengewasser wur-
den aulerdem in 6kologische Typen eingeteilt, um kinftig eine typenspezifische Bewertung zu ermdglichen.

— Vorlaufige Einstufung in kinstliche, erheblich veranderte oder nicht erheblich veranderte Oberflachenwas-
serkorper,

— Erfassung von Schutzgebieten und wasserabhangigen Landdkosystemen,

— Analyse der anthropogenen Belastungen der Wasserkorper und ihrer Auswirkungen,
— Vorlaufige Einschatzung der Zielerreichung,

— Wirtschaftliche Analyse der Wassernutzungen.

Die Bestandsaufnahme 2004 wurde mit dem Bericht an die EU-Kommission im Marz 2005 abgeschlossen.
Ausgehend von der Bestandsaufnahme werden die Gewéasser im Rahmen des Monitoring je nach Gefahrdung
gezielt Uberwacht.



» Fir Flisse, Seen und das Grundwasser wurden in Phase 3 europaweit vergleichbare Bewertungsverfahren
erarbeitet und an die Gefahrdungssituation der Gewasser angepasste Uberwachungsprogramme festgelegt.
Die Gestaltung der Uberwachungsprogramme fand ihren Abschluss mit der zum 22.3.2007 erfolgten Berichter-
stattung der Uberwachungsprogramme an die EU-Kommission. Seit 2007 werden die Programme umgesetzt
und ihre Ergebnisse flr die Erstellung der Bewirtschaftungsplane genutzt. Insbesondere ist hier die Feststel-
lung des Zustands und darauf basierend des Zielerreichungsgrads der Wasserkorper zu nennen.

» Bei der Aufstellung der Bewirtschaftungsplane in Phase 4 waren folgende wesentliche Arbeitsschritte abzuwi-
ckeln:

— Aufbereitung und Zusammenfassung aller Monitoringergebnisse zu Oberflachenwasserkoérpern und Grund-
wasserkorpern,

— Anpassungen von Wasserkorpern,
— Zusammenstellung der wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung im Flusseinzugsgebiet,

— Abschéatzung der Wirkung der grundlegenden (d. h. auf rechtlichen Instrumenten neben der WRRL basieren-
den) MaRnahmen und zu erwartender Entwicklungen bis 2015 (Baseline Szenarien),

— Aufstellung des Programms der erforderlichen ergdnzenden Mafinahmen einschlieflich Ermittlung der Kos-
teneffizienz der Malinahmen und MalRnahmenkombinationen. Dabei wurden auch die bereits umgesetzten
grundlegenden MaRnahmen bilanziert. Auf Grundlage der vorbereitenden Schritte — Bestandsaufnahme,
Uberwachung und Baseline Szenarien — wurden die verbleibenden Defizite der Wasserkdrper ermittelt und
die MalRnahmen zusammengestellt, die erforderlich sind, um die Umweltziele zu erreichen.

Die MalRnahmen wurden sektoral geplant auf Grundlage der vier wesentlichen Arten von Gewasserbelastun-
gen bzw. Handlungsbereichen, die in der Bestandsaufnahme nach Art. 5 WRRL ermittelt worden sind:

— Belastungskategorie leicht abbaubare organische Stoffe/Saprobie,
— Belastungskategorie Nahrstoffe/Trophie,

— Belastungskategorie Schadstoffe,

— Belastungskategorie hydromorphologische Veranderungen.

Dementsprechend reichen die Malnahmenarten von Nachristungen an Klaranlagen tber die Beratung von
Landwirten zur gewasserschonenden Bewirtschaftung der Landflachen bis zu wasserbaulichen Malnahmen,
wie die Errichtung einer Fischaufstiegshilfe. Auch konzeptionelle MalRnahmen, wie freiwillige Kooperationen
sowie weitere Untersuchungen und Erhebungen, sind Malnahmen des MaRnahmenprogramms.

— Zustandsbewertung bzw. —beurteilung der Wasserkérper,
— Einstufung in kunstliche, erheblich veranderte oder nicht erheblich veranderte Oberflachenwasserkdrper,

— Einschatzung der Entwicklung des Gewasserzustands, der Umweltzielerreichung und Zusammenstellung der
Wasserkorper, fiir die eine Fristverlangerung tber 2015 hinaus in Anspruch genommen werden muss, ein-
schlief3lich der erforderlichen Begriindungen,

— Durchfiihrung einer Strategischen Umweltpriifung fiir den Entwurf des MalRhahmenprogrammes,

— Beteiligung der Offentlichkeit und von MaRnahmentragern bei der Aufstellung des Plans, insbesondere
Durchfiihrung des Anhérungsverfahrens.

* Phase 5 stellt die nach der Aufstellung von Bewirtschaftungsplan und MaRnahmenprogramm folgende Umset-
zung der Maflnahmenprogramme dar. Diese mussen bis 2012 umgesetzt werden. Hierunter ist zu verstehen,
dass bis zu diesem Zeitpunkt mindestens die nétigen sachlichen Voraussetzungen fur das Erreichen der Pro-
grammziele geschaffen sein miissen, z. B. Aufstellung von Férderprogrammen, Erlass oder Anderung von Be-
scheiden, Erstellen von Detailplanen. Bewirtschaftungsplan und zugehdriges Mainahmenprogramm bilden
kiinftig die Grundlage fur die Bewirtschaftung der Wasserressourcen sowie fiir die Unterhaltung und Entwick-
lung der oberirdischen Gewasser.

* In Phase 6 sollen sich die umgesetzten Malinahmen in ihrer Wirkung entfalten, so dass bis 2015 die Ziele der
WRRL fir die betreffenden Wasserkorper erreicht werden kénnen. Die Bayerische Staatsregierung hat hierzu
beschlossen, fiur die Umsetzung der ergdnzenden MaRnahmen auf die Prinzipien der Freiwilligkeit und Koope-
ration zu setzen. Dieses Vorgehen wird durch einschlagige Férderprogramme unterstutzt.



» Eine Aktualisierung der Plane und Programme findet grundsétzlich im 6-Jahres-Zyklus statt. Eine zwischenzeit-
liche Uberarbeitung der Dokumente ist bei Bedarf méglich.

D Bewirtschaftungsplan

Die Bewirtschaftungsplanung nach WRRL verfolgt einen umfassenden, integrativen Ansatz, der den nachhaltigen
Ressourcenschutz und den Erhalt der 6kologischen Funktionsfahigkeit der Gewasser in den Mittelpunkt stellt.
Betrachtet werden Fliisse, Seen, Ubergangsgewasser, Kiistengewésser und das Grundwasser.

Gemal WRRL sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, als zentrales Instrument bei der Umsetzung der WRRL natio-
nale flussgebietsbezogene Bewirtschaftungspléne zu erstellen. Der vorliegende Bewirtschaftungsplan gilt fir das
bayerische Rheingebiet (sogenannter B-Bericht). Er ist malgebend fir die Umsetzung in Bayern. Zur Darstellung
der landeribergreifenden Bewirtschaftungsfragen in der internationalen Flussgebietseinheit Rhein und der inter-
nationalen Abstimmung und Koordinierung dient der Internationale Bewirtschaftungsplan (sogenannter A-Bericht
oder auch Dachbericht), der von der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) zwischen allen
Mitgliedstaaten, die Anteile am Einzugsgebiet besitzen, aufgestellt und abgestimmt wurde.

Der Bewirtschaftungsplan mit dem zugehoérigen MalRnahmenprogramm ist eine strategische, behdrdenverbindli-
che Leitlinie (Art. 71a, (2) BayWG). Es handelt sich um eine Rahmenplanung, die fiir eine Umsetzung noch weiter
konkretisiert werden muss. Der Bewirtschaftungsplan fiihrt zu keiner Bindungswirkung fiir einzelne Birger. Die
darin enthaltenen Planungsaussagen kénnen deshalb auch keine lokalen kleinrdumigen Anspriiche und Erwar-
tungen zufriedenstellen; es findet damit auch kein Eingriff in Eigentumsrechte statt.

Der Bewirtschaftungsplan beschreibt das Flussgebiet einschlieflich der Einteilung in Oberflachen- und Grund-
wasserkdrper (Kapitel 1), zeigt die Hauptbelastungen und die wesentlichen Bewirtschaftungsfragen in der Fluss-
gebietseinheit auf (Kapitel 2), macht Angaben zu wasserbezogenen Schutzgebieten (Kapitel 3) und erlautert die
Uberwachungsprogramme einschlieRlich der Ergebnisse aus der Zustandsbewertung bzw. -beurteilung der Was-
serkorper (Kapitel 4).

Die kinftig in den einzelnen Gewassern und Schutzgebieten zu erreichenden Ziele werden festgelegt (Kapitel 5)
und die erforderlichen MaRRnahmen zur Zielerreichung zusammenfassend dargestellt (Kapitel 7). Die MaRnahmen
werden zudem in einem eigenstandigen MalRhahmenprogramm aufgelistet. Unter Bewertung der vorgeschlage-
nen MalRnahmen und deren Umsetzbarkeit wird eine zeitliche Einschatzung der Zielerreichung fir jeden Wasser-
koérper vorgenommen (Kapitel 5). Kapitel 6 beinhaltet die 6konomische Analyse entsprechend Art. 5 und Anhang
Il WRRL sowie die Darstellung der praktischen Schritte und MaRnahmen zur Anwendung des Grundsatzes der
Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen gemaf Art. 9 WRRL. Kapitel 9 erlautert die Aktivitaten zur In-
formation und Beteiligung der Offentlichkeit gemaR Art. 14 WRRL und stellt die Ergebnisse der Anhérungen dar.
Weitere Programme und fachliche Plane zur Unterstiitzung der Ziele der WRRL werden in Kapitel 8 vorgestellt. In
den Kapiteln 10 und 11 werden Informationen zu den zustandigen Behdérden und zu den Anlaufstellen zur Be-
schaffung von Hintergrundinformationen gegeben.

Grundlagen der Bewirtschaftungsplanung waren

+ die Ergebnisse der Bestandsaufnahme mit einer allgemeinen Beschreibung der Gewasser, einer Analyse der
signifikanten Belastungen sowie einer ersten Einschatzung, ob die Ziele der WRRL ohne weitere MalRnahmen
voraussichtlich bis 2015 erreicht werden (vgl. www.wrrl.bayern.de/bestandsaufnahme),

+ der Bericht zu den Uberwachungsprogrammen nach Art. 8 WRRL (liegt als nicht veréffentlichtes Hintergrund-
dokument vor und ist inhaltlich weitgehend in Kapitel 4 des Bewirtschaftungsplans integriert),

 der Zeitplan und das Arbeitsprogramm fiir die Erstellung des Bewirtschaftungsplans (6ffentliche Anhérung von
22.12.2006 bis 30.6.2007),

+ die Uberregional wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung im bayerischen Rheingebiet (6ffentliche Anho-
rung vom 22.12.2007 bis 30.6.2008) und

« die Entwiirfe des Bewirtschaftungsplans und MalRnahmenprogramms(éffentliche Anhérung vom 22.12.2008 bis
30.6.2009).



Wichtige Leitlinien fur die Erarbeitung des Berichtes waren zudem neben den Einzelbestimmungen der WRRL die
CIS-Vorgaben (Guidance Dokumente zur Common Implementation Strategy), die auf EU-Ebene gemeinsam von
der EU-Kommission und den Mitgliedstaaten erarbeitet wurden, sowie die nationalen Abstimmungen auf Ebene
der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA).

Der Bewirtschaftungsplan flr die erste Bewirtschaftungsperiode 2010 bis 2015 war gemaf Art. 13 Abs. 6 WRRL
bis Ende 2009 fertig zu stellen. Mit der Veréffentlichung des Bewirtschaftungsplans am 22.12.2009 durch das
Bayerische Staatsministerium fiir Umwelt und Gesundheit im Allgemeinen Ministerialblatt wird dieser fir die Be-
hoérden des Freistaats Bayern verbindlich.

E Organisation und Zusténdigkeiten

Als zustandige Behorde gemall WRRL ist das Bayerische Staatsministerium fir Umwelt und Gesundheit
(StMUG) flir die Umsetzung der WRRL in Bayern verantwortlich. Es wird dabei durch das Bayerische Landesamt
fur Umwelt (LfU), durch die Bezirksregierungen und die vor Ort tatigen Wasserwirtschaftsamter unterstiitzt. Fir
die MaRnahmenplanung und -umsetzung im Bereich ,Gewasserschonende Landbewirtschaftung” ist geman der
Ressortzuordnung das Bayerische Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, unterstutzt
durch die Bayerische Landesanstalt fiir Landwirtschaft und durch die Amter fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten verantwortlich. Naturschutzfachliche Fragen werden gemeinsam mit der Naturschutzverwaltung und der
Forstverwaltung behandelt. Dieser Bewirtschaftungsplan wurde mit allen Ressorts der Bayerischen Staatsregie-
rung abgestimmt; bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes wurde das Einvernehmen zu diesem
Plan eingeholt.

F Grenzluberschreitende Koordinierung der Gewasserbewirtschaftung

Da Flussgebiete natirliche Einheiten darstellen, die durch Relief und hydrologische Gegebenheiten abgegrenzt
sind, ist eine nach organisatorischen Gesichtpunkten und an Verwaltungsgrenzen orientierte Gewasserbewirt-
schaftung nicht ausreichend. Die grenziiberschreitende Bewirtschaftung der Gewasser ist daher als Verpflichtung
auch in der WRRL enthalten.

Fir die Flussgebietseinheit des Rheins findet zum einen die grenziiberschreitende Koordinierung der Gewasser-
bewirtschaftung durch die Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) statt. Deren Mitglieder —
Schweiz, Frankreich, Deutschland, Luxemburg, die Niederlande und die Europaische Kommission — kooperieren
erfolgreich mit Osterreich, Liechtenstein, der belgischen Region Wallonien und Italien bei der nachhaltigen Ent-
wicklung des Rheins, seiner Auen und bei der Erreichung des guten Zustands aller Gewasser im Einzugsgebiet.
Die IKSR erstellt den internationalen Bewirtschaftungsplan Rhein (A-Bericht).

Zum anderen wurden Bewirtschaftungsplan und Malinahmenprogramm an den grenznahen und grenziiberschrei-
tenden Wasserkorpern einer Abstimmung zwischen den Nachbarstaaten und, aufgrund der foderalen Struktur der
Bundesrepublik Deutschland mit organisatorischen Zustandigkeiten bei den einzelnen Landern, auch zwischen
den benachbarten Bundeslandern unterzogen. Diese Koordinierung wird in so genannten Koordinierungsberich-
ten dokumentiert und die dabei erzielten wichtigsten Ergebnisse werden aufgezeigt. Angesprochen werden die
Themen

« Ergebnisse der Uberwachung (Monitoring),
* Umweltziele/Bewirtschaftungsziele,

* Mallnahmenkonzeptionen und MaRnahmen,
« Offentlichkeitsbeteiligung.

Ein Koordinierungsbericht gibt dabei nicht die Inhalte der Bewirtschaftungsplane oder Teile davon wieder. Viel-
mehr verweist der Bericht auf die jeweiligen Bewirtschaftungsplane der Lander oder Staaten, die gegeniiber der
EU bzw. den nationalen bzw. internationalen Kommissionen verbindlich sind.



Bezogen auf den hier vorliegenden Bewirtschaftungsplan zum bayerischen Rheingebiet bestehen folgende Koor-
dinierungsberichte, die als Anhdnge dem Bewirtschaftungsplan beigefligt sind:

» Berichte zur internationalen Koordinierung

— ,Bearbeitungsgebiet Alpenrhein/Bodensee — Internationale Abstimmung der Bewirtschaftungsplane und
MaRnahmenprogramme in Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der EU“ (Anhang 0.1)
— Abstimmung zwischen Baden-Wirttemberg, Bayern, Italien, Liechtenstein, Osterreich und Schweiz;
Federflihrung: Amt der Vorarlberger Landesregierung.

» Berichte zur nationalen Koordinierung

— ,Umsetzung der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) — Internationale Flussge-
bietseinheit Rhein — Bearbeitungsgebiet Main — Koordinierungsbericht* (Anhang 0.2)
— Abstimmung zwischen Baden-Wirttemberg, Bayern, Hessen und Thiringen; Federfliihrung: Regierung
von Unterfranken.

G Offentlichkeitsbeteiligung

Zentrales Element bei der Aufstellung des Bewirtschaftungsplanes einschliel3lich des Malnahmenprogramms ist
die Einbeziehung der Offentlichkeit. Bereits im Vorfeld zur Aufstellung des Bewirtschaftungsplanes wurde die
Offentlichkeit im Rahmen verschiedener Foren intensiv an den Planungen beteiligt. Zum Entwurf dieses Bewirt-
schaftungsplans einschlieRlich Maknahmenprogramm konnte die Offentlichkeit einschlieBlich MaRnahmentrager,
Behorden und Verbande vom 22.12.2008 bis zum 30.6.2009 Stellung nehmen. Die Stellungnahmen wurden an-
schlieRend ausgewertet und hinsichtlich eines Anderungsbedarfs bei den Dokumenten bewertet. Soweit Ande-
rungen aufgrund von eingegangenen Stellungnahmen veranlasst waren, wurden diese bei der Fertigstellung des
endgultigen Bewirtschaftungsplans bericksichtigt. Die Anhérungsphase wurde dariiber hinaus intensiv auf unter-
schiedlichen Ebenen mit verschiedenen Veranstaltungen fiir einzelne Zielgruppen begleitet.



1 Allgemeine Beschreibung des bayerischen

Rheingebiets

Im Rahmen der Umsetzung der WRRL wurden im bayerischen Rheingebiet (Einzugsgebiete des Mains und des
Bodensees) rund 6650 Kilometer FlieRgewésser (einschlieRlich Kanéle) als Oberflachenwasserkérper (OWK)
abgegrenzt. MafRgebend fir die Zuordnung zu Oberflachenwasserkdrpern und somit fir die Berichterstattung an
die EU-Kommission sind Flieligewasser mit einem Einzugsgebiet von mindestens 10 Quadratkilometern. Von den
in Bayern in OWK gegliederten FlieRgewassern mit einer Lange von insgesamt rund 25 400 Kilometern entfallen
damit ca. 26 Prozent der Fliel3lange auf das Rheingebiet. 55 der bayerischen Seen (einschliellich des Boden-
sees als grenziberschreitendes Gewasser) besitzen eine Flache von mindestens 50 Hektar und sind damit eben-
falls WRRL-berichtsrelevante Gewasser. Davon entfallen auf das bayerische Rheingebiet 6 Seen. Das Grund-
wasser ist auf der gesamten Einzugsgebietsflache Bayerns und damit auch des bayerischen Rheingebietes
Grundwasserkérpern zugeordnet und damit berichtsrelevant.

1.1 Das bayerische Rheingebiet im Uberblick

Das bayerische Rheingebiet setzt sich aus zwei Teileinzugsgebieten zusammen: dem Maingebiet und dem Bo-
denseegebiet. Das bayerische Maingebiet liegt im nordlichen Teil des siiddeutschen Schichtstufenlandes zwi-
schen den Einzugsgebieten der Donau, der Weser und der Elbe. Das bayerische Bodenseegebiet erstreckt sich
von den Allgauer Voralpen Uber die schwabische Hugellandschaft bis hin zum Bodensee und grenzt an das Do-
naugebiet. Die Gewéssersteckbriefe in den Tabellen 1.1 und 1.2 geben einen Uberblick ber die Haupt- und
Nebengewasser, die naturrdumlichen Merkmale, die Landnutzung und wichtige Eckpunkte der Wasserbewirt-

schaftung.

Tabelle 1-1: Gewassersteckbrief bayerisches Maingebiet

Gewassersteckbrief bayerisches Rheingebiet/Main

Gewasser allgemein

Gewasser

Main mit Einzugsgebiet in Bayern

Flussgebietseinheit

Rhein

GroRe des oberirdischen Einzugsge-

bietes

rund 20 300 km? (Gesamtes Maineinzugsgebiet zum Vergleich: ca. 27 800 km?)

WRRL-relevantes Gewassernetz

rund 6400 km FlieRgewasser und Kanale (Maingebiet gesamt zum Vergleich: ca.
9100 km) und 5 Seen

Hauptgewasser

Gewasser

Main

Flusslange des Mains in Bayern

rund 400 km (ab Vereinigung Roter Main und Weilter Main bis zur Landesgrenze)

Hohenlage des Mains

880 m . NN (Quelle des Weilen Mains am Ochsenkopf) bis
105 m G. NN (Kahl am Main / Landesgrenze zu Hessen)

Gewassertyp Oberlauf: Grobmaterialreicher, silikatischer Mittelgebirgsbach (Typ 5)
Silikat. fein- bis grobmaterialreicher Mittelgebirgsfluss (Typ 9)
Mittellauf: GroRer Fluss des Mittelgebirges (Typ 9.2)
Unterlauf: Kiesgepragter Strom (Typ 10)

Nebengewasser

oberirdische Zuflisse mit Ein-
zugsgebiet > 2500 km?

Frankische Saale, Regnitz

oberirdische Gewasser mit Einzugs-
gebiet von 500 bis 2500 km?

Aisch, Gersprenz, Itz, Pegnitz, Rodach, Roter Main, Sinn, Tauber, Wern, Wiesent




Tabelle 1-1: Fortsetzung

Gewassersteckbrief bayerisches Rheingebiet/Main

Nebengewasser

FlieRgewassertypen

Grob/Feinmaterialreiche, silikatische Mittelgebirgsbache (Typ 5, 5.1),
Grob/Feinmaterialreiche karbonatische Mittelgebirgsbache (Typ 6, 7),
Silikatische/karbonatische Mittelgebirgsflisse (Typ 9, 9.1)

Seen = 0,5 km?

Grof3er Brombachsee, Igelsbachsee, Kleiner Brombachsee, Rothsee, Talsperre
Mauthaus

Seentypen Typ 5H: Mittelgebirge, kalkreich, groRes EZG, geschichtet (GroRer Brombachsee,
Rothsee)
Typ 6H: Mittelgebirge, kalkreich, groRes EZG, ungeschichtet (Kleiner Brombach-
see, Igelsbachsee)
Typ 8H: Mittelgebirge, kalkarm, groRBes EZG, geschichtet (Talsperre Mauthaus)

Naturraum

Okoregion Okoregion 9: Zentrales Mittelgebirge

(nach Anhang XI WRRL)

Geologie Quartér und Tertiar, Stiddeutsches Schichtstufenland (Teil des mesozoischen
Deckgebirges: Jura, Keuper, Muschelkalk, Buntsandstein), Perm, Kristallin (aus
Prakambrium bis Paldozoikum)

Klimazonen ozeanisch bis kontinental

MittlererNiederschlag (1971-2000)

760 mm/Jahr

Mittlere Verdunstung (1971-2000)

473 mm/Jahr

Mittlerer Gesamtabfluss (1971-2000)

287 mm/Jahr

Landnutzung (Flachenangaben nach CORINE land cover)

Bevolkerung (Stand 2006)

ca. 3 790 000 Einwohner

Stadte mit 50 000 bis 100 000 Ein-
wohnern

Aschaffenburg, Bamberg, Bayreuth, Schweinfurt

Stadte mit iber 100 000 Einwohnern

Erlangen, Furth, Nirnberg, Wurzburg

Bebaute Flachen 57 %
Landwirtschaftliche Flachen 54,9 %
Walder und naturnahe Flachen 39,2 %
Wasserflachen 0.2 %

Wasserbewirtschaftung

Uberleitung von Wasser aus dem
Donau- ins Maingebiet

Niedrigwasseraufhéhung von Regnitz und Main

Binnenschifffahrt

Main ab Mlndung Regnitz, kurze Teilstrecken der Regnitz, Main-Donau-Kanal

Offentliche Wasserversorgung

in stark besiedelten Gebieten Wasserbedarf teilweise hoher als Vorkommen; Gber-
regionale Ausgleichs- und Verbundsysteme, Bezug von Fernwasser aus dem
Lechmiindungsgebiet im Donaugebiet

Wasserkraft

Anlagen mit einer Ausbauleistung von insgesamt ca. 0,5 Millionen kW, groRe Anla-
gen am Main

Tabelle 1-2: Gewéssersteckbrief bayerisches Bodenseegebiet

Gewassersteckbrief bayerisches Rheingebiet/Bodenseegebiet

Flussgebietseinheit

Rhein

Bearbeitungsgebiet

Alpenrhein - Bodensee

GroRe des Einzugsgebietes in Bayern

590 km? (Bearbeitungsgebiet Alpenrhein - Bodensee: 11 438 km?)

Lange des Gewassernetzes in Bayern rund 250 km

(Einzugsgebiete = 10 km?)

Uferanteil Bodensee in Bayern 18 km

Gewasser

Gewasser Bodensee, Weissach, Argen, Rothach, Leiblach

Gewassertypen (FlieRgewasser und Seen) Kalkreicher, geschichteter Alpensee, Flieigewasser der Jungmorane

des Alpenvorlandes, FlieRgewasser der Kalkalpen




Tabelle 1-2: Fortsetzung

Gewassersteckbrief bayerisches Rheingebiet/Bodenseegebiet

Naturraum
Geologie Faltenmolasse (Sand und Mergelsteine, Konglomerate)
Klimazonen atlantisch bis kontinental

Mittlerer Jahresniederschlag (1971-2000)

1826 mm/Jahr (niederschlagsintensivstes Gebiet in Deutschland)

Mittlere Verdunstung (1971-2000)

563 mm/Jahr

Mittlerer Gesamtabfluss (1971-2000)

1263 mm/Jahr

Landnutzung

Bevdlkerung (Stand 2006)

ca. 93 000 Einwohner

Gemeinden mit 5 000 bis 10 000 Einwohnern

Oberstaufen, Weiler-Simmerberg, Weitnau

Stadte mit tber 10 000 Einwohnern

Lindau, Lindenberg

Bebaute Flachen 7%
Landwirtschaftliche Flachen 59,5 %
Walder und naturnahe Flachen 32 %
Sonstige 1,5 %

Wasserbewirtschaftung

Bodenseeschifffahrt

wahrend der Saison im Sommerhalbjahr

Offentliche Wasserversorgung

Versorgung auf 2 Saulen; Grundwasserférderung in héher gelegenen
Gemeinden, uberwiegend Oberflachenwasserentnahme am Bodensee

Das bayerische Rheingebiet wurde zur Koordination der Planungen in vier hydrologisch abgegrenzte Planungs-
raume (Teilflussgebiete) eingeteilt, davon drei Planungsraume im Maingebiet und ein Planungsraum im Boden-
seegebiet (siehe Tabelle 1-3). AuRerdem reicht das Flussgebiet des Neckars, fir das die Lander Baden-Wirttem-
berg und Hessen zustandig sind, mit zwei sehr geringen Flachenanteilen in das Hoheitsgebiet Bayerns. Die
Planungsraume sowie zwei kleine bayerische Anteile am Neckargebiet wurden wiederum in16 Planungseinheiten
untergliedert, die in der Regel mehrere Oberflachenwasserkdrper und einen oder mehrere Grundwasserkdrper
einschlief3en. Die einzelnen WRRL-Planungsebenen sind aus Anhang 1.1 bis 1.3 ersichtlich und ebenfalls in

Karte 1.1 im Raumbezug dargestellt.

Tabelle 1-3: Planungsraume, koordinierende und beteiligte Behdrden im bayerischen Rheingebiet (Stand 2008)

Flussgebietseinheit Planungsraum/

Beteiligte WWA

Koordinierende

Flache Regierung
Rhein/Main Unterer Main Aschaffenburg, Ansbach, Bad Kissingen, Kronach Unterfranken
8378 km?
Oberer Main Bad Kissingen, Hof, Kronach, Weiden Oberfranken
3820 km?
Regnitz Ansbach, Aschaffenburg, Bad Kissingen, Hof, Mittelfranken
7520 km? Kronach, Nurnberg, Regensburg, Weiden
Rhein/Bodensee Bodensee Kempten Schwaben
590 km?

1.2 Oberflachengewasser

Die Oberflachengewasser in der Flussgebietseinheit wurden in Oberflachenwasserkdrper unterteilt (siehe Kapitel
1.2.1), wobei u. a. die Lage im jeweiligen Naturraum und der daraus abgeleitete pragende Gewassertyp (siehe
Kapitel 1.2.2) sowie die Struktur der Gewassernutzungen eine Rolle spielte (siehe Kapitel 5.1). Oberflachenwas-
serkorper (OWK) im Sinne der WRRL sind einheitliche und bedeutende Abschnitte oberirdischer Gewasser, z. B.
ein See, ein Speicherbecken, ein Fluss, ein Kanal oder jeweils Teile davon. Die Wasserkorper bilden die kleinste
Bewirtschaftungseinheit, auf die sich die Aussagen der Bestandsaufnahme, der Uberwachungs- und der MaR-

nahmenprogramme beziehen.



Aufgrund neuerer Erkenntnisse wurde die erste, im Rahmen der Bestandsaufnahme 2004 durchgefiihrte Abgren-
zung der bayerischen Oberflachenwasserkérper Uiberarbeitet. Dabei kam es bei rund einem Viertel der Flusswas-
serkdrper zu einer Neuabgrenzung. Griinde fur die Neuabgrenzungen waren insbesondere Erkenntnisse aus dem
Monitoring und der Aufstellung der MaRnahmenprogramme mit dem Ziel einer weiteren Homogenisierung der
Oberflachenwasserkorper.

1.2.1 Oberflachenwasserkorper

Die Abgrenzung der Oberflachenwasserkorper orientiert sich an den Vorgaben des CIS-Guidance Dokuments
.ldentification of water bodies” (EU-Kommission 2003). Die grundsatzlichen Trennkriterien flr die Abgrenzung der
OWK sind demnach:

(K1) Gewasserkategorie (Fluss, See) bzw. Einstufung
(nicht erheblich verandert, erheblich verandert, kiinstlich; vgl. Kapitel 5.1)

(K2) Pragender Gewassertyp (vgl. Kapitel 1.2.2)

(K3) Flussgebietseinheit

sowie nach Experteneinschatzung ggf. wesentliche Anderungen in den

(E1) physikalischen und hydrologischen Eigenschaften (z. B. bei bedeutendem Zufluss)
(E2) Belastungen bzw. deren Auswirkungen.

In einem OWK kénnen auch mehrere Gewasser(strecken) zusammengefasst werden, und zwar z. B. rechts- und
linksseitige Zufliisse eines Hauptgewassers sowie FlieRgewasserabschnitte vor und nach einem See. Seen und
Wasserspeicher mit einer Oberflache unter 50 ha werden, soweit umgebende Flusswasserkdrper vorhanden sind,
gemeinsam mit diesen betrachtet. Somit kdnnen bei Wasserspeichern auch Belastungen im Zusammenhang mit
dem Aufstau berlicksichtigt werden.

Die Abgrenzung von Oberflachenwasserkorpern bei Grenzgewassern oder grenziberschreitenden Gewassern
fand nach lander- bzw. staatentibergreifender Abstimmung statt.

Die in Bayern vorkommenden Kategorien von Oberflachengewassern sind Flisse und Seen — die Kategorien
Ubergangsgewasser und Kiistengewésser sind nicht vorhanden. Den kiinstlich oder erheblich veranderten Ober-
flachenwasserkorpern wurde eine vorwiegende Kategorie (Fluss oder See) zugeordnet. Im bayerischen Rheinge-
biet wurden 197 Oberflachenwasserkorper abgegrenzt, davon entfallen 191 auf FlieRgewasser und 6 auf stehen-
de Gewasser. Hinzu kommt der grenziiberschreitende Wasserkdrper des Bodensees (Obersee). In Anhang 1.1
werden die einzelnen Flusswasserkorper, in Anhang 1.2 die Seewasserkorper nach Planungsebenen erfasst, zur
raumlichen Verbreitung siehe Karten 1.2 und 1.3.

Tabelle 1-4: Zahl der Oberflachenwasserkdrper

Planungsraum Oberflachenwasser- Flusswasserkorper Seewasserkorper
korper

Bodensee 15+1* 15 1*

Oberer Main 27+2* 26+2* 1

Regnitz 67 63 4

Unterer Main 79+6* 79+6* 0

FGE Rhein insgesamt 188+9* 183+8* 5+1*

Bayern insgesamt 855+13* 801+12* 54+1*

* Teile des Wasserkorpers liegen in Bayern, federfiihrende Bearbeitung durch angrenzendes Bundesland
bzw. Nachbarstaat oder internationale Koordinierungsgruppe.

1.2.2 Okoregionen und Gewassertypen

Oberflachengewasser liegen in unterschiedlichen Naturrdumen und unterscheiden sich aufgrund der Geologie im
Einzugsgebiet, ihrem Abflussregime und ihrer biozdnotischen Gliederung im Langsverlauf. Die Wasserrahmen-
richtlinie tragt dieser Vielfalt Rechnung, indem sie bei der Bewertung des Gewasserzustandes die naturraumliche
Ausstattung beriicksichtigt und nicht wie bisher alle Gewasser, gleich ob in den Alpen oder im Norddeutschen
Tiefland gelegen, nach einheitlichen Gutekriterien beurteilt. Hierzu wurde ein System entwickelt, das die Gewas-

10



ser entsprechend ihrer natiirlichen Eigenschaften nach gemeinsamen Merkmalen zu Gewassertypen zusammen-
fasst. Fur jeden Gewassertyp wurden typspezifische Referenzbedingungen festgelegt, die den sehr guten Zu-
stand darstellen und somit Grundlage fiir die Bewertung des 6kologischen Gewasserzustands nach naturraum-
spezifischen Lebensgemeinschaften sind. Die entwickelten biologischen Bewertungsverfahren besitzen daher
einen typbezogenen Ansatz. Karte 1.4 zeigt die fir Bayern ermittelten Gewassertypen an den Kategorien FlieR3-
gewasser und Seen.

Zur Typisierung von FlieBgewassern hat die Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) ein deutsch-
landweit abgestimmtes System basierend auf System B (siehe Anhang Il WRRL) entwickelt. In Deutschland gibt
es insgesamt vier Okoregionen und 25 Gewassertypen. In Bayern kommen drei Okoregionen und 14 FlieRge-
wassertypen vor.

Die fiir Bayern relevanten Okoregionen sind hierbei:
Okoregion 4:  Alpen, Héhe > 800 m

Okoregion 8:  Mittelgebirge, Héhe 200-800 m
Okoregion 9:  Alpenvorland, Héhe 200-800 m.

Bache, Flisse und Stréme werden nach der GroRe ihres Einzugsgebietes differenziert (ungefahre Angaben):
Bach: 10-100 km®

kleiner Fluss: >100-1000 km?

groer Fluss: >1000-10 000 km?

Strom: >10 000 km?.

Eine Beschreibung von Referenzbedingungen fiur die FlieRgewassertypen ist in so genannten Steckbriefen nie-
dergelegt, einsehbar unter www.uba.de/wasser/themen/wrrl/wrrl_ftyp.htm. Zur Verifizierung dieser Referenzbe-
dingungen werden Referenzmessstellen regelmafig untersucht (siehe Kapitel 4). Einigen kiinstlichen Gewéassern
kann kein Gewassertyp zugeordnet werden.

Das bayerische Maingebiet liegt in der Okoregion Mittelgebirge und besitzt 10 FlieRgewassertypen/Subtypen.
Das bayerische Bodenseegebiet liegt in den Okoregionen Alpen und Alpenvorland und besitzt 3 FlieRgewasser-
typen/Subtypen (siehe Karte 1.4).

Tabelle 1-5: Biozénotisch relevante FlieRgewéassertypen im bayerischen Maingebiet

Okoregion Typ-Nr. FlieRgewassertyp Anzahl WK
Typen des Typ 5 Grobmaterialreiche, silikatische Mittelgebirgsbache 22
Mittelgebirges Typ 5.1 Feinmaterialreiche, silikatische Mittelgebirgsbache 12
Typ 6 Feinmaterialreiche, karbonatische Mittelgebirgsba- 11
che
Subtyp 6.1K Bache des Keupers 52
Typ 7 Grobmaterialreiche, karbonatische Mittelgebirgsba- 16
che
Typ 9 Silikatische, fein- bis grobmaterialreiche Mittelge- 12
birgsflisse
Typ 9.1 Karbonatische, fein- bis grobmaterialreiche Mittelge- 12
birgsflisse
Subtyp 9.1K Flusse des Keupers 17
Typ 9.2 Grolie Flisse des Mittelgebirges 10
Typ 10 Kiesgepragte Stréme 7

Tabelle 1-6: Biozonotisch relevante FlieRgewdassertypen im bayerischen Bodenseegebiet

Okoregion Typ-Nr. FlieRgewassertyp Anzahl WK
Typen der Alpen und Typ 1 FlieRgewasser der Alpen -
des Alpenvorlandes Subtyp 1.1 Bache der Alpen 4

Subtyp 1.2 Flusse der Alpen

Typ 3 FlieRgewasser der Jungmorane des Alpenvorlandes -

Subtyp 3.1 Béache der Jungmoréane des Alpenvorlandes 9
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Zur Typisierung von Seen hat die LAWA basierend auf System B (siehe Anhang Il, WRRL) ein deutschlandweit
abgestimmtes System entwickelt. Speicherseen werden — sofern es mdglich ist — dem jeweils dhnlichsten natirli-
chen Seentyp zugeordnet. Abgrabungsseen kénnen dem bestehenden Typisierungssystem noch nicht zugeord-
net werden, sie werden vorlaufig als Sondertyp (99) gekennzeichnet. Im bayerischen Maingebiet kommen drei
Seentypen vor. Der Bodensee ist dem Typ 4 zuzuordnen (siehe Karte 1.4).

Tabelle 1-7: Abiotische Seentypen im bayerischen Rheingebiet

Okoregion Typ- Typbezeichnung Anzahl WK
(Gruppe) Nr.
Typen der Alpen 4 Kalkreicher*, geschichteter*** Alpensee mit relativ kleinem oder gro- 1
und em Einzugsgebiet**
des Alpenvorlan-
des
Typen des 5 Kalkreicher, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ groRem Ein- 2
Mittelgebirges zugsgebiet
6 Kalkreicher, ungeschichteter Mittelgebirgssee mit relativ groRem 2
Einzugsgebiet
8 Kalkarmer, geschichteter Mittelgebirgssee mit relativ groRem Ein- 1
zugsgebiet

* kalkreiche Seen: Ca 2+ = 15 mg/l; kalkarme Seen: Ca 2+ < 15 mgl/l

** relativ groRBes Einzugsgebiet: Verhaltnis der Flache des oberirdischen Einzugsgebietes (mit Seeflache) zum Seevolumen,
(Volumenguotient VQ) > 1,5 m*m?, relativ kleines Einzugsgebiet: VQ < 1,5 m%m

*** Es wird empfohlen, einen See als geschichtet einzuordnen, wenn die thermische Schichtung an der tiefsten Stelle des Sees uber
mindestens 3 Monate stabil bleibt.

1.3 Grundwasser

Grundwasser ist unterirdisches Wasser, das die Hohlrdume im Untergrund zusammenhangend ausfiillt. Das
versickernde Niederschlagswasser und das Grundwasser stehen in unmittelbarem Kontakt mit dem Boden und
den Gesteinen. Kalk, aber auch Salze und andere chemische Verbindungen, I16sen sich im Grundwasser und
bestimmen dessen natiirliche Beschaffenheit. Grundwasser kann in unterschiedlichen Tiefen angetroffen werden.
Der héchste Grundwasserspiegel kann bereichsweise knapp unter dem Gelande anstehen oder auch erst in
Tiefen von 10 bis 100 m. Die natiirliche Uberdeckung kann das Grundwasser vor dem Eintrag von Schadstoffen
schiitzen, sofern ihre Machtigkeit und Filterwirkung ausreicht und kein GbermaRiger Eintrag stérender Stoffe
durch menschliche Aktivitaten erfolgt.

1.3.1 Grundwasserleiter

Entsprechend seiner geologischen Vielfalt besitzt Bayern eine Vielzahl unterschiedlicher, in sich differenzierter
Grundwasserlandschaften. Grundwasserleiter kdnnen grob in drei verschiedene Typen eingeteilt werden:

» Porengrundwasserleiter (vorwiegend in Lockergesteinen, z. B. sandigem oder kiesigem Untergrund),
» Kluftgrundwasserleiter (Festgesteine, in denen das Wasser in Kliften, Rissen und Spalten flief3t),
» Karstgrundwasserleiter (wenn die Klifte zu gréReren, unterirdischen Gangen und Hohlen aufgeweitet sind).

Das bayerische Maingebiet ist gepragt von Kluftgrundwasserleitern (z. B. im Kristallin des Spessart, Fichtelgebir-
ge und thlringischem Schiefergebirge sowie im Bruchschollenland und Buntsandstein). Porengrundwasserleiter
sind vor allem in den Flusstalern anzutreffen, Karstgrundwasserleiter im Bereich der Muschelkalkplatten und im
Frankischen Jura. Die Schutzfunktion der Deckschichten ist generell mittel bis gering. Der Porengrundwasserlei-
ter im bayerischen Bodenseegebiet ist durch gering durchlassige Deckschichten relativ gut vor Verschmutzungen
geschiuitzt.

1.3.2 Grundwasserkorper

Ein Grundwasserkoérper (GWK) im Sinne der WRRL ist ein abgegrenztes Grundwasservolumen innerhalb eines
oder mehrerer Grundwasserleiter. Grundwasserkdrper bilden entsprechend den Oberflachenwasserkorpern die
Bewirtschaftungseinheiten im Grundwasser. In Bayern sind sie so abgegrenzt, dass sie méglichst mit den oberir-
dischen Wasserscheiden von Teilflussgebieten Gibereinstimmen. Das vereinfacht nachfolgende Arbeitsschritte,
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wie die Behandlung der diffusen Belastungen aus der Landnutzung, die sowohl auf das Grundwasser als auch
die oberirdischen Gewasser einwirken.

Alle Betrachtungen beziehen sich flachendeckend auf den obersten Grundwasserleiter (Hauptgrundwasserleiter).
Um die Grundwasserkérper hinsichtlich diffuser Stoffeintrage differenzierter zu betrachten, wurden sie zusatzlich
in Betrachtungsraume unterteilt.

Das bayerische Rheingebiet umfasst insgesamt 24 Grundwasserkdrper mit einer GréRe von rund 100 bis

2000 km?, die von Bayern federfiihrend bewirtschaftet werden (18 Grundwasserkdrper) oder die grenzuberschrei-
tend sind und von den angrenzenden Nachbarbundesléandern (Hessen und Thiringen) federflihrend bewirtschaf-
tet werden (6 Grundwasserkdrper). Die 18 Grundwasserkorper mit Federfiihrung Bayerns wurden zusatzlich in 95
Betrachtungsraume unterteilt (siehe Anhang 1.3 und Karte 1.5).

Die nachfolgenden Ausfiihrungen des Bewirtschaftungsplans beschreiben die Grundwasserkérper, die federfih-
rend von Bayern bewirtschaftet werden. Informationen zu grenziiberschreitenden Grundwasserkérpern mit Feder-
fuhrung Hessens und Thiringens werden nachrichtlich aufgefiihrt.

Eine genauere Beschreibung der Grundwasserkorper in Bayern sowie ihrer Abgrenzung erfolgte mit der Be-
standsaufnahme 2004 und ist den Berichten an die Europaische Kommission zur Bestandsaufnahme 2004 in
Bayern zu entnehmen.
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2 Signifikante Belastungen und anthropogene
Einwirkungen auf den Zustand von Oberflachen-
gewassern und Grundwasser

Die vorlaufige Analyse der signifikanten Belastungen und der anthropogenen Einwirkungen aus der Bestandsauf-
nahme im Jahr 2004 wurde in Bayern durch weitere Untersuchungen und Berechnungen fortgeschrieben.

Signifikanz

Als signifikant werden Belastungen bezeichnet, die den guten Zustand der Gewasser beeintrachtigen kénnen.
Neben grundsatzlich gemall WRRL zu beachtenden Kriterien, wie beispielsweise kommunale Klaranlagen ab
2000 EW Ausbaugrofe, beruht die Einschatzung der Signifikanz auf den Ergebnissen der Gewasseriiberwa-

chung.

Der Zusammenhang zwischen Belastungen und Auswirkungen im Gewasser ist zum einen teilweise evident (mo-
nokausal), z. B. im Falle von Einleitungen (Emissionen) und im Nachweis der Stoffe im Gewasser (Immissionen),
zum anderen ergibt er sich aus den Anspriichen der zur Bewertung des Gewasserzustandes zu betrachtenden
biologischen Qualitatskomponenten an ihre Lebensumwelt. Haufig handelt es sich nicht um einen monokausalen
Zusammenhang, vielmehr bestimmen mehrere Einflussfaktoren verschiedene Aspekte der Biozonose. Witterung
und hydrologische Verhaltnisse kdnnen die Reaktionen zusatzlich stark beeinflussen, sodass die gleichen Belas-
tungsfaktoren von Jahr zu Jahr unterschiedlich starke Auswirkungen zur Folge haben kénnen.

Mehrere Projekte widmen sich aktuell dieser Fragestellung und es ist davon auszugehen, dass mit zunehmen-
dem Datenumfang zu Belastungsfaktoren und Uberwachungsergebnissen weitergehende Aussagen zur Signifi-
kanz von Belastungen gemacht werden kdnnen. Dies gilt sowohl fir stoffliche Konzentrationen (z. B. Zielwerte fiir
eine Phosphatkonzentration, die im Gewasser erreicht werden sollte) als auch fiir hydromorphologische Verande-
rungen, die sich in zahlreichen Einzelfaktoren dufern, jedoch nicht alle die gleiche Signifikanz fiir die Beeintrach-
tigung des guten Zustandes der Gewasser aufweisen.

Nicht signifikant ist eine Vielzahl weiterer anthropogen bedingter Belastungen oder Einwirkungen, die direkt den
Gewasserzustand beeinflussen kdnnen (z. B. Fischteichanlagen) oder sich indirekt auswirken kdnnen (z. B. sau-
rebildende Luftschadstoffe). Sie kdnnen lokal von Bedeutung sein, sind in der Regel aber von untergeordneter
Relevanz fir die Zustandseinstufung eines gesamten Wasserkorpers anzusehen.

Aus der Abschatzung der Auswirkungen des Klimawandels Uber regionale Klimaprojektionen ist fiir die kommen-
den Jahrzehnte zu erwarten, dass langer andauernde heif3e Trockenperioden zunehmen und sich damit auch
temporar die Niedrigwasserverhaltnisse verscharfen kdnnen. An einer Quantifizierung dieser Aussage wird der-
zeit gearbeitet, um belastbare Ergebnisse zu gewinnen. Die moéglichen Folgen dirften fiir den ersten Berichtszeit-
raum noch keine besondere Bedeutung erlangen.

Generell wurden fiir die Gewasser Bayerns als die wichtigsten Fragen der Gewasserbewirtschaftung festgestellt:

a) Stoffliche Belastungen in Oberflachengewéssern und im Grundwasser

Der Verursacherbereich der stofflichen Belastungen lasst sich in sog. Punktquellen und diffuse Quellen unterglie-
dern. Unter Punktquellen lassen sich Einleitungen in Gewasser (z. B. Abwassereinleitungen) oder lokale Standor-
te mit moglicher Gewassereinwirkung (z. B. Altstandorte, Deponien) zusammenfassen. Belastungen aus diffusen
Quellen sind flachenhafte und linienférmige Stoffeintrage, die nicht unmittelbar einem Verursacher oder einer
punktuellen Emissionsquelle zugeordnet werden kdnnen. Es existieren in einzelnen Bereichen Uberschneidungen
dieser Definition, daher wird in den nachfolgenden Kapiteln detaillierter auf diese méglichen Belastungsquellen
eingegangen.
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» Belastungen durch Nahrstoffe:
In oberirdischen Gewassern sind die Nahrstoffe Stickstoff und Phosphor fir das pflanzliche Wachstum von Be-
deutung. In Binnengewassern ist Phosphor in der Regel der limitierende Faktor. Bei erhéhter Konzentration und
Verfligbarkeit fihren Nahrstoffe in langsam flieBenden oder stehenden Gewasserabschnitten zu tiberhdhtem
Algen- bzw. Pflanzenwuchs, Triibung sowie Schwankungen der Sauerstoff- und pH-Werte im Tag-Nacht-Wech-
sel. Letztlich fihrt dies zu einer Veranderung der Zusammensetzung der typischen Gewasserflora und -fauna.
Eine Folge ist, dass die Gewasser ab einem bestimmten Belastungsgrad den guten Zustand nicht erreichen
kénnen.
Die Eintragspfade von Nahrstoffen in die Gewasser sind unterschiedlich. Grundwasser wird hauptsachlich
durch diffusen Eintrag belastet. Bei den Belastungen der Oberflaichengewasser spielen diffuse Eintrage (z. B.
Abschwemmung des Bodens von angrenzenden Flachen, Infiltration von belastetem Grundwasser) als auch
punktuelle Eintrage (z. B. Abwassereinleitungen aus Klaranlagen) eine maf3gebende Rolle.

» Belastungen durch Schadstoffe:
Bereits geringe Konzentrationen von Schadstoffen (z. B. Industriechemikalien, Schwermetalle und Pflanzen-
schutzmittel) in Oberflachengewassern kdnnen sich nachteilig auf aquatische Tiere und Pflanzen auswirken.
Schadstoffbelastungen im Grundwasser sind insbesondere hinsichtlich moglicher Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit zu verhindern, da Grundwasser in Bayern die wichtigste Trinkwasserressource ist.
Ebenso wie bei den Nahrstoffen kann der Eintrag diffus oder punktuell bedingt sein.

b) Hydromorphologische Veranderungen von Oberflachengewassern

In die Fluss- und Seenlandschaften wurde im Zuge der Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung stark eingegriffen.
Flusslaufe wurden begradigt und verkurzt, Ufer befestigt, Auen trockengelegt bzw. vom Gewasserlauf abgetrennt
und Stauseen bzw. Talsperren errichtet.

Besonders betroffen von diesen Eingriffen ist die Fischfauna, vor allem Langdistanzwanderfische (z. B. Fluss-
neunauge, Meerneunauge, Meerforelle, Lachs und Aal), die durchgangige Gewasser mit natirlichen oder natur-
nahen Gewasserstrukturen als Lebensraum bendétigen. Die Vernetzung der FlieRgewasser ist fur alle Fischarten
von Bedeutung, da alle Fischarten mehr oder weniger groRe Wanderbewegungen vollziehen, z. B. um geeignete
Laichgriinde, Nahrungsgriinde oder geschutzte Unterstdnde zu erreichen. Zudem ist sie wichtig fiir Fischarten,
die auf die Anbindung an Auengewasser als Laich- bzw. Jungfischhabitate angewiesen sind. Infolge der oben ge-
nannten Eingriffe in die Gewasserstruktur bestehen heute folgende wesentlichen hydromorphologischen Defizite
in den FlieRgewassern:

» gestorte Abflussdynamik, Geschiebedefizite,
» gestorte Durchgangigkeit,

» Beeintrachtigungen durch Begradigung, Sohlsicherung, Uferverbauungen.

2.1 Oberflachengewasser

Ein Teil der Oberflachengewasser wird durch stoffliche Eintrdge sowie durch hydromorphologische Veranderun-
gen beeinflusst (vgl. Kapitel 2.1.1 und 2.1.2). Bei den Stoffeintrdgen werden Punktquellen und diffuse Quellen als
signifikante Belastungen naher betrachtet. Im hydromorphologischen Bereich zahlen hierzu Wasserentnahmen,
morphologische Veranderungen und Abflussregulierungen. Weitere Einflussgréen wurden bereits bei der Be-
standsaufnahme im Jahr 2004 betrachtet und haben auch nach einer erneuten Uberpriifung weitgehend keine
signifikante Bedeutung. Sie werden gesondert dargestellt (siehe Kapitel 2.1.3).

2.1.1 Stoffliche Belastungen

Die Ergebnisse der Gewasseriiberwachung haben gezeigt, dass bei stofflichen Belastungen Giberwiegend die
Eintrage von Nahrstoffen (Phosphor und Stickstoff) den Gewasserzustand beeinflussen. Phosphor ist dabei ein
wesentlicher Faktor fiir Eutrophierungsprozesse in den Binnengewassern, Stickstoff steuert die Eutrophierung in
den aufnehmenden Meeren. Um die Verursacher der Nahrstoffeintrage in die Oberflachengewéasser raumbezo-
gen bewerten zu kénnen, ist eine Quantifizierung dieser Eintrage erforderlich (Emissionsbetrachtung). In Bayern
bedient man sich hierzu des Nahrstoffbilanzmodells MONERIS (Modelling Nutrient Emissions in River Systems).
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In geringerem Umfang spielt auch der Eintrag leicht abbaubarer organischer Stoffe eine Rolle. Er wirkt sich primar
auf den saprobiellen Zustand der Gewasser aus. Eingetragen werden diese Stoffe vor allem durch Abwasserein-
leitungen. Sie kdnnen aber auch im Gewasser selbst aus abgestorbener pflanzlicher Biomasse entstehen, was
wiederum hauptsachlich auf einen zu hohen Eintrag von Nahrstoffen zurtickzuflhren ist.

Die Belastung durch prioritare Stoffe und sonstige Schadstoffe (nach Anhang 4 BayGewZustVO) ist gering und
auf wenige Stoffe beschrénkt. Auch die Ergebnisse der Uberwachung (siehe Kapitel 4) bestatigen diese Ein-
schatzung. Ein weiteres Augenmerk wird auf die Bodeneintrage (quantitativ) durch Erosion gerichtet, die die Habi-
tate in den Gewassern beeinflussen kénnen.

Fur eine Analyse der Ursache und der Wirkung auf den Zustand des Gewassers ist eine einzelstoffbezogene
Vorgehensweise notwendig. Stoffliche Eintrage kénnen jedoch von punktuellen oder diffusen Quellen ausgehen.
Fir die MalRnahmenplanung ist diese Unterscheidung von Bedeutung. Im Folgenden werden die Eintragspfade
kurz beschrieben, anschliefend wird naher auf die genannten Stoffgruppen eingegangen.

Punktuelle Quellen

Zu den punktférmigen Eintragspfaden zahlen ,Kommunale Klaranlagen®, ,Industrielle Direkteinleiter”, ,Kleinklar-
anlagen“ sowie ,Urbane Flachen® (Entlastungen aus Misch- und Trennsystem).

Uber die in den EG-Richtlinien erfassten potenziellen Quellen hinaus werden bei der Analyse und Ermittlung der
Stoffeintrage alle nach Landesrecht erlaubnispflichtigen Einleitungen, zum Teil jedoch summarisch (z. B. Klein-
klaranlagen) betrachtet. Ein einheitliches Signifikanzkriterium, beispielsweise nach der GroRe der Anlagen wurde
nicht festgelegt, um ggf. eine akkumulierende Wirkung von punktuellen Stoffeintragen in Gewassern erkennen zu
kénnen. Im Falle von industriell/gewerblichen Abwassereinleitungen wurde nach Experteneinschatzung die Aus-
wahl nach dem Eintrag an wasserrelevanten Stoffen, wie Nahrstoffe oder prioritdre Stoffe vorgenommen.

Daten zu den punktuellen Quellen

Im Jahr 2007 waren im Einzugsgebiet der Rhein 931 Klaranlagen zur Behandlung von kommunalem Abwasser
mit einer Gesamtausbaugrofie von 8,9 Mio. Einwohnerwerten in Betrieb. Eine flussgebietsbezogene Aufteilung
enthalt Tabelle 2-1. Die Abbauleistung der Klaranlagen hat sich in den vergangenen Jahren stetig gesteigert.
Néahere, auch flussgebietsbezogene Informationen sind den laufend aktualisierten Lageberichten zur Umsetzung
der EG-Kommunalabwasserrichtlinie zu entnehmen. Sie sind im Internet verdffentlicht und stehen unter
www.lfu.bayern.de/wasser/daten/abwasseranlagen_emissionen/index.htm zum Download bereit.

Tabelle 2-1: Anzahl und Ausbaugrof3e der kommunalen Klaranlagen im bayerischen Rheingebiet

Anzahl an Anlagen mit einer AusbaugrofRe von ...

Planungsraum <2000 EW  >=2000bis >10000bis >100000EW  Summe Summe Ausbaugréfie
10 000 EW 100 000 EW Anlagen

Oberer Main 101 45 21 4 171 1682 851

Regnitz 262 86 40 6 394 4133772

Unterer Main 205 88 44 4 341 2828 810

Bodensee 15 5 5 0 25 224 516

Summe 583 224 110 14 931 8 869 949

Die kommunalen Klaranlagen werden, unterschieden nach GroRenklassen, in Karte 2.3 dargestellt.

Die Niederschlagswasserableitung erfolgt im Maineinzugsgebiet zu etwa 20 Prozent (bezogen auf die Kanallan-
ge) im Trennsystem und zu rund 80 Prozent im Mischsystem. Im Einzugsgebiet des Bodensees dagegen wird
rund 70 Prozent des Abwassers im Trennsystem abgeleitet. In Anlagen zur Misch- und Regenwasserbehandlung
werden die Eintrdge aus der Kanalisation weitgehend minimiert.

Etwa 15 000 Kleinklaranlagen (davon ca. 2000 im Bodensee-Einzugsgebiet) reinigen das Abwasser von nicht an
zentrale Klaranlagen angeschlossenen Einwohnern. Sie mussen seit 2002 mit einer biologisch wirkenden Reini-
gungsstufe nachgeristet werden. Karte 2.4 gibt Auskunft Uber den gegenwartigen Anschlussgrad an Kleinklaran-
lagen im landlichen Raum.
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Etwa 500 gewerbliche oder industrielle Betriebe leiten ihr Abwasser in das kommunale Kanalnetz ein (Indirektein-
leiter). Teilweise wird das Abwasser in einer betriebseigenen Abwasseranlage schon gezielt vorbehandelt, so-
dass anschlieRend die kommunalen Klaranlagen die abschlielende Behandlung problemlos tibernehmen kén-
nen. Weitere rund 250 Industrie- oder Gewerbebetriebe verfligen Uiber eine eigene Betriebsklaranlage und leiten
das gereinigte Abwasser direkt in die Gewasser ein (Direkteinleiter).

Etwa 100 der oben genannten direkt und indirekt einleitenden Betriebe sind genehmigungspflichtig nach IVU-
Richtlinie (EG-Richtlinie Uber die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung). Be-
richtspflichtig gemaR dem Europaischen Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (PRTR) sind in der
Hauptsache alle IVU-Betriebe sowie alle kommunalen Klaranlagen Giber 100 000 EW Ausbaugréfle, sofern sie fur
bestimmte Stoffe die in der Verordnung genannten Schwellenwerte zur Freisetzung oder Verbringung berschrei-
ten. Es wird davon ausgegangen, dass dadurch die in die Umwelt emittierten Schadstoffe weitgehend erfasst
werden. Es handelt sich dabei um Schadstoffmengen, die nach der mindestens dem Stand der Technik entspre-
chenden Reinigung noch im Abwasser verbleiben und deren Einleitung in die Gewasser wasserrechtlich geneh-
migt ist. Fir das Umweltmedium Wasser haben im Berichtsjahr 2007 in Bayern 52 direkt (davon 34 kommunale
Klaranlagen) und 59 indirekt einleitende Betriebe relevante Schadstofffrachten gemeldet. Am haufigsten wurden
Uberschreitungen des Schwellenwertes bei den Parametern TOC (Gesamter organischer Kohlenstoff), Gesamt-
phosphor, Gesamtstickstoff und bei einigen Schwermetallen registriert. Die Ergebnisse des ersten Berichtsjahres
sind im Internet unter www.prtr.de verdffentlicht. Sie werden jahrlich aktualisiert.

Diffuse Quellen

Neben den Punktquellen tragen eine Reihe von diffusen Quellen zu den Stoffeintragen in Oberflachengewéasser
bei. Folgende Quellen wurden genauer untersucht: ,Erosion®, ,Atmosphéarische Deposition®, ,Oberflachenabfluss®,
,Dranagen” sowie der Eintrag Uber das ,Grundwasser*.

Daten zu den diffusen Quellen

Die bedeutendsten diffusen Stoffeintrage in die Oberflaichengewasser stellen die Nahrstoffeintrage von landwirt-
schaftlich genutzten Flachen dar. Mit mehr als 50 Prozent haben diese den gréf3ten Anteil an der Flachennutzung
in den Einzugsgebieten von Main und Bodensee. Wahrend davon im Maingebiet rund 76 Prozent als Ackerland
und etwa 22 Prozent als Griinland bewirtschaftet wird, sind es im Bodenseegebiet nur rund 0,1 Prozent Ackerland
und rund 97 Prozent Griinland. Die Flachennutzungsart in den Einzugsgebieten hat eine groRe Bedeutung fiir die
Art der Stoffeintrage aus diffusen Quellen. Eine Aufstellung der Flachennutzung nach ATKIS (Amtliches Topogra-
phisch-Kartographisches Informationssystem) im Planungsraum enthalt Tabelle 2-2.

Tabelle 2-2: Flachennutzung in den Planungsraumen des bayerischen Rheingebiets

Oberer Main Regnitz Unterer Main Bodensee Bay. Rhein

km? % km? % km? % km? % km? %
Ackerland 1336 35% 2778 37 % 3518 42% 0 0% 7632 38 %
Griinland 562 15 % 891 12 % 759 9% 321 54 % 2533 12%
Sonderkultur (z. B. 2 0% 34 0% 113 1% 10 2% 159 1%
Obst, Hopfen, Wein)
Wald 1592 42 % 3052 41 % 3295 39% 206 35% 8145 40 %
Siedlungsflachen 306 8 % 691 9% 633 8 % 41 7% 1672 8%
Wasserflachen 23 0 % 70 1% 59 1% 2 0% 154 1%
Feuchtflachen 1 0 % 2 0 % 2 0 % 3 1% 7 0%
(z. B. Moore)
Vegetationslos 0 0% 1 0% 0 0% 5 1% 6 0 %
(z. B. Alpen)

Ackerland kann als potentielle Eintragsquelle fiir den partikelgetragenen diffusen Stoffeintrag durch Erosion sowie
flr den geldsten Stoffeintrag durch Oberflachenabfluss (Abschwemmung) verantwortlich sein. Als weiterer diffu-
ser Eintragspfad ist auch der Eintrag tiber Dranagen von landwirtschaftlich genutzten Flachen (Griinland und
Ackerland) von Belang. Feuchtflachen, vor allem Moore kénnen als Quelle von Stoffeintragen verantwortlich sein,
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wenn sie durch menschliche Eingriffe in ihrem Stoff- und Wasserhaushalt beeintrachtigt wurden. Grundsatzlich ist
die Bedeutung der Flachennutzung fir die Stoffeintrage in Oberflachengewasser maRgeblich von der Art und
Weise der Flachenbewirtschaftung sowie von den klimatischen Bedingungen (Niederschlagsverhaltnisse) abhan-
gig. Siedlungsflachen werden im Rahmen der Stoffeintragsmodellierung als punktuelle Quellen behandelt.

Neben den diffusen Stoffeintragen aus der Landwirtschaft wird ebenso ein nennenswerter Anteil von der Allge-
meinheit verursacht, beispielsweise durch Verbrennungsprozesse im Bereich Energieerzeugung und Verkehr.
Vor allem Stickstoff gelangt dadurch flichendeckend als atmosphéarische Deposition auf die Erdoberflache und in
die Gewasser.

2.1.1.1 Nahrstoffe

In Bayern erfolgt die Emissionsbetrachtung von Nahrstoffen in Oberflachengewasser mit dem Nahrstoffbilanzmo-
dell MONERIS (Modelling Nutrient Emissions in River Systems). MONERIS (siehe Abbildung 2-1) ist ein interna-
tional anerkanntes Modell, das in den letzten Jahren deutschlandweit und an mehreren mittleren und grof3en
Flusseinzugsgebieten in Europa angewandt worden ist. Nahrstoffeintrage in Flusssysteme stellen komplexe Vor-
gange dar. Mit Modellen wie MONERIS kénnen Aussagen zu den verschiedenen Nahrstoffeintragspfaden getrof-
fen werden. Grundlage fiir die Berechnungen bilden Landnutzungsdaten, Agrarstatistiken, Nahrstoffgehalte der
Boden, Stickstoffbilanziiberschiisse (siehe Karte 2.5), statistische Daten der Gemeinden und Kreise sowie Uber-
wachungsdaten der Wasserwirtschaftsverwaltung und der Abwasseranlagenbetreiber. Unter Berticksichtigung
der wesentlichen Retentionsprozesse kdnnen mit dem Modell die mittleren jahrlichen Phosphor- und Stickstoffein-
trage eintragspfadbezogen ermittelt werden. Der Vergleich von mit MONERIS ermittelten Frachten mit den an
zahlreichen FlieRgewéssermessstellen in Bayern ermittelten Frachten hat eine gute Ubereinstimmung ergeben.
Fir die Aufstellung des Modells in Bayern wurde zunachst zwischen punktférmigen und diffusen Eintragspfaden
unterschieden.

Die punktférmigen Eintragspfade wurden bei der Quantifizierung der Eintrage in die Oberflachengewasser wie
folgt betrachtet:

+ ,Kommunale Klaranlagen*: Uberwachungsdaten der Betreiber und der Wasserwirtschaftsamter fiir alle Klaran-
lagen, die kommunales Abwasser reinigen, ab einer Ausbaugrofie von grof3er 50 Einwohnerwerten.

« Industrielle Direkteinleiter*: Uberwachungsdaten der Betreiber und der Wasserwirtschaftsamter fiir alle direkt in
ein Gewasser einleitenden Abwasseranlagen von Industrie- und Gewerbebetrieben.

» ,Urbane Flachen® (entwéssert tber Misch- und/oder Trennsystem): Statistische Daten der Gemeinden und
Kreise sowie der Wasserwirtschaftsverwaltung zu Kanalsystem, Volumen von Regenriickhaltebecken und Ent-
lastungsmengen. Weiter werden die mittlere Niederschlagshéhe und die Verschmutzung der an das Misch-
oder Trennsystem angeschlossenen Siedlungsflachen durch Verkehr, atmospharische Deposition sowie tieri-
sche und pflanzliche Abfalle wie z. B. Exkremente und Laubfall berlicksichtigt.

» Kleinklaranlagen®: mittlere Einleitungsmengen und -konzentrationen aller nicht an kommunale Klaranlagen
angeschlossenen Einwohner. Diese Einwohner verfiigen fiir die Reinigung des anfallenden Abwassers tber
Kleinklaranlagen.

Folgende diffuse Quellen und Datengrundlagen wurden bei der Berechnung der Stoffeintrage beriicksichtigt:

« ,Erosion®: An Bodenpartikel gebundener Nahrstoffeintrag von Ackerflachen inklusiv Sonderkulturen und deren
Einzugsgebiete, die an ein Gewasser angebunden sind. HoShenmodell (DGM 25), Angaben zum Bodenabtrag
der Landesanstalt fir Landwirtschaft (LfL) und Nahrstoffgehalte der Oberbdden bilden die Berechnungsgrund-
lage.

» ,Atmospharische Deposition”: Daten des Umweltbundesamtes zur feuchten und trockenen Deposition von
Phosphor und Stickstoff (NOX und NHX) direkt auf die Wasserflachen. Die atmospharische Deposition auf be-
festigte und unbefestigte Fldchen wird bei den anderen Eintragspfaden bertiicksichtigt.

» ,Oberflachenabfluss®: Oberirdisch abflieRendes Wasser mit geldsten Nahrstoffen (im Gegensatz zur Erosion).
Erfasst werden hier Eintradge von landwirtschaftlichen Nutzflachen und unbefestigten offenen Flachen unter Be-
riicksichtigung von Niederschlagshéhe, atmospharischer Deposition und Nahrstoffgehalt im Oberboden.

» ,Dranagen®: Die Nahrstoffeintrage Giber Dranagen aus landwirtschaftlichen Flachen werden aus Daten des
Umweltbundesamtes Uber gedrante Flachen, Stickstoffsalden der Landesanstalt fir Landwirtschaft (LfL), Phos-
phorgehalt der Bdden, atmosphéarische Deposition, Niederschlagshéhe und Bodeneigenschaften ermittelt.
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» ,Grundwasser“: Nahrstoffeintrag Gber den unterirdischen Wasserabfluss (Basisabfluss und Interflow) zu den
Oberflachengewassern. Hierbei werden Stickstoffsalden, Phosphorgehalt der Bden, atmosphéarische Depositi-
on, Niederschlagshéhe und Bodeneigenschaften berlicksichtigt.

Nahrstoffeintragspfade von MONERIS in Oberflachengewasser
|_ Erosion
=
w Landwirtschaft
d Qberfiachenabfluss
o Boden
o DCranagen
(1)
w0
>
: Grundwasser
t Atmosphansche
EL Deposition
|V Mﬂ x'l} Misch- und Trennsystem
I.!ZJ m | |..-|... " Urbane Flachen Kommunala Kisranlagan
-
- ‘
w M Industrialle Direktainleiter
> e
o :
—
u
=
>
o Dezentrale
Abwasser- Kleinkldranlagen
s entsorgung
' |

Abbildung 2-1: Schematische Darstellung der Nahrstoffeintragspfade nach MONERIS

Stickstoffeintrage

Ein wesentlicher Faktor zur Berechnung der Stickstoffeintrage sind die Daten zu den Stickstoffbilanziberschis-
sen. Auf Basis der Anbaustatistik, der zugeordneten Ertrage und der Viehbestande wurden fiir die Einzugsgebiete
die Stickstoffsalden der landwirtschaftlich genutzten Flachen (LF) in kg/ha*a von der Bayerischen Landesanstalt
fur Landwirtschaft ermittelt. Zur Berechnung des Saldos fiir die Gesamtflache wurden alle Wald- und Restflachen
mit 5 kg/ha*a berilicksichtigt. Der Stickstoffeintrag durch atmosphéarische Deposition wurde bei der Berechnung,
deren Ergebnis in Karte 2.5 dargestellt ist, nicht gesondert in Ansatz gebracht, da fur die primare Einschatzung
der Grundwasserbelastung zunachst angenommen wurde, dass dieser Eintrag in etwa der Gréf3enordnung der N-
Verluste durch Denitrifikation entspricht. Die Darstellung der Stickstoffeintrage in die Oberflachengewasser ist in
Karte 2.1 wieder gegeben.

Etwa 75 Prozent der in die Oberflachengewasser im bayerischen Maineinzugsgebiet eingetragenen Stickstoff-
mengen stammen nach den Berechnungen mit MONERIS aus diffusen Quellen (siehe Abbildung 2-2). Dabei
spielt mit rund 62 Prozent der Eintrag aus dem Grundwasser in Form von Nitrat die gro3te Rolle. Obwohl dieser
Eintragspfad deutlich dominiert, lassen sich daraus nur eingeschrankt Aussagen auf die Belastung des Grund-
wassers mit Nitrat ableiten. Nennenswert sind darliber hinaus noch die Eintragspfade ,,Oberflachenabfluss” sowie
,Erosion“.

Weniger als ein Viertel der in Oberflachengewasser eingetragenen Stickstoffmenge stammt nach den Berech-
nungen mit MONERIS aus Punktquellen. Hier machen die kommunalen Klaranlagen den iberwiegenden Teil der
punktuellen Emissionen aus, die verbliebenen punktuellen Eintragspfade sind bzgl. der Stickstoffeintrage ohne
groRere Bedeutung. Etwa ein Viertel der eingetragenen Gesamt-Stickstoffmenge aus kommunalen Klaranlagen
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gelangt als Ammonium-Stickstoff in die Gewasser, der Rest im Wesentlichen als Nitrat- oder als organisch ge-
bundener Stickstoff. Etwa 240 kommunale Abwasseranlagen mit einer AusbaugréRe von insgesamt rund 6 Mio.
Einwohnerwerten verfligen Uber eine technische Stufe zur Stickstoffelimination.

Etwa 85 Prozent der in die Oberflachengewasser im bayerischen Bodenseeeinzugsgebiet eingetragenen Stick-
stoffmengen stammt aus diffusen Quellen. Mit rund 70 Prozent spielt der Eintrag aus dem Grundwasser die groR-
te Rolle. Von Bedeutung sind auch die Eintragspfade ,Oberflachenabfluss® und ,Dranagen®. Nur ca. 15 Prozent
der in Oberflachengewasser eingetragenen Stickstoffmenge stammen nach den Berechnungen mit MONERIS
aus Punktquellen. Hier machen die kommunalen Klaranlagen den tiberwiegenden Teil der punktuellen Emissio-
nen aus, die verbliebenen punktuellen Eintragspfade sind bezliglich der Abwasseremissionen ohne gréRere Be-
deutung.

80

Stickstoff-Gesamteintrag: ~ 32.000 t/a

7Ot -- oo T e

Punktquellen ! diffuse Quellen
1 62
60 I Kommunale Kléaranlagen : v B Erosion
I [ Industrielle Direkteinleiter vi [ Atmosphérische Deposition
50 | m O urbane Flachen ¢ vil [ oberflachenabfluss
v [ Kleinklaranlagen VT (] Dranagen

! ix B Grundwasser
H0f--—--"-"-""""“"-"—“"—"—~—“" -~~~ —~—~—~—~—~—~—~—~—~ e e —

Frachtanteile in %

K e i -

20

20 A

10 A

3

: 6
P4 3
LN e R —_— |
0
\% Vil

| Il 1] v \Y| VI IX

Abbildung 2-2: Anteile der Eintragspfade am Stickstoffeintrag im bayerischen Maingebiet (2005-2007)

Phosphoreintrage

Nach den Berechnungen mit MONERIS stammen im bayerischen Maineinzugsgebiet etwa 49 Prozent der Phos-
phoreintrage aus Punktquellen, wobei die kommunalen Klaranlagen (ab 51 EW AusbaugrofRe) etwa 36 Prozent
zur Gesamtfracht beitragen (siehe Abbildung 2-3). Mehr als 175 Klaranlagen mit einer Gesamtausbaugréfie von
mehr als 6 Mio. Einwohnerwerten verfiigen lber eine Stufe zur Phosphorelimination. Diese Anlagen emittieren
rund 50 Prozent der Gesamtphosphorfracht aus kommunalen Klaranlagen. Eintrage von Misch- und Regenwas-
serbehandlungsanlagen sind weitgehend von untergeordneter bzw. nur von lokaler Bedeutung fiir die Belastung
der Oberflachenwasserkdrper. Kleinklaranlagen haben im Maineinzugsgebiet keine Relevanz.

Mehr als 50 Prozent der errechneten Phosphoreintrage stammen aus diffusen Quellen. Bedeutende diffuse Ein-
tragspfade fur Phosphor sind die Erosion mit rund 29 Prozent, der Oberflachenabfluss mit 13 Prozent sowie der
Eintrag Gber das Grundwasser mit rund 9 Prozent. Dabei treten regional deutliche Unterschiede auf, die auf Pla-
nungs- bzw. Betrachtungsraumebene in den Karten 2.2 und 2.6 dargestellt sind.
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Abbildung 2-3: Anteile der Eintragspfade am Phosphoreintrag im bayerischen Maingebiet (2005-2007)

Fir die Berechnung des Phosphoreintrags durch Erosion wurden zunachst die an ein Gewasser angebundenen
Ackerflachen (inklusive Sonderkulturen) und die sich daran anschlieRenden Flachen ermittelt. Fiir diese Flachen
leitet sich dann aus dem Bodenabtrag (nach ABAG (Allgemeine Bodenabtragsgleichung)) und dem Nahrstoffge-
halt der Oberbdden der Phosphoreintrag in die Gewasser ab.

Nach den Berechnungen mit MONERIS stammen im bayerischen Bodenseeeinzugsgebiet etwa 23 Prozent der
Phosphoreintrédge aus Punktquellen, wobei die kommunalen Klaranlagen (ab 50 EW Ausbaugrof3e) nur etwa

9 Prozent an der Gesamtfracht ausmachen. Mehr als 75 Prozent der errechneten Phosphoreintrage stammen
aus diffusen Quellen. Aufgrund regionaler Besonderheiten sind mit rund 35 Prozent der Oberflachenabfluss sowie
mit rund 38 Prozent der Eintrag Uiber das Grundwasser von Bedeutung, wahrend der Anteil der Erosion vernach-
Iassigbar ist (siehe Karten 2.2 und 2.6).

2.1.1.2 Schadstoffe

In die Gewasser des bayerischen Maingebietes werden nur wenige Schadstoffe bzw. Schadstoffgruppen in ge-
ringem Umfang eingetragen. Wichtige Ursache bzw. Quelle fur Schadstoffeintréage ist die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln. Vereinzelt sind auch Eintrage aus Altlasten und Abwassereinleitungen zu bertcksichtigen.
Bestimmte Schadstoffe bzw. Schadstoffgruppen (z. B. PAK aus Verbrennungsprozessen) werden ubiquitar in die
Umwelt eingetragen. Ein Teil der Schadstoffemissionen aus Klaranlagen wird tiber das Europaische
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (PRTR) im Internet (www.prtr.de) verdffentlicht.

Pflanzenschutzmittel

Fir die Pflanzenschutzmitteleintrage in die Oberflachengewasser kdnnen diffuse Eintrage Gber Abdrift von Aero-
solen bei der Applikation, Abschwemmung von in Wasser geldsten Wirkstoffen oder an Bodenpartikel gebunde-
nen Wirkstoffen durch Erosion und Punkteintrdge durch unsachgemafe Handhabung von Pflanzenschutzmitteln
bzw. durch Havarien als Belastungspotenial relevant sein. Das Umweltbundesamt hat hierzu fiir Deutschland
Gebiete mit einem hohen Eintragspotenzial [UBA 2000]1 ermittelt.

Der Wirkstoffaustrag durch Abschwemmung (,run-off‘) kann in ackerbaulich genutzten Regionen mit iberdurch-
schnittlichen Hangneigungen und/oder mit besonders erosionsgefédhrdeten Bdden wie in Anbauregionen der
bayerischen Mittelgebirgslagen besonders relevant sein. Eintrage aus Hofablaufen entstehen durch die unsach-
gemalie Reinigung oder Beflillung von Pflanzenschutzmittelgeraten auf Hofflachen. Anschlieend gelangen diese
in der Regel Uiber Kanalisation und Klaranlage in die Oberflachengewasser. Derartige Eintrage sind vor allem in
landlich gepragten Gebieten zu erwarten.

' Berechnungen mit DRIPS
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Eine emissionsseitige, modellhafte Quantifizierung von Eintragen an Pflanzenschutzmittel wurde auf Grund der
meist lokalen Bedeutung in Bayern nicht vorgenommen. Vielmehr konzentriert man sich auf die belasteten Ge-
wasser und versucht in Kooperation mit der Landwirtschaftsverwaltung die méglichen Quellen zu identifizieren.
Die Eintrage kdnnen eine Folge von Anwendungsfehlern oder aber auch durch Witterungseinfliisse z. B. durch
Starkregenereignisse direkt nach der Anwendung bedingt sein. In beiden Fallen ist der Eintrag zeitlich und raum-
lich sehr variabel und daher nicht quantifizierbar. Bereits geringe Eintragsmengen in die Gewasser genligen je-
doch, um signifikante Auswirkungen z. B. eine Uberschreitung der zuldssigen Hochstkonzentration eines Stoffes
oder die Schadigung von Gewasserpflanzen zu verursachen.

2.1.1.3 Bodeneintrage durch Erosion

Der Eintrag von Bodenpartikeln in die Gewasser wird im Wesentlichen durch den erosiven Abtrag von Oberboden
auf landwirtschaftlichen Flachen verursacht. Er kann zu einer Verschlammung und Abdichtung der Gewassersoh-
le (Kolmation) fiihren. Dadurch wird die Besiedelung des Kieslickensystems von wirbellosen Kleintieren (Makro-
zoobenthos) ebenso beeintrachtigt wie die Nutzung als Lebensraum von kieslaichenden Fischarten zur Eiablage
und als Jungdfischhabitat. Eine verringerte Gewasserdynamik und Geschiebedefizite verstarken die Kolmation.
Karte 2.7 zeigt die mittleren jahrlichen Bodeneintrage in die Oberflachengewasser in Bayern. Vor allem in Unter-
franken ist aufgrund der vorwiegend ackerbaulichen Nutzung und des hohen Anteils erosionsanfalliger Kulturen
mit héheren Eintragen zu rechnen.

Der Bodeneintrag in die Gewasser durch Erosion wurde aus den an ein Gewasser angebundenen Ackerflachen

(inklusive Sonderkulturen) und den sich daran anschlieBRenden Fldchen sowie aus dem fiir diese Flachen errech-
neten Bodenabtrag (nach der Alilgemeinen Bodenabtragsgleichung (ABAG)) ermittelt. Daraus ergibt sich je nach
Betrachtungsraum ein erosiver Bodeneintrag von bis zu 350 kg/ha*a (vgl. Karten 2.6 und 2.7).

2.1.2 Hydromorphologische Veranderungen, Wasserentnahmen und Abflussregulierungen

Hydromorphologische Verdnderungen

Fast drei Viertel der bayerischen Flie3qgewasser sind in den letzten 200 Jahren aufgrund gesamtgesellschaftlicher
Entscheidungen ausgebaut, begradigt, aufgestaut oder in ihrem Lauf festgelegt worden.

Die grolRen Fliisse Bayerns sind zum grof3en Teil mit Staustufen zur Wasserkraftnutzung ausgebaut und entspre-
chend hydromorphologisch verandert worden, wobei die Wasserkraftnutzung oftmals Bestandteil des flussbauli-
chen Sanierungskonzepts war. Der Main ist ab Bamberg flussabwarts Bundeswasserstraf3e. 34 Stauanlagen mit
Wasserkraftwerken und Schiffsschleusen reihen sich von Bamberg bis zur Miindung in den Rhein.

Die Gewasserausbauten haben Beeintrachtigungen der hydromorphologischen Prozesse zur Folge (Abfluss,
Feststoffverlagerung, stetige Erneuerung gewassertypischer Strukturen). Viele Flisse und Bache konnen ihren
Gewasserlauf nicht mehr nattrlich entwickeln, d. h. die natlrliche Laufverlagerung und das Ausufern des Hoch-
wassers in die Aue als natiirliche Uberschwemmungszone sind unterbunden. Damit sind das Wechselspiel von
Abtrag und Anlandung mit der stetigen Erneuerung gewasser- und auentypischer Strukturen, wie Inseln, Prall-
und Gleitufer, Kolke, Umlagerung und Reinigung der Kiessohle sowie Altarme entsprechend eingeschrankt.

Die Durchgangigkeit im Hauptgewasser und zu den Nebengewassern wird durch zahlreiche Querbauwerke (z. B.
Wehre, Abstlirze, Verrohrungen) eingeschrankt. Die eingeschrankte Durchgangigkeit kann fiir die Gefahrdung
vieler Fischarten und -bestande ein wesentlicher Grund sein. Fische fihren aus unterschiedlichen Griinden Wan-
derungen durch. Beispiele hierfir sind Laichwanderungen, Kompensationswanderungen nach Abdrift bei Hoch-
wasser oder nach Abdrift als Jungfische, Nahrungswanderungen oder jahrliche Wanderungen zwischen Sommer-
und Winterstandorten. Wanderungen flihren zudem zu einem wichtigen genetischen Austausch.

Das Maineinzugsgebiet hat flir die Langdistanz-Wanderfische Aal und Lachs eine besondere Bedeutung. Diese
Arten sind zum Uberleben auf eine Verbindung ihres Einzugsgebietes mit der Nordsee bzw. dem Atlantik ange-
wiesen.

Karte 2.8 enthalt eine Ubersicht zu den Querbauwerken. Im Kapitel 7.4.2.2 wird das in Bearbeitung befindliche
Strategische Gesamtkonzept zur Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit ndher erlautert sowie der aktu-
elle Sachstand bei der Erfassung und Bewertung der Querbauwerke zusammengefasst. Vergleiche hierzu auch
Karte 2.3.6 ,Hydromorphologische Beschaffenheit — Gewasserstruktur aus der Bestandsaufnahme 2004.
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Wasserentnahmen

Bei den hydromorphologischen Veréanderungen spielen Ausleitungen aus Oberflachengewassern eine wichtige
Rolle. Zur Wasserkraftnutzung finden vielfach ber langere Flussabschnitte hinweg Wasserausleitungen statt.
Das Ausleiten von Flusswasser fiihrt im Gewasserbett zu verringerten Abfllissen und einer eingeschrankten Ge-
wasserdynamik mit reduziertem Geschiebetransport und damit zu einem Verlust von Strukturelementen. Die
reduzierte Wasserfiihrung bei Niedrigwasser und die eingeschrankte Dynamik beeinflussen die Gewasserfauna
(Fische und Makrozoobenthos) und die typische Auspragung der Gewasserflora.

Wasserentnahmen aus Oberflaichenwasserkérpern zur Trinkwassergewinnung sind in Bayern von untergeordne-
ter Bedeutung. Sonstige Entnahmen (z. B. zur Bewasserung landwirtschaftlicher Flachen) kdnnen regional bzw.
lokal von Bedeutung sein. Wasserentnahmen aus Flissen und Bachen kdnnen in Niedrigwasserzeiten den Ab-
fluss maRRgebend reduzieren, so dass der 6kologisch vertragliche Mindestwasserabfluss im Einzelfall unterschrit-
ten werden kann. Dies gilt insbesondere in den niederschlagsarmen Regionen Bayerns, wie z. B. in Mittel- und
Unterfranken.

Nahere Ausflihrungen zum Thema Wasserentnahmen sind in Kapitel 6.1.2 enthalten. Vergleiche hierzu auch
Karte 2.2.4.2 ,Entnahme und Ausleitung von Oberflachenwasser* aus der Bestandaufnahme 2004.

Abflussregulierungen

Abflussregulierungen durch Stauanlagen, wie Staustufen und Talsperren, verandern die hydromorphologischen
Prozesse grundlegend. Die Unterbrechung des FlieRkontinuums (fir Geschiebe und Gewasserorganismen) und
die reduzierte Abflussdynamik verandern die Morphologie (z. B. durch Sohleintiefung), die Gewasserstruktur und
die typischen Lebensgemeinschaften.

Im Maingebiet sind am Obermain, an den westlichen Zufliissen zur Regnitz, im Bereich des Main-Dreiecks und
am Untermain signifikante Veranderungen aufgrund zahlreicher Stauanlagen sichtbar. Zur Niedrigwasseraufho-
hung von Regnitz und Main wird Altmiihl- und Donauwasser in das Regnitz-Main-Gebiet Ubergeleitet. Vergleiche
hierzu auch Karte 2.2.4.1 ,Hydromorphologische Veranderungen — Abflussregulierungen® aus der Bestandauf-
nahme 2004.

2.1.3 Einschatzung sonstiger anthropogener Belastungen

Die nachfolgend genannten, sonstigen anthropogenen Belastungen der FlieRgewasser wurden im Hinblick auf

ihre Relevanz fiir den Zustand eines gesamten Wasserkorpers geprift. Diese Belastungen sind fir ganze Was-
serkdrper nicht relevant. Lokal kénnen die Belastungen dagegen durchaus von Bedeutung fir einzelne Gewas-
serabschnitte sein.

+ Schifffahrt:
Durch die Schifffahrt erfolgen hydromorphologische Veranderungen. Weitere Belastungen entstehen durch
schiffsbedingte Verschmutzungen, die als nicht signifikant einzustufen sind.

» Altlasten:
Diese sind in Altlastenkatastern erfasst und nach Prioritdten geordnet. Bei Altlasten mit Beeintrachtigungen von
Oberflachengewassern laufen Sanierungsprogramme oder sind fest eingeplant. Der Einfluss auf den Zustand
der Oberflachengewasser ist untergeordnet.

» Potenziale fur unfallbedingte Verschmutzungen (im Nahbereich von Gewassern):
Das Kataster der Potenziale fiir unfallbedingte Verschmutzungen stellt eine Auswertung von im Freistaat Bay-
ern vorliegenden Daten Uber die bei Industrie- und Gewerbebetrieben gelagerten Mengen an wassergefahr-
denden Stoffen dar. Das Kataster beschreibt nur eine potentielle Gefahr, die von den Betrieben fiir die Gewas-
ser ausgeht.

* Freizeitnutzungen:
Freizeitnutzungen der Gewasser finden nur in begrenztem Umfang statt. Eine signifikante Beeintrachtigung der
Gewasser durch sie ist nicht festzustellen; in Einzelfallen kann allerdings lokal die Vegetation im Uferbereich
nachteilig beeinflusst werden.

24



» Fischteichanlagen:
Fischteichanlagen stellen bei ordnungsgemafiem Betrieb keine maRRgebliche und weit reichende Belastung der
Gewasser dar und fiihren damit zu keiner signifikanten Belastung in den Oberflachenwasserkérpern. In Einzel-
fallen kénnen sie jedoch als Nahrstoffquelle fungieren.

» Salzbelastungen:
Signifikante Salzbelastungen, z. B. als Folge von Kalisalzgewinnung und -aufbereitung (Emissionen > 1 kg /s)
liegen in Bayern nicht vor.

* Warmeeinleiter:
GrofRRere Kraftwerke zur Stromerzeugung (z. B. Kohle- oder Kernkraftwerke) bendtigen Kiihlwasser, das dem
FlieRgewasser entnommen und nach Verwendung wieder dem Fluss zugefiihrt wird. Warmeeinleitungen finden
insbesondere an groReren Gewassern statt. Dadurch kénnen zu Niedrigwasserzeiten im Friihjahr und Sommer
erhohte Temperaturen im Gewasser auftreten. Warmeeinleitungen werden in so genannten Warmelastplanen
zusammenfassend dargestellt (siehe auch Kapitel 8.8). Das zulassige Ausmalf} der jeweiligen Warmeeinleitung
wird im wasserrechtlichen Erlaubnisbescheid geregelt, erforderlichenfalls unter Einschluss differenzierter jah-
reszeitlicher Beschrankungen sowie Auflagen zum Monitoring moéglicher gewasserdkologischer Veranderun-
gen. Nach gegenwartigem Erkenntnisstand beeinflussen die grolen Warmeeinleitungen zwar die Temperatur-
verhaltnisse unterhalb der Einleitstellen, bezogen auf den jeweils insgesamt zu betrachtenden
Oberflachenwasserkorper tragen sie jedoch nicht signifikant zu einer Verschlechterung des 6kologischen Zu-
standes bei. Die Auswirkungen des Klimawandels werden in eigenen Projekten untersucht (siehe auch Kapitel
7.1).

» Strahlenbelastung aus kerntechnischen Anlagen:
Die von radioaktiven Emissionen mit dem Abwasser aus kerntechnischen Anlagen in Bayern herriihrende
Strahlenexposition ist nicht signifikant, weil sie um mehrere GrofRenordnungen unterhalb der natlrlichen Strah-
lenexposition liegt.

» Eintrag von saurebildenden Luftschadstoffen:
Saurebildende Luftschadstoffe werden insbesondere bei Verbrennungsprozessen im Bereich Energieerzeu-
gung und Verkehr erzeugt. Sie kénnen direkt als atmosphéarische Deposition oder indirekt tiber den Boden in
Gewasser eingetragen werden. In Regionen, deren Béden eine geringe Pufferkapazitat aufweisen, kénnen die
Luftschadstoffe einen Einfluss auf den Gewasserzustand haben. Potenziell gefahrdet ist im Maineinzugsgebiet
der Spessart. Betroffen sind aber in der Regel nur kleine Gewasserabschnitte in den Oberldufen, nicht der ge-
samte Wasserkorper.

» Mikroschadstoffe im Abwasser:
Bei den sog. Mikroschadstoffen handelt es sich um synthetische organische Verbindungen (z. B. Arzneimittel-
wirkstoffe und deren Metaboliten, Inhaltsstoffe von Kosmetika, Industriechemikalien), die in Konzentrationen
von Nanogramm/Liter bis Mikrogramm/Liter im Abwasser enthalten sein kénnen und die haufig nur schlecht in
Klaranlagen biologisch abbaubar sind. lhre Abtrennung aus dem Abwasser kann aber beispielsweise durch
Adsorption an Aktivkohle oder durch chemischen Abbau mit sehr starken Oxidationsmitteln (Ozon, Was-
serstoffperoxid/UV-Licht etc.) erfolgen. Mit Hilfe eines Stoffflussmodells wird im Rahmen eines in Auftrag gege-
benen F&E-Vorhabens derzeit abgeschatzt, welche Mikroschadstoffe in welchen Konzentrationen in bayeri-
schen Gewassern zu erwarten sind, um eventuellen Handlungsbedarf ermitteln zu kdnnen.

2.1.4 Zusammenfassung

Im Rahmen der Gewasseriiberwachung (siehe Kapitel 4) wurde der Zustand der Gewasser ermittelt. Fir Oberfla-
chenwasserkérper, die nicht den guten 6kologischen oder chemischen Zustand (das gute Potenzial) erreichen,
wurden die an den Oberflaichenwasserkdrpern auftretenden signifikanten Belastungen sowie die Hauptursachen
und -verursacher bestimmt. Die Tabellen 2-3 und 2-4 zeigen die wesentlichen signifikanten Belastungen sowie
die Hauptverursacher der Belastung fiir die Oberflachenwasserkorper. Mehrfachnennungen sind méglich, weni-
ger bedeutsame Belastungsverursacher werden unter ,Sonstige zusammengefasst. Es ist zu beachten, dass die
Verursacher der signifikanten Belastungen nicht immer in dem jeweiligen Oberflachenwasserkorper selbst zu
suchen sind, sondern hier das gesamte Einzugsgebiet zu betrachten ist. Riickschliisse auf die Herkunft von
Nahrstoffeintrdgen lassen sich am ehesten durch die in Kapitel 2.1.1.1 dargestellten Ergebnisse ziehen.
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Tabelle 2-3: Signifikante Belastungen in den Planungsraumen in den Planungsraumen des bayerischen Rheingebiets

Planungsraum Anteil der OWK im maRigen oder schlechten Zustand mit signifikanten Belastungen durch...
(Mehrfachnennungen maglich)
Auswirkungen Hydromorpholo- Nahrstoffeintrage  Verschmutzung Verschmutzung
organischer gisch bedingte mit prioritéren mit spezifischen
Belastungen Habitatverande- Schadstoffen Schadstoffen

rungen

Bodensee 0% 100 % 0% 0 % 0%

Oberer Main 8 % 96 % 84 % 0% 0%

Regnitz 15 % 63 % 86 % 0% 0 %

Unterer Main 22 % 92 % 85 % 1% 3%

Rheingebiet gesamt 17 % 82 % 84 % 1% 1%

Hydromorphologisch bedingte Habitatveranderungen sowie der Eintrag an Nahrstoffen sind die am haufigsten
vorkommenden signifikanten Belastungen von OWK. Organische Belastungen kénnen in Folge von hohen Nahr-
stoffeintrdgen entstehen. Zu hohe Schadstoffkonzentrationen im Gewasser stellen nur vereinzelt signifikant signi-
fikante Belastungen dar.

Tabelle 2-4: Hauptbelastungsverursacher/-ursachen in den Planungsraumen des bayerischen Rheingebiets

Planungsraum Anteil der OWK im maRigen oder schlechten Zustand mit signifikanten Belastungen verursacht
durch... (Mehrfachnennungen méglich)
Landbewirt- Wasserkraft Gewasser- Kommunale Siedlung Infrastruktur  Sonstige
schaftung ausbau Klaranlage
Bodensee 0 % 33 % 100 % 0 % 100 % 67 % 33%
Oberer Main 60 % 48 % 36 % 4% 8 % 12 % 44 %
Regnitz 75 % 25 % 15 % 47 % 7 % 2% 19 %
Unterer Main 64 % 42 % 27 % 12 % 19 % 18 % 28 %
Rheingebiet gesamt 66 % 37 % 25 % 24 % 14 % 12 % 27 %

Die Landbewirtschaftung stellt bei etwa zwei Drittel der OWK eine der Hauptursachen der Belastungen dar. Sie
verursacht nicht nur stoffliche Eintrage und Bodeneintrage, sondern tragt auch zu hydromorphologisch bedingten
Habitatveranderungen bei. Die Wasserkraft ist insbesondere in den Planungsraumen Oberer Main und Unterer
Main eine der Hauptbelastungsverursacher. Die kommunalen Klaranlagen im Planungsraum Regnitz sowie die
Auswirkungen der Siedlungsstrukturen und der Infrastruktur im Planungsraum Bodensee sind von hoher Bedeu-
tung fur die Belastung der OWK.

2.2 Grundwasser

Grundwasser kann vor allem durch Stoffeintrage oder durch die GibermaRige Entnahme von Grundwasser beein-

trachtigt werden. Stoffeintrage konnen punktuell und diffus erfolgen. Stoffeintrage und Entnahmen wurden bereits
in der Bestandsaufnahme 2004 betrachtet und im Rahmen der Zustandsbeurteilung (siehe Kapitel 4) einer erneu-
ten Uberpriifung unterzogen.

2.2.1 Stoffeintrage

Ahnlich wie bei Oberflaichengewé&ssern ist auch beim Grundwasser zwischen punktuellen und flichenhaften
Stoffeintragen zu unterscheiden.

Punktuelle Quellen

Punktuelle Schadstoffquellen, die eine Gefahrdung des Grundwassers darstellen kdnnen, sind insbesondere
Altlasten (Altablagerungen und Altstandorte) sowie Standorte, bei denen eine Grundwasserverunreinigung durch
Unfalle oder unsachgemafien Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen droht oder eingetreten ist. Darliber hin-
aus werden auch Deponien als potentielle Schadstoffquellen angesehen.
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Im bayerischen Altlastenkataster sind alle Altlast- und Altlastverdachtsflachen erfasst, von denen Gefahrdungen
fur die Schutzglter Wasser, menschliche Gesundheit und Nutzpflanze ausgehen bzw. ausgehen kénnten. Hier-
unter fallen beispielsweise ehemalige industrielle Standorte oder ,wilde“ Milldeponien, aus denen Schadstoffe in
den Boden eingetragen werden kénnen.

Von den insgesamt rd. 17 500 im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG erfassten Altlasten und
Altlastverdachtsflachen (Stand 31.3.2009) liegen rund ein Viertel im Rhein-Einzugsgebiet. Die erfassten Standor-
te werden nach den nationalen Vorgaben entsprechend ihrer Prioritat bearbeitet.

Die durch Altlasten beeintrachtigten Anteile an den Grundwasserkorpern stellen keine signifikante Belastung dar.
Hiervon unabhéngig werden die von Altlasten evtl. ausgehenden Schadstofffahnen tUberwacht.

Diffuse Quellen

Belastungen aus diffusen Quellen sind flachenhafte und linienférmige Stoffemissionen, die nicht unmittelbar ei-
nem Verursacher oder einer punktuellen Emissionsquelle zugeordnet werden kdnnen. Bei den diffusen Belastun-
gen hat Stickstoff die groRte Tragweite in Bayern, da dieser flachenhaft Giber landwirtschaftliche Nutzung und
atmospharische Deposition in das Grundwasser als Nitrat eingetragen wird. Neben Nitrat gehen auch von Pflan-
zenschutzmitteln bedeutende diffuse Belastungen aus. Pflanzenschutzmittel werden wie Nitrat im Wesentlichen
Uber landwirtschaftliche Nutzflachen, zum Teil aber auch Uber Siedlungsflachen eingetragen.

Nahrstoffe und Pflanzenschutzmittel (PSM)

Diffuse Eintrage von Nahrstoffen wie Stickstoff in das Grundwasser sind gro3tenteils auf die Landbewirtschaftung
zurlickzufihren. Aufgrund der Verminderung der Stickstoffiiberschisse auf den landwirtschaftlichen Nutzflachen
in den letzten Jahren sind die Nahrstoffeintrage zurtickgegangen.

Im Maingebiet werden auf ca. 8000 km? landwirtschaftlich genutzter Flache ca. 88 000 t Stickstoff pro Jahr als
Mineraldiinger bzw. ca. 170 000 t/a insgesamt mit Diinger ausgebracht. Im Bodenseegebiet kommen auf ca. 300
km? 1300 t Stickstoff pro Jahr als Mineraldiinger bzw. 2500 t Stickstoff pro Jahr insgesamt zum Einsatz.

Der Zusammenhang zwischen den Stickstoffemissionen und den gemessenen Nitratwerten im Grundwasser
(Immissionswerte) ist sehr komplex, da zahlreiche Randbedingungen einwirken. Einmal aus dem Wurzelraum von
Pflanzen in den Sicker- und Grundwasserbereich eingetragen, ist Nitrat bei aeroben Grundwasserverhaltnissen
stabil. Nitrateintrage bzw. deren Verringerung kénnen sich aufgrund der Aufenthaltszeiten des Sickerwassers in
der ungesattigten Bodenzone und der GrundwasserflieRzeiten teilweise mit erheblicher Verzégerung auf die
Grundwasserqualitat auswirken. Auf landwirtschaftlich genutzten Flachen mit N-Eintragen von ca. 200 kg/ha/Jahr
sind die atmospharischen Immissionen mit ca. 15 kg/ha/Jahr relativ unbedeutend. Auf nicht landwirtschaftlich
genutzten Flachen wie z. B. Waldern stellen die atmospharischen Eintrage jedoch eine bedeutende Belastungs-
ursache flr zukinftig unter Wald zu erwartende héhere Nitratbelastungen dar, die vor allem auf Emissionen aus
Verkehr und Landwirtschaft zurtickgehen.

Ein Zusammenhang zwischen der Schutzfunktion der Grundwasseriiberdeckung und der Belastung des Grund-
wassers mit Pflanzenschutzmitteln (PSM) ist nur in den Karstgebieten zu erkennen. Die Héhe der gemessenen
PSM-Konzentrationen im Grundwasser hangt meist mit der Art und Intensitat der landwirtschaftlichen Nutzung
zusammen.

Die Untersuchungsprogramme, insbesondere bzgl. Nitrat und Pflanzenschutzmittelbelastungen des Grundwas-
sers entsprechend WRRL sowie die Bewertung des Grundwasserzustandes, werden in Kapitel 4 dargestellt.
Unabhangig vom 2007 erstmals durchgefihrten Grundwassermonitoring nach WRRL hat Bayern bereits mit sys-
tematischen Grundwasseriberwachungen im Hinblick auf die Nitratbelastung Anfang der 80er Jahre des letzten
Jahrhunderts, bezlglich Pflanzenschutzmitteln 1990, begonnen. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen mit Dar-
stellung der zeitlichen Entwicklung der Belastungen sind in den Hintergrunddokumenten ,PSM-Bericht Bayern*
und ,Nitrat-Bericht Bayern* zusammengefasst.

Weitere Stoffe

Schwermetalle wie Cadmium, Quecksilber und Blei sowie Arsen kommen natirlicherweise in der Erdkruste vor
und kénnen Anreicherungen in Sedimentgesteinen bilden, zum Beispiel in Sandsteinen der Keuper-, Muschel-
kalk- und Buntsandsteinformationen. Erhéhte Cadmiumwerte werden auch in Ablagerungen des Tertiars und des
Paldozoikums gefunden. Sulfat und Chlorid sind die Anionen gesteinsbildender Mineralien wie Gips und Steinsalz
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in Muschelkalk und Zechstein. Je nach regionaler Hydrogeologie ist mit entsprechenden natirlichen Hintergrund-
werten zu rechnen. Darliber hinausgehende Belastungen kénnen auf Punktquellen hinweisen.

Nachweise von Trichlorethen oder Tetrachlorethen im Boden bzw. Grundwasser zeigen ausschlielich anthropo-
gene Einwirkungen an. Diese Stoffe werden bzw. wurden vorwiegend im technischen Bereich, z. B in der metall-
verarbeitenden Industrie zur Entfettung eingesetzt.

Ammoniumverbindungen kommen naturlicherweise als Produkt mikrobieller Abbauprozesse im Boden vor. Ent-
sprechende geogene Hintergrundwerte im Grundwasser bewegen sich im Allgemeinen im Bereich bis zu

0,1 mg/l. Hauptquelle fur Verunreinigungen des Grundwassers mit Ammonium sind mineralische Diingemittel und
Wirtschaftsdiinger aus der Landwirtschaft, hausliche und landwirtschaftliche Abwasser sowie Sickerwasser aus
Muilldeponien.

2.2.2 Grundwasserentnahmen

Grundwasserentnahmen wirken sich auf die Grundwasserstédnde und damit auf das Grundwasserstrémungsfeld
im Umfeld der Entnahmestelle aus. Entnahmen, die sich nicht an der verfiigbaren Grundwasserressource (Art. 2
Abs. 27 WRRL) orientieren, fihren durch die Veranderung der Mengenbilanz zu einer weitrdumigen und Uber den
Entnahmebereich hinausreichenden Beeintrachtigung des Grundwassers. Eine solche Ubernutzung des Grund-
wasservorkommens zeigt sich durch einen langjahrigen abfallenden Trend der Grundwasserstande. Durch die
Absenkung der Grundwasserstande kann es zur Verringerung der Abflisse in oberirdischen Gewassern und der
Schittungen von Quellen bis hin zum Trockenfallen dieser Gewasser bzw. Versiegen der Quellen kommen. Das
Absinken des oberflachennahen Grundwassers kann auch zur Beeintrachtigung von grundwasserabhangigen
Oberflachengewasser- und Landékosystemen fuhren.

Die flachenhafte Grundwasserneubildung aus Niederschlag wurde zwischenzeitlich mit einem an bayerische
Verhaltnisse angepassten Bodenwasserhaushaltsmodell ermittelt. Die mittlere jahrliche Grundwasserneubildung
(1971-2000) betragt fir Bayern rd. 217 mm/a bzw. rd. 15 200 Mio. m?3.

Fir das Maingebiet liegt die mittlere Grundwasserneubildungsrate bei etwa 135 mm/a bzw. insgesamt bei rund
2600 Mio. m3. Fur das Bodenseegebiet betragt die mittlere Neubildungsrate 465 mm/a bzw. rund 270 Mio. m3.

Die Gesamtentnahme von Grundwasser in Bayern fir die 6ffentliche Trinkwasserversorgung (663 Mio. m®a) und
die gewerbliche Wasserversorgung (262 Mio. m3a) wurde aus der Umweltstatistik 2001 [Ver&ffentlichung des
Statistischen Landesamtes Bayern] entnommen. Bei der Bilanzierung wurden Entnahmen aus Brunnen berick-
sichtigt. Quellwasser, das direkt Uber die Vorfluter frei abflieRt oder durch die Wasserversorgung genutzt wird,
bleibt fiir die weitere Bilanzbetrachtung unbertcksichtigt. Die fir die Gemeinden bzw. Landkreise zusammenge-
fassten Daten wurden (ber eine Detailbetrachtung angepasst und bei Entnahmen aus tiefen Grundwasserstock-
werken bzw. mit Uferfiltratanteil entsprechend korrigiert. Insgesamt ergibt sich damit eine mittlere Grundwasser-
entnahme von 808 Mio. m%a.

Der Vergleich der Daten aus den Umweltstatistiken 2001, 2004 und 2007 zeigt, dass derzeit auf eine Aktualisie-
rung der Daten von 2001 fiir die Bilanzbetrachtung verzichtet werden kann. So erhéhte sich 2004 die Grundwas-
serentnahme fir die offentliche Trinkwasserversorgung auf 666 Mio. m3a (+0,5 Prozent gegeniiber 2001) und
verringerte sich in 2007 auf 640 Mio. m®a (-3,5 Prozent). Die Grundwasserentnahme fur die gewerbliche Was-
serversorgung reduzierte sich in 2004 auf 256 Mio. m*a (—2,3 Prozent), wogegen sie in 2007 auf 279 Mio. m3*a
(+6,3 Prozent) anstieg. Insgesamt verringerte sich die Gesamtentnahme gegeniber 2001 um 0,3 Prozent (2004)
bzw. 0,6 Prozent (2007).

Insgesamt sind durch Entnahmen keine signifikanten Beeintrachtigungen des Grundwassers gegeben.
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3 Ermittlung und Kartierung der Schutzgebiete

Gemal Art. 6 Abs. 1 WRRL wurden Verzeichnisse aller einschlagigen Schutzgebiete und der Wasserkorper
erstellt, die zur Entnahme von Wasser fir den menschlichen Gebrauch dienen. Es handelt sich bei den aufgelis-
teten Gebieten um Objekte, fir die nach den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zum Schutz der Oberflachen-
gewasser und des Grundwassers oder zur Erhaltung von wasserabhéngigen Lebensraumen und Arten ein be-
sonderer Schutzbedarf festgestellt wurde. Die Verzeichnisse werden regelmafig Uberarbeitet und aktualisiert.

Folgende Schutzgebietsarten bzw. Gebiete sind in den Verzeichnissen enthalten:

* Gebiete zur Entnahme von Wasser fir den menschlichen Gebrauch (Anh. IV Nr. 1 i WRRL),
» Erholungsgewasser (Badegewasser) (Anh. IV Nr. 1 iii WRRL),

» Nahrstoffsensible bzw. empfindliche Gebiete (Anh. IV Nr. 1 iv WRRL),

* Vogelschutz- und FFH-Gebiete (Natura 2000) (Anh. IV Nr. 1 v WRRL),

» Fisch- und Muschelgewasser (EU-Richtlinien 78/659/EWG, 79/923/EWG).

Gebiete zum Schutz wirtschaftlich bedeutender aquatischer Arten nach Anh. IV Nr. 1 ii WRRL sind im bayeri-
schen Rheingebiet nicht ausgewiesen.

In den nachfolgenden Kapiteln werden die europaischen Richtlinien bzw. Rechtsvorschriften genannt, auf deren
Grundlage die Gebiete ausgewiesen wurden.

3.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch (Gewasser
fur die Entnahme von Trinkwasser gemafi3 Art. 7 WRRL)

Fir das Schutzgebietsverzeichnis wurden alle Wasserkorper, die fir die Entnahme von Wasser fir den menschli-
chen Gebrauch genutzt werden und durchschnittlich mehr als 10 m? taglich liefern oder mehr als 50 Personen
bedienen, sowie die flr eine solche Nutzung kiinftig bestimmten Wasserkérper ermittelt (Art. 7 Abs. 1, Art. 6
Abs. 2 WRRL). In Bayern weisen alle Grundwasserkérper Grundwasserentnahmen fir Trinkwasserzwecke auf,
die die genannten Entnahmegrenzen lberschreiten. Sie sind daher als Schutzgebiete im Sinne des Anh. IV

Nr. 1 i anzusehen. Hinsichtlich der Auflistung der Grundwasserkdrper im bayerischen Einzugsgebiet des Rheins
wird auf Anhang 1.3 verwiesen; hinsichtlich der kartographischen Darstellung wegen der kompletten Flachenab-
deckung auf Karte 1.5. Weiterhin bestehen im bayerischen Einzugsgebiet des Rheins zwei Entnahmestellen, die
aus oberirdischen Gewassern Wasser fiir Trinkwasserzwecke gewinnen (davon eine im Bodenseegebiet: ,Bo-
densee (Obersee)” (OWK-Code BOS01), die andere im Maingebiet: Trinkwassertalsperre Mauthaus (OWK-Code
OMSO01)). Die Lage der Entnahmestellen an Oberflachengewassern kann den Karten 3.1 und 4.22 entnommen
werden.

In allen diesen Wasserkdrpern muss nach Art. 7 Abs. 2, neben den Anforderungen beziglich der Umweltziele
gemal Art. 4 WRRL, das fiir den menschlichen Gebrauch gewonnene Wasser unter Berticksichtigung des ange-
wandten Wasseraufbereitungsverfahrens auch die Anforderungen der EG-Trinkwasserrichtlinie (98/83/EG) erful-
len. Diese Vorschriften gelten auch als eingehalten, wenn Ausnahmen nach Art. 9 der Trinkwasserrichtlinie in
Anspruch genommen werden (Zustandseinstufung siehe Kapitel 4.3.1).

Nach deutschem Recht (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 WHG) werden Wasserschutzgebiete fiir die Entnahme von Wasser fiir
den menschlichen Gebrauch von den zustéandigen Wasserbehérden rechtlich festgesetzt. Diese Trinkwasser-
schutzgebiete entsprechen den Schutzgebieten (safeguard zones) nach Art. 7 Abs. 3 WRRL sowie der Erwagung
Nr. 15 Grundwasserrichtlinie (2006/118/EG).

Insgesamt bestehen im bayerischen Einzugsgebiet des Rheins 1063 nationale Trinkwasserschutzgebiete (ein-
schlief3lich einer Trinkwassertalsperre im Maingebiet). Fir die Entnahmestelle von Bodenseewasser ist kein
Trinkwasserschutzgebiet ausgewiesen. Die Trinkwasserschutzgebiete einschlief3lich der Schutzgebiete fiir die
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Entnahmestellen, bei denen aus oberirdischen Gewassern Wasser fir Trinkwasserzwecke gewonnen wird, sind
in Karte 3.1 dargestellt.

3.2 Erholungsgewasser (Badegewasser)

Als Erholungsgewasser gemaf Anhang IV Nr. 1 iii WRRL werden Badegewasser betrachtet, die nach der EG-
Badegewasserrichtlinie (2006/7/EG) ausgewiesen worden sind. Eine Vielzahl von Badestellen findet sich an klei-
neren Seen, die nicht das GroRenkriterium der WRRL (> 50 ha) erflllen. In Bayern gibt es ca. 370 ausgewiesene,
iberwachte Badegewasser (siehe Karte 3.2). Uber Badegewasser in Bayern sowie die Ergebnisse der Uberwa-
chung informiert das Bayerische Landesamt fiir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit unter
www.lgl.bayern.de/gesundheit/badeninbayern/index.htm.

3.3 Nahrstoffsensible und empfindliche Gebiete (hach Kommunalabwasser- und Nit-
ratrichtlinie)

Hinsichtlich der Ausweisung von geféahrdeten Gebieten nach der EG-Nitratrichtlinie (91/676/EWG) zum Schutz
der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen hat die Bundesrepublik Deutsch-
land von der Mdglichkeit Gebrauch gemacht, keine gefahrdeten Gebiete auszuweisen, da die Aktionsprogramme
fur ihr gesamtes Gebiet durchgefiihrt werden.

Zudem umfassen die nach der ,Reinhalteordnung kommunales Abwasser* (ROkAbw) (Bayerische Umsetzungs-
verordnung der EG-Kommunalabwasserrichtlinie, 91/271/EWG) als empfindlich eingestuften Gebiete flachende-
ckend den bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein.

3.4 FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete)

Gebiete, die der Europaischen Kommission zur Aufnahme in das europaische Netz NATURA 2000 vorgeschla-
gen wurden, d. h. FFH-Gebiete nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG) und Vogelschutz-Gebiete
nach der Vogelschutz-Richtlinie (79/409/EWG), die wassergebundene Lebensraume und Arten schiitzen, sind
nach Anhang IV Nr. 1 v der WRRL ebenfalls Bestandteil des Schutzgebietsverzeichnisses.

Bayern hat insgesamt 745 Gebiete mit einer Flache von ca. 801 000 Hektar in das europaische Netz Natura 2000
eingebracht, was nach Bereinigung der rdumlichen Uberschneidungen von FFH- und Vogelschutzgebieten
11,36 Prozent der Landesflache entspricht.

Aus der Liste der in Bayern vorkommenden Lebensraumtypen nach Anhang | und Arten des Anhangs Il der FFH-
Richtlinie sowie der Vogelarten der Vogelschutzrichtlinie wurden jeweils die wasserabhangigen ermittelt. Daraus
ergaben sich bayernweit 580 wasserabhangige Natura 2000-Gebiete, die wassergebundene Lebensraumtypen
oder Arten aufweisen. Sie sind in Karte 3.3 dargestellt.

Auf das bayerische Rheingebiet entfallen rund 35 Prozent der wasserabhangigen FFH- und Vogelschutzgebiete
Bayerns (Maingebiet: ca. 32 Prozent, Bodenseegebiet: ca. 3 Prozent).

Wasserabhangige Natura 2000-Gebiete, die in funktionalem Zusammenhang mit Flusswasserkdrpern stehen,
werden in Anhang 3.1 aufgelistet.

3.5 Fischgewasser und Muschelgewasser

Zur Umsetzung der Richtlinie 78/659/EWG des Rates vom 18.7.1978 lber die Qualitat von StiRwasser, das
schutz- oder verbesserungsbediirftig ist, um das Leben von Fischen zu erhalten, wurde in Bayern die ,Verord-
nung uber die Qualitat von schutz- oder verbesserungsbedurftigem SuRwasser zur Erhaltung des Lebens der
Fische® (BayFischGewV - Bayerische Fischgewasserqualitatsverordnung vom 30.4.1997) erlassen. Darin sind die
bayerischen Fischgewasser aufgelistet. Mittlerweile wurde die Richtlinie 78/659/EWG durch eine kodifizierte Fas-
sung vom 6.9.2006, Richtlinie 2006/44/EG, abgeldst. Die Richtlinie unterteilt die geschiitzten Gewasser in Salmo-
niden- (Gewasser, in denen das Leben von u. a. forellen- bzw. lachsartigen Fischen erhalten wird oder erhalten
werden kdnnte) und Cyprinidengewasser (Gewasser, in denen das Leben von u. a. karpfenartigen Fischen erhal-
ten wird oder erhalten werden kénnte). Im Rheingebiet sind 13 FlieRgewasser als Cypriniden- und 11 FlieRge-
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wasser als Salmonidengewasser ausgewiesen. Im Rheingebiet gibt es keine als Fischgewasser ausgewiesenen

Seen. Karte 3.4 zeigt die rAumliche Verbreitung der bayerischen Fischgewasser dargestellt an den Oberflachen-
wasserkorpern.

Die Richtlinie 79/923/EWG? zur Qualitat von Muschelgewassern ist nur auf Kistengewasser und Gewasser mit

Brackwasser anzuwenden. Demnach waren in Bayern keine Muschelgewasser auf Grundlage dieser Richtlinie
auszuweisen.

2 Inzwischen liegt eine kodifizierte Fassung der Richtlinie vor (2006/113/EG vom 12.12.2006).
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4  Uberwachungsprogramme und Zustand der Ge-
wasser

Zur Uberwachung des Zustands der Wasserkérper und der Schutzgebiete war bis Ende 2006 ein Uberwa-
chungsprogramm aufzustellen. Hierzu waren insbesondere geeignete Messstellen festzulegen und mit WRRL-
konformen, im Fall der Oberflachengewasser neu zu entwickelnden biologischen Bewertungsverfahren zu unter-
suchen. Grundlage fir die Auswahl geeigneter reprasentativer Messstellen und der erforderlichen Messprogram-
me waren die Ergebnisse der Bestandsaufnahme. Nachfolgend werden die Programme zur Uberwachung der
Gewasser vorgestellt und der aktuelle Gewasserzustand beschrieben.

Ziele und Grundsétze der Uberwachung

Eine regelmaRige Uberwachung der Gewasser ist erforderlich, um zu priifen, ob die Ziele der Richtlinie nach

Art. 4 WRRL erreicht oder verfehlt werden. Daneben ist sie die wesentliche Grundlage fiir die Aufstellung der
Mafinahmenprogramme und Basis fir die Erfolgskontrolle. Fir Oberflachenwasserkdrper werden die Ziele er-
reicht, wenn der 6kologische Zustand bei nicht erheblich veranderten Gewassern bzw. das 6kologische Potenzial
bei kiinstlichen und erheblich veranderten Gewassern mindestens in die Klasse ,gut” einzuordnen ist und der
chemische Zustand der Zustandsklasse ,gut* zuzuschreiben ist. Zur Uberwachung werden biologische, chemi-
sche und hydromorphologische Qualitdtskomponenten erhoben. Bei der Bewertung des 6kologischen Potenzials
werden die Klassen ,sehr gut* und ,gut® zur Potenzialklasse ,gut und besser* zusammengefasst (vgl. Abbil-

dung 4-1).

Bewertung von Oberflachenwasserkérpern

Okologischer Okologisches Chemischer Zustand
Zustand Potenzial
(nicht erheblich (erheblich veranderte/
veranderte OWK) kiinstliche OWK)
Zustandsklasse Zustandsklasse
sehr gut Potenzialklasse gut
gut gut und besser
maRig maRig
unbefriedigend unbefriedigend

Abbildung 4-1: Zustandsbewertung fir Oberflachenwasserkorper.

Fir Grundwasser muss der gute mengenmafige und der gute chemische Zustand gleichermalen erreicht wer-
den (vgl. Abbildung 4-2).
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Bewertung von Grundwasserkdrpern

MengenmafRiger Zustand Chemischer Zustand

Zustandsklasse Zustandsklasse

Gesamtzustand

Bewertung

Abbildung 4-2: Zustandsbeurteilung fir Grundwasserkorper

Nach Art. 8 der WRRL sind fiir die Uberwachung der Gewasser (FlieRgewasser, Seen, Grundwasser und was-
serbezogene Schutzgebiete) Programme aufzustellen, die einen zusammenhangenden und umfassenden Uber-
blick Gber den Zustand der Gewasser ermdglichen.

Bei der Aufstellung der Uberwachungsprogramme nach WRRL wurden emissionsseitige Untersuchungen und
Belastungsanalysen berlcksichtigt sowie — richtlinienkonform — Analogieschlisse zugelassen. Hierdurch wird
eine flachendeckende Gewasserbewertung ermdglicht und eine belastbare Grundlage fiir den wasserwirtschattli-
chen Vollzug geschaffen. Anforderungen aus bereits bestehenden EG-Richtlinien wurden ebenfalls berticksich-
tigt. Fur die Schutzgebiete wurden die Programme entsprechend der Festlegung zu Grunde liegender nationaler
oder internationaler Rechtsvorschriften aufgestellt.

Die Wasserrahmenrichtlinie unterscheidet drei Uberwachungsarten, mit denen unterschiedliche Ziele verfolgt
werden:

« die Uberblicksweise Uberwachung,
« die operative Uberwachung sowie
+ die Uberwachung zu Ermittlungszwecken.

Einzelne Messstellen kénnen mehreren Uberwachungsarten dienen.

Uberblicksweise Uberwachung

Mit der Uberblicksweisen Uberwachung wird eine Bewertung des Gesamtzustands der Gewéasser (Oberflachen-
gewasser und Grundwasser) gewahrleistet und die méglichen langfristigen Veranderungen der Wasserkorper
erfasst. Dies erfolgt belastungsunabhangig an reprasentativen Messstellen und dient

» der Ergdnzung und Validierung der Bestandsaufnahme des Berichtes nach Art. 5 sowie der generellen Be-
schreibung des Gesamtzustands der Gewasser in der Flussgebietseinheit,

« der Uberregionalen Erfolgskontrolle der in den Bewirtschaftungsplanen aufgefiihrten Malinahmen,

+ der wirksamen und effizienten Gestaltung kiinftiger Uberwachungsprogramme,

» der Bewertung langfristiger Veranderungen der natiirlichen Gegebenheiten,

» der Bewertung langfristiger Veranderungen aufgrund ausgedehnter menschlicher Tatigkeiten sowie

+ der Beurteilung des Zustands der Grundwasserkorper, welche die flr sie geltenden Umweltziele moglicherwei-
se nicht erreichen; dartiber hinaus werden Bereiche in Grundwasserkdérpern (Betrachtungsraume) identifiziert,
fur die MaRnahmen vorzusehen sind.

36



Im Bereich der Oberflachengewasser werden zur Ermittlung von Langzeitveranderungen der natiirlichen Gewas-
serqualitat regelmaRig Messstellen untersucht, die einen sehr guten Zustand aufweisen (Referenzmessstellen).
Fir einen Teil der in Bayern vorhandenen Gewassertypen existieren keine echten Referenzbedingungen mehr.
Dies betrifft insbesondere groRere FlieRgewasser und Stréme. In diesen Fallen wurde die jeweils beste noch
vorhandene Auspragung zur Dokumentation von Langzeitveranderungen herangezogen (best of-Stellen).

Bei der lberblicksweisen Uberwachung sind alle Qualitdtskomponenten zu untersuchen. Fiir Oberflichengewés-
ser bedeutet dies, dass die vier Biokomponenten (Phytoplankton, Makrophyten & Phytobenthos, Makrozoo-
benthos und Fischfauna) zu betrachten sind. Prioritare Stoffe sind zu Uberwachen, wenn sie in Oberflachenwas-
serkorper eingeleitet werden, sonstige Schadstoffe, wenn sie in signifikanten Mengen eingeleitet werden. Die
Messfrequenzen fir die verschiedenen Qualitdtskomponenten fiir FlieRgewasser und Seen sind in den nachfol-
genden Tabellen 4-1 und 4-2 aufgelistet.

Tabelle 4-1: Messfrequenzen der tiberblicksweisen Uberwachung der FlieRgewasser

Bewertung 6kologischer Zustand/6kologisches Potenzial

Biologische Qualitdtskomponenten

Phytoplankton Phytobenthos/ Makrozoobenthos Fischfauna

Makrophyten
7x im Jahr, in der Vegeta- | 1xim Jahr, alle 3 Jahre 1x im Jahr, alle 3 Jahre 1-2x im Jahr, abhangig
tionsperiode, 2 x in 6 vom Gewasser 2—3 Befi-
Jahren schungen in 6 Jahren

Chemische Qualitatskomponenten

allgemeine chemisch-physikalische Qualitdtskompo- Synthetische und nichtsynthetische Schadstoffe

nenten (Anhang VIII, 10-12) (Anhang VIII, 1-9) wenn sie in signifikanten Mengen in
den OWK eingeleitet werden

8-26x im Jahr, mindestens alle 3 Jahre, teilweise jahr- 4-12x im Jahr, alle 6 Jahre, bei relevanten Eintragen

lich jahrlich

Hydromorphologische Qualitdtskomponenten

Querbauwerke Gewasserstruktur Hydrologie
Aktualisierung alle 6 Jahre bzw. Aktualisierung alle 6 Jahre bzw. Kontinuierlich (Pegelwesen)
kontinuierliche Fortschreibung kontinuierliche Fortschreibung

Bewertung chemischer Zustand

Stoffe der Richtlinie Gber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik (nach Anhang IX und X der WRRL),
wenn sie in den OWK eingeleitet werden

12x im Jahr alle 6 Jahre
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Tabelle 4-2: Messfrequenzen der (iberblicksweisen Uberwachung der Seen

Bewertung 6kologischer Zustand/6kologisches Potenzial

Biologische Qualitdtskomponenten

Phytoplankton Phytobenthos/ Makrozoobenthos Fischfauna
Makrophyten

12x im Jahr, alle 3-6 1x im Jahr, alle 3-6 Jahre | 1xim Jahr, alle 6 Jahre, 1x im Jahr, alle 6 Jahre,

Jahre wenn Verfahren vorliegt wenn Verfahren vorliegt

Chemische Qualitatskomponenten

allgemeine chemisch-physikalische Qualitatskompo- Synthetische und nichtsynthetische Schadstoffe
nenten (Anhang VIII, 10-12) (Anhang VIII, 1-9)
12x im Jabhr, alle 3-6 Jahre Keine Untersuchung, Stoffe werden nicht eingeleitet;

nur einschlagige Schwermetalle bei Tagebaurestseen

Hydromorphologische Qualitditskomponenten

Seebeckenvermessung Hydrologie

Aktualisierung bei Bedarf Kontinuierlich (Pegelwesen)

Bewertung chemischer Zustand

Stoffe der Richtlinie iber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik (hach Anhang IX und X der WRRL),
wenn sie in den OWK eingeleitet werden

12x im Jahr alle 6 Jahre

Im Grundwasser ist die tiberblicksweise Uberwachung des mengenmaRigen Zustandes mindestens monatlich,
die des chemischen Zustandes mindestens einmal im Jahr durchzufiihren (siehe auch Tabelle 4-8).

Operative Uberwachung

Bei der operativen Uberwachung sind die Messstellen, die Untersuchungsfrequenz und die Auswahl der Quali-
tatskomponenten problemorientiert, raumlich und zeitlich flexibel und nicht auf Dauer angelegt. Zu den wichtigs-
ten Zielen der Uberwachung zahlen:

» Bestimmung des Zustands der Wasserkoérper, welche die fiir sie geltenden Umweltziele mdglicherweise nicht
erreichen,

+ Uberwachung der Entwicklung des chemischen Zustandes im Bereich Grundwasser auf der Ebene von Be-
trachtungsraumen

« die Erfolgskontrolle von MalRnahmen.

Mit der operativen Uberwachung werden das AusmaR und die Auswirkung der Belastung konkret beschrieben.
Sie liefert damit eine wichtige Planungsgrundlage fiir die zur Erreichung der Umweltziele erforderlichen Manah-
men. Bei der operativen Uberwachung gelten folgende weitere Grundsatze:

 reprasentative Erfassung der Belastung durch Punktquellen und diffuse Quellen, von hydromorphologischen
Veranderungen inklusive der Durchgéngigkeit bei FlieRgewassern und anderen signifikanten Belastungen,

» ausschlieB3liche Untersuchung belastungsrelevanter Qualitdtskomponenten in Wasserkérpern bzw. Wasserkor-
pergruppen.

Im Rahmen des operativen Monitorings werden auch solche OWK exemplarisch untersucht, die in der Be-

standsaufnahme als ,Zielerreichung wahrscheinlich* eingestuft waren. Zur Uberpriifung des Verschlechterungs-

verbotes nach WRRL findet eine operative Uberwachung an ausgewahlten weiteren Untersuchungsstellen in

nicht belasteten Oberflachenwasserkorpern statt.

Die Auswahl der Qualitdtskomponenten und die Dauer der Untersuchungen werden der jeweiligen Fragestellung
und Problemlage angepasst. Der Untersuchungsumfang kann zudem wahrend des Bewirtschaftungszeitraums
geandert werden. Bei der maRnahmenbezogenen operativen Uberwachung werden im Bereich der Oberflachen-
gewasser die biologischen Qualitdtskomponenten untersucht, die am sensitivsten die spezifischen Belastungen
aufzeigen. Bei den chemischen Qualitdtskomponenten werden ausschlieRlich relevante Schadstoffe untersucht.
Im Grundwasser fokussiert die operative Uberwachung auf die Stoffe Nitrat und Pflanzenschutzmittel. Durch
diese Auswahl ist eine zuverlassige und kosteneffiziente Bewertung gewahrleistet. Die Messfrequenz entspricht
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in der Regel der der (iberblicksweisen Uberwachung. Fall bezogen kann die Untersuchungsfrequenz aber auch
erhéht werden.

Uberwachung zu Ermittlungszwecken

Die Uberwachung zu Ermittlungszwecken ist ein Instrument des klassischen wasserwirtschaftlichen Vollzugs. In
Abhangigkeit von der Problemstellung werden der Untersuchungsumfang und -zeitraum kurzfristig und Fall bezo-
gen festgelegt. Eine Uberwachung zu Ermittlungszwecken kommt insbesondere bei Belastungen mit unbekannter
Herkunft zur Anwendung. Ziel der Uberwachung zu Ermittlungszwecken ist es, Informationen zu Ursachen und
Moglichkeiten der Beseitigung von Beeintrachtigungen der Gewasser zu erlangen, z. B. bei Gewasserverschmut-
zungen durch unbekannte Punktquellen oder diffuse Quellen.

Hiervon unabhangig sind bei Unféllen und Havarien deren Auswirkungen auf die Gewasser zu erfassen. Dies
kann durch automatische Messstationen unterstitzt werden. Damit wird auch dem Tenor der WRRL nachge-
kommen.

Konkret werden bei Auffalligkeiten die folgenden in Bayern eingefiihrten Uberwachungsprogramme auch zum
Monitoring zu Ermittlungszwecken genutzt:

» Fischschadstoffmonitoring,

» Muschelschadstoffmonitoring,

» Wirkungsmonitoring Vitellogenin,

» Toxizitatstests (Fischeitest, Daphnientest, Algentest usw.),

» Kontinuierliche Aufzeichnungen durch Messstationen (insbesondere Wassertemperatur und Sauerstoff).

Des Weiteren werden Anlass bezogen, z. B. bei Meldungen Uber Schadensfélle oder Vorkommen bestimmter
Mikroverunreinigungen in der Umwelt oder beim Anlaufen von Alarmplénen (Alarmplan Elbe, Donau, Bodensee)
z. T. umfangreiche Untersuchungsprogramme durchgefiihrt, wie z. B.

» Untersuchungen zum Bachforellensterben in Bayern,

Bestimmung persistenter, bioakkumulierender Perfluoralkylverbindungen in verschiedenen Umweltmatrices,

Spezielle Untersuchungen bei Gewasserverunreinigungen und Fischsterben,

Spezielle Untersuchungen bei Niedrigwasser.

Uberwachung aus landesweiten Interessen

Zusétzlich zur Uberwachung nach WRRL werden in Bayern weitere Untersuchungen zur Gewésserqualitat, z. B.
im Rahmen des qualitativen Schwebstoffiberwachungsprogramms, zur Grundwasserbelastung mit sonstigen
Schadstoffen oder zur Gewasserversauerung durchgefiihrt. Im weiteren Sinn zahlt hierzu auch die Erkundung
von Altlasten mit dem Ziel der Sanierung von Boden- und Grundwasserbelastungen.

Qualitatssicherung

GemaR Art. 8 WRRL muss die Uberwachung und die Beurteilung des Gewasserzustands zuverléssige und euro-
paweit vergleichbare Ergebnisse liefern. Hierzu sind die Untersuchungen an reprasentativen Messstellen und zu
aussagekraftigen Zeitpunkten durchzufiihren. Die Bewertung ist nach einheitlichen Kriterien vorzunehmen. Ent-
sprechende Handlungsanweisungen zu diesen Punkten wurden erarbeitet. Alle wesentlichen Bestandteile der
Gewasseriberwachung und -bewertung wurden bundesweit abgestimmt und in der Rahmenkonzeption der Bund/
Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) Teil B beschrieben. Die Datenhaltung erfolgt in neu entwickelten
Datenbanksystemen, die eine Vielzahl an Plausibilisierungen ermdéglichen. Ein wesentlicher Bestandteil der etab-
lierten Qualitatssicherungssysteme ist die stetige Schulung und Weiterbildung des Personals.

Bei den chemisch-physikalischen Untersuchungen werden fiir Probenahme und Analyse genormte Verfahren
angewandt. Die beteiligten Labore sind eingebunden in ein Qualitatssicherungs- bzw. Qualitdtsmanagementsys-
tem, das auch die regelmafige Beteiligung an verfligbaren Ringversuchen vorsieht. Europaweit einheitliche Vor-
gaben wurden mit der ,Richtlinie zur Festlegung technischer Spezifikationen fiir die chemische Analyse und die
Uberwachung des Gewésserzustandes® eingefiihrt, die zum 31.7.2009 verabschiedet wurde.
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Bei den biologischen Untersuchungen findet in Bayern neben der Anwendung genormter bzw. standardisierter
Verfahren, die bereits grundlegende Anforderungen der Qualitatssicherung beriicksichtigen, eine ergénzende
umfangreiche Qualitatssicherung statt. Diese umfasst die weitere Standardisierung der Probenahme, die Ver-
wendung ausgewahlter Bestimmungsliteratur, die Anwendung und Pflege der Taxaliste der Gewasserorganismen
Deutschlands, die Plausibilitatsprifung der Befunde durch Taxonomische Arbeitsgruppen, die regelmafige Teil-
nahme an Phytoplanktonringversuchen sowie die Durchfiihrung von Vergleichskartierungen und Probenahme-
workshops.

4.1 Oberflachengewasser

Die WRRL gibt sehr genau vor wie Oberflachengewasser zu untersuchen und zu bewerten sind. Der Ablauf der
Bewertung ist bei FlieBgewassern und Seen gleich und wird daher nachfolgend fur beide Gewasserkategorien
beschrieben. Die Uberwachungsprogramme dagegen unterscheiden sich, damit auf die spezifischen Charakteris-
tika von FlieRgewassern und Seen eingegangen werden kann. Im Anschluss an die Erlduterung des Bewertungs-
schemas werden daher die Uberwachungsprogramme getrennt dargestellt. Der aktuelle Zustand der FlieRgewas-
ser und Seen wird jeweils beschrieben. Der derzeitige Stand hinsichtlich der Zielerreichung wird in Kapitel 5.2.1
dargelegt.

4.1.1 Ermittlung des 6kologischen und chemischen Zustands sowie des 6kologischen Po-
tenzials

Fir nicht erheblich veranderte Oberflachengewasser wird der 6kologische und der chemische Zustand bewertet,
fur erheblich veranderte und kiinstliche Gewasser wird das 6kologische Potenzial statt des 6kologischen Zustan-
des ermittelt. Die Bewertung erfolgt fiir die Raumeinheit des Oberflachenwasserkérpers, d. h. innerhalb eines
Wasserkorpers gibt es keine weitere Differenzierung, auch wenn mehrere Gewasser in einem Wasserkorper
vereint sind.

4.1.1.1 Bewertung des 6kologischen Zustands

Den Ablauf der Bewertung des 6kologischen Zustands veranschaulicht das Schaubild in Abbildung 4-3.
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Bewertung der biologischen Zustandsklasse

Qualitatskomponenten (Einzelkomponente)

e Phytoplankton sehr gut

o Makrophyten & Phytobenthos ‘

o Makrozoobenthos o

¢ Fischfauna maRig
unbefriedigend

Ggf. Aufwertung oder Abwertung um eine Zustandsklasse
im Rahmen der Plausibilisierung/Qualitatssicherung
unter BerUcksichtigung der unterstitzenden Komponenten
(allgemeine chemisch-physikalische und hydromorphologische
Qualitatskomponenten) durch Experteneinschatzung

und

Bewertung der Schadstoffe

gemaf Anhang VIl WRRL bzw.
Bayerische Gewasserbestandsaufnahme- und
-zustandseinstufungsverordnung

eingehalten Qualitatsnormen Uberschritten
Okologischer Okologischer Zustand
Zustand (nicht erheblich veranderte OWK)

(nicht erheblich

veranderte OWK) Okologisches Potenzial

Zustandsklasse (erheblich veranderte/
kiinstliche OWK)

sehr gut Potenzialklasse
Zustands- bzw.
gut gut und besser Potenzialklasse
mafig mafig maRig
unbefriedigend unbefriedigend unbefriedigend

Abbildung 4-3: Schaubild zur Bewertung des 6kologischen Zustands bzw. Potenzials

Grundlage der Bewertung des 6kologischen Zustandes sind die vier biologischen Qualitdtskomponenten Phyto-
plankton, Makrophyten & Phytobenthos, Makrozoobenthos und Fischfauna. Ihre Bewertung basiert auf Referenz-
bedingungen, die in Abhangigkeit vom Gewassertyp definiert wurden. Bei der Fischfauna spielen zusatzlich zoo-
geographische und langszonale Aspekte eine Rolle. Die Referenzbedingungen beziehen sich auf Arteninventar
und Abundanz sowie bei Phytoplankton auch auf die Biomasse. Die Bewertungsverfahren sind modular aufge-
baut und bertiicksichtigen Vielfalt, Zusammensetzung, Toleranz und Funktion der Arten in der Gewasserzonose.

Der 6kologische Zustand wird in finf Zustandsklassen dargestellt: 1 = sehr gut, 2 = gut, 3 = maRig, 4 = unbefrie-
digend, 5 = schlecht.

Aus den Ergebnissen der biologischen Bewertungskomponenten wird unter Beriicksichtigung der unterstitzen-
den Komponenten und der Schadstoffe ein (gesamt)okologischer Zustand bzw. ein (gesamt)okologisches Poten-
zial im Sinne der WRRL ermittelt. Dabei ist innerhalb der biologischen Komponenten das worst-case-Verfahren
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anzuwenden, das heiflt, die Bewertungskomponente mit dem schlechtesten Ergebnis bestimmt den dkologischen
Zustand bzw. das 6kologische Potenzial des jeweiligen Wasserkdrpers. Werden die Qualitdtsnormen fur Schad-
stoffe Uberschritten, erfolgt eine Abstufung der Wasserkérper mit sehr gutem und gutem Zustand bzw. gutem und
besserem 6kologischen Potenzial auf die Klasse maRig.

Dokumentation der Bewertungsverfahren

Die Bewertungsverfahren fir den 6kologischen Zustand gemal WRRL wurden in nationalen Forschungsprojek-
ten aufgestellt. Sie sind fir FlieRgewasser vollstandig entwickelt und in der Rahmenkonzeption der Bund/Lander-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) Teil B beschrieben.

Informationen zu den Bewertungsverfahren finden sich auch unter folgenden Internet-Links:
Makrozoobenthos: www.fliessgewaesserbewertung.de/

Fische: www.landwirtschaft-bw.info/serviet/PB/menu/1190132_11/index1215608296156.html

Makrophyten & Phytobenthos: www.lfu.bayern.de/wasser/forschung_und_projekte/phylib_deutsch/index.htm
Phytoplankton: www.igb-berlin.de/abt2/mitarbeiter/mischke/#Downloads

Fir Seen liegen bisher praxisreife Bewertungsverfahren fiir die Biokomponenten Phytoplankton sowie Makrophy-
ten & Phytobenthos vor. Verfahren fur Makrozoobenthos und Fischfauna sind noch in Entwicklung.

Informationen zu den vorliegenden Bewertungsverfahren finden sich auch unter folgenden Internet-Links:
Makrophyten & Phytobenthos: www.lfu.bayern.de/wasser/forschung_und_projekte/phylib_deutsch/index.htm
Phytoplankton: www.igb-berlin.de/abt2/mitarbeiter/mischke/#Downloads

Unterstutzung der biologischen Bewertung durch Expertenurteil

Fir die neu entwickelten biologischen Bewertungsverfahren wurde fiir die erste Bewertung die Moglichkeit eines
Expertenurteils eroffnet. Dieses kann erfolgen, wenn das rechnerisch ermittelte Bewertungsergebnis nahe einer
Klassengrenze liegt. In diesem Fall werden zur Unterstlitzung der Einschatzung der biologischen Ergebnisse
allgemeine chemisch-physikalische und hydromorphologische Qualitadtskomponenten betrachtet. Weisen diese
unterstiitzenden Komponenten auf einen besseren oder schlechteren Zustand hin oder liegen weiterfihrende
Informationen z. B. zur Belastungssituation vor, kann das Bewertungsergebnis der biologischen Qualitatskompo-
nenten um eine Zustandsklasse auf- oder abgewertet werden. Die Experteneinschatzung ist in diesen Fallen zu
begriinden und gesondert zu dokumentieren.

Zuverlassigkeit und Genauigkeit

Die Mitgliedstaaten sind nach WRRL aufgefordert eine Einschatzung der Zuverléssigkeit und Genauigkeit (eng-
lisch: confidence and precision) der Bewertungsergebnisse vorzunehmen. Bei der Entwicklung der Bewertungs-
verfahren wurde diesem Aspekt bereits Rechnung getragen, indem z. B. die jahreszeitliche Varianz untersucht
wurde (siehe auch Link zur Dokumentation der Bewertungsverfahren). Es kann davon ausgegangen werden,
dass die vorliegenden WRRL-konformen Verfahren generell eine hohe Zuverlassigkeit besitzen, da es sich um
wissenschaftlich abgeleitete Verfahren handelt, die hochgradig standardisiert sind. Wie die Interkalibrierung nach
WRRL zeigt, sind auch die Bewertungsergebnisse im europaweiten Kontext vergleichbar. Vor der Einflihrung in
den wasserwirtschaftlichen Vollzug wurden die Verfahren einem umfangreichen Praxistest unterzogen und auf
Plausibilitat gepriift. Grundlage dafiir war die in der bayerischen Wasserwirtschaftsverwaltung vorhandene lang-
jahrige Erfahrung auf der Basis friiherer biologischer Untersuchungen. Eine dauerhafte Durchfiihrung von Unter-
suchung und Bewertung auf hohem Niveau gewahrleisten insbesondere die in Kapitel 4.0 dargestellten Mal3nah-
men zur Qualitatssicherung.

Nach folgenden Kriterien wurde die Zuverlassigkeit des Ergebnisses fir den (gesamt)dkologischen Zustand bzw.
das (gesamt)okologische Potenzial den drei Stufen ,niedrig®, ,mittel“ und ,hoch“ zugeordnet:

» Niedrige Zuverléssigkeit: Bewertung ist ausschlie8lich durch Expertenbeurteilung erfolgt.

» Mittlere Zuverlassigkeit: Es liegen noch nicht alle Bewertungsergebnisse mit WRRL-konformen und durch die
LAWA anerkannten Verfahren zu den relevanten Qualitatskomponenten vor.

» Hohe Zuverlassigkeit: Bewertungsergebnisse mit WRRL-konformen und durch die LAWA anerkannten Verfah-
ren zu den relevanten Qualitdtskomponenten sind vorhanden.
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Fir den ersten Bewirtschaftungsplan stand nur ein vergleichsweise kurzer Uberwachungszeitraum zur Verfligung.
Insbesondere die sehr aufwandige Fischbewertung wird teilweise erst im zweiten Uberwachungszyklus abge-
schlossen. In diesen Fallen wurde die biologische Bewertung durch Experteneinschatzungen auf Basis abioti-
scher Faktoren ermittelt (vgl. Bestandsaufnahme), die Zuverlassigkeit des ermittelten 6kologischen Zustands
bzw. 6kologischen Potenzials als ,mittel“ eingeschéatzt. Der Fall, dass noch zu keiner einzigen relevanten Kompo-
nente ein zuverlassiges Ergebnis vorliegt, tritt in Bayern nicht auf. Eine ,niedrige” Zuverlassigkeit musste dement-
sprechend nicht vergeben werden.

Schadstoffe

Neben den vier Biokomponenten und den unterstiitzenden Komponenten sind fiir die Bewertung des 6kologi-
schen Zustands bzw. Potenzials auch Schadstoffe zu betrachten. Eine Liste dieser Schadstoffe wurde in der
Bayerischen Gewasserbestandsaufnahme- und -zustandseinstufungsverordnung (BayGewZustVO) verdffentlicht.
In dieser Verordnung sind Qualitdtsnormen genannt, die im Mittel an einer Messstelle nicht Giberschritten werden
dirfen. Werden die Qualitatsnormen eingehalten, dann entspricht der 6kologische Zustand dem auf Basis der
Biokomponenten errechneten Ergebnis. Bei einer Uberschreitung kann maximal der maRige ékologische Zustand
bzw. das méaRige dkologische Potenzial erreicht werden. Die Qualitadtsnormen der BayGewZustVO sind bisher nur
zum Teil anhand der 6kotoxikologischen Wirkung auf Gewasserorganismen hergeleitet, so wie es die WRRL
vorsieht. Insbesondere bei Pflanzenschutzmitteln wurde der Grenzwert der Trinkwasserverordnung von 0,1ug/I
haufig als Qualitatsnorm gesetzt. Durch eine Uberarbeitung dieser Qualitdtsnormen kann es in den nachsten
Jahren zu Veranderungen in der Beurteilung der Schadstoffe kommen. Insbesondere bei dem Pflanzenschutzmit-
tel Bentazon kdnnte die Qualitatsnorm deutlich angehoben werden. In Seen werden keine Schadstoffe eingeleitet
— ein relevanter diffuser Eintrag von Pflanzenschutzmitteln Gber angrenzende landwirtschaftliche Flachen oder
Zuflusse sowie Uber die Luft konnte durch orientierende Untersuchungen ausgeschlossen werden.

Europaweite Interkalibrierung

Um die Vergleichbarkeit der biologischen Bewertung in Europa zu gewahrleisten, ist in der WRRL ein Interkalib-
rierungsprozess verankert. Es wurden internationale Arbeitsgruppen fiir verschiedene geografische Regionen
installiert. Im bayerischen Rheingebiet sind die beiden Gruppen ,Alpen” und ,Mittelgebirge“ relevant.

Bei FlieRgewassern wurden in der ersten Interkalibrierungsrunde die Bewertungsverfahren fir die Biokomponente
Makrozoobenthos und die Teilkomponente Diatomeen der Biokomponente Makrophyten & Phytobenthos vergli-
chen. Die deutschen Verfahren lagen dabei im definierten Ergebnis-Korridor. Gegenwartig ist die Interkalibrierung
fur Fische im Gange. Eine Interkalibrierung fiir Phytoplankton ist bei Fliekgewassern zurzeit nicht vorgesehen.

Bei Seen wurde in der ersten Interkalibrierungsrunde die Biokomponente Makrophyten & Phytobenthos vergli-
chen. Das deutsche Verfahren lag dabei im definierten Ergebnis-Korridor. Eine Interkalibrierung fiir Phytoplankton
wurde fir Seen im Alpenraum ebenfalls erfolgreich absolviert. Fiir die Biokomponenten Makrozoobenthos und
Fischfauna hat die Interkalibrierung begonnen. Sie lauft parallel zur Entwicklung der Bewertungsverfahren (siehe
oben). Fir kinstliche und erheblich veranderte Seen ist keine Interkalibrierung vorgesehen.

Weiterfiihrende Informationen zum Thema Interkalibrierung finden sich unter folgendem Internet-Link:
http://ec.europa.eu/environment/water/water-framework/objectives/status_en.htm#_The_intercalibration_exercise

4.1.1.2 Ermittlung des dkologischen Potenzials

Fir erheblich veranderte Wasserkorper (HMWB) sowie kuinstliche Wasserkorper (AWB) wird an Stelle des 6kolo-

gischen Zustandes das 6kologische Potenzial ermittelt. Die Einstufung von Oberflachenwasserkdrpern als ,erheb-
lich verandert” wird im Kapitel 5 erlautert. Die Ermittlung des 6kologischen Potenzials erfolgt in Anlehnung an die

Okologische Zustandsbewertung. Es wird geprift, ob unter dem Einfluss der Nutzungen ein Wechsel der Gewas-

ser-Kategorie (z. B. wenn ein FlieRgewasser durch Aufstau zum See wird) oder des Gewassertyps stattgefunden

hat. Falls ja, ist die Bewertung mit der neuen Kategorie bzw. gemal® WRRL (Anhang V 1.2.5) dem neuen Gewas-
sertyp (genannt ,Bewertungstyp®) durchzufiihren. In Sonderfallen, z. B. wenn weder ein Kategorie- noch ein Typ-

wechsel zutreffend ist, wird das 6kologische Potenzial mit Hilfe einer Klassengrenzenverschiebung abgeleitet. Es

wurden Bewertungssteckbriefe erarbeitet, die verschiedene nutzungsbedingte Veradnderungen und betroffene Ge-
wassertypen berlcksichtigen (siehe Anhang 4.1) und je nach Situation eine Handlungsanleitung zur Potenzialab-

leitung beschreiben.
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Bei FlieRgewassern bezieht sich dieses Vorgehen nur auf die Struktur anzeigenden Komponenten Makrozooben-
thos (im Bewertungsmodul ,Allgemeine Degradation®) und Fischfauna. Bei den Biokomponenten Makrophyten &
Phytobenthos und beim Bewertungs-Modul Saprobie des Makrozoobenthos ist das Vorgehen identisch mit der
Bewertung des 6kologischen Zustands. Beim Phytoplankton trat der Fall auf, dass durch Stauhaltungen eine Al-
genentwicklung erst ermdglicht wurde. Hier wurde das 6kologische Potenzial durch Heranziehen des jeweils
ahnlichsten Gewassertyps ermittelt.

Bei Seen wurden fiir die am haufigsten in Deutschland vorkommenden Arten kiinstlicher Seen (Abgrabungs- und
Baggerseen) sowie erheblich veranderter Seen (Talsperren und Speicher) bundesweit einheitliche, abgestimmte
Bewertungsverfahren fir Phytoplankton und Makrophyten & Phytobenthos auf der Basis der vorliegenden Verfah-
ren fur die 6kologische Zustandsbewertung entwickelt. Dabei wurden diese Gewéasser soweit moglich dem ahn-
lichsten natirlichen Typ zugeordnet und wie dieser bewertet. Wo das nicht moglich war, wurden neue, den 6ko-
regionalen Bedingungen angepasste Bewertungen erarbeitet.

Die Bewertung der Schadstoffe nach BayGewZustVO wird fiir die Bewertung des 6kologischen Potenzials in der
gleichen Weise durchgefiihrt wie fiir die Bewertung des 0kologischen Zustandes.

Das 6kologische Potenzial wird in vier Potenzialklassen dargestellt: 2 = gut und besser, 3 = mafig, 4 = unbefrie-
digend, 5 = schlecht. Entsprechend der Vorgehensweise bei der Bewertung des 6kologischen Zustandes findet
auch bei der Potenzialermittlung eine Einschatzung der Zuverlassigkeit und Genauigkeit statt.

4.1.1.3 Bewertung des chemischen Zustands

Die Bewertung des chemischen Zustandes der Wasserkdrper erfolgt durch einen Vergleich der Stoffkonzentratio-
nen im Gewasser mit 6kotoxikologisch abgeleiteten Umweltqualitatsnormen. Gepriift werden eine Liste von 33
prioritaren Schadstoffen bzw. Schadstoffgruppe gemal Anhang X WRRL sowie weitere acht Schadstoffe geman
Anhang IX der WRRL. Die Stoffliste und die malRgebenden Umweltqualitdtsnormen (vgl. Tabellen 4-3 und 4-4)
werden mit der Richtlinie 2008/105/EG des Europaischen Parlaments und des Rates tUber Umweltqualitatsnor-
men im Bereich der Wasserpolitik und zur Anderung der Richtlinien 82/176/EWG, 83/513/EWG, 84/156/EWG,
84/491/EWG, 86/280/EWG und 2000/60/EG vorgegeben. Des Weiteren ist Nitrat (Anforderung aus der Nitrat-
Richtlinie) zur Einstufung des chemischen Zustandes zu bewerten.

Da die Umsetzung oben genannter Richtlinie in nationales Recht noch in der Laufzeit des Bewirtschaftungsplanes
erfolgen wird, werden die dort aufgefihrten Regelungen fiir die Beurteilung des chemischen Zustandes herange-
zogen. Die BayGewZustVO vom 1.4.2004 bleibt insoweit unbertcksichtigt. Die erganzend fir Schadstoffe in Biota
(z. B. Fischfauna) definierten Umweltqualitdtsnormen konnten dagegen bei der Zustandsausweisung nicht be-
rtcksichtigt werden, da hier noch Ausfiihrungsbestimmungen, auch auf europaischer Ebene, abzuwarten sind.
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Tabelle 4-3: Chemischer Zustand von FlieRgewdassern und Seen: Stoffliste und Umweltqualitatsnormen (UQN) in der

Wasserphase
Messgrofie UQN fir Jahresdurch- UQN fiir zulassigen
schnitt in pg/l Hoéchstwert in pgl/l
Alachlor 0.3 0.7
Anthrazen 0.1 0.4
Atrazin 0.6 2.0
Benzol 10 50
Pentabromdiphenylether 1) 0.0005

Cadmium
(je nach CaCO3-Gehalt) 2)

<0.08 (Klasse 1)
0.08 (Klasse 2)
0.09 (Klasse 3)
0.15 (Klasse 4)
0.25 (Klasse 5)

<0.45 (Klasse 1)
0.45 (Klasse 2)
0.6 (Klasse 3)
0.9 (Klasse 4)
1.5 (Klasse 5)

Tetrachlorkohlenstoff 12
C10-13 Chloroalkane 0.4 1.4
Chlorfenvinphos 0.1 0.3
Chlorpyrifos (Chlorpyrifos-ethyl) 0.03 0.1
Cyclodien-Pestizide: >=0.01
Aldrin

Dieldrin

Endrin

Isodrin

DDT insgesamt 0.025
para-para-DDT 0.01
1,2-Dichloroethan 10
Dichloromethan 20
Di(2-ethylhexyl)-phthalate (DEHP) 1.3
Diuron 0.2 1.8
Endosulfan 0.005 0.01
Fluoranthen 0.1 1
Hexachlorobenzol 0.01 0.05
Hexachlorobutadien 0.1 0.6
Hexachlorcyclohexan (Lindan) 0.02 0.04
Isoproturon 0.3 1.0
Blei gelost 7.2
Quecksilber gelost 0.05 0.07
Naphthalin 2.4
Nickel 20
Nonylphenol (4-Nonylphenol) 0.3 2.0
Octylphenol((4-(1,1",3,3"- 0.1
tetramethylbutyl)-phenol))

Pentachlorbenzol 0.007
Pentachlorphenol 0.4 1
Polyzyklische Chlorkohlenwasser- -—-
stoffe (PAK) 3)

Benzo(a)pyren 0.05 0.1
Benzo(b)fluoranthen
Benzo(k)fluoranthen >=003

Benzo(g,h,i)-perylen
Indeno(1,2,3-cd)-pyren >=0002

Simazin 1 4




Tabelle 4-3: Fortsetzung

MessgroRe UQN fiir Jahresdurch- UQN fiir zulassigen
schnitt in pg/l Hochstwert in pg/|

Tetrachlorethylen 10

Trichlorethylen 10

Tributylzinnverbindungen (TBT- 0.0002 0.0015

Kation)

Trichlorbenzol 0.4

Trichlormethan 2.5

Trifluralin 0.03

Nitrat 50 mgl/l

UQN: Umweltqualitdtsnorm, sofern nicht anders angegeben, gilt sie fiir die Gesamtkonzentration

der Isomere.

1)  Fur die unter bromierte Diphenylether fallende Gruppe gemaR der Entscheidung 2455/2001/EC
wird nur fiir kongenere Nummern 28, 47, 99, 100, 153, 154 eine UQN festgesetzt.
2)  Klassengrenzen fiir die UQN fiir Cadmium gel6st:
Klasse 1: <40 mg CaCOs/l,
Klasse 2: 40 to < 50 mg CaCOsl/l,
Klasse 3: 50 to < 100 mg CaCOs/l,
Klasse 4: 100 to < 200 mg CaCOg/I
Klasse 5: =2 200 mg CaCOs/l).

3) Beider Gruppe der PAK gilt jede einzelne UQN

Bei der Ermittlung des chemischen Zustand ist zu priifen, ob die Jahresmittelwerte und — soweit definiert — die
zulassigen Jahreshdchstkonzentrationen eingehalten werden.

Tabelle 4-4: Chemischer Zustand von FlieRgewassern und Seen: Stoffliste und Umweltqualitatsnormen (UQN) in Biota

MessgroRRe UQN in pg/kg Frischge-
wicht

Quecksilber 20

Hexachlorbenzol 10

Hexachlorbutadien 55

Die Darstellung des chemischen Zustands erfolgt in den zwei Zustandsklassen gut (kartenmafige Darstellung
blau) und nicht gut (kartenmaRige Darstellung rot).

Fir folgende Stoffe sind derzeit keine geeigneten Analyseverfahren verfligbar: Pentabromdiphenylether, C10-13
Chloroalkane und Tributylzinn. Die Qualitdtsnorm fiir Benzoperylen liegt sehr dicht an der Bestimmungsgrenze.
Eine Expertenarbeitsgruppe auf EU-Ebene wird praktikable Standardanalyseverfahren fir diese Stoffe erarbeiten.

4.1.2 Uberwachungsprogramme FlieRgewasser

Nachfolgend werden die Uberwachungsprogramme fiir FlieRgewasser beschrieben. Bestandteile der Uberwa-
chungsprogramme sind die Messstellen und die untersuchten Qualitdtskomponenten sowie die bereits oben
dargestellten Messfrequenzen der Uberwachung im ersten Bewirtschaftungsplan.

Auswabhlkriterien der Messstellen fiir die tiberblicksweise Uberwachung
Die Uberblicksweise Uberwachung wird an Stellen durchgefiihrt, an denen

+ ein zusammenhangender und umfassender Uberblick (iber den Zustand der Gewésser in der Flussgebietsein-
heit méglich ist,

 der Abfluss, bezogen auf die gesamte Flussgebietseinheit, bedeutend ist. Dies schlie3t gemall WRRL Stellen
an groRen Flissen ein, deren Einzugsgebiet groRer als 2500 km? ist,

» das Volumen des vorhandenen Wassers flr die Flussgebietseinheit, einschliellich gréRerer stehender Gewas-
ser, kennzeichnend ist,

» entsprechend der Entscheidung 77/795/EWG eine Ausweisung Uber den Informationsaustausch vorliegt,
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» die Mdglichkeit der Nutzung bestehender Messnetze zur Beobachtung langfristiger Trends besteht,
« die Erfordernis besteht, die in die Meeresumwelt gelangenden Schadstoffbelastungen zu ermitteln,
« die in der Flussgebietseinheit vorhandenen Gewassertypen reprasentativ erfasst sind.

Die Uberwachung an reprasentativen und bedeutsamen Messstellen erfordert ein fixes, grobmaschiges Messstel-
lennetz. Die Probenahme fir die biologischen und chemischen Qualitdtskomponenten kann aufgrund der Zu-
ganglichkeit und der Reprasentanz an unterschiedlichen Standorten im Gewasser erfolgen. Fir die Auswahl der
Messstellen wurden bereits bestehende Messnetze genutzt. Hierdurch ist eine riickwartige Trendbeobachtung
moglich. Die Anforderungen hinsichtlich der Berichterstattung aus anderen EG-Richtlinien (NitratRL 91/676/EWG
und 2006/11/EG) und internationalen Ubereinkommen werden durch das Uberblicksmessnetz abgedeckt. An den
Staaten-/Landergrenzen wurde die Einrichtung der Uberblicksmessstellen mit den benachbarten Bundesléandern
und Staaten abgestimmt.

Die FlieRgewasser werden in ganz Bayern an 37 Uberblicksmessstellen iberwacht (im Mittel eine Messstelle pro
1900 kmz). Das Messnetz ist in Karte 4.1 dargestellt. Durch die im bayerischen Vergleich gegebene Wasserarmut
und geringe Gewasserdichte befinden sich lediglich fiinf Messstellen davon im Rheineinzugsgebiet.

Untersuchte Qualitatskomponenten in der tiberblicksweisen Uberwachung

Bei der (iberblicksweisen Uberwachung werden alle biologischen Qualititskomponenten beurteilt. Das Phy-
toplankton ist jedoch nur fiir planktondominierte FlieRgewasser relevant. Schadstoffe werden tGberwacht, wenn
sie in signifikanten Mengen eingeleitet werden. Kriterium ist hier die Uberschreitung der halben Qualitatsnorm im
Jahresmittel im Gewasser. Entsprechende Untersuchungen aus den Vorjahren wurden dahingehend ausgewertet
und Messprogramme aufgestellt.

Nach Anhang V der WRRL werden zur Einstufung des 6kologischen Zustands, unterstiitzend zu den biologischen
Qualitatskomponenten und den Schadstoffen, die hydromorphologischen Qualitdtskomponenten Wasserhaushalt,
Morphologie und Durchgéngigkeit sowie ausgewahlte allgemein chemisch-physikalische Messgrofien der Basis-
chemie (Temperatur, pH-Wert, Leitfahigkeit, Sauerstoffgehalt, Nahrstoffgehalt) berlicksichtigt.

Prioritére Stoffe sind zu Gberwachen, wenn sie in einen Oberflachenwasserkorper eingeleitet werden. Es fand
zunachst eine Priifung auf Relevanz statt, durch die Stoffe ausgeschlossen wurden, fur die

« unter Beriicksichtigung der Abfrage beim Verband der Chemischen Industrie (VCI) und der Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft (vbw) keine Einleitungen bekannt sind,

« ein Verbot der Herstellung und Anwendung besteht,
» kein Einsatzbereich fiir Bayern bekannt ist.

Die Pestizide Aldrin, Dieldrin, Endrin und Isodrin sowie DDT, Endosulfan und Chlorfenvinfos sind in Deutschland
nicht zugelassen und somit auch in Bayern nicht relevant.

Die emissionsseitige Experteneinschatzung wird durch Ergebnisse orientierender Gewasseruntersuchungen
gestutzt.

Fur die relevanten prioritéaren Stoffe erfolgte eine Zusammenstellung mdglicher Direkteinleiter, in denen grund-
sétzlich mit dem Auftreten prioritarer Stoffe zu rechnen ist, anhand von Uberwachungswerten in Bescheiden (Er-
fassung insbesondere der Stoffe: Blei, Cadmium, Nickel, Quecksilber, PAK, 1,2-Dichlorethen, Trichlorethen, He-
xachlorbenzol, Benzol und Naphthalin) und anhand der Zuordnung von Betrieben zu den Anhangen 22, 24, 25,
29, 36, 39, 40, 42, 45, 49 und 51 der Abwasserverordnung. Die mdglichen Direkteinleiter wurden weiter einge-
grenzt nach den Kriterien: Angaben in der Emissionserklarung nach EPER, Messdaten im Ablauf der Einleitung
und Experteneinschatzung lber Einsatz und Verwendung in verschiedenen Branchen.

Auswahlkriterien der Messstellen fiir die operative Uberwachung

Das AusmalR der Belastungen und die Auswirkungen auf das beeinflusste Gewassersystem eines Oberflachen-
wasserkorpers werden in der Regel mit einer reprasentativen Messstelle erfasst. Liegen verschiedene Belastun-
gen vor, kénnen auch mehrere Messstellen herangezogen werden. Ebenso kann es zweckmaRig sein, verschie-
dene Qualitatskomponenten an verschiedenen Messstellen zu untersuchen. Mit der Messstelle wird ein
reprasentativer Abschnitt untersucht. Innerhalb eines Oberflachenwasserkorpers kdnnen zu einem geringeren
Anteil sowohl bessere als auch schlechtere Situationen als im reprasentativen Abschnitt auftreten.
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Liegen Belastungen aus Punktquellen vor, ist jeder betroffene Oberflachenwasserkdrper zu untersuchen. Bei
mehreren Punktquellen innerhalb eines Wasserkérpers wurde die Messstelle so gewahlt, dass das Ausmaf} und
die Auswirkungen auf den Wasserkorper insgesamt bewertet werden kdnnen. Sofern Fischwanderhindernisse
vorhanden sind, wurden Probestellen oberhalb des ersten relevanten Hindernisses gelegt.

Liegen vergleichbare Belastungen aus diffusen Quellen oder durch hydromorphologische Veranderungen vor,
wurden - soweit fachlich vertretbar - Oberflachenwasserkorper gruppiert. Aus der Oberflachenwasserkorpergrup-
pe wurde dann im Idealfall ein, z. T. aber auch mehrere reprasentative Oberflachenwasserkdrper ausgewahlt und
untersucht. Gewassertypen und typspezifische Belastungen sind fiir die Gruppierung Ausschlag gebend. Die
Méglichkeit der Gruppierung wurde bei hydromorphologischen Beeintrachtigungen nur sehr selten, bei diffusen
Stoffbelastungen im eingeschrankten Male in Anspruch genommen. Es kann davon ausgegangen werden, dass
bei den definierten Kriterien belastbare Uberwachungsergebnisse erzielt werden.

Die diffusen Eintrage von Pflanzenschutzmitteln werden aufgrund des hohen damit verbundenen Aufwandes
exemplarisch Gberwacht. Es ist davon auszugehen, dass bei konsequenter Umsetzung der grundlegenden Maf3-
nahmen keine relevanten Belastungen mit Pflanzenschutzmitteln feststellbar sein durften. Mégliche Eintrage von
Pflanzenschutzmitteln in Gewasser kénnen noch am ehesten in kleineren Gewassereinzugsgebieten in landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Regionen oder in sensiblen Gebieten wie z. B. Karstlandschaften festgestellt wer-
den. Daher wurden flr die beispielhaften Untersuchungen gezielt solche Gewassereinzugsgebiete ausgewahilt.
Die daraus zu ziehenden Riickschliisse beziiglich veranlasster MaRnahmen kénnen auf andere Gebiete Ubertra-
gen werden.

Der Auswahl der reprasentativen Messstelle kommt eine entscheidende Rolle zu, da die Bewertungsergebnisse
auf den gesamten Oberflaichenwasserkdrper iibertragen werden. Eine Messstelle aus der iiberblicksweisen Uber-
wachung kann, sofern sie fur den Wasserkdrper oder die Wasserkdrpergruppe reprasentativ ist, gleichzeitig eine
Messstelle fiir die operative Uberwachung sein. Folgende Kriterien wurden angewandt:

» Auswahl der Messstelle moglichst im Hauptgewasser sowie im Unterlauf des Wasserkorpers.
» Soweit moglich werden bereits vorhandene Messstellen berticksichtigt.

» Sofern FFH-Gebiete vorhanden sind, werden diese bei der Probestellenauswahl beriicksichtigt, soweit die
Ubrigen Kriterien erfillt sind.

» Sind in einem OWK unterschiedliche Gewassertypen aggregiert, erfolgt die Auswahl der Messstelle innerhalb
des Gewassertyps mit der dominanten Lange.

» Die Auswahl reprasentativer Abschnitte erfolgt unter Berlcksichtigung der Flachennutzung im Einzugsgebiet
und der Beschattung des Gewasserlaufs.

» Bei Mehrfachbelastungen wird nach Méglichkeit eine Messstelle ausgewahlt, die alle Belastungen reprasen-
tiert.

» Liegen in einem Wasserkorper unterschiedliche Saprobie-Giiteklassen vor, erfolgt die Auswahl reprasentativer
Untersuchungsabschnitte zur Bestimmung der organischen Belastung innerhalb der Giteklasse mit der grof3-
ten Lange. Bei Vorhandensein unterschiedlicher Strukturklassen nach Gewasserstrukturkartierung wird zur Be-
stimmung der hydromorphologischen Situation analog vorgegangen.

» Berlcksichtigung der Lage signifikanter Punktquellen. Die Auswahl der Messstelle erfolgt jeweils unterhalb der
Punktquelle, nach vollstandiger Durchmischung. Sind mehrere solcher Punktquellen in einem Wasserkorper
vorhanden, so ist die Messstelle unterhalb der letzten signifikanten Punktquelle zu legen.

» Sind mehrere Gewasser mit Punktbelastung zu einem Wasserkdrper zusammengefasst, erfasst die Probestelle
den gesamten Wasserkorper reprasentativ (entsprechend der Lange der Gltebander).

» Werden mehrere Wasserkorper zu einer Gruppe zusammengefasst, ist zunachst ein reprasentativer Wasser-
korper auszuwahlen und dann in diesem eine reprasentative Messstelle, die die typischen diffusen Eintrage in
der Wasserkorpergruppe in Art und Ausmal} erfasst.

« Da in Wasserkdrpern mit Staubereichen eine sachgerechte Beprobung bzw. Bewertung nicht moglich ist, wird
dort die Probestelle in eine frei flieBende Strecke gelegt, die die Auswirkungen der Stauhaltungen mit erfasst.

» Die Messstelle wird in einen Abschnitt gelegt, der hinsichtlich der Durchgangigkeit als reprasentativ anzusehen
ist. Um die Auswirkung von Querbauwerken als Wanderhindernis fiir Fische zu erfassen, wird die Messstelle
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zur Untersuchung der Qualitdtskomponente Fischfauna oberhalb eines relevanten Querbauwerkes, evtl. des
obersten Querbauwerkes, jedoch nicht in den Staubereich gelegt.

» Zusatzlich finden Kenntnisse beziiglich der Auspragung weiterer EinflussgrofRen, die durch die Gewasserstruk-
turkartierung nicht ausreichend erfasst werden (z. B. Kolmation des Kieslliickensystems, Altarme), sowie pra-
gende Abflussveranderungen (Schwall, Ausleitungsstrecken) Beriicksichtigung.

Das Messnetz fiir die operative und die Uberblicksweise Uberwachung ist in Karte 4.1 dargestellt.

Untersuchte Qualitdtskomponenten in der operativen Uberwachung

Je nach Art der Belastung im OWK wurden die sensitivsten biologischen Qualitdtskomponenten untersucht. Bei
Eintrdgen von Nahrstoffen wurden beispielsweise bevorzugt die Pflanzenkomponenten Makrophyten & Phytoben-
thos sowie Phytoplankton untersucht. Hydromorphologische Veranderungen von Gewassern wurden vorwiegend
mit Makrozoobenthos und Fischen dokumentiert. Da Makrozoobenthos verschiedene Belastungsarten anzeigt,
fand eine Untersuchung an nahezu allen operativen Messstellen statt. Die Festlegung der Uberwachungspro-
gramme fiir prioritire Stoffe und Schadstoffe fand wie bei der (iberblicksweisen Uberwachung statt.

Uberwachung zu Ermittlungszwecken

Eine Uberwachung zu Ermittlungszwecken ist vor allem dann durchzufiihren,

+ wenn Griinde fiir Uberschreitungen unbekannt sind,

« um in bestimmten Fallen Griinde fiir das Nichterreichen der Umweltziele festzustellen,

* um das Ausmal und die Auswirkungen unbeabsichtigter Verschmutzungen festzustellen.

An FlieRgewassern im bayerischen Rheingebiet ist zurzeit keine Uberwachung zu Ermittlungszwecken erforder-
lich.

Erganzende Uberwachung im Rahmen internationaler Vereinbarungen

Main und Regnitz werden im deutschen Untersuchungsprogramm Rhein (DUR) regelmaRig tGberwacht. Das
Messnetz wird den laufenden Erfordernissen angepasst, die Daten in einem Jahrbuch veroffentlicht und in eine
gemeinsame Datenbank eingestellt. Sieben Messstellen im Rheineinzugsgebiet sind Bestandteil des europai-
schen Uberwachungsnetzes EIONET (European Environment Information and Observation Network), fiir das eine
jahrliche Berichtspflicht besteht.

Tabelle 4-5: Uberwachung im Rahmen internationaler Vereinbarungen

Messverpflichtung Gewasser Name Messstelle
EIONET, DUR Main Kahl a. Main
EIONET, DUR Main Erlabrunn
EIONET Main Viereth

EIONET, DUR Main Hallstadt
EIONET Tauber Waldenhausen
EIONET Frankische Saale Gemiinden
EIONET, DUR Regnitz Hausen

4.1.3 Ergebnisse FlieBgewasser

Nachfolgend wird zunachst der aktuelle 6kologische Zustand bzw. das 6kologische Potenzial vorgestellt, begin-
nend mit einer Ubersicht der Zustands- bzw. Potenzialklassen fiir die vier biologischen Bewertungskomponenten
und einer Beschreibung des Einflusses von Schadstoffen. Aus diesen Einzelkomponenten leitet sich schliellich
der 0kologische Zustand ab, der im Folgenden Uberblicksweise dargestellt ist. Es schlief3t sich die Beschreibung
des aktuellen chemischen Zustands an, wobei die beiden Schadstoffgruppen Schwermetalle und Pflanzenschutz-
mittel ndher betrachtet werden. Zuletzt wird der Gesamt-Zustand der Flusswasserkdrper beschrieben.
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4.1.3.1 Okologischer Zustand bzw. 6kologisches Potenzial

Die Ergebnisse der dkologischen Zustandsbewertung und Potenzialableitung sind in Tabelle 4-6 zusammenge-
stellt und werden nachfolgend beschrieben.

Tabelle 4-6: Okologische Zustandsklasse bzw. Potenzialklasse (hier ,gut und besser* unter ,gut* subsumiert) der
biologischen Bewertungskomponenten fir die bisher bewerteten Flusswasserkorper je Zustandsklasse in Prozent im
bayerischen Rheingebiet

Sehr gut Gut MaRig Unbefriedigend  Schlecht Anzahl der Anzahl der
(1) (2) (3) (4) (5) relevanten bewerteten
OWK OWK
Makrozoobenthos, 2% 84 % 14 % 0 % 0 % 190 190
Modul Saprobie
Makrozoobenthos, 6 % 44 % 37 % 1% 2% 186 186
Modul Degradation
Fische 1% 36 % 57 % 5% 1% 178 178
Makrophyten & 0 % 30 % 54 % 16 % 0% 188 188
Phytobenthos
Phytoplankton 0 % 84 % 16 % 0 % 0 % 19 19
Gesamtbewertung 0 % 18 % 52 % 28 % 2% 191 191
Zustand/Potenzial
100%
90% ll Sehr gut B Gut O MaRig @ Unbefriedigend B Schlecht| |

80%

70%
60%

50% F F m
40%

30%
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0% - T
Makrozoobenthos,  Makrozoobenthos, Fische Makrophyten & Phytoplankton Gesamtbewertung
Modul Saprobie Modul Degradation Phytobenthos Zustand / Potenzial

Abbildung 4-4: Bayerisches Rheingebiet — Okologische Zustandsklasse bzw. Potenzialklasse fiir die biologischen
Bewertungskomponenten: Anteil der Flusswasserkoérper je Zustandsklasse in Prozent

Makrozoobenthos

Die Qualitatskomponente Makrozoobenthos reagiert auf verschiedene Belastungsarten. Entscheidend fiir eine
intakte Makrozoobenthos-Lebensgemeinschaft ist eine geringe Verunreinigung durch leicht abbaubare organi-
sche Stoffe, eine dem Gewassertyp angepasste Zusammensetzung der Substrate der Gewassersohle sowie eine
naturnahe Gewasserstruktur. Auch sonstige Einfliisse aus dem Einzugsgebiet (z. B. Versauerung der Gewasser
durch Luftschadstoffe) konnen die Besiedlung beeinflussen. Aus diesen Griinden wurde das neu entwickelte
Bewertungsverfahren modular aufgebaut.

Im Modul Saprobie spiegeln sich Belastungen wider, die die biologischen Abbauvorgange im Gewasser intensi-
vieren. Ursache ist haufig der Eintrag leicht abbaubarer organischer Stoffe. Solche Stoffe stammen tUberwiegend
aus den Ablaufen von Klaranlagen, sie kdnnen aber auch durch absterbendes Pflanzenmaterial (z. B. Algen nach
Algenbliten, Falllaub) im Gewasser selbst entstehen. Da die Entwicklung von Wasserpflanzen eng an die Ver-
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fugbarkeit von Nahrstoffen gekoppelt ist, ist ein Nahrstoffproblem oft auch ein Saprobieproblem. Die Bewertungs-
ergebnisse sind in Karte 4.5 dargestellt. Durch MalRnahmen im Bereich der technischen Abwasserreinigung hat
sich die Saprobie vieler Gewasser in den letzten 50 Jahren stark verbessert. Die noch auftretenden Belastungen
sind vor allem in I&ndlich gepragten Regionen zu finden.

Die deutlich Gberwiegende Zahl der Oberflachenwasserkorper weist eine gute Bewertung auf. Dies gilt insbeson-
dere fiur die groBen Gewasser Main und Regnitz. In den zum Teil wasserarmen Keuperregionen mit langsam
flieRenden Gewassern tritt teilweise auch eine maRige Bewertung auf.

Das Bewertungsmodul Degradation spiegelt eine Vielzahl verschiedener Einflussgréen, vorwiegend aus dem
Bereich der Hydromorphologie, jedoch auch nutzungsbedingte Belastungen im Einzugsgebiet des Gewassers
wider. Ganz entscheidend sind Angebot und Variabilitat an Lebensraumen am Gewassergrund und die Stro-
mungsverhaltnisse im Gewasser. Befestigung, Versiegelung, Verschlammung und Aufstau sind daher haufige
Belastungsfaktoren, die zu einer nicht-guten Bewertung im Modul Allgemeine Degradation fihren. Das Ergebnis
des Moduls Allgemeine Degradation kann jedoch auch durch stoffliche Belastungen, zum Beispiel leicht abbauba-
re organische Stoffe, beeinflusst werden. Die Bewertungsergebnisse sind in Karte 4.6 dargestellt. Alle Bewer-
tungsklassen sind vertreten. Demnach finden sich Gewasser mit guter Bewertung im ganzen bayerischen Rhein-
gebiet. Jedoch sind allgemein viele groRere Gewasser sowie die Flisse und Bache in Unterfranken maRig
eingestuft, teilweise liegt auch die Bewertung unbefriedigend in dieser Region vor.

Das Bewertungsmodul Versauerung zeigt Belastungen auf, die sich in Folge der Deposition saurebildender Stof-
fe ergeben. Potenziell gefahrdet sind Regionen mit geringem Kalkgehalt in Béden und Gestein.

Im bayerischen Rheingebiet zeigt die Untersuchung des Makrozoobenthos keine Beeintrachtigung relevanter
Wasserkdrper hinsichtlich der Versauerung auf.

Fischfauna

Die Bewertungsergebnisse sind in Karte 4.7 dargestellt. Die Qualitdtskomponente Fischfauna reagiert vor allem
auf die hydromorphologische Struktur eines Gewassers. Entscheidend fiir eine intakte Fischzonose ist haufig die
Durchgangigkeit eines Gewassers, da alle Fischarten mehr oder weniger lange Wanderbewegungen durchfiihren.
Damit eine naturliche Vermehrung stattfinden kann, sind fiir die verschiedenen Fischlebensstadien geeignete
Gewasserstrukturen, z. B. eine entsprechende Breiten- und Tiefenvarianz, angebundene Altarme, Unterstande
und vor allem Kieslaichplatze wichtig. Hier spielt der Eintrag von Feinsediment eine groRRe Rolle: dieses kann die
Gewassersohle flachig bedecken und das Kiesliickensystem fest verschlieRen (Kolmation), sodass insbesondere
Kieslaicher keine geeigneten Laichplatze mehr finden. Bei der Bewertung der Fischfauna spielen auch unter- und
oberliegende Gewasser eine Rolle. Daher wird ein Oberflichenwasserkdrper bei der Bewertung oft nicht singular
betrachtet.

Aufgrund der aufwandigen Probenahme konnte im ersten Monitoringzeitraum nur ein Teil der Flusswasserkorper
mit der Komponente Fisch untersucht werden. In den Gbrigen Fallen erfolgte fiir den ersten Bewirtschaftungsplan
eine Expertenbeurteilung anhand der Bestandsaufnahme.

Im bayerischen Rheingebiet bestatigt sich die Einstufung der Bestandsaufnahme: Vergleichsweise wenige Ober-
flachenwasserkdrper weisen einen guten Zustand bzw. ein gutes Potenzial auf. Es liberwiegt die Klasse maRig,
einige Wasserkdrper sind sogar im schlechten Zustand.

Makrophyten & Phytobenthos

Die Bewertungsergebnisse sind in Karte 4.4 dargestellt. Die Bewertungskomponente Makrophyten & Phyto-
benthos setzt sich aus drei Teilkomponenten zusammen, den Makrophyten (hdhere Wasserpflanzen), den Dia-
tomeen (Kieselalgen) sowie dem Phytobenthos ohne Diatomeen (librige Algen). Die Komponente reagiert beson-
ders sensibel auf Nahrstoffbelastungen, insbesondere auf leicht bioverfligbare Phosphorkomponenten. Wahrend
Kieselalgen innerhalb kurzer Zeit auf Veranderungen der Nahrstoffkonzentration reagieren (Kurzzeitindikatoren),
nehmen Makrophyten die Nahrstoffe iberwiegend aus dem Sediment uber die Wurzeln auf (Langzeitindikatoren).
Neben Nahrstoffbelastungen indiziert die Qualitdtskomponente zudem Versauerung (Modul Diatomeen) sowie
Salzbelastung, wobei letztere in bayerischen Flussgebieten keine Rolle spielt.

Die Einstufung der Bestandsaufnahme hat sich in weiten Teilen bestatigt: ein GroRteil des bayerischen Mainein-
zugsgebietes ist in Zustandsklasse mafig oder unbefriedigend einzuordnen. Nur wenige Oberflachenwasserkor-
per im Bereich des Buntsandsteins, der Rhén und der Frankischen Alb dstlich der Regnitz weisen einen guten
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Zustand bzw. ein gutes Potenzial auf. Im bayerischen Bodenseegebiet wurden die Gewasser liberwiegend mit
der Zustandsklasse gut bewertet.

Phytoplankton

Die Bewertungsergebnisse sind in Karte 4.3 dargestellt. Die Bewertungskomponente Phytoplankton reagiert
besonders sensibel auf Nahrstoffbelastungen, insbesondere auf leicht bioverfiigbare Phosphorkomponenten.
Phytoplankton kann nur an planktonfiihrenden Gewassern bewertet werden, da es nur hier in ausreichender
Menge vorkommt. Hierzu zahlen nicht erheblich veranderte Gewasser des Typs 10 und 9.2 sowie erheblich ver-
anderte Gewasserabschnitte des Typs 9, 9.1 und 4, wenn durch Aufstau die Aufenthaltszeit des Wassers so stark
verlangert wird, dass sich Plankton in nennenswertem Ausmalf entwickeln kann.

Die Regnitz sowie der Main unterhalb der Regnitzmiindung weisen einen guten Zustand bzw. ein gutes Potenzial
auf. Der obere Main und die Aisch wurden als maRig bewertet.

Schadstoffe

Oberflachenwasserkérper, die aufgrund einer Uberschreitung der Umweltqualitdtsnormen fiir Schadstoffe abzu-
werten sind, sind in Karte 4.2 durch einen schwarzen Punkt dargestellt. Sonstige Falle von Uberschreitungen der
Umweltqualitatsnormen in einem OWK werden mit einem Kreis mit schwarzem Rand gekennzeichnet. Fir die
meisten Wasserkorper sind keine signifikanten Schadstoffeinleitungen bekannt.

In einigen intensiv landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten wurden die Qualitdtsnormen fir Pflanzenschutz-
mittel Gberschritten. Dies betrifft den Stoff Bentazon. Die betroffenen Flusswasserkdrper haben bereits bei der
biologischen Bewertung keinen guten Zustand erreicht.

Okologischer Zustand/Okologisches Potenzial

Der (gesamt)dkologische Zustand bzw. das (gesamt)dkologische Potenzial ist in Karte 4.2 und Anhang 4.2 dar-
gestellt.

Oberflachenwasserkdrper in gutem Zustand bzw. mit gutem und besserem Potenzial liegen nur sehr vereinzelt im
Bereich des Buntsandsteins des unteren Maineinzugsgebietes und im Bereich der 6stlichen Zufllisse zu Ober-
main und Regnitz vor. In den Ubrigen Regionen Gberwiegt ein mafkiger oder unbefriedigender Zustand, im Wern-
Einzugsgebiet auch ein schlechter Zustand.

Die Darstellung des (gesamt)okologischen Zustands bzw. Potenzials gibt einen Uberblick. Als Grundlage fiir die
zielgerichtete MaRnahmenplanung dienen die belastungsspezifischen Auswertungen (Karten 4.3 bis 4.7), die die
erforderlichen Handlungsschwerpunkte aufzeigen.

4.1.3.2 Chemischer Zustand
Der chemische Zustand ist in Karte 4.8 und Anhang 4.2 dargestellt.

Im bayerischen Maingebiet trat im Rahmen der tiberblicksweisen Uberwachung im Unterlauf des Mains eine
knappe Uberschreitung der Qualititsnorm fiir den Stoff Benzoperylen auf. Die bisherigen Ergebnisse sind durch
erganzende Untersuchungen abzusichern. Bei der operativen Uberwachung lagen keine Uberschreitungen von
Qualitatsnormen vor.

Weitere Schadstoffe

In Biota (z. B. Fischen) sind nach der Richtlinie Giber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik fiir die
Stoffe Hexachlorbutadien (HCBD), Hexachlorbenzol (HCB) und Quecksilber Umweltqualitadtsnormen einzuhalten.
Aus dem bayerischen Fisch- und Muschelschadstoffmonitoring sowie aus der Lebensmitteliiberwachung liegen
erste Erkenntnisse zu den Gehalten dieser Stoffe insbesondere in Fischen vor. Demnach sind HCBD und HCB
kein flachiges Problem in Bayern. Die Konzentrationen dieser Stoffe bewegen sich auf vergleichsweise niedrigem
Niveau. Weitergehende Aussagen zur Situation in Bayern kdnnen erst getroffen werden, wenn Daten aus einem
gezielten Biota-Monitoring zur Verfiigung stehen. Hierzu und zur Bewertung der Ergebnisse sind nahere Ausfih-
rungsbestimmungen (z. B. zu untersuchende Fischart, Alter der Fische) auf nationaler und ggf. internationaler
Ebene noch abzustimmen.
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4.1.4 Uberwachungsprogramme Seen

Nachfolgend werden die Uberwachungsprogramme fiir Seen beschrieben. Bestandteile der Uberwachungspro-
gramme sind die Messstellen, die untersuchten Qualitdtskomponenten sowie die bereits oben dargestellten
Messfrequenzen der Uberwachung im ersten Bewirtschaftungsplan.

In Bayern gibt es insgesamt 55 Seen, die das GréRenkriterium der WRRL (> 50 ha) erfiullen. Sechs Seen liegen
im bayerischen Rheineinzugsgebiet: der Bodensee als naturlicher See und finf erheblich veranderte Seen. Der
Bodensee ist ein internationaler See. Er wurde in Abstimmung einer internationalen Koordinierungsgruppe zur
Umsetzung der WRRL der Bodenseeanrainerstaaten mit den fiir Deutschland und damit Bayern festgelegten
Verfahren bewertet. Hierbei wurde der gesamte Bodensee-Obersee als ein Wasserkoérper betrachtet. Diese Ge-
samt-Bewertung mit allen zugrundeliegenden (internationalen) Messstellen ist hier dargestellt, obwohl der bayeri-
sche Uferanteil am Bodensee nur ca. 7 Prozent betragt. Der Bodensee-Obersee wird insofern in diesem Be-
richtsteil zum bayerischen Rheingebiet in gleicher Weise behandelt wie die Ubrigen ausschliellich bayerischen
Seen.

Auswahlkriterien der Messstellen fur die tiberblicksweise Uberwachung
Die (iberblicksweise Uberwachung wird an Stellen durchgefiihrt, an denen

+ ein zusammenhé&ngender und umfassender Uberblick iiber den Zustand der Gewasser in der Flussgebietsein-
heit méglich ist,

» die Mdglichkeit der Nutzung bestehender Messnetze zur Beobachtung langfristiger Trends besteht,

» das Volumen des vorhandenen Wassers fur die Flussgebietseinheit, einschlieRlich gréfRerer stehender Gewas-
ser, kennzeichnend ist,

« die in der Flussgebietseinheit vorhandenen Seetypen reprasentativ erfasst sind.

Die Uberwachung an reprasentativen und bedeutsamen Messstellen erfordert ein fixes, grobmaschiges Messstel-
lennetz. Die Immissionsdaten an diesen Messstellen bieten eine belastbare Grundlage fir die Berichterstattung
und fiir die grofRraumige Bewirtschaftungsplanung. Das Messnetz fir die tGberblicksweise und die operative
Uberwachung ist in Karte 4.9 dargestellt.

Fir jeden Seewasserkdrper gibt es eine Messstelle zur Beprobung des Freiwassers (in der Regel an der tiefsten
Stelle), zur Beprobung der chemischen und physikalisch-chemischen Kriterien sowie der Biokomponente Phy-
toplankton. Weitere reprasentative Ufer-Messstellen (Transekte) dienen der Untersuchung und Bewertung der
Biokomponente Makrophyten & Phytobenthos und der Probenahme des Makrozoobenthos zur Verfahrensent-
wicklung. Fur die Experteneinschatzung der Biokomponente Fischfauna wurde fiir den ersten Bewirtschaftungs-
plan auf vorhandenes Datenmaterial im Freiwasser und Uferbereich der Seen zurlickgegriffen.

Fir die Auswahl der Messstellen wurden nach Méglichkeit bereits bestehende Messnetze genutzt. Hierdurch ist
eine Trendbeobachtung méglich. Die Anforderungen fiir die Berichterstattung aufgrund der EG-Nitratrichtlinie
(91/676/EWG) und internationaler Ubereinkommen (EIONET, UN/ECE) werden durch das Uberblicksmessnetz
abgedeckt.

Fiir bayerische Seen wurden 13 Wasserkorper fiir die tiberblicksweise Uberwachung festgelegt, zwei davon — der
GrolRe Brombachsee und der Bodensee — liegen im bayerischen Rheineinzugsgebiet.

Untersuchte Qualitatskomponenten in der iiberblicksweisen Uberwachung

Bei der (iberblicksweisen Uberwachung sind gemal WRRL alle biologischen Qualitdtskomponenten zu untersu-
chen. Standardisierte Beprobungs- und Bewertungsverfahren liegen bisher nur fir die Komponenten Phytoplank-
ton und Makrophyten & Phytobenthos vor. Fiir Makrozoobenthos wurden Untersuchungen in Alpen- und Voral-
penseen durchgefiihrt. Es liegen Daten, aber noch kein praxisreifes deutsches Verfahren vor. Daher kann die
Bewertung mit der Biokomponente Makrozoobenthos im ersten Bewirtschaftungsplan fiir Seen noch nicht erfol-
gen. An der Entwicklung des Verfahrens wird gearbeitet. Flr Fische gibt es bisher einen Verfahrensentwurf, der
noch nicht national abgestimmt und interkalibriert ist. An der Weiterentwicklung wird gearbeitet. Die Fischbewer-
tung bayerischer Uberblicksseen erfolgte im ersten Berichtszeitraum auf der Basis vorhandener Daten der fische-
reilichen Fachverwaltung sowie der Berufs- und Angelfischerei mittels einer Expertenbeurteilung durch das Insti-
tut fUr Fischerei der Bayerischen Landesanstalt fir Landwirtschaft.
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Nach Anhang V der WRRL werden zur Einstufung des 6kologischen Zustands, unterstiitzend zu den biologischen
Qualitdtskomponenten, allgemeine chemisch-physikalische MessgréRen der Basischemie (Temperatur, pH-Wert,

Leitfahigkeit, Sauerstoffgehalt, Nahrstoffgehalte, Sichttiefe, Chlorophyll a und Chloridgehalt) sowie die hydromor-

phologischen Qualitdtskomponenten Wasserhaushalt und Beckenmorphologie bertcksichtigt.

Die Seebecken der grofieren bayerischen Seen sind vermessen. Dadurch liegen morphologische Daten zur Be-
ckenform, -tiefe, -breite, Ufersteilheit usw. vor. Hydrologische Informationen werden in Form der Pegeldaten von
den Seepegeln erhoben. Die angewandten Messfrequenzen sind in Tabelle 4-2 aufgelistet.

Spezifische Schadstoffe und prioritére Stoffe werden nicht in bayerische Seen eingeleitet. Mit friiheren orientie-
renden Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass Stoffe, die mdglicherweise diffus in Seen gelangen kénnen
(z. B. Pflanzenschutzmittel) nicht nachweisbar waren. Deshalb sind diese Stoffe gemal WRRL in den bayeri-
schen Seen nicht zu untersuchen. Zur Absicherung dieser Einschatzung werden diese Stoffe ab 2010 in ausge-
wahlten Seen erneut Uberwacht.

Auswabhlkriterien der Messstellen fiir die operative Uberwachung

Alle Seen > 0,5 km?, die gemafR Bestandsaufnahme die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie verfehlten, werden
operativ Uberwacht. Alle weiteren Seen > 0,5 km?, die nicht im Rahmen der Giberblicksweisen Uberwachung un-
tersucht werden, werden weiterhin regelmafig mit WRRL-konformen Methoden untersucht, um weitere wichtige
Anforderungen der Richtlinie (z. B. Uberpriifung der Bestandsaufnahme, Einhaltung des Verschlechterungsver-
bots, Referenzmessnetz, Interkalibrierung, Beschreibung langfristiger nattrlicher Trends) erflillen zu kdnnen.
Auch bei der operativen Uberwachung gibt es fiir jeden See eine Messstelle zur Beprobung des Freiwassers (in
der Regel tiefste Stelle), zur Beprobung der chemischen und physikalisch-chemischen Kriterien sowie der Bio-
komponente Phytoplankton, dazu mehrere reprasentative Messstellen am Ufer (Transekte) fir die Biokomponen-
te Makrophyten und Phytobenthos. Die Anzahl der Ufermessstellen richtet sich nach der Seegréi3e, deren Lage
wird proportional zu den Anteilen der Ufernutzung bzw. Ufermorphologie festgelegt. Soweit méglich werden be-
reits vorhandene Messstellen berlicksichtigt.

Untersuchte Qualitdtskomponenten in der operativen Uberwachung

Die Auswahl der Qualitdtskomponenten, die Untersuchungsfrequenzen und die Dauer der Untersuchungen wer-
den der jeweiligen Fragestellung und Problemlage angepasst. Bei der operativen Uberwachung werden die biolo-
gischen Bewertungskomponenten untersucht, die am sensitivsten die spezifischen Belastungen aufzeigen. Nach
derzeitigem Kenntnisstand spielen bei Seen Belastungen aus Nahrstoffeintrdgen die entscheidende Rolle. Sie
werden durch die Biokomponenten Phytoplankton und Makrophyten & Phytobenthos abgebildet. Untersuchungen
von Makrozoobenthos und Fischen sind daher im Rahmen des operativen Monitorings nicht veranlasst.

Im Rheineinzugsgebiet sind Einleitungen prioritérer Stoffe oder Schadstoffe in Seen nicht bekannt. Eine Untersu-
chung ist daher nicht erforderlich.

Uberwachung zu Ermittlungszwecken

An bayerischen Seen war im Zeitraum des ersten Bewirtschaftungsplans keine Uberwachung zu Ermittlungszwe-
cken erforderlich.

Erganzende Uberwachung im Rahmen internationaler Vereinbarungen

Am Bodensee werden neben den WRRL-relevanten Erhebungen zusatzliche Messungen im Rahmen der ,Inter-
nationalen Gewasserschutzkommission fir den Bodensee (IGKB)“ durchgefihrt, z. B. befristete Untersuchungen
am Seeufer und im Sediment. Eine Messstelle an der Trinkwassertalsperre Mauthaus wird im UN/ECE-
Versauerungsmessnetz regelmafig uberwacht.
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4.1.5 Ergebnisse Seen

Fuar nicht erheblich veranderte Seen wird der 6kologische und der chemische Zustand, fiir erheblich veranderte
und kinstliche Seen wird das 6kologische Potenzial anstatt des 6kologischen Zustandes erhoben. Die Ergebnis-
se der Freiwasser- und Ufertransektbewertungen werden zu einer Gesamtbewertung flir den Seewasserkorper
zusammengefasst.

4.1.5.1 Okologischer Zustand bzw. 6kologisches Potenzial

Die Ergebnisse der dkologischen Zustandsbewertung und Potenzialermittlung sind in Tabelle 4-7 zusammenge-
stellt und werden nachfolgend beschrieben.

Tabelle 4-7: Okologische Zustandsklasse/Okologische Potenzialklasse (hier ,gut und besser* unter ,gut* subsumiert)
fur die biologischen Bewertungskomponenten der Seen im bayerischen Rheingebiet: Prozent der Seewasserkdrper je
Zustandsklasse

Sehr gut Gut MaRig Unbefrie-  schlecht Anzahl der Anzahl der
digend relevanten bewerteten
OWK OWK

Phytoplankton 0 % 33% 17 % 50 % 0 % 6 6
Makrophyten & Phytobenthos 0 % 50 % 50 % 0% 0% 6 6
Makrozoobenthos - - - - - 2 0
Fischfauna 0 % 100% 0% 0 % 0 % 2 2
Gesamt-0kologischer 0 % 33 % 17 % 50 % 0 % 6 6
Zustand/ -6kologisches
Potenzial

100%

90% -{ @ Sehrgut B Gut OMaRig M Unbefriedigend B Schlecht

80% -

70%

60% -

50% -

40%

30% -

20% -

10% +

0% T
Phytoplankton Makrophyten & Phytobenthos Fischfauna Gesamt-6kologischer Zustand

Abbildung 4-5: Okologische Zustandsklasse/Okologische Potenzialklasse (hier ,gut und besser* unter ,gut* subsu-
miert) fur die biologischen Bewertungskomponenten der Seen im bayerischen Rheingebiet: Prozent der Seewasser-
korper je Zustandsklasse

Phytoplankton

Die Ergebnisse sind im Anhang 4.3 dargestellt. Phytoplankton ist besonders dazu geeignet, den trophischen
Zustand eines Sees im Freiwasserbereich zu dokumentieren. Die Trophie beschreibt die Intensitat, d. h. die Men-
ge und Wachstumsgeschwindigkeit der Giberwiegend pflanzlichen Primarproduktion. Diese sowie die Artenzu-
sammensetzung der pflanzlichen Organismen werden stark durch die Verfligbarkeit von Pflanzennahrstoffen, vor
allem Phosphor, gesteuert. Weiterhin sind Stickstoffverbindungen und Silikat steuernde Nahrstoffe. Sie wirken
unmittelbar und ohne Zeitverzégerung auf das Algenwachstum und die Algenzusammensetzung.

55



Wegen der glinstigen trophischen Verhaltnisse werden der Bodensee mit der Zustandsklasse gut und die Trink-
wassertalsperre Mauthaus mit der Potenzialklasse ,gut und besser” bewertet. Die Ubrigen vier Seen des bayeri-
schen Rheineinzugsgebiets erreichen wegen Nahrstoffbelastungen nur maRige bzw. unbefriedigende Plankton-
bewertungen.

Makrophyten & Phytobenthos

Die Ergebnisse sind im Anhang 4.3 dargestellt. Die Biokomponente reagiert besonders sensibel auf Nahrstoffbe-
lastungen im Uferbereich, aber auch auf hydrologische Belastungen und eine verénderte Uferstruktur. Besonders
das Teilmodul Makrophyten reagiert zeitverzégert auf Veranderungen. Die héheren Wasserpflanzen leben mehr-
jahrig und beziehen ihre Nahrstoffe durch Wurzeln auch aus dem ufernahen Sediment, in welchem z. B. friihere
Belastungen noch langer nachwirken. Im Vergleich der beiden pflanzlichen Komponenten bewertet die Kompo-
nente Phytoplankton insofern tendenziell etwas besser als die Komponente Makrophyten & Phytobenthos, da sie
schneller auf bereits erreichte trophische Verbesserungen reagiert. Der Bodensee erreicht bei dieser Biokompo-
nente den guten Zustand, zwei weitere der sechs Seen im Rheingebiet das gute Potenzial.

Fischfauna

Die Ergebnisse sind im Anhang 4.3 dargestellt. Fiir die beiden Seen mit (iberblicksweiser Uberwachung im
Rheingebiet, den groflen Brombachsee und den Bodensee, war auf Basis des vorhandenen Datenmaterials eine
Erst-Bewertung mittels Experteneinschatzung mdglich. Beide Seen haben danach bezuglich der Komponente
Fischfauna die Ziele der WRRL erreicht.

Schadstoffe

Es werden keine Schadstoffe in signifikanten Mengen in die bayerischen Seen des Rheineinzugsgebietes einge-
leitet.

Okologische Zustandsbewertung und Potenzialermittlung

Die Ergebnisse der (gesamt-)6kologischen Bewertung sind in Karte 4.10 dargestellt. Die tabellarische Zusam-
menfassung der Ergebnisse flir die Seen im bayerischen Rheingebiet findet sich im Anhang 4.3.

4.1.5.2 Chemischer Zustand

Die Ergebnisse sind in Karte 4.11 dargestellt. Prioritére Stoffe und weitere fiir den chemischen Zustand zu be-
rlicksichtigende Schadstoffe werden in Bayern in Seewasserkorper nicht eingeleitet. Fiir die beiden Seen im
Rheingebiet ist keine chemische Belastung zu verzeichnen.

4.2 Grundwasser

In Bayern betragt die Gesamtflache der Giberwachten Grundwasserkorper 70 548 km?, davon in der Flussgebiets-
einheit Rhein 20 309 km?. Nachfolgend werden die Uberwachungsprogramme fiir Grundwasser beschrieben
sowie Erlauterungen zu den Beurteilungsverfahren gegeben. Der mengenmafige und der chemische Zustand
nach Wasserrahmenrichtlinie werden dargestellt und erlautert.

4.2.1 Uberwachungsprogramme
Die Grundwasser-Uberwachung nach WRRL wird unterschieden nach:
+ Uberwachung des mengenméaRigen Zustands des Grundwassers

+ Uberwachung des chemischen Zustands des Grundwassers
- Uberblicksweise Uberwachung
- Operative Uberwachung

Raumliche Bezugseinheit fiir die Uberwachung des Grundwassers sind die Grundwasserkérper. Im Flussgebiet
des Rheins wurden in Bayern, basierend auf den Erkenntnissen der Bestandsaufnahme, insgesamt 24 GWK
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abgegrenzt. Davon liegen sechs GWK Uberwiegend in Hessen und werden federfiihrend von den dort zustandi-
gen Stellen Uberwacht.

Die Uberwachung der GWK konzentriert sich vorwiegend auf den oberen Hauptgrundwasserleiter. Dieser ist
eventuellen Gefahrdungen durch Aktivitaten an der Landoberflache am starksten ausgesetzt.

Uberwachung des mengenmaRigen Zustands des Grundwassers

Der mengenmafige Zustand des Grundwassers wird in allen 24 Grundwasserkérpern tiberwacht (siehe Kar-
te 4.12).

Die Beurteilung des mengenmafigen Zustands eines GWK erfolgt durch die Analyse der zeitlichen Entwicklung
der Grundwassersténde, d. h. bei freien Grundwasserleitern der Grundwasseroberflache und bei gespannten
Grundwasserleitern der Grundwasserdruckflache. In GWK mit bedeutendem Anteil an Quellen werden auch
Quellschittungen tberwacht.

Die Uberpriifung des mengenmaRigen Zustands erfolgt anhand folgender Kriterien:
» Trendanalyse der Grundwasserstande bzw. Quellschittungen mit moglichst langen Zeitreihen,

» Erganzende Bilanzierung der Entnahmen fiir die einzelnen Grundwasserkorper (Gegentiberstellung von lang-
fristiger, mittlerer Grundwasserneubildung und langfristigen, mittleren Enthahmemengen),

» Hinweise auf signifikante Schadigung grundwasserabhangiger Land6kosysteme und mit dem Grundwasser in
Verbindung stehender Oberflachengewasser.

Durch mindestens monatliche Messungen wird die Beurteilung des mengenmafigen Zustands unter Beriicksich-
tigung langfristiger Schwankungen des Grundwasserstandes gewahrleistet. Aussagen zum Trend sind bei Vorlie-
gen entsprechend langer Datenreihen méglich. Das Messnetz sieht eine ausreichende Zahl von reprasentativen
Uberwachungsstellen in jedem GWK vor. Fiir die Eignung als reprasentative Messstelle sind neben der raumli-
chen Verteilung und der jeweiligen Hydrogeologie insbesondere bautechnische Anforderungen sowie die Verflg-
barkeit bisheriger Datenreihen mafigeblich. Um die Auswirkungen von Grundwassernutzungen, aber auch lang-
fristiger Klimatrends auf den GWK beurteilen zu kénnen, wurden mindestens drei geeignete Messstellen je
Grundwasserkorper bzw. innerhalb des GWK mindestens eine geeignete Messstelle je hydrogeologischer Einheit
ausgewahlt. Die Messstellendichte variiert in den einzelnen GWK, da sie u. a. von der Komplexitat des Aufbaus
des Grundwasserkorpers abhangt.

Das Messnetz zur Uberwachung des mengenmafigen Zustands umfasst in den bayerischen Anteilen des Rhein-
gebietes (Main, Bodensee) derzeit 70 Messstellen, davon 17 Quellmessstellen. Die Lage der Messstellen fur die
Uberwachung des mengenmaRigen Zustands ist in Karte 4.12 dargestellt.

Uberwachung des chemischen Zustands des Grundwassers

Fuar die Ermittlung des chemischen Zustands des Grundwassers ist eine Uiberblicksweise und zur weitergehenden
Beobachtung belasteter GWK eine operative Uberwachung erforderlich.

Uberblicksweise Uberwachung

Die (iberblicksweise Uberwachung des chemischen Zustands des Grundwassers wird in allen 24 Grundwasser-
korpern mit folgenden Zielen durchgefiihrt:

» Ermittlung und Beurteilung des chemischen Zustands des Grundwassers als Grundlage der MaRnahmenpla-
nung,

» Validierung der Beschreibung aller GWK einschlielich der Verfahren fiir die Bewertung der Auswirkungen von
Schadstoffeintragen,

» Erkennen natirlicher oder anthropogen verursachter Veranderungen der Grundwasserqualitat als Grundlage
der Beurteilung von langfristig ansteigenden Trends der Schadstoffkonzentration.

Die (iberblicksweise Uberwachung des chemischen Zustands wird mindestens einmal jahrlich durchgefiihrt, um
kiinftig Trends der Stoffkonzentrationen hinreichend genau ermitteln zu kénnen.
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Zur Uberwachung der Qualitit des Grundwassers werden je Messstelle die Parameter nach WRRL Anhang V
Nr. 2.4.2 ermittelt. Zur Beschreibung der Grundwasserverhaltnisse werden weitere charakteristische Parameter
erhoben, die auch fir die Qualitatssicherung der Untersuchungen bedeutsam sind. Einige dieser Parameter sind
in der Mindestliste nach Anhang Il Teil B der Grundwasserrichtlinie aufgefihrt (z. T. Doppelnennung in WRRL
und Grundwasserrichtlinie).

Erganzend werden unter Berucksichtigung der Mindestliste nach Anhang Il Teil B der Grundwasserrichtlinie in
Abhangigkeit von den Experteneinschatzungen zur Grundwasserrelevanz weitere Parameter erhoben und bei der
Darstellung der Grundwasserverhaltnisse beriicksichtigt (siehe Tabelle 4-8).

Soweit aufgrund der vorliegenden Kenntnisse — insbesondere unter Berlicksichtigung der bekannten Nutzungen
und der Erfahrungen Uber Stoffeintrage — angezeigt, werden darliber hinaus fallbezogen weitere Parameter in
teilweise speziell angepassten Messprogrammen untersucht. Durch eigensténdige Erhebungen wird zudem si-
chergestellt, dass neue grundwasserrelevante Schadstoffe erkannt und ggf. in kiinftige Uberwachungen einbezo-
gen werden.

Tabelle 4-8: Parameter und Beurteilungsgrundlagen fiir das Grundwasser

Grundwasseriiberwachungsprogramm Grundwasser- Geringflgigkeits-
(Mindestprogramm) qualitadtsnorm nach schwellenwerte der
RL 2006/118/EG LAWA

Leitparameter nach Anhang V WRRL

Sauerstoff

pH-Wert

Leitfahigkeit ® 2500 pS/cm bei 20 °C”
Nitrat 50 mgl/l

Ammonium® 0,5 mg/®

weitere physikalisch-chemische Parameter
zur Charakterisierung des Grundwassers

Wassertemperatur

Calcium

Magnesium

Natrium

Kalium

Hydrogencarbonat

Sulfat® 240 mg/l
Chlorid ¥ 250 mg/l
Phosphat

Eisen

Mangan

Geldster organisch gebundener Kohlenstoff (DOC)

erganzende Untersuchung im Bedarfsfall: Belastungs-
spezifische Parameter, insbesondere

Wirkstoffe in Pestiziden einschlief3lich relevanter Stoff- 0,1 pg/l

wechselprodukte, Abbau- und Reaktionsprodukte 0,5 ug/l insgesamt

Arsen? 10 pgll
Cadmium? 0,5 pg/l
Blei® 7 ug/l
Quecksilber 0,2 ug/l
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Tabelle 4-8: Fortsetzung

Grundwasserliberwachungsprogramm Grundwasser- Geringfiigigkeits-
(Mindestprogramm) qualitdtsnorm nach schwellenwerte der
RL 2006/118/EG LAWA

erganzende Untersuchung im Bedarfsfall: Belastungs-
spezifische Parameter, insbesondere

flichtige organische Verbindungen (VOC) einschlieBlich Summe Tri-/Tetra-
Tri-* und Tetrachlorethen ® chlorethen: 10 pg/l
PAK Summe: 0,2 pg/1¥

3 Parameter der Mindestliste nach Anhang Il Teil B der RL 2006/118/EG, fiir die Mitgliedstaaten die Festlegung
von Schwellenwerten zu erwagen haben. Im Rahmen der anstehenden rechtlichen Umsetzung dieser RL ist
vorgesehen, fir die Schwellenwerte die Geringfligigkeitsschwellenwerte der LAWA anzusetzen.

® Ersatzweiser Wert der TrinkwV 2001, soweit fiir Beurteilung relevant.
° Fur weitere VOC sind LAWA-Geringfiigigkeitsschwellenwerte abgeleitet.
9 Fir Einzelstoffe der PAK sind LAWA-Geringfligigkeitsschwellenwerte abgeleitet.

Das Uberblicksmessnetz gibt ein reprasentatives Bild der Grundwasserbeschaffenheit und der Belastungssituati-
on in jedem GWK. Die Auswahl der fiir die (iberblicksweise Uberwachung geeigneten Messstellen wurde fristge-
recht bis Ende 2006 abgeschlossen. Das Netz der Messstellen umfasst Grundwassermessstellen und Brunnen
sowie — in GWK mit bedeutendem Anteil an Quellen — auch Messstellen an Quellen. Beziiglich der Eignung als
reprasentative Messstelle gelten die fiir den mengenmafigen Zustand beschriebenen Anforderungskriterien.
Durch die Bauart muss insbesondere sichergestellt sein, dass das Grundwasser zur Ermittlung der Inhaltsstoffe
unverfalscht beprobt werden kann. An einigen Quellen werden die Schittung und die zugehdrige Qualitat des
austretenden Grundwassers gemeinsam erfasst.

Zur weitergehenden Charakterisierung der Uberwachungssituation wurden die Messstellen anhand der im Durch-
schnitt vorherrschenden Landnutzung jeweils einer Hauptnutzung zugeordnet. Die Messnetzdichte (durchschnitt-
lich 1 Messstelle pro 140 km?) ermdglicht die Beurteilung jedes Grundwasserkérpers hinsichtlich flachenhafter
Einflisse. Einige Messstellen dienen der exemplarischen Uberwachung des Einflusskomplexes Siedlung/Gewer-
be/Industrie.

Das Messnetz zur Uberwachung des chemischen Zustands des Grundwassers umfasst im bayerischen Main-
und Bodenseegebiet derzeit 146 Messstellen, davon 52 Quellmessstellen. Die Lage der Messstellen fir die
Uberblicksweise Uberwachung ist in Karte 4.13 dargestellt.

Operative Uberwachung

In den GWK im schlechten chemischen Zustand ist eine operative Uberwachung durchzufiihren, um die Entwick-
lung des chemischen Zustands und die Wirksamkeit der MalRnahmen zum Erreichen des guten chemischen Zu-
stands zu tGberwachen. Die Bereiche von GWK, flr die nach der Bestandsaufnahme das Risiko besteht, dass die
Umweltziele verfehlt werden, sind ebenfalls bei der Aufstellung des operativen Messnetzes zu berticksichtigen.
Des Weiteren ist im Rahmen des operativen Monitoring auch der Trend von Schadstoffkonzentrationen zu ermit-
teln.

Die operative Uberwachung baut wesentlich auf den Ergebnissen der (iberblicksweisen Uberwachung auf und ist
in den Zeitraumen zwischen zwei Programmen fiir die tiberblicksweise Uberwachung durchzufiihren. Entspre-
chend den Ergebnissen der Zustandsbeurteilung ist die operative Uberwachung auf die Belastungen der GWK
mit Nitrat und PSM abzustellen.

Das Messnetz fiir die operative Uberwachung wird derzeit aufgestellt. Es ist auf die Betrachtungsraume als Ar-
beitsebene ausgerichtet. Fiir die operative Uberwachung werden

« geeignete Messstellen der Uberblicksiiberwachung sowie

» erganzende Messstellen zur reprasentativen Erfassung der Auswirkungen der getroffenen MaRnahmen aus-
gewahlt.

Es ist vorgesehen, dass die Messstellen des operativen Uberwachungsmessnetzes mindestens zweimal jahrlich
(Frihjahr/Herbst) beprobt werden.

Die Uberwachungsergebnisse gehen in die zukiinftige Zustandsbeurteilung fiir den jeweiligen GWK sowie in die
Trendermittlung ein.
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4.2.2 Zustandsbeurteilung der Grundwasserkérper

Im bayerischen Rheingebiet werden von bayerischen Stellen 18 Grundwasserkdrper hinsichtlich ihres mengen-
mafigen und chemischen Zustands untersucht und beurteilt. In grenziibergreifenden Grundwasserkdrpern wer-
den die Beurteilungen des Zustands der GWK mit den zustandigen Stellen abgestimmt, um zu einer den gesam-
ten Grundwasserkorper beschreibenden Aussage zu kommen.

Neben den Beurteilungen auf der Basis von Erhebungen zur Menge und zur chemischen Qualitat des Grundwas-
sers sind bei der Ermittlung des Zustand der Grundwasserkorper auch Auswirkungen des Grundwassers auf
grundwasserabhéngige Landékosysteme (GWOS) zu beriicksichtigen. GWOS kénnen grundsatzlich mengenma-
Rige und chemische Belastungen von Grundwasserkorpern anzeigen.

Erkenntnisse zu signifikanten Schadigungen der GWOS infolge der chemischen Qualitat oder Wasserspiegelver-
anderungen des Grundwassers liegen nicht vor. Dies bestatigt die Einschatzung, dass von der Betrachtung der
GWOS kein weiterer Handlungsbedarf ausgeht.

4.2.2.1 Beurteilung des mengenmaligen Zustands

Die Beurteilung des mengenmafRigen Zustands baut auf der Uberwachung der oberflachennahen Grundwasser-
stockwerke auf. Dazu wurden Trendanalysen der Grundwasserstande bzw. Quellschittungen mit méglichst lan-
gen Zeitreihen durchgefiihrt. Darliber hinaus erfolgte fiir die einzelnen Grundwasserkorper eine iberschlagige
flachendeckende Bilanzierung des nutzbaren Grundwasserdargebots. Hierfir wurde die mittlere Grundwasser-
entnahme der mittleren langjahrigen Grundwasserneubildung gegentiibergestellt. Die Bewertung der Bilanz in den
einzelnen Grundwasserkorpern erfolgte stufenweise. Sofern die prozentuale Summe der Grundwasserentnahmen
unter 10 Prozent der Grundwasserneubildung liegt, ist der Grundwasserkoérper als unkritisch anzusehen. Bei
Werten Gber 10 Prozent erfolgt eine weitergehende Betrachtung zur konkreten Situation im jeweiligen Grundwas-
serkorper.

Fir ausgewahlte tiefere Grundwasservorkommen werden die Grundwasserstande ebenfalls Gberwacht. Im All-
gemeinen erfolgt die Erneuerung des Tiefenwassers hier sehr langfristig durch Zusickerung aus den lberlagern-
den Grundwasserstockwerken. Dem Schutz vor langfristiger Ubernutzung dienen die strengen Auflagen in den
wasserrechtlichen Genehmigungen, ggf. in Verbindung mit detaillierten Bilanzbetrachtungen (z. B. iberdeckter
Sandsteinkeuper in Mittelfranken).

Als Ergebnis der Trendanalyse kann festgehalten werden, dass in keinem der Grundwasserkdrper langfristig
signifikant fallende Trends (ermittelt nach der Methode der linearen Regression) in der Flache festgestellt werden
konnten. Die flachendeckende Bilanzierung zeigte, dass die Grundwasserentnahmen landesweit nur etwa 5 Pro-
zent der mittleren Grundwasserneubildung betragen.

Im Maingebiet, mit 17 von bayerischen Stellen kontrollierten Grundwasserkdrpern, liegt fur 14 Grundwasserkorper
die prozentuale Summe der Entnahmen unter 10 Prozent bzw. fir 2 Grundwasserkdrper geringfugig dartber.
Lediglich an einem Grundwasserkdrper wurde eine hdhere prozentuale Summe der Entnahmen mit 69 Prozent
der Grundwasserneubildung ermittelt. Fir diesen Grundwasserkorper liegt eine detaillierte Bilanzstudie vor, deren
Grundlage mehrere Grundwassermodelluntersuchungen sind. Eine Ubernutzung dieses Grundwasserkérpers ist
nicht zu erwarten. Die prozentuale Summe der Entnahmen des Grundwasserkdrpers im Bodenseegebiet liegt bei
rd. einem Prozent.

Alle Grundwasserkoérper im bayerischen Teil des Flussgebietes sind somit im Hinblick auf den mengenmafligen
Zustand als gut zu beurteilen.

4.2.2.2 Beurteilung des chemischen Zustands

Die Beurteilung des chemischen Zustands basiert auf den Ergebnissen der tiberblicksweisen Uberwachung und
bertcksichtigt die Anforderungen der EG-Grundwasserrichtlinie (RL 2006/118/EG vom 12.12.2006). Sie erfolgt flr
die Parameter, fiir die im Gemeinschaftsrecht der EU Grundwasserqualitatsnormen festgelegt sind: fir Nitrat gilt
die Qualitatsnorm (QN) von 50 mg/l, fur PSM und relevante Metaboliten sind die maRgeblichen QN 0,1 pg/l (Ein-
zelstoffe) bzw. 0,5 pg/l (Summe der Wirkstoffe). Aus der Bestandsaufnahme 2004 und der Uberwachung des
Grundwassers ist fiir keinen anderen Parameter eine Gefahrdung des guten chemischen Zustands der Grund-
wasserkorper abzuleiten.
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Vorgehensweise Zustandsbeurteilung fir die Komponente Nitrat

Um ein mdglichst abgesichertes Bild fiir den Zustand der GWK im Hinblick auf den Parameter Nitrat zu erhalten,
wurde ein mehrstufiges Verfahren gewahlt, in das auch Landnutzungsdaten und ggf. mehrjahrige Messdaten aus
dem wasserwirtschaftlichen Datenpool einflieien. Die Vorgehensweise der Zustandsbeurteilung fiir den Parame-
ter Nitrat erfolgt in bis zu drei Verfahrensschritten.

Im ersten Verfahrensschritt wird der Nitrat-Durchschnittswert der einzelnen Messstellen mit der Qualitadtsnorm
(QN) von 50 mg/l verglichen. Die Uberschreitung der Qualitatsnorm an einer oder mehreren Messstellen des
WRRL-Messnetzes fiihrt zur Ersteinstufung ,im schlechten chemischen Zustand - Komponente Nitrat®. GWK, in
denen keine Messstelle des WRRL-Messnetzes eine QN-Uberschreitung anzeigt, werden grundsétzlich als ,im
guten chemischen Zustand - Komponente Nitrat“ eingestuft.

Im zweiten Verfahrensschritt wird die jeder Messstelle des WRRL-Messnetzes zugeordnete, dominierende Haupt-
Landnutzung (Acker, Grinland, Wald, etc.) ausgewertet. Um die Einstufung ,schlechter Zustand“ des 1. Verfah-
rensschrittes zu bestatigen, miissen folgende Voraussetzungen erfiillt sein:

+ Der von Messstellen mit QN-Uberschreitung reprasentierte Flachenanteil der entsprechenden Nutzung muss
groRer sein als ein Drittel (33 Prozent) der Gesamtnutzungsflache im GWK, und

+ die reprasentierten Flachen der Messstelle mit QN-Uberschreitung der entsprechenden Nutzung miissen gré-
Rer 25 km? sein.

Grifte GWhk: 1472 km?
Anteil Ackermutzung: 578 km®

4 Mst. in Landnutzung Acker
reprasentieren je 145 km?®

a) Anteil der 3 Mst. Nutzung Acker
=75 % (>33 %)

b} 3 davon mit QM-Uberschreitung
=435 km? (> 25 km?)

Meszsstelen mit
Landnutzung Acker

MTRAT ¢WRRLMessnetz 200752 008)
o 0-50mad
m > 50mgd

Landnutzung
Aucker
Grinland
B Senderkuliur
[ R
Siedlun gsb ereich
Feuchifliche
Bl Geviisser

[ Grundwasserkiper
Ewstra chitun gsraum

a) reprasentietter Flachenantail der Mst. mit Mutzung Acker und Uberschreitung QN ist > 33% der Gesamtnutzungsflache im GWI, und
b Flachenanteil der hessstellen mit Uberschreitung QM in der dominierenden Landnutzung Acker ist = 25 km?

Abbildung 4-6: Darstellung des 2. Verfahrensschrittes am Beispiel eines GWK

Wird die Einstufung ,schlechter Zustand“ im zweiten Verfahrensschritt nicht bestatigt, wird in einem dritten Ver-
fahrensschritt eine ergédnzende Plausibilisierung der Befunde des WRRL-Messnetzes durch Daten der Jahre
2006 bis 2008 vorgenommen, welche in einer Datenbank der bayerischen Wasserwirtschaftsverwaltung enthalten
sind. Hierbei gehen insbesondere geeignete Daten von Brunnen und Quellen der Wasserversorgung ein.

Aus dem Datenbestand wird fiir die Messstellen eines jeden Betrachtungsraums (BTR) das Perzentil P90 be-
rechnet. Fur die Berechnung des P90 kann fir Bayern auf Messdaten von rund 5100 Messstellen zurlickgegriffen
werden (siehe Karte 4.20):

» Liegt das Perzentil P90 in einem oder mehreren BTR des jeweiligen GWK uber der QN von 50 mg/l Nitrat, so
wird die Einstufung ,im schlechten Zustand - Komponente Nitrat® fir den betreffenden GWK bestatigt,
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» Liegt das Perzentil P90 in keinem BTR des jeweiligen GWK Uber der QN, bestatigt sich die Ersteinstufung aus
Verfahrensschritt 1 nicht (,GWK im guten Zustand - Komponente Nitrat®).

Vorgehensweise Pflanzenschutzmittel — Einzelstoffe und Summe

Fir die Zustandsbeurteilung der Pflanzenschutzmittel einschlieR3lich relevanter Stoffwechselprodukte, Abbau- und
Reaktionsprodukte (PSM) wird zwischen einer Beurteilung der PSM-Einzelstoffe und der PSM-Summe unter-
schieden.

Die Zustandsbeurteilung fiir PSM wird in bis zu drei Verfahrensschritten durchgefiihrt. Grundlage fiir die Zu-
standsbeurteilung (erster Verfahrensschritt) ist die Uberpriifung, ob an einer Messstelle des WRRL-Messnetzes
eine QN-Uberschreitung vorliegt. Soweit méglich erfolgt die Uberpriifung mit den fiir die Messstelle erhaltenen
Durchschnittswerten. In einem zweiten Verfahrensschritt wird geprift, ob innerhalb eines GWK an mindestens
einer weiteren Messstelle des WRRL-Messnetzes eine QN-Uberschreitung fir den gleichen oder einen anderen
PSM-Wirkstoff festzustellen ist. Der betreffende GWK wird im sich anschlieRenden dritten Verfahrensschritt einer
Plausibilisierung anhand des zusatzlichen Datenbestandes unterzogen. Es werden die Daten fiir die Jahre 2006
bis 2008 ausgewertet und jeweils das Perzentil P90 iber die Messdaten des GWK gebildet. Fir die Berechnung
des P90 kann fur Bayern auf Messdaten von rund 2760 Messstellen zuriickgegriffen werden (siehe Karte 4.21).
Bei Erfiillung des P90-Kriteriums bestatigt sich die Einstufung in den ,schlechten Zustand — Komponente PSM*.

Ergebnis der Beurteilung des chemischen Zustands

Komponente Nitrat: Im Flussgebiet Rhein (Main) sind 9 GWK im schlechten Zustand (siehe Karte 4.15), darunter
2 der 6 gemeinsam mit Hessen ausgewiesenen, die Landesgrenze Uberschreitenden Grundwasserkorper.

Komponente Pflanzenschutzmittel — Einzelstoffe: Im Flussgebiet Rhein (Main) sind auf Grund entsprechender
PSM-Befunde 2 GWK im schlechten Zustand (siehe Karte 4.16). Der schlechte Zustand ergibt sich durch die
Befunde fiir Atrazin und dessen Abbauprodukt Desethylatrazin. Im Fall zweier GWK waren auch die QN fir ande-
re Wirkstoffe und relevante Metaboliten Uberschritten.

Komponente Pflanzenschutzmittel — Summe: Es ist kein GWK aufgrund der PSM-Summe in den schlechten
Zustand eingestuft. An einer Messstelle ist die QN fur die PSM-Summe Uberschritten, welche jedoch nicht zur
Einstufung in den schlechten Zustand fihrt.

Der chemische Zustand ergibt sich aus der Beurteilung der Komponenten Nitrat und PSM. Insgesamt sind im
Flussgebiet Rhein (Main) 11 GWK in einem schlechten chemischen Zustand (siehe Karte 4.14). Anhang 4.4 gibt
eine tabellarische Ubersicht zur Einstufung des chemischen Zustands der GWK fiir Nitrat und PSM.

Aufgrund des kurzen Beobachtungszeitraums von rd. zwei Jahren seit der fristgerechten Aufnahme der Uber-
blicksweisen Uberwachung ist eine Aussage zum Trend der Schadstoffkonzentrationen an allen Messstellen der
GWK derzeit noch nicht méglich. Erst nach weiteren Uberwachungszyklen werden hierfiir Daten {iber einen hin-
reichend langen Beobachtungszeitraum (mindestens 5-6 Jahre) zur Verfligung stehen.

4.2.2.3 Zustand der Grundwasserkorper

Gemal WRRL ist der mengenmafige und der chemische Zustand der GWK in einer Karte darzustellen (siehe
Karte 4.14). Da kein Grundwasserkorper aufgrund des mengenmafligen Zustands im schlechten Zustand ist,
bestimmt der chemische Zustand den Gesamtzustand. Demnach sind im Flussgebiet Rhein 11 (9 in bayerischer
Federflihrung) Grundwasserkorper im schlechten Zustand.

4.2.3 Weitere Daten zur Qualitat des Grundwassers

Die weiteren Uiberwachten Parameter werden unter Berlicksichtigung der maRgeblichen Beurteilungsgrundlagen
(siehe Tabelle 4-8) ausgewertet. Flr die Parameter der Mindestliste von Schadstoffen gemafl Anhang Il Teil B
der Grundwasserrichtlinie 2006/118/EG werden nach derzeitigem nationalen Diskussionsstand die bundeseinheit-
lichen Geringfligigkeitsschwellenwerte der LAWA bzw. die Werte nach der Trinkwasserverordnung 2001 als
Schwellenwerte herangezogen. Dabei erfolgt eine Analyse, ob die Befunde geogener Natur sind oder auf anthro-
pogene Einflisse hinweisen. Die Ergebnisse der Auswertungen fir die Parameter der Mindestliste werden nach-
folgend naher erlautert.
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Die festgestellten Befunde flr Arsen, Blei, Cadmium und Quecksilber sind geogen bedingt. Im Fall einer Mess-
stelle ist noch eine ergdnzende Absicherung der erhaltenen Cadmium-Werte erforderlich (siehe Karte 4.17).

Fir die Parameter Leitfahigkeit, Chlorid und Sulfat ergab die (iberblicksweise Uberwachung keine anthropogen
bedingten Uberschreitungen der maRgeblichen Beurteilungsgrundlagen. Dagegen wurden an den gekennzeich-
neten Messstellen Uberschreitungen des Geringfiigigkeitsschwellenwerts fiir Ammonium festgestellt. Unter be-
stimmten Bedingungen (sauerstoffarme bzw. -freie Grundwasser) kann Ammonium insbesondere aus Nitrat ge-
bildet werden. Da Nitrat auch naturlicherweise im Grundwasser vorkommt, ist mit den bisher durchgefiihrten
Messungen keine gesicherte Aussage mdglich, ob zu den beobachteten Ammonium-Konzentrationen auch
anthropogene Nitratquellen beitragen. Die erforderlichen erganzenden Untersuchungen sind in Planung (siehe
Karte 4.18).

Fir die Parameter Trichlorethen und Tetrachlorethen wurden im Rahmen der iiberblicksweisen Uberwachung
keine Uberschreitungen des vorlaufigen Schwellenwertes festgestellt (siehe Karte 4.19).

4.3 Uberwachung und Zustand der Schutzgebiete

Im Folgenden werden die Uberwachung und der Zustand der Schutzgebiete gemaR Art. 6 und Anhang IV WRRL
dargestellt. Ausfiihrungen zur Erstellung des Verzeichnisses der Schutzgebiete finden sich in Kapitel 3.

4.3.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser fir den menschlichen Gebrauch

In Wasserkorpern nach Art. 7 WRRL missen neben den Anforderungen bezliglich der Umweltziele geman Art. 4
WRRL fir das Wasser, das fir den menschlichen Gebrauch gewonnen wird, auch die Anforderungen der EG-
Trinkwasserrichtlinie eingehalten werden. GemaR der in Deutschland durch die Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) festgelegten Vorgehensweise und Interpretation des Art. 7 Abs. 2 ist fir die Bewertung mafigeb-
lich die Beschaffenheit des Wassers nach einer ggf. erfolgten Aufbereitung. Die Bewertung erfolgt daher anhand
der Ergebnisse der Trinkwasseriberwachung gemag Trinkwasserverordnung (nationale Umsetzung der EG-
Trinkwasserrichtlinie). Eine gesonderte Uberwachung ist nicht erforderlich. Auch in den Fallen, in denen Ausnah-
megenehmigungen wegen Grenzwertiiberschreitungen erteilt sind, gelten die Anforderungen der EG-
Trinkwasserrichtlinie als eingehalten.

Alle GWK in Bayern sind als Schutzgebiete nach Art. 7 einzustufen (vgl. Kapitel 3.1). Die Anforderungen der EG-
Trinkwasserrichtlinie an Trinkwasser (ggf. nach Aufbereitung) werden sowohl bei den Entnahmen aus dem
Grundwasser als auch aus Oberflachengewassern eingehalten bzw. sind durch Ausnahmegenehmigungen ge-
deckt. In der Karte 4.22 sind die GWK nach Art. 7 WRRL entsprechend im guten Zustand dargestelit.

Bei einer Reihe von Grundwasserentnahmen fiir Trinkwasserzwecke Uberschreitet das urspriinglich gewonnene
Rohwasser hinsichtlich Nitrat bzw. Pflanzenschutzmittel die Grenzwerte nach Trinkwasserverordnung. Um die
betreffenden GWK bzw. Enthahmen mit Handlungsbedarf beim Trinkwasserschutz im Sinn des Art. 7 Abs. 3
WRRL aufzuzeigen, sind in Karte 4.22 zuséatzlich die Trinkwassergewinnungsanlagen fir die 6ffentliche Wasser-
versorgung (mit Enthahmen gré3er 5000 m? pro Jahr) mit entsprechenden Uberschreitungen im Rohwasser rot
dargestellt.

4.3.2 Badegewasser

Die Qualitat der als Badestellen benannten Oberflachengewasserabschnitte wird mit einem speziellen Messpro-
gramm Uberwacht und der hygienische Zustand anhand festgelegter Qualitatsparameter bewertet. Im Mittelpunkt
steht der Schutz der Gesundheit der Badenden. Die einzuhaltenden Werte der in Bayern durch die Verordnung
Uber die Qualitét und Bewirtschaftung der Badegewasser (Bayerische Badegewasserverordnung — BayBade-
GewV) vom 15.2.2008 umgesetzten EG-Badegewasserrichtlinie (2006/7/EG) fiir bakteriologische Wasserunter-
suchungen sind in Tabelle 4-9 angegeben. Ab Ende der Badesaison 2011 erfolgt die Bewertung auf der Grundla-
ge der vorausgegangenen vier Badesaisons. Dann wird der Zustand der Badegewasser in vier Stufen
(ausgezeichnet, gut, ausreichend, mangelhaft) bewertet.
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Tabelle 4-9: Qualitatsstandards fir Binnengewéasser gemal Badegewéasserrichtlinie auf der Grundlage einer 95-
Perzentil-Bewertung (KBE = Koloniebildende Einheit)

Parameter MaReinheit Ausgezeichnete Gute Qualitat Ausreichende
Qualitat Qualitat

Intestinale Enterokokken KBE/100 ml <200 <400 <660

Escherichia coli KBE/100 ml <500 <1000 <1800

Bis 2011 erfolgt noch gemaf EU-Richtlinie 76/160/EWG eine jahrliche Bewertung der Badegewdasserqualitat,
immer im Anschluss an die jeweilige Badesaison nach den Kriterien ,Leitwerte eingehalten®, ,Grenzwert eingehal-
ten® bzw. ,Grenzwert nicht eingehalten®. Es gelten folgende Leitwerte und folgender Grenzwert: Fir Escherichia
coli sind die bisherigen Werte fiir fakalcoliforme Bakterien verbindlich, also ein zwingender Wert (Grenzwert) mit
2000 Keimen/100 ml und ein Leitwert von 100 Keimen/100 ml. Fur Intestinale Enterokokken gibt es nur einen
Leitwert mit 100 Keimen/100 ml.

Derzeit werden in der Flussgebietseinheit Rhein an allen WRRL-relevanten Badegewasserstellen in Bayern die
Leitwerte und der Grenzwert in der Uberwiegenden Mehrzahl der Falle eingehalten. Nur in Ausnahmesituationen
kommt es zu gelegentlichen und kurzfristigen Uberschreitungen der Leitwerte oder des Grenzwertes.

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass der Zustand nach WRRL und der Zustand nach Badegewasserricht-
linie keine identischen Bewertungen darstellen und daher an einem Wasserkorper verschieden ausfallen kdnnen.
Ein Gewasser, das die Umweltziele der WRRL verfehlt, kann durchaus die gute Badegewasserqualitat aufweisen
und umgekehrt.

Durch die Umsetzung der novellierten Badegewasserrichtlinie wird der hygienische Zustand der Gewasser kiinftig
noch besser erfasst und mit den zu erstellenden Badegewasserprofilen die Kenntnis Uber die Verschmutzungsur-
sachen verbessert. Hierbei flieien in Zusammenarbeit mit der Gesundheitsverwaltung Daten und Erkenntnisse
der Wasserwirtschaftsverwaltung ein.

4.3.3 FFH-und Vogelschutz-Gebiete (Natura 2000-Gebiete)

Mit der Ausweisung der Natura 2000-Gebiete ist auch die Verpflichtung verbunden, die fur einen giinstigen Erhal-
tungszustand der Arten bzw. Lebensraumtypen erforderlichen Schutz- und Entwicklungsmafinahmen auf Dauer
sicherzustellen. Um dies zu gewahrleisten, sehen sowohl die FFH-Richtlinie als auch die Vogelschutzrichtlinie
vor, dass die Mitgliedstaaten in bestimmten Abstanden ber ihre Schritte und MalRnahmen zur Umsetzung beider
Richtlinien an die Europaische Kommission berichten (Berichtspflicht nach Art. 17 der FFH- bzw. Art. 12 der Vo-
gelschutzrichtlinie). Nachster Berichtstermin ist Ende 2012.

Allgemeine Uberwachung

Nach Art. 11 der FFH-Richtlinie ist eine allgemeine Uberwachung des Erhaltungszustandes der Arten und Le-
bensraumtypen gemeinschaftlichen Interesses durchzufiihren. Als Lebensraumtypen gemeinschaftlichen Interes-
ses werden die in Anhang | der Richtlinie aufgefiihrten Lebensraumtypen bezeichnet. Arten gemeinschaftlichen
Interesses sind alle in den Anhangen I, IV und V aufgefiihrten Tier- und Pflanzenarten. Die allgemeine Uberwa-
chung muss auch aufierhalb der Natura 2000-Gebiete stattfinden.

Fir Fische ergeben sich hinsichtlich der Umsetzung von WRRL und FFH-Richtlinie groe Synergieeffekte. Zwar
benotigen beide Richtlinien unterschiedliche Bewertungsaussagen — die fisch-6kologische Funktionalitat eines
Oberflachenwasserkérpers nach WRRL steht einer art-bezogenen Bewertung einer Population und ihres Lebens-
raumes gegeniber — die standardisierte Erfassungsmethodik ist jedoch grundsatzlich dieselbe. Somit kénnen
prinzipiell mit Ausnahme weniger Arten wie z. B. dem Schlammpeitzger an ausgewahlten Messstellen beide
Richtlinien bedient werden. Fir die FFH-Richtlinie kénnen die Erhebungen sowohl fiir einen Fachbeitrag eines
Managementplans als auch fiir das FFH-Monitoring genutzt werden. Neben einer Ressourcenschonung und
erheblichen Kostenreduzierung fiihrt diese Verschneidung auch zu einer Schonung der Fischbestande durch
einen verminderten Uberwachungsaufwand.

Uber die Fischfauna hinaus gibt es aus inhaltlichen, methodischen und organisatorischen Griinden nur wenig
weitere Synergien zwischen dem WRRL- und dem Natura 2000 Monitoring. Bei einigen wassergebundenen Arten
kénnen Daten der Uberwachung nach WRRL fiir die nach statistischen Kriterien ermittelten Natura 2000-Stich-
proben genutzt werden.
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Managementplanung

Gemal § 33 Abs. 3 Satz 3 BNatSchG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 FFH-RL sind fiir jedes einzelne Gebiet die
Erhaltungsmaflinahmen zu bestimmen, die notwendig sind, um einen giinstigen Erhaltungszustand der Lebens-
raumtypen und Arten zu gewahrleisten oder wiederherzustellen, die maRgeblich fiir die Aufnahme des Gebietes
in das Netz "Natura 2000" waren. Diese Malinahmen werden in Bayern im Rahmen eines sogenannten "Mana-
gementplans" nach Nr. 6 der Gemeinsamen Bekanntmachung zum Schutz des Europaischen Netzes "Natura
2000" vom 4.8.2000 (AlIMBI Nr. 16/2000, S. 544-559) ermittelt und beschrieben.

Konkrete Zustandsbewertungen fiir die Vogelschutz- und FFH-Gebiete liegen nach Erarbeitung der jeweiligen
Managementpléne vor. Ziel ist, die Erstellung von Managementplanen bis 2015 abzuschlieRen. Mit Stand August
2009 waren bayernweit ca. 75 Managementplane abgeschlossen und mehr als 230 weitere in Bearbeitung, dar-
unter auch solche mit wasserabhangigen Schutzgitern.

4.3.4 Fischgewéasser

Zur Uberwachung der Wasserqualitat der laut der ,Verordnung iber die Qualitét von schutz- oder verbesse-
rungsbedurftigem StRwasser zur Erhaltung des Lebens der Fische® (BayFischGewV - Bayerische Fischgewas-
serqualitatsverordnung) ausgewiesenen Fischgewasser in Bayern sind chemisch-physikalische KenngrofRen
heranzuziehen, fur die spezifische Qualitdtsanforderungen als Richtwerte bzw. imperative Werte (= Grenzwerte)
festgelegt sind. In der Regel werden diese Qualitatsanforderungen fiir Salmoniden- und Cyprinidengewasser
unterschieden (vgl. Kapitel 3.5). Dabei sind die in den Salmonidengewassern vorkommenden Fische anspruchs-
voller und die Qualitatsanforderungen in Salmonidengewassern entsprechend strenger. Der Zustand der Fisch-
gewasser wird im Rahmen eigener Berichtspflichten dargestellt.

Bei den untersuchten Gewassern im bayerischen Rheingebiet wurden die Grenzwerte mit einer Ausnahme ein-
gehalten, nur an der Regnitz (Messstelle Hausen) kam es im Jahr 2006 zu einer einmaligen Uberschreitung des
imperativen Werts fir Ammonium aufgrund einer Ausnahmesituation.

Weiterfihrende Literatur
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Document 13, Directorate General Environment of the European Commission, Brussels.

CIS HMWB (2003a): Identification and Designation of Artificial and Heavily Modified Waterbodies. WFD CIS Guidance Docu-
ment 4, Directorate General Environment of the European Commission, Brussel.
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5 Umweltziele und Ausnahmen

Das Ubergeordnete Ziel der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie nach Art. 1 WRRL ist die Schaffung eines
Ordnungsrahmens fiir den Schutz der Binnenoberflaichengewésser, der Ubergangsgewésser, der Kiistengewés-
ser und des Grundwassers unter anderem zwecks

» Vermeidung einer Verschlechterung sowie Schutz und Verbesserung des Zustandes aquatischer Okosysteme
und der direkt von ihnen abhangigen Landokosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf ihnren Wasserhaus-
halt,

» Forderung einer nachhaltigen Wassernutzung,

» Anstreben eines starkeren Schutzes und einer Verbesserung der aquatischen Umwelt,

* Reduzierung der Verschmutzung des Grundwassers und Verhinderung einer weiteren Verschmutzung,
+ Beitrag zur Minderung der Auswirkungen von Uberschwemmungen und Diirren.

Dieses Ubergeordnete Ziel wird in Art. 4 WRRL fiir Oberflachengewasser, Grundwasser und Schutzgebiete kon-
kretisiert. So definiert Art. 4 Abs. 1 WRRL die sogenannten Umweltziele, die in Bezug auf die Umsetzung der in
den Bewirtschaftungsplanen fiir die Einzugsgebiete festgelegten MalRnhahmenprogramme gelten und grundséatz-
lich bis zum Jahr 2015 flr alle Wasserkorper erreicht werden sollen. Ist ein Wasserkdrper von mehr als einem der
in Art. 4 Abs. 1 genannten Ziele betroffen, so gilt nach Art. 4 Abs. 2 das weiterreichende Ziel. Die Umweltziele
bilden die zentrale Vorschrift der Richtlinie und werden in Abbildung 5-1 zusammenfassend dargestellt.

Oberflachenwasserkérper Grundwasserkorper
» Verschlechterungsverbot fiir den Zustand » Verschlechterungsverbot fiir den Zustand
» Reduzierung der Verschmutzung mit prioritaren Stoffen + Guter mengenmaRiger Zustand
» Einstellung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten priorita- * Guter chemischer Zustand
rer gefahrlicher Stoffe (phasing-out) + Trendumkehr bei signifikant und anhaltend

Nicht erheblich veranderte Wasserkorper (NONHMWB) zunehmenden Schadstoffkonzentrationen

» Guter okologischer Zustand
» Guter chemischer Zustand
Erheblich veranderte/kunstliche Wasserkérper (HMWB/AWB)

» Gutes 6kologisches Potenzial
» Guter chemischer Zustand

Schutzgebiete

Spatestens 2015 erfiillen aller Normen und Ziele, sofern die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage
die einzelnen Schutzgebiete ausgewiesen wurden, keine anderweitigen Bestimmungen enthalten.

Abbildung 5-1: Umweltziele gemalR WRRL

Bestandteil des Art. 4 WRRL ist weiterhin die Einstufung von Oberflachenwasserkorpern in nicht erheblich veran-
derte Oberflachenwasserkorper, erheblich veranderte Oberflachenwasserkorper (heavily modified water bodies —
HMWB) oder kinstliche Wasserkérper (artificial water bodies — AWB). HMWB und AWB sind als besondere
Oberflachenwasserkérperkategorien mit einem eigenen Bewertungssystem und eigenen Zielen anzusehen. In
Art. 4 Abs. 3 WRRL werden strenge Kriterien fiir die Einstufung eines Wasserkdérpers als erheblich verandert oder
kinstlich aufgefiihrt. Dazu werden in Kapitel 5.1 die Methodik der Einstufung von AWB und HMWB erklart und die
konkrete Einstufung fir diesen Bewirtschaftungsplan einschliellich der Griinde der Einstufung dargelegt.

MaRgeblich fir die Zielerreichung eines Oberflachengewassers gemal Art. 4 WRRL ist sein Zustand. Der Zu-
stand eines Oberflachengewassers bezeichnet nach Art. 2 Abs. 17 WRRL den Zustand eines Oberflachenwas-
serkorpers auf der Grundlage des jeweils schlechteren Werts fir den 6kologischen und chemischen Zustand.
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Ein Oberflachengewasser befindet sich demnach nur in einem guten Gesamtzustand, wenn es mindestens einen
guten 6kologischen und einen guten chemischen Zustand aufweist. Fur als AWB oder HMWB eingestufte Ober-
flachenwasserkérper werden zur Erreichung der Ziele das gute 6kologische Potenzial und der gute chemische
Zustand gefordert. Die Qualitdtskomponenten fir die Einstufung des 6kologischen Zustands sind in Anhang V
WRRL beschrieben. Der gute chemische Zustand im Bereich der Oberflachengewasser bezieht sich auf Belas-
tungen durch prioritére Stoffe, die nach Art. 16 Abs. 2 WRRL bestimmt werden. Fur die Teilmenge der prioritar
gefahrlichen Stoffe sind MalRnahmen vorzusehen, die die Eliminierung dieser Stoffe aus dem Stoffkreislauf spa-
testens bis 2020 ermdglichen (,phasing out®).

Fur die Zielerreichung des Grundwassers ist der Zustand gemaf Art. 2 Abs. 19 WRRL ausschlaggebend, der auf
Grundlage des jeweils schlechteren Wertes fiir den mengenmafigen und den chemischen Zustand bestimmt
wird. Ein Grundwasserkorper befindet sich somit nur in einem guten Gesamtzustand, wenn der mengenmaRige
und der chemische Zustand mit ,gut* bewertet werden kdnnen. Die Bewertung des mengenmaRigen Zustands
eines Grundwasserkorpers orientiert sich an dem Parameter ,Grundwasserspiegel”. Die durch die jahrliche
Grundwasserneubildung verfiigbare Grundwassermenge darf nicht von der langfristigen mittleren jahrlichen Ent-
nahme Uberschritten werden. Die Beurteilung des chemischen Zustands eines Grundwasserkorpers richtet sich
laut Anhang V WRRL generell nach den Parametern ,Konzentration an Schadstoffen und ,Leitfahigkeit*, ergan-
zende Kriterien werden in der Grundwasserrichtlinie 2006/118/EG festgelegt. Im Falle einer signifikant und
anhaltend zunehmenden Schadstoffkonzentration sind MalRnahmen einzuleiten, die zu einer Umkehr dieses
Trends fUhren.

Fir alle Kategorien von Wasserkorpern gilt das Verschlechterungsverbot, d. h. ein guter Gesamtzustand ist zwin-
gend zu erhalten und evtl. auch durch Mallnahmen zu sichern. Zur Vorgehensweise bei der Zustandsermittlung
der Wasserkorper sei auf Kapitel 4 verwiesen.

Fir jeden Wasserkorper ist einzuschéatzen, ob er sein vorgegebenes Ziel bis zum Jahr 2015 voraussichtlich er-
reicht. Dies geschieht durch Einschatzung der Auswirkungen der grundlegenden und erganzenden MafRnahmen
auf Grundlage der aktuellen Zustandsbewertung eines jeden Wasserkdrpers unter Beriicksichtigung der Entwick-
lung der Belastungen. Kapitel 5.2 gibt einen Uberblick zur Zielerreichung 2015.

Angesichts der Ergebnisse der Zustandsbewertung, die einen betrachtlichen Anteil an Wasserkorpern im nicht
guten Zustand zeigen, ist eine Vielzahl von unterschiedlichen MaRnahmen zu ergreifen, um die angestrebten
Umweltziele zu erreichen. Allerdings kdnnen aus verschiedenen Grinden (siehe Kapitel 5.3.1) nicht sémtliche
Defizite an den Gewassern bereits im ersten Planungszyklus beseitigt werden. Dies berlcksichtigt die Richtlinie,
indem sie als Bestandteil der Bewirtschaftungsplanung flr Wasserkdrper in Art. 4 Abs. 4 bis 7 WRRL die Anwen-
dung von Ausnahmeregelungen vorsieht. Diese Ausnahmeregelungen ermdglichen es den Mitgliedstaaten

» Fristen gemal Art. 4 Abs. 4 WRRL zu verlangern,
» weniger strenge Umweltziele gemaR Art. 4 Abs. 5 WRRL festzulegen,
» vorlibergehende Verschlechterungen gemaf Art. 4 Abs. 6 WRRL zuzulassen,

+ gemaR Art. 4 Abs. 7 WRRL das Nichterreichen eines guten Zustands infolge ,neuer Anderungen*“ zuzulassen
oder eine Verschlechterung als Folge einer neuen nachhaltigen Entwicklungstétigkeit des Menschen nicht zu
verhindern.

Ein Mitgliedstaat, der die genannten Ausnahmeregelungen zur Anwendung bringt, hat nach Art. 4 Abs. 8 und 9
WRRL dafiir Sorge zu tragen, dass bestimmte Mindestanforderungen erfillt werden. So darf die Inanspruchnah-
me von Ausnahmen das Erreichen der Umweltziele in anderen Wasserkorpern nicht dauerhaft ausschlie®Ren oder
gefahrden und muss mit den sonstigen gemeinschaftlichen Umweltschutzvorschriften vereinbar sein. Auch muss
mindestens das gleiche Schutzniveau wie bei bestehenden europédischen Rechtsvorschriften gewéahrleistet wer-
den. Die Vorgehensweise bei den einzelnen Ausnahmeregelungen wird in Kapitel 5.3 geschildert und die jeweili-
gen Grinde werden aufgezeigt. Im bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein werden derzeit nur Fristver-
langerungen gem. Art. 4 Abs. 4 WRRL in Anspruch genommen.

Gemal Wasserrahmenrichtlinie werden durch die Einstufung eines Wasserkérpers in naturlich, erheblich veran-

dert oder kiinstlich dessen Umweltziele festgelegt. Die Einschatzung, ob die Umweltziele guter 6kologischer und

chemischer Zustand bzw. gutes 6kologisches Potenzial und guter chemischer Zustand bis 2015 oder, wenn Aus-
nahmen in Anspruch genommen werden, innerhalb der fir den Wasserkorper genannten Fristen erreicht werden
kénnen, ist mit erheblichen Unsicherheiten verbunden (siehe Kapitel 5.2.3).
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Fir die Einschatzung der Zielerreichbarkeit werden verlassliche Beziehungen zwischen einer Malnahme, der
Wirkung einer MaRnahme und der Reaktion der biologischen Qualitdtskomponenten bendtigt. Diese Beziehungen
liegen gegenwartig haufig nur qualitativ vor und werden dartber hinaus nicht selten durch externe Faktoren wie
die Besiedlungsgeschwindigkeit eines Gewasserabschnitts maRgeblich bestimmt. Daher kann die Wirkung von
MaRnahmen meist nur grob qualitativ und ohne verlassliche Informationen zur zeitlichen Verzégerung angegeben
werden. Diese Unkenntnis uber die zu erwartende Zustandsverbesserung wird bei der Verwendung von Ausnah-
men mit der Begriindung ,naturliche Bedingungen® benannt.

Bei Schutzgebieten fordert Art. 4 Abs. 1 Abs. c) WRRL als wesentliches Ziel, alle Normen und Ziele bis 2015 zu
erfullen, sofern die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die einzelnen Schutzgebiete
ausgewiesen wurden, keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. In Kapitel 5.4 wird tber die Erreichung der
Ziele bei Schutzgebieten berichtet.

5.1 Erheblich veranderte und kiinstliche Wasserkérper

Oberflachenwasserkérper kdnnen gemaf Art. 4 Abs. 3 WRRL als erheblich veranderte (HMWB) oder kinstliche
(AWB) Wasserkorper eingestuft werden, wenn die zum Erreichen des guten 6kologischen Zustands notwendigen
Mafinahmen signifikant negative Auswirkungen auf die relevanten Nutzungen oder die Umwelt im weiteren Sinne
hatten sowie die nutzbringenden Ziele aus Griinden der technischen Durchfiihrbarkeit oder aufgrund unverhalt-
nismafiger Kosten nicht durch andere Mittel erzielt werden kénnen. Die WRRL benennt als relevante Nutzungen
explizit die Schifffahrt einschlieRlich Hafenanlagen, die Freizeitnutzung, die Wasserspeicherung (fir die Trink-
wasserversorgung, Stromerzeugung, Bewasserung), die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz und die
Landentwasserung. Uberdies kdénnen aber auch andere wichtige Entwicklungstatigkeiten in Frage kommen.

Die Einstufung der Wasserkorper ist im Bewirtschaftungsplan darzulegen und zu begriinden. Eine Uberpriifung
erfolgt alle sechs Jahre. Bei einer Ausweisung von HMWB/AWB gemalR Art. 4 Abs. 3 WRRL gelten auch — wie
bei den Ausnahmeregelungen — die Mindestanforderungen der Abs. 8 und 9 des Art. 4 WRRL.

Die Einstufung eines Oberflachenwasserkorpers als HMWB/AWB fiihrt zur Anwendung reduzierter Umweltziele
fur dieses Gewasser. Zwar gilt fir die Bewertung des chemischen Zustands eines HMWB/AWB der gleiche Mal3-
stab wie fir nicht als HMWB/AWB ausgewiesene Wasserkorper; an die Stelle des 6kologischen Zustands tritt
aber das 6kologische Potenzial, das niedrigere Anforderungen an das 6kologische Umweltziel fiir ein Oberfla-
chengewasser stellt. Zum Erreichen des guten 6kologischen Potenzials sind analog zum 6kologischen Zustand
erforderlichenfalls MaRnahmen in das Maflnahmenprogramm aufzunehmen. Fir HMWB/AWB kénnen grundséatz-
lich auch Fristverlangerungen und andere Ausnahmeregelungen in Anspruch genommen werden.

5.1.1 Methodik zur Ausweisung erheblich veranderter Wasserkorper

Flusswasserkorper

Bei der HMWB-Einstufung wurde in Bayern ein CIS-konformes Verfahren angewandt (sieche Guidance Document
No 4 ,Identification and Designation of Heavily Modified and Artificial Water Bodies”). Grundlage der Einstufung
bei Flusswasserkorpern ist die Bewertung der strukturellen Veranderungen im Gewasser und damit der entspre-
chenden Bewertungskomponenten Fische und Makrozoobenthos mit dem Modul ,Allgemeine Degradation®. Er-
gibt hiernach die Bewertung einen guten Zustand, erfolgt noch eine Uberpriifung der Zustandsbewertung: Ist die
Bewertung tbertragbar auf den gesamten Wasserkorper und besteht zudem noch eine Restdynamik hydromor-
phologischer Prozesse, so ist der Wasserkdrper nicht als ,erheblich verandert” auszuweisen. Ist dies nicht der
Fall, ist in weiteren Schritten zu priifen, ob der gute 6kologische Zustand erreichbar ist

a) durch hydromorphologische VerbesserungsmaRnahmen ohne signifikante negative Auswirkungen auf die
HMWB-relevanten Nutzungen oder die Umwelt im weiteren Sinn oder

b) indem der Zweck der HMWB-relevanten Nutzungen durch andere geeignete Mdglichkeiten (ohne unverhait-
nismafRige Kosten und technisch durchfiihrbar) im Sinne einer wesentlich besseren Umweltoption erzielt
wird.

Falls einer der beiden Prifschritte mit ,Ja“ zu beantworten ist, ist der Wasserkdrper nicht als ,erheblich verandert®
einzustufen. Ist dies nicht der Fall, wird der Wasserkorper als erheblich verandert eingestuft und es erfolgt die
Ermittlung des 6kologischen Potenzials wie in Kapitel 4 beschrieben. Im Falle der Verfehlung des guten ¢kologi-
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schen Potenzials findet die Mainahmenauswahl und Abschatzung der Zielerreichung analog wie bei den nicht
erheblich veranderten Wasserkdrpern statt.

Als HMWB-relevante Nutzungen geméaR dem vorgenannten Priifschritt a) werden grundsétzlich in die Uberprii-
fung einbezogen:

« Schifffahrt, inkl. Hafen,

* Freizeitnutzung,

» Wasserspeicherung zur Trinkwassernutzung,

» Wasserspeicherung zur Stromerzeugung,

» Bewasserung inkl. Wasserspeicherung zur Bewasserung,
» Sonstige Wasserspeicherung,

» Wasserregulierung/Abflussregulierung,

* Hochwasserschutz fiir Siedlungsflachen und Infrastruktur,
» Grol¥flachige Landentwasserung,

» Andere wichtige nachhaltige Entwicklungstatigkeiten des Menschen: Landbewirtschaftung, Forstwirtschaft,
Fischzucht,

» Andere wichtige nachhaltige Entwicklungstatigkeiten des Menschen: Urbane Nutzungen und Infrastruktur,
» Andere wichtige nachhaltige Entwicklungstatigkeiten des Menschen: Wildbachverbauung,

» Sonstige wichtige nachhaltige Entwicklungstatigkeiten des Menschen.

Tabelle 5.2 zeigt eine Ubersicht (iber die Nutzungen in Bayern, die bei der Einstufung von OWK zu HMWBs ge-
fahrt haben.

Fir den Prifschritt b) werden die nach CIS-Guidance vorgeschriebenen 5 Teilschritte durchgefiihrt:

1. Gibt es andere Moglichkeiten, mit denen sich der Zweck der HMWB-relevanten Nutzung erreichen lasst?
2. Sind die anderen Méglichkeiten technisch durchfiihrbar?

3. Sind diese anderen Mdglichkeiten i. d. R. eine bessere Umweltoption?

4. Sind mit den anderen Mdglichkeiten keine unverhaltnismafRig hohen Kosten verbunden?

5

Wird mit den anderen Moglichkeiten ein guter 6kologischer Zustand erreicht?

Das unten stehende Schema verdeutlicht nochmals die bei der HMWB-Einstufung durchzufihrenden Schritte.

Seewasserkorper

Die Ausweisung als HMWB erfolgt bei Seewasserkorpern aufgrund eines Kategoriewechsels von einem Fluss-
wasserkorper zu einem Seewasserkorper (Flussstaue, Talsperren, Speicher) oder aufgrund von Wasserkraftnut-
zungen.
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| Grundiage Bestandsaufnahme:

Vorldufige Einstufung als erheblich verandertar Wasserkarper (HMWEHMWE-Kandidat), Basis: OWK-Aktualisierung

Il Zustandsbewertung (Monitering) s

a. Ermitthung der bewertungsrelevanten Bickompaonente(n)

b, Festlegung der Probenahmestalla

c. Untersuchung und Bewertung

Ergibt sich in der Bewertung ein guter kologischer Zustand?

nein ja l_

nein| Oberprifung: ja || Micht erheblich
+ Ergebnis Ubertragbar auf den gesamten OWK? - verdnderter OWK
*  Restdynamik hydromorphologischer Prozesse vorhanden?

= = BN (s, Art 4 Abs 3 Ziffer {2) WRRL)
Ist @in mlarﬁm&nguscheq' Zus-r,anﬁ durch hydrnmmphmngusma Vemassenmgsmaﬂ.nahmaﬂ ahine sgnifikarte
negative Auswirkungen auf die HMYWB-relevanten Nutzungen oder die Umwelt im weiteren Sinn emreichbar?

a
nein ] b Nicht erheblich
verdinderter OWK

IV HMWE-Priifschritt ,Wesentlich bessere Umweltoption" = an 4 abs 3 2 () WHAL)
Ist gin guier okologischer Zustand emeichbar, indem der Zweck der HMWEB-relevanten Nulzungen durch
andere gesignete Moglichkeiten (chne unverhalinismatige Kostan und technisch durchishrbar) im Sinna
giner wesentlich besseren Umwelloption erzigll wird?

nein jﬂ
P b Micht erheblich
Einstufung als HMWB verinderter OWK

a3
V Ableitung des Skologischen Potenzials

a) Kategoriewechsel?
b} Wechsel des Bewertungstyps?

¢} Verschisbung der Klassengrenzen (max. eine Klasse)?
d) Potenzial antspricht ded Zustandsbewartung?

Gutes Skologisches Potenzial vorhanden?

- -l

MaRnahmenauswahl und Keine weiteren MaBnahmen zur
Zielerreichung Zielerreichung nach WRRL
analog zur Vorgehensweise bel natlichen erforderlich
Wasserkirparn (siehe Bawirtschaftungsplan
Kap. 5und 7)

Abbildung 5-2: Ablaufschema Einstufung HMWB und Ableitung des 6kologischen Potenzials bei FlieRgewéassern

5.1.2 Methodik zur Ausweisung kiinstlicher Wasserkérper

Oberirdische Gewasser sind als kunstlich einzustufen, wenn sie von Menschenhand an einer Stelle geschaffen

wurden, an der zuvor kein bedeutendes oberirdisches Gewasser vorhanden war. Sie sind somit weder durch die
direkte physikalische Veranderung noch durch die Verlegung oder Begradigung von bestehenden nicht erheblich

veranderten Wasserkorpern entstanden. Bei kiinstlichen Gewassern (soweit sie die oben angegebenen Bedin-
gungen erflllen) handelt es sich z. B. um

» Kanale fir Zwecke der Schifffahrt, Wasserkraftnutzung, Holztrift oder Ent-/Bewasserung bzw. entsprechende
Gréaben,

« Baggerseen, Tagebauseen,
+ Talsperren und kiinstlich angelegte Staubecken, gespeist mit Uberleitungswasser,

« Hafenbecken.
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Fir kiinstliche Wasserkorper erfolgt die Ermittlung des 6kologischen Potenzials wie in Kapitel 4 beschrieben. Im
Falle der Verfehlung des guten 6kologischen Potenzials findet die MaRnahmenauswahl und Abschétzung der
Zielerreichung analog wie bei den nicht erheblich veranderten Wasserkérpern statt.

Von den kiinstlichen Gewassern zu unterscheiden sind im Zuge wasserbaulicher Vorhaben veranderte natiirliche
Gewasser. Diese sind ggf. nach den in Kapitel 5.1.1 erlauterten Mafigaben als erheblich verandert einzustufen.

5.1.3 Einstufungsergebnis und -grinde

Im Rahmen der Prifung flhrten in Bayern in der Flussgebietseinheit Rhein insbesondere die Nutzungsaktivitaten
Gewasserausbau, Wasserkraft, Schifffahrt und Hochwasserschutz (mit Gewichtung in der vorgenannten Reihen-
folge) zur Einstufung der Gewasser als erheblich verandert. Die in der Bestandsaufnahme 2004 vorgenommene

vorlaufige Einstufung des schiffbaren Mains hat sich bestatigt. Demnach sind alle Oberflachenwasserkérper des

Mains als erheblich verandert eingestuft. Der Mainkanal zwischen der Abzweigung des Altmain bei Gerlachshau-
sen und dem Wehr Volkach ist ein kiinstlicher Wasserkorper.

In der Mehrzahl der Félle entscheidet der Prifschritt IV (vgl. Abbildung 5-2) Gber die Einstufung. Dabei war es
erforderlich zu priifen, ob ein guter 6kologischer Zustand erreichbar ist, in dem der Zweck der HMWB-relevanten
Nutzung durch andere geeignete Mdglichkeiten im Sinne einer wesentlich besseren Umweltoption erzielt werden
kann (Art. 4 Abs. 3 Ziffer (b)). Fir die Hauptnutzungen Wasserkraft, Schifffahrt und Hochwasserschutz wurden
nachfolgend aufgefiihrte Festlegungen herangezogen, um die derzeit haufig anzutreffende Alternativiosigkeit bei
der Suche nach einer wesentlich besseren Umweltoption darzustellen:

» Wasserkraft:
Das Klimaschutzprogramm der bayerischen Staatsregierung sieht vor, zur Verringerung des CO>-AusstoRes
den Anteil an regenerativen Energien am primaren Energieverbrauch und an der Stromerzeugung weiter zu
steigern. Im Kanon der regenerativen Energien spielt die Wasserkraft mit einem Anteil von derzeit rund 66 Pro-
zent an der regenerativen Energieerzeugung in Bayern eine entscheidende Rolle. Mit einer Jahreserzeugung
von etwa 13 000 GWh tragt die Wasserkraft bis zu 18 Prozent zur Gesamtstromerzeugung Bayerns bei.

Die Wasserkraftnutzung soll als tragende Saule im Energiemix in ihrem Umfang insgesamt erhalten und weite-
re Wasserkraftpotenziale genutzt werden, soweit diese 6kologisch vertraglich und wirtschaftlich erschlossen
werden kdnnen.

+ Schifffahrt:
Erklartes Ziel der Bundesregierung ist, dass die Schifffahrt als unbestritten sicherer und umweltfreundlicher
Verkehrstrager im Gesamtverkehrssystem deutlich an Bedeutung gewinnt. Die verkehrspolitischen Herausfor-
derungen der Zukunft erfordern damit auch kiinftig eine leistungsfahige und konkurrenzfahige Schifffahrt. Aus-
reichend bemessene und gut erhaltene Wasserstraen sind deshalb unverzichtbar (Symposium 11.9.2007
Bonn, Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung). Zu ,Verkehrswirtschaftlicher und 6kologi-
scher Vergleich der Verkehrstréager Stra3e, Bahn und Wasserstrae” siehe die Zusammenfassung der Unter-
suchungsergebnisse der PLANCO Consulting GmbH, Essen in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt fir Ge-
wasserkunde vom November 2007.

* Hochwasserschutz:
Zum Schutz vor Uberflutungen sind u. a. technische Einrichtungen notwendig, die einer ékologischen Gewas-
serentwicklung teilweise als Restriktion entgegenstehen kénnen. Die Hochwasserstrategie in Bayern besteht
allerdings nicht nur aus technischen MalRnahmen. Das Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020 legt drei
Handlungsfeldern fest und kombiniert diese:
— Naturlicher Rickhalt,
— Technischer Hochwasserschutz,
— Hochwasservorsorge.
Nur wenn alle drei Handlungsfelder ineinander greifen, ist optimaler Hochwasserschutz moéglich. Der Hochwas-
serschutz wird dabei als elementare Aufgabe des Staates zur Sicherung der menschlichen Daseinsvorsorge
gesehen. Wesentliche Ziele des Aktionsprogramms 2020 sind daher die Reduktion des Schadenspotenzials
und die Gewabhrleistung eines ausreichenden Hochwasserschutzes.

Zahlen zu erheblich veranderten und kiinstlichen OWK — FlieBgewassern in der Flussgebietseinheit Rhein kon-
nen der Tabelle 5-1 entnommen werden. Die rdumliche Verteilung zeigt sich an Hand der Haufigkeiten in den
Planungsraumen. Der Anteil der HMWB hat im Vergleich zur vorlaufigen Einstufung in der Bestandsaufnahme
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2004 abgenommen, da in vielen Flusswasserkorpern trotz vorhandener Nutzungen ein guter 6kologischer Zu-
stand, ohne die bestehenden Nutzungen signifikant zu beeintrachtigen, erreicht werden kann. Tabelle 5-2 zeigt
eine Ubersicht (iber die Nutzungen in Bayern, die bei der Einstufung von OWK zu HMWB gefiihrt haben. An-
hang 5.1 stellt fir die einzelnen als HMWB eingestuften Wasserkdrper die relevanten Nutzungen sowie die Be-
grindung fir die HMWB-Einstufung dar, Karte 5.1 zeigt die Verteilung der kinstlichen und erheblich veranderten
Flusswasserkorper im Raum.

Tabelle 5-1: Einstufung der Flusswasserkorper |

Planungsraum Einstufung Anzahl Prozent (Lange)
Bodensee N 14 94 %
HMWB 1 6 %
K 0 0%
gesamt 15 100 %
Oberer Main N 24 96 %
HMWB 4 4%
K 0 %
gesamt 28 100 %
Regnitz N 50 85 %
HMWB 1 %
K 4 4%
gesamt 63 100 %
Unterer Main N 66 83 %
HMWB 18 17 %
K 1 0%
gesamt 85 100 %
FGE Rhein N 154 87 %
HMWB 32 12 %
K 5 1%
gesamt 191 100 %
N = nicht erheblich veranderte Gewésser
HMWB = erheblich veranderte Gewasser
K = kiinstliche Gewasser
Tabelle 5-2: Einstufung der Flusswasserkérper Il
Nutzung Anteil der HMWB, bei
denen diese Nutzung ein
Grund fur die Einstufung
als HMWB war (Mehrfach-
nennungen moglich)
Hochwasserschutz fiir Siedlungsflachen und Infrastruktur 48 %
Urbane Nutzungen und Infrastruktur 36 %
Wasserspeicherung zur Stromerzeugung: Grof3e Wasserkraft 24 %
Schifffahrt, inklusive Hafen 21 %
Wasserspeicherung zur Stromerzeugung: Kleine Wasserkraft 12%
Wasserregulierung/Abflussregulierung 12 %
Grof¥flachige Landentwasserung 6 %
Landbewirtschaftung 6 %
Sonstige Wasserspeicherung 3%

Von den 6 Seen im bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein sind 5 als erheblich verandert eingestuft. Der
grenziiberschreitende Wasserkorper Bodensee ist nicht erheblich verandert. Die Ausweisung der 5 Wasserkorper
als HMWB erfolgt aufgrund eines Kategoriewechsels von einem Flusswasserkorper zu einem Seewasserkdrper
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(Flussstaue, Talsperren, Speicher). Die rdumliche Verteilung der kinstlichen und erheblich veranderten Seewas-
serkorper zeigt ebenfalls Karte 5.1.

5.2 Zielerreichung fir Wasserkorper

Im Folgenden wird eine Einschatzung vorgenommen, welche Wasserkorper voraussichtlich die gemaf Art. 4
WRRL geforderten Umweltziele bis 2015 fristgerecht erreichen werden, sofern nicht bereits jetzt aufgrund der
Monitoringergebnisse die Umweltzielerreichung festgestellt wurde. Diese Einschatzung wird, ausgehend von der
Zustandsbewertung, unter Berlcksichtigung der laut MaRnahmenprogramm durchzufiihrenden grundlegenden
und erganzenden Malinahmen und der voraussichtlichen Entwicklung der Belastungen flr jeden Wasserkorper
getroffen. Dabei sind unter den grundlegenden MalRnahmen die zu erfiillenden Mindestanforderungen zu verste-
hen, die sich neben der WRRL aus der Umsetzung bestehender gemeinschaftlicher oder nationaler Gesetzge-
bung zum Gewasserschutz ergeben. Von solchen Malnahmen sind in der Regel alle Wasserkorper betroffen.
Erganzende MafRnahmen sind Malnahmen, die zusatzlich zu den grundlegenden Maflinahmen fiir bestimmte
Wasserkorper in das MaRnahmenprogramm aufgenommen werden, um die festgelegten Umweltziele zu
erreichen.

5.2.1 Zielerreichung fur Oberflachenwasserkorper

Die Festlegung der Umweltziele gem. Art. 4 WRRL fir einen Oberflachenwasserkdrper erfolgt anhand der bereits
in den vorangegangenen Ausfiihrungen dieses Kapitels dargestellten Kriterien. Die Uberpriifung des Erreichens
der Umweltziele geschieht durch die im Rahmen der Gewasserliiberwachung durchgefiihrte Zustandsbewertung,
die vollstandig fir alle Oberflachenwasserkorper erstmals im Jahr 2009 vorliegt und in der Folge mindestens alle
sechs Jahre wiederholt wird (siehe auch Kapitel 4).

Aus der aktuellen Zustandsbewertung lasst sich die derzeitige Zielerreichung der Oberflachenwasserkérper ablei-
ten. So ergibt sich gegenwartig die Situation, dass nur 34 von 191 OWK im bayerischen Rheingebiet alle Umwelt-
ziele laut Gewasseriiberwachung erfiillen. Bei den Gbrigen Wasserkérpern werden der gute 6kologische Zustand
bzw. das gute dkologische Potenzial und/oder der gute chemische Zustand im Augenblick nicht erreicht. Die
gegenwartigen Zielverfehlungen fiir Oberflachenwasserkorper erklaren sich zu einem Grofteil durch die hydro-
morphologischen Veranderungen und durch die vorhandenen Nahrstoffbelastungen.

Aus den vorgenannten Zahlen ergibt sich, dass zur Erreichung der Umweltziele beachtliche Anstrengungen un-
ternommen werden missen, um die Defizite an den betroffenen Wasserkérpern zu beheben. Zusatzlich sind bei
einigen Wasserkorpern auch Malinahmen veranlasst, die eine Verschlechterung des Zustandes verhindern.

In Kapitel 7.3 wird im so genannten Baseline Szenario erlautert, wie die grundlegenden MaRnahmen im Zusam-
menspiel mit der Veranderung von Belastungen auf den Gewasserzustand wirken. Bei der Einschatzung der
Wirkung erganzender Mafinahmen kann man sich nur zum Teil auf Erfahrungswerte stlitzen. Hier werden zum
Teil Modellannahmen getroffen (siehe Kapitel 7).

Durch die Umsetzung des MaRnahmenprogramms kann bereits in der ersten Planungsperiode bis 2015 von einer
positiven Entwicklung der Situation ausgegangen werden. Insbesondere werden ergdnzende Maflinahmen in den
Bereichen Hydromorphologie und Landbewirtschaftung durchgefiihrt. Diese sollen zu einer messbaren Verbesse-
rung beim o6kologischen Zustand fiihren (zur konkreten Planung siehe Kapitel 7 zum MaRnahmenprogramm ein-
schlieBlich der entsprechenden Anhange).

Aus verschiedenen Griinden (vgl. Kapitel 5.3) ist jedoch nicht damit zu rechnen, dass sich alle OWK bis 2015 in
einem guten Zustand befinden werden. So stellt sich die Einschatzung der Zielerreichung unter Beriicksichtigung
der geplanten MaRnahmen fiir die Flussgebietseinheit Rhein in Bayern und die Planungsrdume wie in den Tabel-
len 5-3 und 5-4 sowie den Karten 5.2 und 5.3 zusammenfassend gezeigt dar. Demnach werden voraussichtlich
60 von 191 OWK im bayerischen Rheingebiet die Umweltziele bis zum Jahr 2015 erfiillen. Die einzelnen OWK
mit ihrer voraussichtlichen Zielerreichung sind in den Anhangen 4.2 und 4.3 aufgelistet.

Es ist davon auszugehen, dass alle Wasserkorper, die die Umweltziele bis zum Jahr 2015 voraussichtlich nicht
erreichen werden, diese dennoch nach 2015 grundséatzlich erfillen kdnnen, sodass fir diese Wasserkorper Frist-
verlangerungen gem. Art. 4 Abs. 4 in Anspruch genommen werden (siehe Anhang 5.2). Die Inanspruchnahme
von Fristverlangerungen fir Oberflachenwasserkorper wird in Kapitel 5.3.1 dargestellt und begriindet.
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Tabelle 5-3: Zielerreichung fur Flusswasserkorper

Bereits erreicht Zusétzlich bis 2015 Nach 2015
Prozent Prozent Prozent
Planungsraum Einstufung Anzahl (Lange) Anzahl (Lange) Anzahl (Lange)
Bodensee N 11 90 % 2 5% 1 5%
HMWB 1 100 % 0 0% 0 0 %
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 12 91 % 2 5% 1 4 %
Oberer Main N 3 24 % 2 3% 19 73 %
HMWB 0 0 % 1 21 % 3 79 %
K 0 - 0 - -
gesamt 3 23 % 3 4 % 22 73 %
Regnitz N 8 22 % 6 7% 36 71 %
HMWB 0 0 % 0 0% 9 100 %
K 0 0 % 2 70 % 2 30 %
gesamt 8 19 % 8 9% 47 72 %
Unterer Main N 11 15 % 12 10 % 43 75 %
HMWB 0 0 % 0 0% 18 100 %
K 0 0% 0 0% 1 100 %
gesamt 11 12% 12 9% 62 79 %
FGE Rhein N 33 22 % 22 7% 99 71 %
HMWB 1 2% 1 1% 30 97 %
K 0 0% 2 66 % 3 34 %
gesamt 34 19 % 25 8 % 132 73 %

N = nicht erheblich verénderte Gewéasser

HMWB = erheblich veranderte Gewéasser

K = kiinstliche Gewasser

3.500

3.000

2.500

2.000 -

1.500 -

1.000

Kumulierte Lange der FWK in km

500 -

Bodensee Oberer Main Regnitz Unterer Main

m FWK, die den guten Zustand bzw. das gute dkologische Potenzial aufweisen bzw. nach 2015 erreichen
FWK, die den guten Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial aufweisen bzw. bis 2015 erreichen

Abbildung 5-3: Zielerreichung fir Flusswasserkdrper im bayerischen Rheingebiet

75



Tabelle 5-4: Zielerreichung fir Seewasserkdrper

Bereits erreicht Zusatzlich bis 2015 Nach 2015
Prozent Prozent Prozent
Planungsraum Einstufung Anzahl  (Anzahl) Anzahl (Anzahl) Anzahl  (Anzahl)
Bodensee N 1 100 % 0 0% 0 0%
HMWB 0 - 0 - 0 -
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 1 100 % 0 0% 0 0%
Oberer Main N 0 - 0 - 0 -
HMWB 1 100 % 0 0% 0 0%
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 1 100 % 0 0% 0 0%
Regnitz N 0 - 0 - 0 -
HMWB 0 0% 0 0% 4 100 %
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 0 0% 0 0% 4 100 %
Unterer Main N 0 - 0 - 0 -
HMWB 0 - 0 - 0 -
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 0 - 0 - 0 -
FGE Rhein N 1 100 % 0 0% 0 0%
HMWB 1 20 % 0 0% 4 80 %
K 0 - 0 - 0 -
gesamt 2 33 % 0 0% 4 67 %
N = nicht erheblich veranderte Gewasser
HMWB = erheblich veranderte Gewéasser
K = kiinstliche Gewasser
5
4 i
N4
=
n
3 31
=
<
N
c
<
.
52
=
€
>
x
14—
0
Bodensee Oberer Main Regnitz Unterer Main

m SWK, die den guten Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial aufweisen bzw. nach 2015 erreichen
SWK, die den guten Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial aufweisen bzw. bis 2015 erreichen

Abbildung 5-4: Zielerreichung fur Seewasserkdrper im bayerischen Rheingebiet
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5.2.2 Zielerreichung fur Grundwasserkdrper

Die Feststellung, ob ein Grundwasserkérper die Umweltziele des Art. 4 WRRL erfiillt, erfolgt anhand der bereits in
der Einleitung dieses Kapitels dargestellten Kriterien. Die Uberpriifung des Erreichens der Umweltziele geschieht
durch die Gewasserliberwachung, die vollstandig fir alle Grundwasserkorper erstmals im Jahr 2009 vorliegt und
in der Folge mindestens alle sechs Jahre wiederholt wird (siehe auch Kapitel 4).

Aus der Zustandsbeurteilung (siehe Kapitel 4) Iasst sich die derzeitige Zielerreichung der Grundwasserkorper
ableiten. Demnach erreichen in der bayerischen Flussgebietseinheit Rhein von den 24 Grundwasserkdrpern im
Augenblick 13 die Umweltziele der WRRL, wobei Defizite ausschlieRlich beim chemischen Zustand auftreten.

Durch die Erteilung und Uberwachung von Wasserrechten zur Entnahme von Grundwasser mit Priifung des
nutzbaren Grundwasserdargebots und mdglicher landschaftsdkologischer Beeintrachtigungen in einer Einzelfall-
betrachtung wird auch zukiinftig von einer Gewahrleistung des guten mengenmaRigen Zustandes ausgegangen.

Fir die Einschatzung der Zielerreichung bezulglich des chemischen Zustands bis zum Jahr 2015 wurden Progno-
sen fur die Konzentrationsentwicklung der Belastungsparameter Nitrat und Pflanzenschutzmittel getroffen. Von
der Landwirtschaftsverwaltung wurde der Riickgang der Nitratgehalte aufgrund der Malinahmen in den einzelnen
Betrachtungsraumen abgeschatzt. Es wurde davon ausgegangen, dass die Umweltziele grundséatzlich dort er-
reicht werden kénnen, wo nur eine Minderung der Nitratgehalte um wenige mg/l erforderlich ist, um die Qualitats-
norm zu unterschreiten. Fur die Pflanzenschutzmittel/Pflanzenschutzmittelabbauprodukte wurde eine Experten-
einschatzung vorgenommen, ob aufgrund der Konzentrationsverlaufe und -schwankungen mit der Zielerreichung
bis 2015 zu rechnen ist. Dabei wurde auf Erfahrungen zum Abbauverhalten von Atrazin aus langjahrigen Beo-
bachtungen von Pflanzenschutzmittelfunden zuriickgegriffen.

Daraus ergibt sich, dass voraussichtlich keiner der 11 Grundwasserkorper im schlechten Zustand im bayerischen
Rheingebiet die Umweltziele bis zum Jahr 2015 erfiillen wird. Eine flachenmaRige Auswertung (bezogen auf
ganze Grundwasserkorper) ergibt, dass auf rund 46 Prozent der Gesamtflache des bayerischen Anteils der Fluss-
gebietseinheit das Ziel des guten chemischen Zustands voraussichtlich bis 2015 nicht erreicht wird. Anzumerken
ist hierbei allerdings, dass die Belastung nur Teilbereiche von Grundwasserkdrpern betreffen kann. In solchen
Fallen werden dementsprechend nur in bestimmten Bereichen ergdnzende MalRnahmen geplant (vgl. Karte 7.1).

In Tabelle 5-5 und Karte 5.4 werden die Ergebnisse der Einschatzung der voraussichtlichen Zielerreichung fiir die
bayerische Flussgebietseinheit Rhein dargestellt. Die einzelnen Grundwasserkdrper und deren Zielerreichung
werden in Anhang 4.4 aufgelistet. Fiir die Grundwasserkorper, die die Umweltziele bis 2015 voraussichtlich nicht
erreichen, werden Fristverlangerungen gemaf Art. 4 Abs. 4 WRRL in Anspruch genommen (siehe Kapitel 5.3.1).

Tabelle 5-5: Zielerreichung fur Grundwasserkérper (unter Federfuhrung Bayerns)

Planungsraum Anzahl GWK  Bereits erreicht Zuséatzlich bis 2015 Nach 2015

gesamt Anzahl Prozent  Anzahl Prozent  Anzahl Prozent

GWK (Flache) GWK (Flache) GWK (Flache)

Bodensee 1 1 100 % 0 0 % 0 0 %
Oberer Main 2 62 % 0 0 % 1 38 %
Regnitz 6 1 12 % 0 0% 5 88 %
Unterer Main 13 8 60 % 0 0% 5 40 %
EZG Neckar* 1 1 100 % 0 0% 0 0%
FGE Rhein 24 13 44 % 0 0 % 11 56 %

*nicht Teil eines bayerischen Planungsraums

5.2.3 Unsicherheiten beziglich der Zielerreichung

Unsicherheiten im Hinblick auf die Zielerreichung bestehen aufgrund von methodischen Schwierigkeiten bei der
Bewertung des Zustands der Gewasser, bei der Prognose der MalRnahmenwirkungen und durch Unwagbarkeiten
bei der Umsetzung der MalRnahmen. Dabei spielt eine Vielzahl von méglichen Einflussfaktoren eine Rolle wie
beispielsweise:
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» Unsicherheiten bei Untersuchungen infolge von Witterungsschwankungen,

» Unsicherheiten bei der Bewertung von Wasserkorpern (zum Teil Interkalibrierungsprozess noch nicht bei allen
Bewertungsverfahren abgeschlossen),

» Unsicherheiten bei der prognostizierten biologischen Wirkung der hydromorphologischen MalRnahmen,

» Unsicherheiten bei der prognostizierten Reaktionsdauer und -intensitat des Grundwassers auf einen reduzier-
ten Eintrag von Stickstoff aus der Landbewirtschaftung,

» Unsicherheiten durch die von den Marktverhaltnissen abhangige 6konomische Entwicklung der Landwirtschaft
und der daraus folgenden Veranderungen der Landnutzung,

» Unsicherheiten hinsichtlich der Flachenverfligbarkeit fir die Umsetzung von MaRnahmen,
» Unsicherheiten hinsichtlich der Verfiigbarkeit von Finanzmitteln,

» Schwankungen im Witterungsverlauf und unvorhergesehene Extremereignisse (Hochwasser, Niedrigwasser)
kénnen die Umsetzung von MalRnahmen verzdégern oder in der Wirkung behindern.

Die Wasserwirtschaftsverwaltung ist bemiht, Unsicherheiten zu reduzieren, soweit sie darauf Einfluss nehmen
kann, z. B. bei der internationalen Abstimmung der Bewertungsverfahren (Interkalibrierung). Uberwiegend handelt
es sich jedoch um Unsicherheiten, die nicht beeinflussbar sind und dem Planungsprozess der WRRL auf Dauer
verbleiben. Letzteres gilt insbesondere flr den Bereich der Wirkungsprognosen.

5.3 Ausnahmen

Ein zentrales Element fir die Prifung der Frage, ob eine Ausnahmeregelung angewendet werden kann, ist die
Beurteilung der soziobkonomischen Auswirkungen — einschlieBlich der Kosten-Nutzen-Relation im Hinblick auf
Okologie und Ressourcen bei der Verwirklichung der Ziele. Im Vorfeld der Entscheidung fiir die Inanspruchnahme
von Ausnahmen sind alle geeigneten Finanzierungsinstrumente dahingehend zu prifen, ob sie fiir die Umsetzung
von MalRnahmen im ersten Bewirtschaftungszeitraum einsetzbar sind. Dazu gehéren sowohl 6ffentliche als auch
private Mittel und Investitionen sowie europaische und internationale Férderprogramme (vgl. Kapitel 7).

Zwei Mindestanforderungen gelten nach Art. 4 Absatz 8 und 9 der WRRL fir die Inanspruchnahme von Ausnah-
men:

» Ausnahmen fiir einen Wasserkorper dirfen das Erreichen der Umweltziele in anderen Wasserkdrpern nicht
dauerhaft gefahrden.

» Es muss zumindest das gleiche Schutzniveau wie bei den bestehenden europaischen Rechtsvorschriften ge-
wabhrleistet sein (einschliel3lich der aufzuhebenden Vorschriften).

Griinde fir die Inanspruchnahme von Ausnahmen kénnen sein, dass
« die technische Durchflihrbarkeit nur in Schritten mdéglich ist,
» die Umsetzung bis 2015 zu unverhaltnismaRigen Kosten fiihren wiirde oder

» natlrliche Gegebenheiten keine rechtzeitige Verbesserung des Zustands zulassen.

5.3.1 Fristverlangerungen

Grundsatzlich ist gemal WRRL der gute Zustand der Wasserkdrper bis Ende 2015 zu erreichen. Diese Frist kann
nach Art. 4 Abs. 4 WRRL zum Zweck einer stufenweisen Umsetzung der Ziele fiir Wasserkorper verlangert wer-
den, sofern sich nach verniinftiger Einschatzung nicht alle erforderlichen Verbesserungen des Zustands der Was-
serkorper bis 2015 erreichen lassen, und zwar aus wenigstens einem der folgenden Griinde:

» Technische Undurchfihrbarkeit:
Technische Undurchfiuhrbarkeit liegt dann vor, wenn der Umfang der erforderlichen Verbesserungen aus tech-
nischen Grunden nur in Schritten erreicht werden kann, die den vorgegebenen Zeitrahmen lberschreiten. Dazu
zahlen u. a. solche Falle, in denen noch keine technische Losung vorhanden ist oder nicht genltigend Informati-
onen Uber die Ursache der Belastung vorliegen. In letzterem Fall kénnen zumeist noch keine Manahmen zur
Verbesserung des Gewasserzustandes ergriffen werden, sondern es sind weitere Untersuchungen erforderlich.
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» UnverhaltnismaRiger Aufwand:
UnverhaltnismaRiger Aufwand ist dann gegeben, wenn die Verwirklichung der Verbesserungen innerhalb des
vorgegebenen Zeitrahmens unverhaltnismalig hohen Aufwand, insbesondere unverhaltnismafig hohe Kosten,
verursachen wiirde. Im Rahmen der Priifung des unverhaltnismaRigen Aufwands spielt die Beriicksichtigung
von Unsicherheiten beziliglich Ursachen, Notwendigkeit, Umfang und der zuverlassigen Wirkung von MalRnah-
men eine wichtige Rolle. Der Nutzen einer MalRnahme sinkt im Falle einer hohen Unsicherheit bezliglich deren
Notwendigkeit bei gleich bleibenden Kosten wesentlich ab. Grundsatzlich wurden bei der Mallnahmenauswabhl
daher MalRnahmen priorisiert, deren Notwendigkeit zur Zielerreichung und deren Wirkung nach Expertenschat-
zung als hinreichend sicher beurteilt wurde. Fir das Kriterium ,unverhaltnismafgig hoher Aufwand“ wurde in
Bayern die finanzielle Belastbarkeit der Kostentrager beriicksichtigt. Dabei wurde vor allem in Betracht gezo-
gen, ob die Belastung durch alternative Finanzierungen (z. B. Férderung) und durch schrittweise Umsetzung
reduziert werden kann.

» Naturliche Gegebenheiten:
Die natlrlichen Gegebenheiten lassen keine rechtzeitige Verbesserung des Zustands des Wasserkorpers zu.
Natirliche Gegebenheiten sind solche Bedingungen, die durch natiirliche Prozesse bestimmt werden. Beispiele
sind die bendtigten Zeitraume bis zur Ausbildung naturnaher Strukturen in Gewassern, in denen Uferbefesti-
gungen entnommen und eigendynamische Entwicklungen angestoRen wurden, oder die erforderlichen Zeit-
raume bis zur Einstellung eines neuen stabilen Gleichgewichts der Gewasser nach Beseitigung oder Reduktion
der Belastung.

Die bis 2015 angesetzte Frist kann maximal zweimal um je sechs Jahre verlangert werden und endet damit spa-
testens Ende des Jahres 2027. Diese Regelung ermdglicht es den Mitgliedstaaten, Malnahmen zum Zweck der
stufenweisen Umsetzung der Ziele fiir Wasserkorper zu planen, sofern sich der Zustand des beeintrachtigten
Wasserkdrpers nicht verschlechtert und die tbrigen in Art. 4 Abs. 4 WRRL genannten Bedingungen erfillt sind.
Die Notwendigkeit, Fristverlangerungen in Anspruch nehmen zu mussen, wird auf der Ebene von Wasserkorpern
gepruft und begriindet.

Fur alle Wasserkorper, die laut den vorangegangen Einschatzungen voraussichtlich im Jahr 2015 die geforderten
Umweltziele nicht erreichen werden, wird fiir diese Planungsperiode eine Fristverlangerung in Anspruch genom-
men. Als Begriindung fiir eine Fristverlangerung wird fiir jeden betroffenen Wasserkdrper mindestens einer der
oben genannten Griinde dokumentiert. Die Mindestanforderungen, die sich aus Art. 4 Abs. 8 und 9 der WRRL fir
die Inanspruchnahme von Fristverlangerungen ergeben, werden erfiillt.

Im Rahmen der LAWA wurde ein Katalog von Begrtindungen fiir Fristverlangerungen abgestimmt, der auch in
Bayern verwendet wird. Die Beschreibung der einzelnen Griinde laut Prifschema zeigt Tabelle 5-6.
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Tabelle 5-6: Begriindungen fur Fristverlangerungen (siehe LAWA-Liste Exemption Justification Code)

Begriindungen fir Fristverlangerungen

»Natlrliche Gegebenheiten“

§§ 25¢ Abs. 2 Nr. 1, 32c und 33a Abs. 4 Satz 1
WHG bzw. Art. 4 Abs. 4 lit. a) Ziffer iii) WRRL

Beispiele

N1 Zeitliche Wirkung schon eingeleiteter
bzw. geplanter Manahmen

- Lange GrundwasserflieRzeiten

- Notwendige Zeit fiir P-Nahrstoffentfrachtung in einer gesamten Land-
schaft

N2 Dauer eigendynamische Entwicklung

- Erforderliche Reaktionszeit 6kologischer Systeme auf Mallnahmen

N3 Sonstige naturliche Gegebenheiten

- Hydrogeologische Gegebenheiten

»Technische Durchfuhrbarkeit"

§§ 25¢ Abs. 2 Nr. 2, 32c und 33a Abs. 4 Satz 1
WHG bzw. Art. 4 Abs. 4 lit. a) Ziffer i) WRRL

Beispiele

T Ursache fir Abweichungen unbekannt

- Herkunft stofflicher Belastungen unbekannt

- Abweichungen biol. Qualitdtskomponenten kénnen bisher nicht erklart
werden

- Untersuchungsbedarf zur Klarung der Relevanz verschiedener Ein-
tragspfade/Herkunftsbereiche

- Wechselwirkung verschiedener Belastungsfaktoren auf biologische
Qualitdtskomponenten unklar

T2 Zwingende technische Abfolge von
MaRnahmen

- Aufstellung von Niederschlagswasserbeseitigungskonzepten notwen-
dig
- Aufstellung bzw. Aktualisierung von Warmelastplanen

- Kombination gewasserdkologisch wirksamer MalRnahmen mit Maf-
nahmen anderer Trager !

- Notwendige Abfolge von MaRnahmen insbes. bei Herstellung der
Durchgangigkeit (Ober-/Unterlieger)
- Untersuchungs- und Planungsbedarf Altbergbau, Sedimente, Altlasten

T3 Unveranderbare Dauer der Verfahren

- MaBnahmenvorbereitung, -planung, Ausschreibungsverfahren, Ge-
nehmigungsverfahren

- gerichtliche Uberpriifung von Zulassungen/Anordnungen zur Durch-
fihrung von MalRnahmen

T4 Forschungs- und Entwicklungsbedarf

- Die vorhandenen Technologien sind nicht ausreichend, um die ge-
wasserseitigen Anforderungen zu erreichen (z. B. Fischabstiege oder
Technologie zur Abwasserreinigung)

- Die Wirkung moglicher MalRnahmen ist nicht hinreichend belegt

- Kenntnisstand ist noch zu gering, um sachgerechte Bewirtschaftungs-
entscheidungen treffen zu kénnen (z. B. auch wenn Umweltqualitats-
normen noch nicht wissenschaftlich abgeleitet wurden)

T5 Sonstige Technische Griinde

- Platzmangel in engen Talern (Durchgangigkeit)
- Zu grofBe zu iberwindende Hohe (Durchgangigkeit) 2

T6 Erhebliche unvertragliche Auswirkun-
gen auf die Umwelt oder die menschli-
che Gesundheit/Unversehrtheit

- Gefahrdung der Bewirtschaftungsziele in anderen Wasserkdrpern
- nicht nur voriibergehende Verschlechterung des Gewasserzustandes

- unvertragliche Umweltauswirkung (Verlagerung von nachteiligen
Auswirkungen auf ein anderes Umweltgut)

- Gefahrdung der Trinkwasserversorgung
- Geféahrdung des Hochwasserschutzes

T7 Entgegenstehende (EG-) rechtliche
Anforderungen

- Aquakultur-Richtlinie (Abschottung fischseuchenfreier Gewasserab-
schnitte im Falle aufgetretener Fischseuchen steht der Herstellung der
Durchgangigkeit entgegen)

- Ergebnisse der SUP

- Anforderungen des Denkmalschutz- oder Naturschutzrechts (FFH-
und Vogelschutz- Richtlinie)

»Unverhaltnisméagig hoher Aufwand*

§§ 25¢ Abs. 3 Nr. 2, 32c und 33a Abs. 4 Satz 1
WHG bzw. Art. 4 Abs. 4 lit. a) Ziffer ii) WRRL

Beispiele

Ula Uberforderung der nichtstaatlichen
Kostentrager, erforderliche zeitliche
Streckung der Kostenverteilung

- zu hohe Abgabenbelastung
- Streckung der Bereitstellung von Mitteln
- Fehlende alternative Finanzierungsmechanismen
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Tabelle 5-6: Fortsetzung

Begriindungen fiir Fristverlangerungen

»uUnverhaltnismaRig hoher Aufwand* Beispiele

§§ 25¢ Abs. 3 Nr. 2, 32c und 33a Abs. 4 Satz 1
WHG bzw. Art. 4 Abs. 4 lit. a) Ziffer ii) WRRL

U1b Uberforderung der staatlichen Kosten- - Streckung flr Bereitstellung 6ffentlicher Mittel
trager, erforderliche zeitliche Streckung | _ Fehlende alternative Finanzierungsmechanismen

der Kostenverteilung - Bestehende Konkurrenz zu 6ffentlichem Finanzierungsbedarf in ande-
ren Politikfeldern

Uilc Verfassungsrechtlich festgelegte, de- - finanzielle Selbstverwaltungshoheit der Kommunen
mokratiebedingte Finanzautonomie von
MafRnahmentragern
u2 Kosten-Nutzen-Betrachtung, Missver- - Ergebnis einer Kosten-Nutzen-Bewertung
héltnis zwischen Kosten und Nutzen - Uberschreitung definierter Kosten-/Wirksamkeitsschwellen
- Bertcksichtigung Schwerpunkt-/Vorranggewasserkonzept
u3 Unsicherheit Giber die Effektivitat der - Methodische Defizite
Malnahmen zur Zielerreichung - Einhaltung der Umweltqualitadtsnorm kann aufgrund zu hoher Bestim-

mungsgrenzen nicht Gberpriift werden

- Die Ergebnisse der erstmaligen biologischen Untersuchung sind wg.
ausstehender Interkalibration und bisher nicht vorliegenden belastba-
ren Bewertungsverfahren unsicher

- Unsicherheit aufgrund von Witterungseinfllissen beim Monitoring
- Unsicherheit bezlglich Reprasentativitat der Messung
- Bestehende Abhangigkeiten von anderen MaRnahmen

U4 Begrenzende Faktoren aus Marktme- - Flachen sind nicht verfligbar bzw. nur zu unverhaltnismafig hohen
chanismen Kosten

- Kapazitatsengpasse bzw. mangelnde Verfligbarkeit qualifizierter
Dienstleister fur die Erstellung der erforderlichen Fachplanungen
(Gutachter, Fachplaner, Ingenieur- und Bauleistungen oder sonstiger
Sachverstand)

' Die Kombination mit Mafinahmen anderer Trager ist ggf. auch ein Grund, der im Rahmen der UnverhaltnismaRigkeit der
Kosten eine Rolle spielt, weil dadurch Synergieeffekte und damit eine Steigerung der Kosteneffizienz erzielt werden soll.

2 Platzmangel und Hohe sind ggf. auch Griinde, die im Rahmen der UnverhaltnismaRigkeit eine Rolle spielen.
Sonderfalle bedurfen ggf. einer abweichenden/erganzenden Begrindung.

Oberflachenwasserkorper

Nach der in Kapitel 5.2 beschriebenen Einschatzung der Zielerreichung werden im bayerischen Rheingebiet
voraussichtlich an 132 von insgesamt 191 Flusswasserkorpern sowie an 4 von insgesamt 6 Seewasserkorpern
die Umweltziele bis zum Jahr 2015 noch nicht vollstandig erflllt sein. Fiir diese Wasserkorper werden unter An-
gabe der entsprechenden Griinde fiur die Zielverfehlung Fristverlangerungen gemaf Art. 4 Abs. 4 WRRL in An-
spruch genommen. Der Anteil von OWK mit Fristverlangerungen betragt somit insgesamt rund 69 Prozent. Setzt
man die Flussldngen der Flusswasserkorper mit Fristverlangerungen in eine Relation zur Gesamtlange aller
FlieRgewasser im bayerischen Rheingebiet, so ergibt sich ein Anteil von 73 Prozent.

Die Zielverfehlungen sind unter anderem darauf zurlick zu fiihren, dass MalRnahmen nicht oder nur eingeschrankt
im Zeitraum bis 2015 wirksam werden kénnen. So spielen bei der Durchfiihrbarkeit und Wirkung der Malnahmen
die technische Durchfiihrbarkeit und der unverhaltnismaRige Aufwand ebenso wie die natirlichen Gegebenheiten
eine Rolle (siehe Art. 4 Abs. 4 WRRL). Im Laufe des Umsetzungszyklus einer MalRnahme kénnen unterschiedli-
che Begriindungen von Bedeutung sein.

Zu Beginn Uberwiegen Aspekte der technischen Durchfiihrbarkeit, moglicherweise sind die Ursachen eines
schlechten Gewasserzustandes zunachst durch Entwicklungs- und Forschungsarbeiten zu klaren, bevor die
MaRnahme begonnen werden kann. Ein weiterer bedeutender Gesichtspunkt ist die Vorlaufzeit fiir die oft erhebli-
chen Vorbereitungen zur Manahmenumsetzung, insbesondere bei raumlichen MalRnahmen, die Auswirkungen
auf Gewassernutzungen, Infrastruktureinrichtungen oder Ufergrundstiicke haben kénnen. Bei wesentlichen Ein-
griffen bzw. Anderungen sind wasserrechtliche Verfahren erforderlich. Die Vorbereitung kann ein Mehrfaches der
Zeit beanspruchen, die fir die eigentliche Ausfiihrung der MalRhahmen notwendig ist, insbesondere, wenn
Rechtsmittel eingelegt werden.
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Ist die Mallnahme in der Realisierungsphase, liberwiegen Aspekte, die mit dem Kostenaufwand in Verbindung
stehen. Durch Fristverlangerungen zur Streckung des Programms bis 2027 sind nachteilige Spitzenbelastungen
beim finanziellen, rechtlichen und administrativen Aufwand flr die Vorbereitung und Abwicklung der Malinahmen
und negative wirtschaftliche Sekundareffekte, wie Preiserhhungen fiir Leistungen bei Planung und Baudurchfiih-
rung sowie beim Erwerb von Grundstlicken weitgehend zu vermeiden. Das durchschnittliche jahrliche Investiti-
onsvolumen bleibt in einer mit den vorhandenen Strukturen zu bewaltigenden GréRenordnung. Zusatzlich werden
die MaRnahmentrager dadurch entlastet, dass sich die Gesamtkosten auf einen grof3eren Zeitraum verteilen. Die
Fristverlangerungen fiir Flusswasserkorper sind somit Giberwiegend nach § 25¢ Abs. 2 Nr. 3 WHG damit begriin-
det, dass die Verwirklichung aller notwendigen hydromorphologischen Verbesserungen bis 2015 einen unverhalt-
nismafig hohen Aufwand verursachen wiirde. Wegen des erheblichen baulichen Aufwandes wird es zum Beispiel
nicht mdglich sein, bereits bis 2015 an allen bedeutenden Querbauwerken in den bayerischen Gewassern der
Flussgebietseinheit Rhein die Durchgangigkeit zu verbessern.

Strukturelle Verbesserungen nehmen an den Oberflachengewassern bei der MalRnahmenplanung ein Schwerge-
wicht ein. Dadurch sollen viele strukturelle Defizite moglichst rasch beseitigt und damit bereits 2015 in zahlreichen
OWK die Umweltziele erreicht werden. Uber die Reaktionen der biologischen Qualitidtskomponenten auf hydro-
morphologische Mafinahmen bestehen derzeit noch Unsicherheiten, z. B. bezliglich der Reichweite oder , Tritt-
stein-Effekte** von értlichen Strukturverbesserungen im Gewasser. Der Mallnahmenumfang muss daher unter
Umstéanden je nach Entwicklung des Gewassers und weiteren Erkenntnissen aus begleitenden Untersuchungen
flexibel adaptiert werden. Ein stufenweises, nach Prioritaten geordnetes, Vorgehen ist angezeigt, indem zunachst
die Gewasserstrecken angegangen werden, in denen sich wahrscheinlich das héchste Effizienzmal und die
grélten Synergien erzielen lassen. Das Programm flr hydromorphologische Malihahmen an Flusswasserkérpern
soll daher schrittweise Uber die Dauer der drei Planungsperioden bis 2027 hinweg ausgefiihrt werden. Dieses
Vorgehen gilt sowohl fir nicht erheblich veranderte als auch fir ,kinstliche oder erheblich veranderte” Wasser-
korper.

Die Ausfilhrung von ersten Manahmen (so genannte ,no regret-MaRnahmen* nach CIS-Leitlinie*), soll von einer
Uberwachung und Erfolgskontrolle der Wirkung auf die Gewésserbiologie begleitet werden, um die gewonnenen
Erfahrungen zur gezielten und effizienten Ausgestaltung der weiteren MalRnahmenausfiihrung zu nutzen.

Nach Durchfiihrung der Mallnahme kommen naturliche Gegebenheiten ins Spiel. Hydromorphologische Maf3-
nahmen beispielsweise sollen Bedingungen schaffen, unter denen die biologischen Qualitadtskomponenten den
»<guten Zustand® erreichen kdnnen. Zur strukturellen Verbesserungen der FlieRgewasser soll moglichst die natirli-
che Eigendynamik der FlieRgewasser fiir eine selbsttatige Umgestaltung genutzt werden, da hierbei eine nach-
haltige Entwicklung der Gewasser erreicht wird. Der zeitliche Ablauf dieser Prozesse ist witterungs- und abfluss-
abhangig und kaum zu beeinflussen.

Ist die Belastung beseitigt, bendtigt auch die Biozénose des Gewassers eine gewisse Zeit, um wieder in ein
stabiles Gleichgewicht zu kommen. Dies gilt flir hydromorphologische Veranderungen, wie flr die Reduzierung
stofflicher Belastungen. Als Beispiel konnen hier die Seewasserkorper in Bayern, die derzeit nicht im guten oko-
logischen Zustand sind, dienen. Diese verfehlen die Umweltziele, weil sie von den Auswirkungen von Nahrstoff-
belastungen betroffen sind. Eintrage aus der Abwasserbelastung wurden durch die abwassertechnischen Maf3-
nahmen der vergangenen Jahrzehnte weitestgehend minimiert, so dass die Nahrstoffeintrage heute tiberwiegend
diffus aus der Flache der Einzugsgebiete stammen. Die Seen, die die Umweltziele derzeit noch nicht erreichen
und auch bis 2015 voraussichtlich nicht erreichen werden, haben lange theoretischen Wassererneuerungszeiten
und geringe Tiefen. Diese natlrlichen Bedingungen fiihren zu langen Sanierungszeiten, da dem Sanierungserfolg
seeinterne Prozesse entgegenstehen bzw. diesen stark verlangsamen. Damit sind nach § 25c Abs. 2 Nr. 1 WHG
Fristverlangerungen infolge natiirlicher Gegebenheiten begriindet.

Tabelle 5-7 zeigt die Haufigkeit der Anwendung der verschiedenen Gruinde fir Fristverlangerungen in Bezug auf
Oberflachenwasserkérper. Doppelnennungen sind mdglich, da an manchen OWK mehrere Griinde fiir die Inan-
spruchnahme einer Fristverlangerung angefihrt werden kénnen.

8 Ergebnisse des UBA-Workshops ,Okologische Effektivitat hydromorphologischer MaRnahmen an FlieRgewéssern® vom

14./15.2.2008; Umweltbundesamt, Dessau-RoRlau, Mai 2008

* CIS Guidance Document on Exemptions to the Environmental Objectives, DG Environment (D2),3 October 2008, page 11:
“Choose reversible measures, measures that can be easily adapted, measures that can be carried out iteratively or measures
with low risk and costs, and high return®.
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Tabelle 5-7: Begrindungen fir Fristverlangerungen bei OWK und deren Inanspruchnahme im bayerischen Rheingebiet

Nr. Begriindungen fir Fristverlangerungen Anzahl OWK (Mehrfach-
nennungen moglich)

»Natlrliche Gegebenheiten*®

N1 Zeitliche Wirkung schon eingeleiteter bzw. geplanter MaRnahmen 84

N2 Dauer eigendynamische Entwicklung

N3 Sonstige natlrliche Gegebenheiten 5
» Technische Durchfuhrbarkeit*

T1 Ursache fiir Abweichungen ist unbekannt 1
T2 Zwingende technische Abfolge von MalRnahmen 28
T3 Unveranderbare Dauer der Verfahren 8

T4 Forschungs- und Entwicklungsbedarf

T5 Sonstige Technische Griinde 17

T6 Erhebliche unvertragliche Auswirkungen auf die Umwelt oder die menschliche Gesund- 0
heit/Unversehrtheit

T7 Entgegenstehende (EG-)rechtliche Anforderungen 8

L~unverhaltnismagig hoher Aufwand*

Ula Uberforderung der nichtstaatlichen Kostentrager, erforderliche zeitliche Streckung der 24
Kostenverteilung

U1lb  Uberforderung der staatlichen Kostentrager, erforderliche zeitliche Streckung der Kos- 7
tenverteilung

U1c  Verfassungsrechtlich festgelegte, demokratiebedingte Finanzautonomie von Mafl3nah- 4
mentragern

u2 Kosten-Nutzen-Betrachtung Missverhaltnis zwischen Kosten und Nutzen 3

u3 Unsicherheit tUber die Effektivitat der MaRnahmen zur Zielerreichung 16

U4 Begrenzende Faktoren aus Marktmechanismen 11

Das Erreichen der Ziele der WRRL in anderen Wasserkérpern wird durch die Fristverlangerungen nicht dauerhaft
ausgeschlossen oder gefahrdet, allenfalls verzogert. Die Vertraglichkeit mit den Zielen in Natura 2000-Gebieten
wurde im Einzelfall geprift und beriicksichtigt. Eine Verschlechterung des Zustands der Wasserkorper mit Frist-
verlangerungen wird durch eine nach 6kologischen Gesichtpunkten ausgerichtete Gewasserunterhaltung und ggf.
durch zusétzliche MaRnahmen verhindert.

Signifikante finanzielle Kosten oder negative Auswirkungen des ,Nichthandelns” bzw. genauer des ,verzdgerten
Handelns" infolge der Fristverlangerungen sind nicht zu erwarten. Eine Verletzung gemeinschaftlichen oder nati-
onalen Rechts durch die Fristverlangerungen ist nicht zu beflirchten: Eine spezifische nationale oder gemein-
schaftliche Gesetzgebung zu hydromorphologischen Qualitatszielen fiir Gewasser gibt es nicht. Mit den sonstigen
gemeinschaftlichen Umweltvorschriften sind diese Fristverlangerungen ebenfalls vereinbar.

Im Hinblick auf langere Planungs- und Realisierungsphasen werden auch an Wasserkorpern mit Fristverlange-
rungen in der ersten Planungsperiode MaRnahmen eingeleitet. Eine Maflnahme, die generell getroffen wird, ist
die Ausrichtung der laufenden Gewasserunterhaltung auf die Ziele der WRRL. In Verbindung mit positiven Wir-
kungen (Strahlwirkung) von MaRnahmen in anderen Teilen des Gewassernetzes sollen auch bei den Wasserkor-
pern mit Fristverlangerung erste Verbesserungen bis 2015 erreicht werden.

Grundwasserkdrper

Alle Grundwasserkorper im Einzugsgebiet des Rheins sind derzeit hinsichtlich des mengenmaRigen Zustands mit
gut zu bewerten. Mit einer Anderung dieser Situation ist kiinftig nicht zu rechnen. Aufgrund der hohen Nitratbelas-
tung und Belastungen durch Pflanzenschutzmittel erreichen aber momentan nicht alle Grundwasserkérper den
guten chemischen Zustand. Zur Zielerreichung bezlglich des chemischen Zustands werden somit hinsichtlich der
Parameter Nitrat und Pflanzenschutzmittel ergdnzende MaRnahmen notwendig. Hinsichtlich Belastungen auf
Grund des Pflanzenschutzmittels Atrazin und dessen Abbauprodukt Desetyhlatrazin wurde bereits seit 1992 die
weitest reichende MafRnahme ergriffen: das Anwendungsverbot.
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Bei den Malinahmen gegen diffuse Belastungen des Grundwassers besteht keine einfache Input-Output-Bezieh-
ung zwischen der Verminderung des Stoffeintrags an der Oberflache (Emission) und den letztlich maRgebenden
Stoffkonzentrationen im Grundwasserleiter (Immission). Griinde hierfiir sind 6rtliche und naturliche Gegebenhei-
ten, wie die Abhangigkeit des Stoffaustrags und -riickhalts von Wetter und klimatischen Bedingungen (Transmis-
sion), moégliche Depots in der gesattigten und ungesattigten Bodenzone, unterschiedlich schnelle Um- und Ab-
bauvorgange sowie die Grundwasseraustauschzeiten im Grundwasserleiter. Die Begriindungen fiir die Fristver-
langerungen It. LAWA- Katalog lauten: N1: Zeitliche Wirkung schon eingeleiteter bzw. geplanter MaRnahmen; N3:
Sonstige natiirliche Gegebenheiten (siehe Tabelle 5-7).

Um in Zukunft gezieltere Aussagen uber Stoffkonzentrationsentwicklungen im Grundwasser unter Einbeziehung
der ortsspezifischen hydrogeologischen Verhaltnisse zu ermdglichen, hat das LfU in Zusammenarbeit mit der LfL
begonnen, auf der Basis hydrogeologischer Modelle geeignete Stofftransportmodelle zu entwickeln.

Das landwirtschaftliche Malnahmenprogramm besteht im Wesentlichen aus dauerhaft durchzufiihrenden Veran-
derungen der Landbewirtschaftung, die zur Verminderung des Stoffaustrags fiihren. Die MalRnahmen werden von
der Gewasseriiberwachung begleitet, um sie gegebenenfalls anzupassen oder zu erganzen. Die Einschatzung
der Wirkung von MaRnahmen im landwirtschaftlichen Sektor in Grundwasserkérpern beruht auf Expertenbeurtei-
lungen und den Erfahrungen mit Pilotprojekten in Bayern. Anhand der geschéatzten Wirkungsdauer wurden die
Grundwasserkoérper in Bayern in zwei Gruppen mit der Zielerreichung bis spatestens 2015 oder spater eingeteilt.

Im Flusseinzugsgebiet Main ist bei 7 in der Zustandsbewertung fir Nitrat als im schlechten Zustand eingestuften
Grundwasserkorpern, ausgehend von dem hohen Konzentrationsniveau und den vorhandenen Landnutzungen,
aufgrund der trotz ortlicher Unterschiede insgesamt langen Sicker- und Flie3zeiten sowie grolien belasteten
Grundwasservolumina erst nach 2015 mit deutlichen Verringerungen der Nitratgehalte als Reaktion auf die vor-
gesehenen MaRnahmen zu rechnen. Bei den 2 mit Pflanzenschutzmitteln / Pflanzenschutzmittelabbauprodukten
belasteten Grundwasserkoérpern ist ebenfalls nicht mit dem Erreichen des guten Zustands bis 2015 zu rechnen.
Das liegt daran, dass insbesondere fir die Belastung mit Atrazin, dessen Verwendung bereits seit 18 Jahren
verboten ist, und dessen Abbauprodukt Desethylatrazin eine nur sehr langsame Konzentrationsabnahme zu
beobachten ist. Damit sind nach Art. 4 Abs. 4 WRRL und § 25c Abs. 2 Nr. 1 WHG Fristverlangerungen infolge
natlirlicher Gegebenheiten begriindet. Die beiden grenziiberschreitenden und in der Zustandsbeurteilung als
schlecht eingestuften Grundwasserkérper mit Federfihrung Hessens werden voraussichtlich den guten Zustand
ebenfalls erst nach 2015 erreichen. Fir die genannten 11 GWK (rund 46 Prozent der Gesamtflache) innerhalb
der bayerischen Anteile an der Flussgebietseinheit Rhein werden Fristverlangerungen in Anspruch genommen.

In Anhang 5.4 werden die einzelnen Grundwasserkorper mit Fristverlangerungen mit den jeweiligen Begriindun-
gen aufgelistet. In Karte 5.4 ist die Verteilung im Raum dargestellt.

5.3.2 Festlegung weniger strenger Umweltziele

Als Zielsetzung kénnen nach Art. 4 Abs. 5 WRRL weniger strenge Umweltziele fur bestimmte Oberflachen- und
Grundwasserkorper festgelegt werden. Voraussetzung ist, dass das Erreichen des guten Zustands durch die
menschliche Tatigkeit gem. Art. 5 Abs. 1 so beeintrachtigt ist oder die natiirlichen Gegebenheiten so beschaffen
sind, dass das Erreichen dieser Ziele in der Praxis nicht méglich oder unverhaltnismagig teuer ware. Daneben
mussen u. a. folgende Bedingungen erfiillt werden:

» die verursachende Wassernutzung kann nicht durch eine andere ersetzt werden, die mit wesentlich geringeren
nachteiligen Umweltauswirkungen (,wesentlich bessere Umweltoption“) und nicht mit unverhaltnismaRig hohem
Aufwand verbunden ist,

+ als Umweltziel wird die geringst mégliche Veranderung vom urspriinglich geforderten Zustand festgelegt,
« es tritt keine weitere Verschlechterung des Zustands des betreffenden Wasserkorpers ein.

Weniger strenge Umweltziele missen fir Wasserkorper im bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein nach
derzeitiger Kenntnislage nicht festgelegt werden. Eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 WRRL wird daher im Bewirt-
schaftungsplan fiir die erste Periode generell nicht in Anspruch genommen.
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5.3.3 Vorubergehende Verschlechterung des Zustands

Unter Einhaltung bestimmter Randbedingungen ist nach Art. 4 Abs. 6 der WRRL eine voribergehende Ver-
schlechterung von Wasserkdrpern zulassig. Dies ist der Fall, wenn sie aus naturlichen Ursachen (Hochwasser/
Durren, héhere Gewalt) oder durch nicht vorhersehbare Unfalle entstanden sind, und gleichwohl alle praktikablen
Vorkehrungen zur Vermeidung einer weiteren Verschlechterung getroffen werden.

Eine Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung nach Art. 4 Abs. 6 WRRL ist derzeit fiir keinen Wasserkorper im
bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein erforderlich.

5.3.4 Nichterreichen des Umweltziels oder Verschlechterung eines Zustands aufgrund neuer
Anderungen von Wasserkdrpereigenschaften oder Entwicklungstatigkeiten

Gemal Art. 4 Abs. 7 WRRL ist das Nichterreichen eines guten Grundwasserzustands, das Nichterreichen eines
guten Okologischen Zustands/Potenzials von Oberflachenwasserkérpern oder das Nichtverhindern einer Zustand-
verschlechterung eines Oberflachenwasserkdrpers oder Grundwasserkdrpers zuldssig, sofern dies die Folge von
neuen Anderungen der physischen Eigenschaften eines Oberflaichenwasserkdrpers oder von Anderungen des
Pegels von Grundwasserkorpern ist. Auch eine Verschlechterung von einem sehr guten zu einem guten Zustand
eines Oberflachengewassers als Folge einer neuen nachhaltigen Entwicklungstatigkeit des Menschen ist zulas-
sig. Es miissen u. a. eine hinreichende Begriindung vorgelegt und alle praktikablen Vorkehrungen getroffen wer-
den, um eine weitere Verschlechterung zu verhindern.

Die Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung nach Art. 4 Abs. 7 WRRL ist gegenwartig fiir Wasserkdrper im
bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein nicht erforderlich.

5.4 Umweltziele bei Schutzgebieten

Die im bayerischen Teil des Rheineinzugsgebiets ausgewiesenen Schutzgebiete, fiir die ein besonderer Bedarf
zum Schutz des Oberflachen- und Grundwassers oder zur Erhaltung wasserabhangiger Lebensraume und Arten
besteht, sind in Kapitel 3 aufgefiihrt. Die Uberwachungsprogramme und die Zustandseinschatzungen sind in
Kapitel 4.3 dargestellt. Malnahmen werden in Kapitel 7.2.1 und 7.4.3 beschrieben. Es sind die Gebiete zur Ent-
nahme von Wasser fur den menschlichen Gebrauch, die Badegewasser, die nahrstoffsensiblen bzw. empfindli-
chen Gebiete, die wasserabhangigen Natura 2000-Gebiete gemaf Vogelschutz- und FFH-Richtlinie sowie die
Fischgewasser.

Grundsatzliches Ziel nach Art. 4 Abs. 1c WRRL ist es, alle Normen und Ziele in den Schutzgebieten bis 2015 zu
erreichen, sofern die Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die einzelnen Schutzgebiete ausgewiesen wurden,
keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. MaRgebend fiir die Fristen sind demnach die Anforderungen aus
den spezifischen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften. Bei der Bewirtschaftung von Oberflachen- und Grund-
wasserkdrpern, die in Schutzgebieten liegen bzw. mit diesen in einem funktionalen Zusammenhang stehen, sind
die sich aus den jeweiligen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, wie z. B. Schutzgebietsverordnungen, erge-
benden Ziele zu bertcksichtigen, soweit sie sich auf die Gewasserbeschaffenheit beziehen. Mit der Verbesserung
des Zustands der Gewasser im Sinne der WRRL werden die gebietsspezifischen Schutzziele in der Regel unter-
stitzt.

Im Rahmen der Malnahmenplanung wurde geprift, inwieweit die jeweiligen Ziele im Einklang mit den Umweltzie-
len der WRRL stehen und welche Synergien zu anderen Schutzzielen hergestellt werden kénnen. Bei sich im
Ausnahmefall widersprechenden Zielen erfolgte eine Abstimmung zwischen den jeweils zustandigen Behérden
(z. B. Naturschutz) und der Wasserwirtschaftsverwaltung dazu, ob Lésungen mdglich sind, die beiden Zielen
genigen oder welche Ziele nach Abwagung vorrangig zu behandeln sind.

Im Folgenden werden die Ziele fiir die im bayerischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein vorkommenden Arten
von Schutzgebieten genannt. In der Regel werden in allen Schutzgebieten Ziele verfolgt, die die Erreichung eines
guten Zustands von Wasserkérpern unterstitzen; ggf. leiten sich aus den Rechtsvorschriften auch weiterreichen-
de Anforderungen ab.
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5.4.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch

Wasserkorper, aus denen mehr als 10 m3/d Wasser fiir den menschlichen Gebrauch entnommen werden, sind
gemal Art. 7 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 2 WRRL als Schutzgebiete (,Protected Areas®) einzustufen. Die Umweltziele
des Art. 7 Abs. 2 WRRL werden in diesen Schutzgebieten (iberall eingehalten (siehe Kapitel 4.3.1). Gemaf Art. 7
Abs. 3 ist in diesen Wasserkdrpern fir den erforderlichen Schutz zu sorgen, um ,eine Verschlechterung ihrer
Qualitat zu verhindern und so den fir die Gewinnung von Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu
verringern®. Hierzu ,kdnnen“ geman Art. 7 Abs. 3 WRRL Schutzgebiete (,Safeguard Zones*) festgelegt werden.

In Deutschland werden derartige Schutzgebiete seit Jahrzehnten festgesetzt (siehe Kapitel 3.1). Zum besonderen
Schutz und zur Erhaltung der fir die 6ffentliche Trinkwasserversorgung genutzten Wasservorkommen und der
staatlich anerkannten Heilquellen werden Wasserschutzgebiete festgesetzt, in denen bestimmte Handlungen und
Nutzungen vorsorglich verboten bzw. eingeschrankt sind. Ein Wasserschutzgebiet umfasst grundsatzlich alle
empfindlichen Bereiche des Einzugsgebiets einer Wassergewinnungsanlage. Da die Gefahr schadigender Ein-
flisse mit der Nahe zur Wasserfassung zunimmt, steigen auch die Schutzanforderungen zum Fassungsbereich
hin. Daher werden Trinkwasserschutzgebiete nach den Regeln der Technik in drei Zonen (Fassungsbereich,
engere und weitere Schutzzone) unterteilt, die vor allem einen qualitativen Schutz des Grundwassers gewahrleis-
ten sollen. Bei Heilquellenschutzgebieten kommt dartiber hinaus noch ein quantitativer Schutz des Grundwassers
hinzu. Diese Schutzgebiete sind als grundlegende MaRnahmen zur Zielerreichung anzusehen.

Die Ziele des Art. 7 Abs. 3 werden mit diesen MalRnahmen bereits heute weitgehend, jedoch nicht iberall erreicht
(siehe Kapitel 4.3.1).

5.4.2 Badegewésser

Zweck der Badegewasserrichtlinie ist es, die Gesundheit der Badenden zu schiitzen und die Qualitat der Bade-
gewasser sowie der Umwelt zu erhalten bzw. zu verbessern. Konkretes Ziel der Richtlinie ist es, dass alle Bade-
stellen zum Ende der Badesaison 2015 mindestens einen ausreichenden Zustand aufweisen. Weiterhin sollen
durch realistische und verhaltnismaRige Maflnahmen die Anzahl der als gut oder ausgezeichnet eingestuften
Badestellen erhéht werden.

Durch die Umsetzung der novellierten Badegewasserrichtlinie wird der hygienische Zustand der Gewasser kunftig
noch besser erfasst und mit den zu erstellenden Badegewasserprofilen die Kenntnis tber die Verschmutzungsur-
sachen verbessert. Hierbei flieRen Daten und Erkenntnisse der Wasserwirtschaftsverwaltung ein. Auf dieser Ba-
sis werden, soweit erforderlich, in Zusammenarbeit von Gesundheits- und Wasserwirtschaftsverwaltung effiziente
MafRnahmen entwickelt und umgesetzt. Bereits heute werden in der Flussgebietseinheit Rhein an allen WRRL-
relevanten Badegewasserstellen in Bayern die Ziele der Badegewasserrichtlinie in der iberwiegenden Mehrzahl
der Falle eingehalten.

5.4.3 Nahrstoffsensible und empfindliche Gebiete

Die Kommunalabwasserrichtlinie verfolgt das Ziel, die Belastung von sensiblen Gewassern insbesondere durch
Nahrstoffe aus kommunalen Abwasseranlagen zu verringern bzw. Gewasserverschmutzungen infolge unzurei-
chender Abwasserreinigung zu vermeiden. Die Einzugsgebiete des Mains und des Bodensees sind gemaf
.Reinhalteordnung kommunales Abwasser” (ROkAbw), die die bayerische Umsetzungsverordnung der Kommu-
nalabwasserrichtlinie darstellt, als empfindliche Gebiete ausgewiesen. Die Kommunalabwasserrichtlinie ist in den
bayerischen Anteilen der Flussgebietseinheit Rhein weitestgehend umgesetzt.

Die Nitratrichtlinie hat zum Ziel, die durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen verursachte oder ausgeléste
Gewasserverunreinigung zu verringern und weiteren Gewasserverunreinigungen dieser Art vorzubeugen. Hierzu
wurde in Deutschland die Diingeverordnung erlassen, in der als Zielvorgabe die Einhaltung von Grenzwerten flr
Nahrstoffliberschiisse festgesetzt wird. Die Ziele und die Umsetzung der Nitrat- und Kommunalabwasserrichtlinie
stellen eine wichtige Grundlage fiir die Bewirtschaftung von Oberflachenwasser- und Grundwasserkdrpern dar
und dienen der Zielerreichung nach Art. 4 der WRRL.
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5.4.4 FFH- und Vogelschutz-Gebiete (Natura 2000-Gebiete)

Die EG-Vogelschutz- und die FFH-Richtlinie haben zum Ziel, zur Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung
der naturlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen im europaischen Gebiet der Mitglied-
staaten beizutragen. Hierzu wird u. a. ein kohdrentes europaisches 0kologisches Netz besonderer Schutzgebiete
mit der Bezeichnung ,Natura 2000“ errichtet. (siehe Kapitel 3.4). Dieses Netz umfasst folgende Schutzgebiete:

» gemaR Vogelschutzrichtlinie die Habitate der Arten des Anhangs | sowie Vermehrungs-, Mauser-, Uberwinte-
rungsgebiete sowie Rastplatze der regelmaRigen Zugvogelarten

» gemal FFH-Richtlinie die natlrlichen Lebensraumtypen des Anhangs | sowie die Habitate der Arten des An-
hangs II.

Das Schutzgebietsnetz muss den Fortbestand oder gegebenenfalls die Wiederherstellung eines glinstigen Erhal-
tungszustands dieser naturlichen Lebensraumtypen und Habitate der Arten in ihrem natirlichen Verbreitungsge-
biet gewahrleisten. Messlatte sind die giinstigen Erhaltungszusténde der in den Standarddatenbégen aufgefiihr-
ten Schutzguter (Lebensraumtypen/Arten). Die sogenannten ,gebietsbezogenen Konkretisierungen der
Erhaltungsziele” stellen eine nahere bzw. genauere naturschutzfachliche Interpretation der durch den Standard-
datenbogen bzw. in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG vorgegebenen Erhaltungsziele dar. Sie dienen
primar den Naturschutzbehdrden als Arbeitsgrundlagen fir die weitere Umsetzung, bei Eingriffsvorhaben und
Vertraglichkeitsabschatzungen bzw. -prifungen.

Die WRRL unterstitzt die Ziele von Natura 2000, indem die Erhaltungsziele der Schutzglter in wasserabhangi-
gen Natura 2000-Gebieten in den MafRnahmenprogrammen der Bewirtschaftungspléane berlicksichtigt werden.
Die Aufstellung der MalBnahmenprogramme fiir diese Gebiete wird mit den Naturschutzbehdrden abgestimmt.

5.4.5 Fischgewasser

Bei den untersuchten Gewassern im bayerischen Rheingebiet wurden die Grenzwerte der Fischgewasserrichtlinie
mit einer Ausnahme eingehalten: Nur an einer Stelle kam es im Jahr 2006 zu einer einmaligen Uberschreitung
des imperativen Werts fir Ammonium aufgrund einer Ausnahmesituation.

Die Umweltziele werden bereits heute erreicht. MalRnahmen zur Optimierung im kommunalen Abwasserbereich
sowie MaRRnahmen zur gewasserschonenden Landbewirtschaftung, die im Rahmen der Umsetzung der WRRL
ergriffen werden, werden die Wasserqualitat zur Erhaltung des Lebens der Fische in Bayern weiter verbessern.
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6 Wirtschaftliche Analyse

Die Wasserrahmenrichtlinie sieht die Anwendung von ékonomischen Prinzipien, Analysen und MaRnahmen bei
der Bewirtschaftung der Gewasser vor. Als Planungsgrundlage war im Rahmen der Bestandsaufnahme 2004 fiir
jedes Flussgebiet eine ,wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung“ nach Art. 5 WRRL auszufiihren. Das folgen-
de Kapitel ist eine aktualisierte und erganzte Fortschreibung der bereits Ende 2004 im Rahmen des Berichtes
Uber die Bestandsaufnahme verdéffentlichten wirtschaftlichen Analyse.

Die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung soll den 6konomischen Hintergrund der gegenwartigen Nutzun-
gen und Belastungen der Gewasser darstellen und auch die weitere Entwicklung mafigebender sozio6konomi-
scher Faktoren bis 2015 prognostizieren, um die Manahmen danach ausrichten zu kdnnen. Umgekehrt sollen
bei der MaRnahmenplanung die 6konomischen Auswirkungen auf die Wassernutzung bericksichtigt werden, um
die Ziele der Richtlinie méglichst kosteneffizient umzusetzen. Anhang Il WRRL konkretisiert die Aufgaben der
wirtschaftlichen Analyse: Sie soll die nétigen Informationen beschaffen, um erstens den Anforderungen des Art. 9
WRRL zur Kostendeckung der Wasserdienstleistungen Rechnung zu tragen und zweitens die kosteneffizientes-
ten MaRnahmenkombinationen beurteilen zu kdnnen. Dieses Kapitel befasst sich nach der generellen Beschrei-
bung der wirtschaftlichen Bedeutung der Wassernutzungen mit den Wasserdienstleistungen. Dabei orientiert sich
das Vorgehen an den entsprechenden Empfehlungen der CIS Leitlinie Nr. 1 und der LAWA.

Kapitel 6.1 stellt die wesentlichen Wassernutzungen im Flussgebiet und ihre wirtschaftliche Bedeutung dar. Zu-
nachst werden die Entnahme von Wasser aus den Gewassern und die Einleitung von Abwasser mengenmafig
erfasst. Anschliel3end wird die wirtschaftliche Nutzung der Gewéasser anhand geeigneter Kennzahlen nach Nut-
zergruppen und Nutzungsarten dargestellt. Kapitel 6.1 gibt damit einen Uberblick tiber die im Flussgebiet relevan-
ten Wassernutzungen und deren gesamtwirtschaftliche Bedeutung. Ob daraus im Einzelfall fir den Zustand der
Oberflachengewasser und des Grundwassers relevante Belastungen resultieren, wurde jeweils anhand des Moni-
toring gepruft. Die Ergebnisse sind in Kapitel 2 dargestellt. Eine Beurteilung der kiinftigen Entwicklung des Ge-
wasserzustands bis 2015 findet im ,Baseline Szenario® in Kapitel 7.3 statt.

Kapitel 6.2 Uber die Wasserdienstleistungen behandelt den gegenwartigen Kostendeckungsgrad der 6ffentlichen
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung. Die einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen sowie aktuelle
Kennzahlen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden dargestellt und die Deckung der Kosten im
Sinne der WRRL nachgewiesen. Beriicksichtigt werden dabei auch mégliche Umwelt- und Ressourcenkosten und
die Frage angemessener Beitrage verschiedener Nutzergruppen zur Finanzierung der Wasserdienstleistungen.
Ein weiteres Thema sind die Anreize der gegenwartigen Wassergebuhrenpolitik zur effizienten Nutzung der Was-
serressourcen sowie die hierzu gegebenenfalls erforderlichen MalRnahmen.

Kapitel 6.3 befasst sich mit der Entwicklung der Rahmenbedingungen fiir Wasserdienstleistungen. Zur Beurtei-
lung der kuinftigen Entwicklung von Angebot und Nachfrage werden die Verfugbarkeit von Wasser fur Wasser-
dienstleistungen diskutiert und Szenarien fir die Entwicklung der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
bis 2015 entworfen. Dieses Kapitel stellt auch einen 6konomischen Beitrag flir das Baseline Szenario in Kapitel
7.3 dar, in dem alle fiir die Entwicklung des Gewasserzustands bis 2015 erheblichen Faktoren zu einer Prognose
zusammengefihrt werden.

Auf folgende weitere Themen mit 6konomischen Bezug im Bewirtschaftungsplan ist zu verweisen: Die Kosten

und die Finanzierung der Malnahmenprogramme werden in Kapitel 7.7 des Bewirtschaftungsplans behandelt.
Die Kosteneffizienz von MalRnahmen wird als integraler Bestandteil der fachlichen Planung in Kapitel 7.1.3 be-
handelt. Die Begriindung von Fristverlangerungen wegen unverhaltnismaRig hoher Kosten ist Gegenstand von
Kapitel 5.3.1.

Hauptquellen fir die Daten zur Erstellung der Wirtschaftlichen Analyse waren die Verdffentlichungen des Bayeri-
schen Landesamtes fiir Statistik und Datenverarbeitung, insbesondere die Umweltstatistiken 2004 und 2007, die
Bevdlkerungsfortschreibung sowie die Statistiken der Binnenschifffahrt, der Gastelibernachtungen und der Fl&-
chennutzung. Weiterhin wurden Daten des Arbeitskreises ,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Lander“ und
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die ,Energiebilanz Bayern® des Bayerischen Staatsministeriums fur Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Techno-
logie herangezogen. Weitere Daten entstammen Berechnungen des Bayer. LfU sowie Angaben von Verbanden
und Forschungsinstituten. Es wurden jeweils die aktuellsten verfiigbaren Daten angegeben (Stand Juni 2009).
Wo die Datenlage dies zuldsst, wurden die Statistiken auf Grundlage von georeferenzierten Flachennutzungsin-
formationen auf die bayerischen Anteile an den Flussgebietseinheiten umgerechnet. In den anderen Fallen sind
Werte fir ganz Bayern angegeben. Ein ausfiihrliches Literaturverzeichnis findet sich am Ende des Kapitels.

6.1 Wirtschaftliche Bedeutung der Wassernutzung

Wasser ist fiir die gesellschaftliche Wohlfahrt eine unverzichtbare Ressource. Neben seiner Bedeutung als ele-
mentares Nahrungsmittel und Gebrauchsgut ist es ein wichtiger Produktionsfaktor in den verschiedensten Wirt-
schaftszweigen. So wird Wasser auf unterschiedlichste Weise vom Menschen genutzt, z. B. als Trinkwasser und
zum Waschen; zur Produktion von Gltern, zu Kiihlzwecken oder als Transportmedium; zum Wassersport oder im
Wellnessbereich und vieles mehr. Die Reinhaltung der Gewasser ist von hdchster Bedeutung fiir die 6ffentliche
Gesundheit und die langfristige Nutzbarkeit der Ressource Wasser.

In diesem Unterkapitel werden wichtige Nutzungen von Wasser und Gewassern im Rheingebiet dargestellt. Dabei
wird zunachst die mengenmafige Nutzung der Gewasser durch Entnahmen und Einleitungen besprochen. An-
schlielend wird die wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung einzelner Nutzungen anhand geeigneter
Kennzahlen verdeutlicht. Um die Aussagekraft der Daten zu erhéhen, werden die Kennzahlen nach den — natur-
raumlich sehr heterogenen — bayerischen Einzugsgebieten des Bodensees und des Mains getrennt dargestellt
und ihnen zum Vergleich Kennzahlen fir Gesamtbayern gegenUbergesteIItS. Allgemeine Kennzahlen zu den
einzelnen Gebieten finden sich in Kapitel 6.1.1.

6.1.1 Wirtschaftsraum bayerisches Rheingebiet

Den gréften Teil der Wirtschaftsleistung in Bayern machen private und 6ffentliche Dienstleistungen und das ver-
arbeitende Gewerbe aus. Bayern ist ein Industriestandort mit einer hohen Bandbreite an industriellen Sparten.
Der Maschinenbau ist traditionell der beschaftigungsstérkste Sektor der bayerischen Industrie. Bezogen auf den
Umsatz rangiert er an zweiter Stelle nach der Automobilindustrie. An dritter Stelle steht (sowohl auf den Umsatz
als auch die Beschaftigten bezogen) die Elektrizitatstechnik. In diesen drei Branchen liegt der Beschaftigungs-
und Umsatzanteil in Bayern hoher als im deutschen Durchschnitt. Im Bereich der chemischen Industrie, der Me-
tallerzeugnisse sowie der Metallerzeugung und -bearbeitung liegt Bayern unter dem deutschen Durchschnitt.

Mit dem Main- und dem Bodenseegebiet umfasst das bayerische Rheingebiet zwei wirtschaftsstrukturell unglei-
che Regionen. Dies bildet sich an dem deutlich héheren Anteil der Dienstleistungen an der gesamten Wirtschafts-
leistung im Maingebiet gegenliber dem Bodenseegebiet ab. Wahrend die Wirtschaftsleistung pro Kopf im Main-
gebiet 2006 dem deutschen Durchschnitt entsprach, lag sie im Bodenseegebiet darunter.

Tabelle 6-1: Wirtschaftsdaten | des bayerischen Rheingebiets im Jahr 2006

Quelle: Main Bodensee Bayern
Landerarbeitsgemeinschaft Volkswirtschaftliche Ge-

samtrechnung: Wirtschaftsdaten auf Kreisebene 2006
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung: Bevol-
kerungsfortschreibung 2006

Landesamt fiir Umwelt: Flachenberechnung 2008,
Bevélkerungsberechnung 2006, Wertschopfungsbe-
rechnung 2006

Einwohner 3793000 92 000 12 493 000
Flache in km? 20 314 590 70 552
Einwohner pro km? 187 156 177

Anteil Erwerbstétige an Einwohnern 51 % 46 % 51 %

BIP pro Einwohner in Euro 30 000 26 000 33 000

3

Fir das Bodenseegebiet kdnnen aus Griinden der statistischen Geheimhaltung keine Zahlen zu den Wasserentnahmen und
Abwassereinleitungen des produzierenden Gewerbes dargestellt werden (in den entsprechenden Tabellen mit k. A.“ ge-
kennzeichnet).
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Tabelle 6-2: Wirtschaftsdaten Il des bayerischen Rheingebiets im Jahr 2006

Quelle: ) ] _ Main Bodensee Bayern
Landerarbeitsgemeinschaft Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung: Wirtschaftsdaten auf Kreisebene 2006 : R f : : R
Landesamt fiir Umwelt: Wertschépfungsberechnung 2006 in Mrd. n in Mrd. n in Mrd. n

Euro Prozent Euro Prozent Euro Prozent
Bruttowertschépfung 102,1 100 % 2,20 100 % 3741 100 %
Land- und Forstwirtschaft 1,0 0,9 % 0,03 1.2 % 3,6 0,9%
Fischerei und Fischzucht
Produzierendes Gewerbe 31,9 31,3 % 0,85 38,7 % 114,0 30,5 %
Dienstleistungen 69,2 67,8 % 1,32 60,1 % 256,5 68,6 %

Im Bereich der industriellen Produktion weist sich im Rheingebiet Mittelfranken durch seine weltweit anerkannte,
elektronisch basierte Automatisierungs- und Antriebs-, sowie Medizintechnik aus. Hier konzentriert sich die In-
dustrie auf den GrofRraum Nirnberg. Die Region Unterfranken ist nach Schwaben und Oberbayern der drittgrofte
Standort des Maschinenbaus im Freistaat; zweitgrof3te Branche ist hier der Automobilbau. Oberfranken hat keine
ausgepragten Schwerpunkte in der Branchenstruktur. Die keramische und die Textilindustrie haben hier jedoch
eine lange Tradition. Der im Einzugsgebiet des Rheins liegende Teil des Regierungsbezirks Schwaben zeichnet
sich durch eine starke Stellung des Ernahrungsgewerbes mit einem Schwerpunkt in der Milchverarbeitung aus.

6.1.2 Wasserentnahmen

Die gesamten Wasserentnahmen durch die Bereiche Wasserversorgung, produzierendes Gewerbe, Landwirt-
schaft und Energieversorgung im bayerischen Rheingebiet beliefen sich gemal Umweltstatistik im Jahr 2007 auf
etwa 541 Millionen m®. Davon entfallen ca. 45 Prozent auf die 6ffentliche Wasserversorgung. Auf den Wirt-
schaftszweig ,Energieversorgung® entfallen ca. 38 Prozent — vor allem zur Nutzung als Kihlwasser fiir Warme-
kraftwerke — und auf das produzierende Gewerbe® mit ca. 17 Prozent ebenfalls groRe Mengen an Wasser. Bei
der Entnahme von Wasser durch landwirtschaftliche Betriebe werden in der amtlichen Statistik nur solche Betrie-
be erhoben, die mehr als 10 000 m*> Wasser pro Jahr entnehmen. Der Grofteil der landwirtschaftlichen Entnah-
men liegt jedoch deutlich unter diesem Wert und geht deshalb nicht in die Statistik ein. GemaR der Arbeitsgruppe
Umweltékonomische Gesamtrechnung der Lander, die zur Berechnung der landwirtschaftlichen Entnahme von
Wasser Indikatoren wie z. B. Niederschlage und Viehbestande heranzieht, lag die gesamte Wasserentnahme
durch die Land- und Forstwirtschaft im Jahr 2001 in Bayern bei 43,5 Millionen m® Wasser. Dies entspricht etwa

1 Prozent der Gesamtwasserentnahme in Bayern (flussgebietsbezogene Wasserflussrechnungen sind derzeit
nicht verfligbar). Die Entnahmen durch die Landwirtschaft sind also vergleichsweise gering. Nicht erfasst in der
Umweltstatistik werden Grundwasserentnahmen in geringen Mengen z. B. durch Hausbrunnen (fir Trinkwasser
und Garten) und flr nicht-landwirtschaftliche Bewasserungszwecke (Sportplatze, Golfplatze etc.). Die Gesamtho-
he dieser nicht erfassten Wasserentnahmen wird auf etwa 15 Millionen m® in ganz Bayern geschatzt. Neben
diesen Wasserentnahmen wird auch zum Zweck der Entwasserung Grundwasser abgeleitet und den Oberfla-
chengewassern zugeflhrt, z. B. zur Dranage landwirtschaftlicher Flachen oder zur Wasserhaltung bei Baumal3-
nahmen. Zu diesen Wasserentnahmen existieren keine Statistiken oder Mengenschatzungen.

Die Art der Wasserforderung im Rheingebiet wird durch 6rtliche Verfigbarkeit und Qualitatsanspriiche bestimmt.
Da Grundwasser in der Regel von Natur aus rein und von seiner Herkunft das am besten geschiitzte Wasser ist,
wird es zur Trinkwasserversorgung bevorzugt herangezogen. Oft kann es ohne Aufbereitung direkt in das Trink-
wassernetz eingespeist werden. Im Maingebiet werden zur Trinkwasserversorgung vornehmlich die wasserfiih-
renden Klifte der Festgesteine sowie die Porengrundwasserleiter der Flusstaler erschlossen. Die Nutzung vieler
anderer Grundwasservorkommen wird durch das geringe Speichervolumen der drtlich vorherrschenden Festge-
steine, eine geologisch bedingte verminderte Wasserqualitat oder eine technisch aufwandige ErschlieBbarkeit
erschwert. Insgesamt werden im Maingebiet ca. 77 Prozent des Trinkwassers in Form von Grundwasser aus
Brunnen und Quellen sowie ca. 23 Prozent in Form von Uferfiltrat, Oberflachenwasser und angereichertem
Grundwasser gewonnen. Im Bodenseegebiet werden ca. 36 Prozent des Trinkwassers aus Oberflachenwasser
(d. h. aus dem Bodensee) und ca. 64 Prozent in Form von Grundwasser aus Brunnen und Quellen gewonnen.

6 Entgegen der Wirtschaftszweiggliederung des Statistischen Bundesamtes wird an dieser Stelle und im Folgenden unter der
Bezeichnung ,produzierendes Gewerbe* der Wirtschaftszweig ,Energie- und Wasserversorgung® nicht subsumiert.
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Warmekraftwerke bendtigen grofle Mengen an Wasser zur Kiihlung. Daher sind sie meist an grof3en Flissen
angesiedelt und entnehmen nahezu ausschlieRlich Oberflachenwasser. Uber 90 Prozent des entnommenen
Kihlwassers wird nach der Verwendung wieder in die Gewasser (unter Einhaltung von Grenzwerten fiir die Was-
sertemperatur) zuriickgeleitet und geht somit dem Gewassersystem nicht verloren (vgl. dazu auch Kapitel 6.1.4).

Im produzierenden Gewerbe wird meist keine Trinkwasserqualitat bendétigt und daher in hohem Malfe auf Ober-
flachenwasser zuriickgegriffen. Uber 90 Prozent des genutzten Wassers im produzierenden Gewerbe in Bayern
werden zur Kiihlung eingesetzt. Der Rest des Wassers wird fiir andere Zwecke, wie Dampferzeugung, genutzt.

Nur ein geringer Teil des Wassers wird in den Endprodukten verarbeitet.

Die Landwirtschaft deckt ihren Wasserbedarf iberwiegend durch Grundwasser. Dies ist vor allem darauf zurtick-
zuflihren, dass in trockenen und damit bewasserungsrelevanten Zeiten die Oberflachengewasser tendenziell
weniger Wasser flihren. Bei der Bewasserung von Kartoffeln kann teilweise auch aus Griinden der Pflanzenge-
sundheit nicht auf Oberflachenwasser zuriickgegriffen werden.

Tabelle 6-3: Wasserentnahmemengen im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Salﬂ;amt fiir Statistik und Main Bodensee Bayern
Datenverarbeitung: Umweltstatistik 2007 Tausend in Tausend in Tausend in

m® Prozent m® Prozent m® Prozent
offentliche Wasserversorgung* 236 600 100 % 7370 100 % 861 100 100 %
Grundwasser 140 800 59 % 3120 42 % 639 900 74 %
Quellwasser 41 300 17 % 1600 22 % 149 000 17 %
Oberflachenwasser 11 900 6 % 2650 36 % 23 500 3%
Uferfiltrat 36 300 15 % 0 0 % 41 800 5%
angereichertes Grundwasser 6300 3% 0 0% 6900 1%
produzierendes Gewerbe 90 600 100 % 760 100 % 794 700 100 %
Grundwasser 18 700 21 % 660 87 % 278 800 35%
Quellwasser 1400 1% k. A. k. A. 11 300 2%
Oberflachenwasser 54 600 60 % k. A. k. A. 415900 52 %
Uferfiltrat 2400 3% 0 0% 73 800 9%
angereichertes Grundwasser 13 500 15 % 0 0% 14 900 2%
Landwirtschaft 2410 100 % 0 0% 2440 100 %
Grundwasser 220 9% 0 0 % 250 10 %
Quellwasser k. A. k. A. 0 0% 10 >0%
Oberflachenwasser k. A. k. A. 0 0 % 2120 87 %
Uferfiltrat 30 1% 0 0 % 30 1%
angereichertes Grundwasser 30 1% 0 0% 30 1%
Energieversorgung 203 800 100 % 0 0% 2613 400 100 %
Grundwasser 100 >0% 0 0 % 15900 1%
Oberflachenwasser 203 700 100 % 0 0 % 2 597 500 99 %
Summen 533 000 8000 4272 000

*Die regionale Zuordnung erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

Im Vergleich zum bayerischen Durchschnitt wird im Maingebiet insgesamt sowohl pro Einwohner als auch pro
Hektar weniger Wasser entnommen. Dies liegt vor allem an einem sparsameren Umgang der Haushalte und
Kleingewerbe mit Trinkwasser sowie einem niedrigeren gewerblichen Bedarf (sowohl bei der Eigenférderung als
auch durch Bezug aus dem offentlichen Leitungsnetz; vgl. auch Tabelle 6-10) sowie einer wesentlich niedrigeren
Entnahme durch Warmekraftwerke. In der Landwirtschaft liegen die Entnahmemengen im Maingebiet aufgrund
der fir die landwirtschaftliche Produktion unglinstigeren klimatischen Verhaltnisse deutlich Giber dem bayerischen
Durchschnitt. Im Bodenseegebiet wird dagegen vergleichsweise wenig Wasser durch die Landwirtschaft ent-
nommen. Die Entnahme durch die 6ffentliche Wasserversorgung liegt im Bodenseegebiet tiber dem bayerischen
Durchschnitt und die Entnahmen durch das produzierende Gewerbe liegen deutlich darunter.
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Tabelle 6-4: Spezifische Wasserentnahmemengen im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quellen: » ) Main Bodensee Bayern
Landesamt firr Statistik und Datenverarbeitung: Um-

weltstatistik 2007, Bevdlkerungsfortschreibung 2007 3 3 3 3 3 3
Landesamt fiir Umwelt: Flachenberechnungen 2008, m- pro m- pro m- pro m- pro m- pro m- pro
Bevolkerungsberechnung 2007 Einw. ha Einw. ha Einw. ha
offentliche Wasserversorgung* 62 117 80 125 69 122
produzierendes Gewerbe 24 45 8 13 63 113
Landwirtschaft 0,6 1,2 0 0 0,2 0,3
Energieversorgung 54 100 0 0 209 370
Summen 141 263 88 138 341 605

*Die regionale Zuordnung erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens

Die Wasserentnahmen des produzierenden Gewerbes im Maingebiet lassen sich weiter nach Wirtschaftszweigen
unterscheiden. Hier entfallen ca. 27 Prozent aller Wasserentnahmen auf den Wirtschaftszweig ,Maschinenbau®
und ca. 25 Prozent auf den Wirtschaftszweig ,Papier-, Verlags- und Druckgewerbe®. Dabei wird Uberwiegend
Oberflachenwasser entnommen (vgl. dazu die Wasserentnahmen nach Entnahmeart in Abbildung 6-1). Die Be-
triebe des Wirtschaftzweigs ,Maschinenbau® nutzen jedoch einen grofen Teil des enthommenen Wassers nicht
selbst, sondern geben es an andere Betriebe ab. Das gilt insbesondere fiir Industrieparks, deren Betreibergesell-
schaften dem Wirtschaftszweig ,Maschinenbau® zugeordnet wurden, und die ihr Wasser liberwiegend an Betriebe
des Wirtschaftszweigs ,chemische Industrie abgeben. Insgesamt bezog die chemische Industrie ca. 15,9 Millio-
nen m®> Wasser von anderen Betrieben und entnahm selbst ca. 1,6 Millionen m> Wasser im Jahr 2007.

Tabelle 6-5: Wasserentnahmemengen des produzierenden Gewerbes nach Wirtschaftszweigen im bayerischen Main-
gebiet im Jahr 2004

Eueé'ei - Wirtschaftszweige Wasserentnahme
s mit Entnahmemenge > 2,5 Mio. m*/a 2007
Datenverarbei- 3
tung: Umwelt- nach Statistischem Bundesamt: in Tausend m Anteil an der Ge-
statistik 2007 Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 pro Jahr samtentnahme des
produzierenden Ge-
werbes
DK Maschinenbau 24 200 27 %
DE Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 22 400 25 %
DA Erndhrungsgewerbe und Tabakverarbeitung 12 600 14 %
DM Fahrzeugbau 9300 10 %
CB Erzbergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 6900 8 %
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und
DI Erden 4300 5%
Herst. v. Biromaschinen, DV-Geréten u. -einrichtungen,
DL Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik 2900 3%
alle Wirtschaftszweige (inkl. Entnahmen < 2,5 Mio. m3/a) 90 700 100 %
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Abbildung 6-1: Wasserentnahmen des produzierenden Gewerbes nach Wasserherkunft und ausgewahlten Wirtschafts-
zweigen im bayerischen Maingebiet im Jahr 2007 (Quelle: Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung, Umweltsta-
tistik 2007)

6.1.3 Wasserbezug aus anderen Einzugsgebieten

Aufgrund naturraumlicher Voraussetzungen (Niederschlage, Hydrogeologie etc.) ist das Maingebiet im bayeri-
schen Vergleich verhaltnismallig wasserarm, das Donaugebiet dagegen wasserreich. Zur Verbesserung der
okologischen Qualitat von Fliessgewassern, zur Entlastung der regionalen Grundwasservorkommen sowie zur
Erleichterung der Binnenschifffahrt wird daher Wasser aus dem Donaugebiet in das Maingebiet Gibergeleitet.
Zudem wird Uber Zweckverbande Trinkwasser aus dem Donaugebiet in das Maingebiet geliefert.

Die Wasserfiihrung der Fliessgewasser im Maingebiet geht in niederschlagsarmen Zeiten sehr stark zurtick. Dies
kann negative Auswirkungen auf den 6kologischen Zustand dieser Gewasser haben. Zudem kénnen Engpasse
bei der Kiihlwasserversorgung von Kraftwerken auftreten. Andererseits besteht im Donaugebiet im Bereich der
mittleren Altmiihl die Gefahr von Schaden durch Hochwasser.

Tabelle 6-6: Hydrologische Kennzahlen des bayerischen Donaugebiets und des bayerischen Maingebiets (Durchschnitt
1961-1990)

Quelle: Bayrisches Staatsministerium fur Landesentwicklung und Umweltfragen (2000): Wasser fiir Franken: Donau Main
,Die Uberleitung”.

Mittlere Niederschlagshéhe (mm/Jahr) 1000 767
Mittlere Grundwasser-Neubildungshéhe (mm/Jahr) 235 103
Mittlere Abflussspende (I/s * km?) 13,9 7,7

Daher wird durch das vom Freistaat betriebene sogenannte ,Uberleitungssystem* ein Wasserausgleich zwischen
dem Donaugebiet und dem Maingebiet vorgenommen. Das Uberleitungssystem stellt das gréRte Wasserbaupro-
jekt des Freistaats Bayern dar. So wurden 5 Seen in Mittelfranken neu geschaffen. Der GroRe Brombachsee,
entstanden durch die Absperrung des Brombachtals mit einem 1,7 km langen und bis zu 36 m hohen Erddamm,
ist mit rund 145 Mio. m® Gesamtstauraum Bayern gréter staatlicher Wasserspeicher.

Durch das Gesamtprojekt entstanden 2080 ha neue Wasserflachen. Die Gesamtkosten fiir das Uberleitungssys-
tem betrugen rund 460 Mio. Euro. Von diesen Kosten tGbernahm der Freistaat Bayern ca. 85 Prozent, die librigen
ca. 15 Prozent der Bund. Der Betrieb und der Unterhalt der Anlagen kosten rund 4 Mio. Euro im Jahr.
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Das Uberleitungssystem besteht aus zwei Abschnitten. Der 1993 fertig gestellte Teil der ,Kanaliiberleitung*
(Rothsee und Main-Donau-Kanal) leitet seither tber den Main-Donau-Kanal gepumptes Wasser aus der Altmdihl
und der Donau in Bedarfszeiten in die Fliisse Rednitz, Regnitz und Main. Der 2000 eingeweihte Teil ,Brombach-
tiberleitung” (Altmiihlsee, Altmiihliiberleiter, Kleiner und GroRer Brombachsee) erganzt das Uberleitungssystem
durch die Zwischenspeicherung und die bedarfsgerechte Abgabe von Altmihlhochwasser. Die Erhéhung der
Wasserfuhrung im Maingebiet wirkt sich sowohl auf Nutzungen der Gewasser (Kihlwasser, Bewasserung) als
auch die Wasserqualitat positiv aus. Seit Beginn des regularen Betriebs 1996 wurden im Jahresdurchschnitt flr
diese Zwecke ca. 134 Millionen m® Wasser jahrlich aus dem Donaugebiet in das Maingebiet tibergeleitet.

Der Main-Donau-Kanal ermdglicht den Gutertransport auf dem Wasserweg zwischen dem Einzugsgebiet des
Rheins und der Donau. Fir den Schleusungsbetrieb wird Wasser aus der Altmihl und der Donau in den Main-
Donau-Kanal gepumpt. Seit 1993 wurden so im Jahresdurchschnitt ca. 100 Millionen m® Wasser fiir den Betrieb
der Schifffahrtsstral’e aus der Donau tber den Main-Donau-Kanal in das Maingebiet Gibergeleitet.

Neben dem flussgebietsiiberschreitenden Transfer von Oberflachenwasser im Uberleitungssystem wird {iber
Fernwasserversorgungsnetze auch Grundwasser aus dem Donaugebiet ins Maingebiet geliefert. Dort kdnnen in
Teilgebieten die lokalen Wasservorkommen den Trinkwasserbedarf nicht vollstdndig decken. Zur Behebung sol-
cher Engpasse wurden Zweckverbande gegriindet, deren Versorgungsnetze die Einzugsgebiete des Main und
der Donau verbinden. Dabei lieferten die Wasserversorgung Frankischer Wirtschaftsraum (WFW) und die Bayeri-
sche Rieswasserversorgung (BRW) im Jahr 2007 insgesamt ca. 28 Millionen m?> Wasser aus dem Donaueinzugs-
gebiet an Abnehmer im Maingebiet. Uber die Fernwasserversorgungsnetze wird auch Trinkwasser aus dem Do-
naugebiet in das Bodenseegebiet (Fernwasserversorgung Oberes Allgau) und aus dem Maingebiet in das
Elbegebiet (Fernwasserversorgung Oberfranken) geleitet, jedoch in wesentlich geringeren Mengen.

6.1.4 Abwassereinleitung

Abwasser gelangen hauptsachlich Uber die kommunale Abwasserentsorgung sowie Uber die Anlagen des produ-
zierenden Gewerbes und der Warmekraftwerke in die Gewasser. Beim produzierenden Gewerbe wird im Folgen-
den unterschieden zwischen behandeltem und nicht behandlungsbedurftigem Abwasser. Nicht behandlungsbe-
durftiges Abwasser umfasst zum groRten Teil Kihlwasser. Die Abwassereinleitungen aus kommunalen Klaranla-
gen beinhalten neben dem Schmutzwasser aus Haushalten und Gewerbe auch Regen- und Fremdwasser (z. B.
durch undichte Kanéle eingedrungenes Grundwasser). Rund 4 Prozent der bayerischen Haushalte sind nicht an
die offentliche Abwasserentsorgung angeschlossen. Diese Haushalte betreiben zur Behandlung ihrer Abwasser
eine eigene Kleinklaranlage (Hausklaranlage). Langfristig werden in Bayern rund 100 000 solcher privaten Ab-
wasserbehandlungsanlagen betrieben werden. Fiir eine qualitative Bewertung der Abwassereinleitungen sind
deren unterschiedliche Auswirkungen auf die Gewasserqualitat zu berlcksichtigen.

Die Gesamtmenge des durch die Bereiche Kommunale Klaranlagen, produzierendes Gewerbe, Landwirtschaft
und Energieversorgung eingeleiteten Abwassers belief sich im Rheingebiet auf etwa 0,8 Milliarden m?® im Jahr
2007. Analog den Wasserentnahmen ist die spezifische Abwassereinleitung der Warmekraftwerke deutlich nied-
riger als im bayerischen Durchschnitt und zumindest fiir das Maingebiet gilt dies auch fiir das produzierende
Gewerbe (vgl. Tabelle 6-4).

Tabelle 6-7: Abwassereinleitungsmengen im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quelle: Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung:

Umweltstatistik 2007

Tausend In Tausend In Tausend In

m® Prozent m® Prozent m® Prozent
Kommunale Kléaranlagen 593 000 - 13 000 - 1711000 -
Produzierendes Gewerbe 64 000 100 % k.A. 100 % 715000 100 %
behandeltes Abwasser 23 000 36 % - - 92 000 13 %
nicht behandlungsbediirftiges Abwasser 41 000 64 % k.A. k.A. 624 000 87 %
Energieversorgung 165 000 - - - 2443 000 -
Summen 822 000 k.A. 4 869 000
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Tabelle 6-8: Spezifische Abwassereinleitungsmengen im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quellen: o ) Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung: Umwelt-

SRR Ty e g e g e
ner ner ner
Kommunale Klaranlagen 157 292 144 226 137 243
Produzierendes Gewerbe 17 32 k.A. k.A. 57 101
behandeltes Abwasser 6 12 0 0 7 13
nicht behandlungsbediirftiges Abwasser 11 20 k.A. k.A. 50 88
Energieversorgung 43 81 0 0 195 346
Summen 217 405 k.A. k.A. 389 690

6.1.5 Offentliche Wasserversorgung

Die Wasserversorgung zahlt in Bayern als Leistung der 6ffentlichen Daseinsvorsorge zu den gemeindlichen
Pflichtaufgaben, und dies unabhangig von der jeweils vorliegenden Betriebsform (Regiebetrieb, Eigenbetrieb oder
Eigengesellschaft) oder auch einer evil. erfolgten Privatisierung7 (z. B. Betreibermodell). Haufig schliel3en sich
mehrere Gemeinden auch zu Kommunalen Zweckverbanden zusammen. Nach einer Abschatzung des Lan-
desamts fur Umwelt sind in Bayern ca. 10 000 Personen in der Wasserversorgung tatig.

Die Wasserversorgung in Bayern ist mit rund 2350 Wasserversorgungsunternehmen und rund 3400 Wasserge-
winnungsanlagen im Jahr 2007 kleinteilig strukturiert. So versorgt ein Wasserversorgungsunternehmen in Bayern
durchschnittlich ca. 5300 Abnehmer. Dabei ist die GroRRe der einzelnen Unternehmen aufgrund der kommunalen
Organisationsstruktur sehr unterschiedlich. So haben im Jahr 2007 ca. 7 Prozent der Unternehmen? ca. 60 Pro-
zent der gesamten Trinkwassermenge abgegeben. Diese groRen Wasserversorgungsunternehmen finden sich
vor allem in den bayerischen Ballungsraumen.

Die Wasserversorger im Rheingebiet setzten 2007 rund 0,34 Milliarden m? Trinkwasser um. Ca. 29 Prozent die-
ser Menge entféllt auf Lieferungen zwischen Wasserversorgern (entspricht ,Wasserbezug"“ in Tabelle 6-9). Dies
geschieht vorrangig zum Ausgleich des regional unterschiedlichen Wasserdargebots. Ca. 7 Prozent des Wasser-
umsatzes wird Wasserverlusten im Versorgungsnetz und Messdifferenzen zugeordnet; die ,reinen Netzverluste*
in Bayern sind geringer und damit im europaischen Vergleich sehr niedrigg. Ca. 62 Prozent des von den Wasser-
versorgern umgesetzten Wassers dient der Versorgung der Letztverbraucher.

Tabelle 6-9: Wasserabgabe der 6ffentlichen Wasserversorgung im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quelle: ) Main Bodensee Bayern

Landesamt.fu.r Statistik und Datenverarbeitung

Umweltstatistik 2007 Tausend In Prozent  Tausend In Prozent  Tausend In Prozent
m m3 m

Wasserabgabe* 331300 100 % 9000 100 % 1036 000 100 %

an Letztverbraucher 205 700 62 % 6100 68 % 743 400 72 %

zur Weiterverteilung 96 300 29 % 1500 16 % 175100 17 %

Wasserwerkseigenverbrauch 6500 2% 200 2% 24 900 2%

Wasserverluste/Messdifferenzen 22 800 7% 1200 14 % 92 600 9%

Wasserbezug 94 700 29 % 1700 19 % 174 900 17 %

Wassergewinnung** 236 600 71 % 7400 81 % 861 100 83 %

*Die regionale Zuordnung erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.
**entspricht der Wasserentnahme durch die 6ffentliche Wasserversorgung in Tabelle 6.3

7 Privatisierung im Sinne der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayer. Staatsministerien des Innern, der Finanzen und fir

Landesentwicklung und Umweltfragen vom 20.3.2001, Nrn. | B 3-1515.71-14, 11-H1000-9/59-17918 und 52e-1515-2000-3,

Uber ,Besondere Formen der Zusammenarbeit mit Privaten bei der Erfillung kommunaler Aufgaben®.

Unternehmen mit einer Wasserabgabe > 1 Mio. m® pro Jahr.

° Die Europaische Kommission schatzt die Wasserverluste in den Versorgungssystemen Europas auf durchschnittlich 30 Pro-
zent (Quelle: http://ec.europa.eu/research/leaflets/water/de/03.html).
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Tabelle 6-10: Wasserabgabe der 6ffentlichen Wasserversorgung an den Letztverbraucher im bayerischen Rheingebiet
im Jahr 2007

Quelle: . o Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik

und Datenverarbetung Tau- . Literpro In Tau- . Liter pro In Tau- . Literpro In
Bevélkerungsfortschrei- sendm~  Ein- Prozent sendm® Ein- Prozent sendm® Ein- Prozent
bung 2007 ; wohner wohner wohner

Landesamt fir Umwelt:

Bevolkerungsberechnung und Tag und Tag und Tag
2007

Wasserabgabean 205700 149 100 % 6100 182 100 % 743300 163 100 %
Letztverbraucher*

Haushalte™* 171400 124 83 % 4800 143 79 % 600 800 132 81 %

gewerbliche 34 200 25 17 % 1300 39 21% 142600 31 19 %
und sonstige
Abnehmer***

angeschlossene - - 99,6 % - - 97,6 % - - 98,9 %
Einwohner

*

Die regionale Zuordnung erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

** inklusive Kleingewerbe ohne gesonderten Wasserzahler

*** 7. B. Krankenhauser und Schulen, Behdérden und kommunale Einrichtungen, Bundeswehr, landwirtschaftliche Betriebe
und sonstige Einrichtungen fur &ffentliche Zwecke

Im Maingebiet beziehen private Haushalte und Kleingewerbe (letztere ohne gesonderte Wasserzahler, d. h. die-
ser Verbrauch wird im Rahmen des privaten Verbrauchs gemessen) ca. 83 Prozent des an den Letztverbraucher
gelieferten Wassers, im Bodenseegebiet sind es ca. 79 Prozent. Dabei liegt der Anteil der an die 6ffentliche
Trinkwasserversorgung angeschlossenen Einwohner im Maingebiet deutlich tber, im Bodenseegebiet deutlich
unter dem bayerischen Durchschnitt. Das restliche Wasser beziehen vor allem Dienstleistungs- und Produktions-
betriebe. Sowohl der Verbrauch der privaten Haushalte als auch der Verbrauch anderer Abnehmer liegen pro
Einwohner im Maingebiet deutlich unter dem bayerischen Durchschnitt, im Bodenseegebiet deutlich darlber.

6.1.6 Offentliche Abwasserentsorgung

Die Abwasserentsorgung zahlt in Bayern als Leistung der 6ffentlichen Daseinsvorsorge zu den gemeindlichen
Pflichtaufgaben, und dies unabhangig von der jeweils vorliegenden Betriebsform (Regiebetrieb, Eigenbetrieb oder
Eigengesellschaft) oder auch einer evtl. erfolgten Privatisierung ' (z. B. Betreibermodell). Haufig schlieRen sich
mehrere Gemeinden auch zu Kommunalen Zweckverbanden zusammen. Die Abwasserentsorgung in Bayern ist
mit rund 2800 Abwasserentsorgungsunternehmen im Jahr 2006 sehr kleinteilig strukturiert. So sind an eine kom-
munale Klaranlage in Bayern durchschnittlich ca. 4500 Einwohner angeschlossen.

Uber die &ffentliche Kanalisation im Rheingebiet wurden 2007 rund 0,6 Milliarden m® Abwasser gesammelt. Na-
hezu die gesamte Menge wurde anschlielend in kommunalen Klaranlagen gereinigt. Der groRte Teil des gerei-
nigten Abwassers entfallt dabei auf durch menschliche Aktivitdten verunreinigtes Schmutzwasser. Das restliche
Abwasser gelangt dagegen als Niederschlage und Fremdwasser in die Kanalisation.

10 Privatisierung im Sinne der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayer. Staatsministerien des Innern, der Finanzen und fir
Landesentwicklung und Umweltfragen vom 20.3.2001, Nrn. | B 3-1515.71-14, 11-H1000-9/59-17918 und 52e-1515-2000-3,
Uber ,Besondere Formen der Zusammenarbeit mit Privaten bei der Erfillung kommunaler Aufgaben®.
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Tabelle 6-11: Kennzahlen zur Abwasserentsorgung | im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quelle: . o ) Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung:

Umweltstatistik 2007

In kommunalen Kléaranlagen Tausend in Prozent Tausend in Prozent Tausend in Prozent
behandeltes Abwasser m® m® m®

Gesamt 593 000 100 % 13 400 100 % 1711000 100 %
Schmutzwasser 309 000 52 % 7000 53 % 961 000 56 %
Fremdwasser 112 000 19 % 3400 25% 287 000 17 %
Niederschlagswasser 172 000 29 % 3000 22 % 463 000 27 %
Lange des Kanalnetzes km in Prozent km in Prozent km in Prozent
Gesamt 27 600 100 % 1000 100 % 90 600 100 %
Schmutzwasserkanalisation 3400 12 % 500 45 % 25700 28 %
Mischwasserkanalisation 21200 77 % 200 21 % 53 400 59 %
Regenwasserkanalisation 3000 1% 300 34 % 11 500 13%
Angeschlossene Einwohner - 98,3 % - 91,2 % - 95,8 %

Die Lange des Kanalnetzes pro Einwohner ist im Bodenseegebiet deutlich héher als im bayerischen Durchschnitt.
Dies ist vor allem auf die in diesem Gebiet verstarkt eingesetzte Trennkanalisation zurlick zu fiihren. Im Mainge-
biet dagegen liegt der Anteil der Mischwasserkanalisation Uber dem bayerischen Durchschnitt.

Tabelle 6-12: Kennzahlen zur Abwasserentsorgung Il im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2007

Quelle: Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung:

Umweltstatistik 2007, Bevolkerungsfortschrei-
bung 2007, Landesamt fiir Umwelt: Bevolke-
rungsberechnung 2007, Flachenberechnung
2008

In kommunalen Klaranlagen m3 pro m3 pro ha m3 pro m3 pro ha m3 pro m3 pro ha
behandeltes Abwasser Einwohner Einwohner Einwohner
Gesamt 157 292 144 226 137 243
Schmutzwasser 82 152 75 118 77 136
Fremdwasser 30 55 37 58 23 41
Niederschlagswasser 45 85 32 50 37 66
Lange des Kanalnetzes m pro m pro ha m pro m pro ha m pro m pro ha
Einwohner Einwohner Einwohner
Gesamt 7,3 13,6 10,4 16,3 7.2 12,8
Schmutzwasserkanalisation 0,9 1,7 4,7 73 2,0 3,6
Mischwasserkanalisation 5,6 10,4 2,2 3,5 4,3 7,6
Regenwasserkanalisation 0,8 1,5 3,5 55 0,9 1,6

6.1.7 Industrie

Wasser ist ein wichtiger Produktionsfaktor fiir die meisten Wirtschaftszweige. Die Bedeutung von Wasser in ver-
schiedenen Produktionsprozessen lasst sich anhand der jeweiligen Wassermengen, die zur Erzeugung von wirt-
schaftlichem Mehrwert benétigt werden, vergleichen. Mehrfach- oder Kreislaufnutzungen des in Produktionspro-
zessen eingesetzten Wassers erhdhen die Effizienz des Wassereinsatzes. In den Betrieben des produzierenden
Gewerbes in Bayern wurde jeder Liter Frischwasser 2004 durchschnittlich viermal genutzt. Dieser Nutzungsfaktor
des Frischwassers unterscheidet sich erheblich in den verschiedenen Wirtschaftszweigen. Die Aufschllisselung
der Wirtschaftszweigkennungen in Abbildung 6-2 findet sich in Tabelle 6-13.
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Wasser in Mio. m 3
Nutzungsfaktor

DG DE DF DK DA DL DJ DM DH DI C

mmm Frischwassereinsatz mmmm Wassergesamtnutzung —e— Nutzungsfaktor

Abbildung 6-2: Frischwassereinsatz und Mehrfachnutzung in ausgewahlten Wirtschaftszweigen in Bayern im Jahr 2004
(Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2004)

In der Produktion der bayerischen Industrie wurden 2004 durchschnittlich 9 Liter Frischwasser pro Euro Brutto-
wertschopfung eingesetzt und insgesamt 37 Liter Wasser pro Euro Bruttowertschépfung (inklusive Mehrfachnut-
zung desselben Frischwassers) genutzt. Den hdchsten spezifischen Frischwasserbedarf hat die chemische In-
dustrie, gefolgt von den Wirtschaftszweigen ,Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden® sowie ,Papier-,
Verlags- und Druckgewerbe®.

Tabelle 6-13: Wassereinsatz und Bruttowertschopfung in ausgewahlten Wirtschaftszweigen in Bayern im Jahr 2004

(I?;rililsg;mt fir Statistik und Datenverarbeitung: Wassergesamt- 3 Frischwasser- Wassergesamt-
Umweltstatistik 2004, Volkswirtschaftiche Gesamtrechnung 2004 nutzung in Mio. m*  einsatz pro Brut- nutzung pro Brut-
towertschépfung towertschépfung
(Liter/Euro) (Liter/Euro)

WZ  Produzierendes Gewerbe 3260 9 37
(ohne Baugewerbe, ohne Energie- und Wasser-
versorgung)

DG Chemische Industrie 840 70 155

DE  Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 500 26 88

DF  Kokerei, Mineraldlverarbeitung, Herstellung und 410 16 582
Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen

DK  Maschinenbau 300 1 21

DA  Ernadhrungsgewerbe, Tabakverarbeitung 250 12 37

DL  Herstellung von Biromaschinen, Datenverarbei- 230 3 14
tungsgeraten und -einrichtungen; Elektrotechnik,
Feinmechanik und Optik

DJ  Metallerzeugung und -bearbeitung, Herst. von 210 4 30
Metallerzeugnissen

DM  Fahrzeugbau 170 1 9

DH  Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 150 7 36

DI Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen 90 5 29
und Erden

C Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 70 52 112

Die Verwendung von Wasser in den verschiedenen Produktionsablaufen Iasst sich weiter nach dem Zweck der
Wassernutzung unterscheiden. In den meisten Wirtschaftszweigen wird Wasser tiberwiegend zu Kiihlungszwe-
cken eingesetzt. Daneben flieRt Wasser unter anderem flr chemische Prozesse, Reinigungszwecke und als
Rohstoff in die Produktion ein. In der Papiererzeugung wird es etwa in groBen Mengen zum Aufschluss von Zell-
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fasern bendtigt, in der Gewinnung von Steinen und Erden vor allem zur Kieswasche genutzt und in der Nahrungs-
und Genussmittelherstellung wird Wasser auch als Zutat beigegeben. Die Aufschlisselung der Wirtschaftszweig-
kennungen in Abbildung 6-3 findet sich in Tabelle 6-13.

100% -
90%
80%
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60%
50%
40% |
30%
20% |
10%
0% | ‘ ‘ ‘ ‘
DG DE DF DK DA DL DI DM DH DI c

Wirtschaftszweige

Wassernutzung

m zur Kiihlung m zur Dampferzeugung m fur produktionsspezifische Zw ecke m flr Belegschaftszw ecke

Abbildung 6-3: Verwendung von Wasser in ausgewahlten Wirtschaftszweigen in Bayern im Jahr 2004 (Quelle: LfStaD,
Umweltstatistik 2004)

6.1.8 Landwirtschaft

Bayern verfligt Uber rund ein Drittel aller landwirtschaftlichen Betriebe Deutschlands. Im Jahr 2007 gab es Uber
120 000 landwirtschaftliche Betriebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fldche von zusammen ca. 3,2 Millio-
nen Hektar. Dies entspricht einem Anteil an der Gesamtflache Bayerns von ca. 46 Prozent. Von dieser Flache
werden ca. 65 Prozent ackerbaulich genutzt und ca. 35 Prozent sind Dauergrinland.

Regional weichen die Acker- und Griunlandanteile erheblich von den Durchschnittwerten ab. So findet auf den
landwirtschaftlich genutzten Flachen in den nordbayerischen Regionen vorwiegend ackerbauliche Nutzung statt.
Im Bodenseegebiet liberwiegt dagegen die Nutzung vorwiegend als Dauergriinland.

Im Jahr 2007 waren ca. 191 000 Menschen iberwiegend in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei er-
werbstatig. Dies entspricht einem Anteil von 2,9 Prozent an den Erwerbstatigen. Die bayerischen Landwirte er-
wirtschafteten im Jahr 2006 einen Produktionswert von ca. 8,1 Milliarden Euro. Davon entfielen auf tierische Er-
zeugnisse 53 Prozent, auf pflanzliche Erzeugnisse 40 Prozent und auf Neben- und Dienstleistungen 7 Prozent.
Neben der Versorgung mit Nahrungsmitteln leistet die Landwirtschaft einen entscheidenden Beitrag zur Pflege
der Kulturlandschaft.

Die Betriebsformen lassen sich in sogenannte spezialisierte Betriebe und in Gemischtbetriebe unterscheiden.
Spezialisierte Betriebe sind Betriebe mit Schwerpunkt auf Ackerbau, Gartenbau, Dauerkulturen, Futterbau oder
Veredelung. Mit 53 Prozent dominiert in Bayern die Gruppe der Futterbaubetriebe. Die zweitgroRte Gruppe bilden
die auf Ackerbau spezialisierten Betriebe (23,7 Prozent).

In der landwirtschaftlichen Produktion wird Wasser vor allem zur Bewasserung von Gemuse, Hackfriichten, Obst
und Hopfen sowie zur Viehtrédnke und zur Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln verwendet. Zur Bewasserung
wird auf eigene Brunnen und auf oberirdische Gewasser zurlickgegriffen. Bei der Bewasserung wird ein groRer
Teil des Wassers durch die Pflanzen aufgenommen oder verdunstet und flieRt somit nicht mehr in das lokale
Grund- oder Oberflachenwasser zuriick.
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Es liegen keine aktuellen statistischen Daten zur bewasserten landwirtschaftlichen Flache in Bayern vor. Die
Bayerische Landesanstalt fiir Landwirtschaft schatzt die gesamte bewasserte Flache in Bayern auf rund 20.000
Hektar in einem durchschnittlich feuchten Jahr. In einem Trockenjahr wird die bewéasserte Flache auf bis zu rund
30.000 Hektar geschatzt, was etwa einem 1 Prozent der gesamten landwirtschaftlichen Flache entspricht. Dabei
entfallen rund zwei Drittel der bewasserten Flache auf Kartoffeln und Freilandgemiise. Andere bewasserte Kultu-
ren sind Zuckerriiben, Getreide, Hopfen, Rebland und Obst. Die Bewasserungsmenge schwankt abhangig von
der bewasserten Kultur und den klimatischen Bedingungen zwischen etwa 600 bis 2.500 m® pro Hektar und Jahr.
Fir Bewasserungszwecke wird Gberwiegend Grundwasser genutzt.

6.1.9 Wasserkraft

Nach der Kernenergie ist die Wasserkraft Bayerns zweitwichtigster Energietrager. Das Klimaschutzprogramm der
bayerischen Staatsregierung sieht vor, zur Verringerung des CO»-AusstoRes den Anteil an regenerativen Ener-
gien am Primarenergieverbrauch und an der Stromerzeugung weiter zu steigern. Als Langfristziel sollen die jahrli-
chen energiebedingten CO,-Emissionen in Bayern von heute rund 6,7 auf deutlich unter 6 Tonnen pro Einwohner
reduziert werden. Im Kanon der regenerativen Energien spielt die Wasserkraft mit einem Anteil von derzeit rd. 66
Prozent an der regenerativen Energieerzeugung in Bayern eine entscheidende Rolle. Mit einer Jahreserzeugung
von etwa 13 000 GWh tragt die Wasserkraft bis zu 18 Prozent zur Gesamtstromerzeugung Bayerns bei. Fir ganz
Deutschland lag dieser Anteil im Jahr 2004 bei lediglich 4,5 Prozent. Rechnerisch werden damit rund 10 Mio.
Tonnen CO; pro Jahr in Bayern vermieden.

Die Wasserkraftnutzung soll als tragende Saule im Energiemix in ihrem Umfang insgesamt erhalten und weitere
Wasserkraftpotenziale genutzt werden, soweit diese 6kologisch vertraglich und wirtschaftlich erschlossen werden
kénnen. Im Vordergrund stehen insbesondere die Modernisierung und Erweiterung bestehender Standorte.

Wasserkraftnutzungen wurden auch im Zusammenhang mit flussbaulichen Sanierungen realisiert und tberneh-
men teilweise auch die Funktion eines technischen Hochwasserschutzes. Flussraumgestaltungen durch Wasser-
kraftanlagen sind heute in vielen Fallen auch zu schitzenswerten Naturrdumen geworden.

Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei den 6kologischen Folgen des Schwellbetriebs von Wasserkraftanlagen
zu. Im Sinne der WRRL ist grundsatzlich anzustreben, negative Auswirkungen des Schwellbetriebes auf die Ge-
wasserokologie zu minimieren. Dabei ist eine Abwagung mit der 6konomischen Bedeutung des Schwellbetriebes
sowie insbesondere dessen Beitrag zur energetischen Versorgungssicherheit erforderlich.

Die WRRL stellt volkswirtschaftlich bedeutende Nutzungen wie z. B. die Wasserkraft grundsatzlich nicht in Frage.
Aufgrund der natirlichen topographischen und hydrologischen Gegebenheiten (Gefalle und Niederschlag) ist die
Stromerzeugung aus Wasserkraft in Bayern eine sehr effiziente Form der Ressourcennutzung und stellt vor dem
Hintergrund des Klimaschutzes eine vorteilhafte Umweltoption dar.

Die Struktur der Wasserkraftanlagen in Bayern ist Uberwiegend kleinteilig und sehr heterogen: Insgesamt gibt es
ca. 4200 Anlagen mit elektrischen Ausbauleistungen von weniger als 1 kW bis zu 124 000 kW (berlcksichtigt
man auch Pumpspeicherkraftwerke so liegt die héchste elektrische Ausbauleistung bei 168 400 kW). Nur 5 Pro-
zent aller Anlagen haben eine Ausbauleistung tiber 1000 kW — auf sie entfallen aber iber 90 Prozent der gesam-
ten Stromproduktion durch Wasserkraft.

Diese groRRen Wasserkraftanlagen liegen Uberwiegend an den alpinen Donauzuflissen lller, Lech, Wertach, Isar
und Inn sowie an der Donau und am Main. Wahrend sich diese grof3en Anlagen meist im Besitz von Energiever-
sorgungsunternehmen befinden, betreibt eine Vielzahl mittelstandischer Betriebe eigene kleinere Anlagen zur
Senkung der Energiekosten.

Die Stromproduktion von Kraftwerken wird bestimmt durch die Menge und die Fallhohe des nutzbaren Wassers.
Tendenziell ist im Oberlauf der Flisse (z. B. an Gebirgsbachen) die nutzbare Fallhéhe grofier, wahrend im Unter-
lauf der grof3en Flisse die groRere verfligbare Wassermenge im Vordergrund steht. Dies spiegelt sich in der
regionalen Verteilung der verschiedenen Kraftwerkstypen wider.

Wasserkraftanlagen lassen sich anhand ihrer Fallhéhe in Hochdruckanlagen (Fallhéhe tber 50 Meter), Mittel-
druckanlagen (Fallhéhe zwischen 50 und héher als 15 Meter) und Niederdruckanlagen (Fallhéhe héchstens 15
Meter) unterscheiden. Neben den konventionellen Wasserkraftanlagen erfiillen die Pumpspeicherkraftwerke eine
besondere Aufgabe bei der Stromversorgung. Pumpspeicherkraftwerke sind meist Hochdruckanlagen und dienen
der Abdeckung von Lastspitzen sowie dem Spannungsausgleich im Leitungsnetz. Sie speichern Energie aus
anderen Kraftwerken bei tageszeitlich geringer Stromnachfrage indem sie Gberschiissigen Strom nutzen, um
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Wasser in Reservoirs zu pumpen. Bei hoher Stromnachfrage wird das Wasser dann wieder durch Turbinen aus
dem Reservoir abgelassen.

Im Rheingebiet befinden sich ca. 870 Wasserkraftanlagen mit einer Ausbauleistung von insgesamt ca. 0,5 GW.
Damit stehen rund 20 Prozent aller bayerischen Wasserkraftanlagen im Rheingebiet. Ihre Ausbauleistung ent-
spricht rund 16 Prozent der gesamten Ausbauleistung der bayerischen Wasserkraftwerke. Insgesamt liegt die
Stromerzeugung aus Wasserkraft unter dem bayerischen Durchschnitt. Im Bodenseegebiet wird im bayerischen
Vergleich nur sehr wenig Strom aus Wasserkraft gewonnen.

Tabelle 6-14: Kennzahlen der Wasserkraft im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2008

Quelle: . Main Bodensee Bayern
Lgndesamt fur Umwelt
eigene Berechnungen Ausbau- in Prozent Ausbau- in Prozent Ausbau- in Prozent
leistung in leistung in leistung in
kW kW kW
Wasserkraftanlagen 470 000 100 % 3300 100 % 2 957 000* 100 %
pro Einwohner** 0,12 - 0,04 - 0,24 -
pro ha 0,24 - 0,06 - 0,42 -
pro Millionen Euro Gesamt-BIP** 7,57 - 1,37 - 713 -
Hochdruckanlagen 2000 >0% 100 3% 314 000 11 %
Mitteldruckanlagen 3000 1% 2400 73 % 337 000 12 %
Niederdruckanlagen 136 000 29 % 800 24 % 1820 000 61 %
Pumpspeicher 329 000 70 % 0 0% 466 000 16 %

* Eine Ausbauleistung in Hohe von rund 20 000 kW konnte keinem Anlagentyp eindeutig zugeordnet werden. Eine Ausbau-
leistung in Hohe von rund 96 000 kW konnte keiner Flussgebietseinheit eindeutig zugeordnet werden.

** Einwohner 2007; Bruttoinlandsprodukt aller Wirtschaftszweige im Jahr 2006

6.1.10 Warmekraftwerke

Warmekraftwerke nutzen grol’e Mengen an Wasser zur Kiihlung. Zu den Warmekraftwerken zahlen Kernkraft-
werke, konventionelle Kraftwerke (Kohle-, Ol- und Gaskraftwerke), Miillkraftwerke und Biomassekraftwerke. Die-
se Kraftwerke erzeugten fir die offentliche Versorgung im Jahr 2004 rund 61 Milliarden kWh. Dies entspricht
knapp 84 Prozent der Stromproduktion in Bayern.

Im Jahr 2004 gab es in Bayern 43 groRe Warmekraftwerke, die jeweils iber 1000 m?® Frischwasser zur Kahlung
bendtigten. Diese Kraftwerke nutzten insgesamt ca. 2,4 Milliarden m?® Frischwasser bzw. im Durchschnitt rund
40 Liter Frischwasser pro erzeugte Kilowattstunde Strom. Im Jahr 2004 befanden sich 12 dieser Kraftwerke im
Maingebiet und keines im Bodenseegebiet; spezifische Zahlen zur Stromerzeugung liegen nicht vor.

Tabelle 6-15: Stromerzeugung der 6ffentlichen Elektrizitdtsversorgung nach Energietréagern in Bayern im Jahr 2004

g:;gz;ches Staatsministerium far Wirtschaft, Bruttostromerzeugung
g\;;ez;tr:u;éléré Verkehr und Technologie: Energiebilanz in Mio. kWh in Prozent
Kernenergie 49 664 68,38 %
Steinkohlen 4898 6,74 %
Gase 3955 5,45 %
Mmall 1159 1,60 %
Heizol 1001 1,38 %
Biomasse 190 0,26 %
Dieseldl 3 > 0,00 %
Roh- und Hartbraunkohlen 1 > 0,00 %
Warmekraft gesamt 60 871 83,81 %
Wasserkraft 11736 16,16 %
sonstige 19 0,03 %
Bruttostromerzeugung gesamt 72 626 100 %
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Tabelle 6-16: Wassereinsatz in der Stromerzeugung durch Warmekraftwerke der 6ffentlichen Elektrizitatsversorgung in
Bayern im Jahr 2004

gueug: hes Staateministerium fir Wirtschaft Infrastruk Wassereinsatz in der Stromerzeugung durch
ayerisches Staatsministerium tur VVirtschait, Intfrastruk- =

tur, Verkehr und Technologie: Energiebilanz Bayern Warmekraftwerke

2003 o 3 I

Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung: Umwelt-  in Millionen m in Liter pro kWh

statistik 2004 Bruttostromerzeugung
Frischwasserentnahme 2441 40
Wassergesamtnutzung 9525 156
Kuhlwassernutzung 8341 137

6.1.11 Geothermie

Geothermie

Unter Geothermie wird die thermische Nutzung der Erdwarme und des Grundwassers zur Energiegewinnung
(Warmeversorgung, Stromerzeugung) verstanden. Die Nutzung von Thermalwassern als Heilwasser und zu Ba-
dezwecken (balneologische Nutzung) wird ebenfalls zur Geothermie gezahlt. Bei der Nutzung wird zwischen
oberflachennaher Geothermie und tiefer Geothermie unterschieden, wobei die Grenze etwa bei einer Tiefe von
400 m gezogen wird. Eine Stromerzeugung ist ausschlieRlich mittels tiefer Geothermie madglich.

Zur thermischen Nutzung des Grundwassers wird dieses iber Bohrungen erschlossen, tiber Brunnen geférdert
und der Warmeinhalt des Grundwassers tber Warmetauscher oder Warmepumpen entzogen. Bei der Nutzung zu
Kihlzwecken, z. B. zur Gebaudekihlung, wird tiber das geférderte Wasser Warme in den Untergrund abgefiihrt.
Das thermisch veranderte Wasser wird in der Regel wieder in den Untergrund zurlickgegeben.

Oberflachennahe Geothermie

In der oberflachennahen Geothermie erfolgt die thermische Nutzung des Grundwassers mittels offener Systeme,
bei denen dem Grundwasser Warme entzogen oder zugefiihrt wird. Dabei werden meist Warmepumpen einge-
setzt. Diese Art der oberflachennahen Geothermie wird in Bayern tGberwiegend mit kleinen und mittleren Anlagen
zum Heizen und Kihlen von Gebauden realisiert. Bohrungen flir diese Anlagen erschlief3en lblicherweise nur
den Bereich des obersten Grundwasserleiters.

In Bayern war bis Ende der 90er Jahre nur eine geringe Zahl von Anlagen im Bereich der oberflichennahen Geo-
thermie installiert. Mit steigenden Energiepreisen und technischen Verbesserungen erfuhr die Installation von
solchen Anlagen seither einen deutlichen Zuwachs.

Bei Grundwasserwarmepumpen kann mit einer Forderrate von 1 Liter pro Sekunde und einer Temperaturdiffe-
renz von 3 Kelvin eine Verdampferleistung von ca. 12 Kilojoule pro Sekunde erreicht werden. Damit kann in der
Regel der Energiebedarf (Heizen und Warmwasserversorgung) eines durchschnittlichen gedammten Einfamilien-
hauses mit normalem Verbraucherverhalten gedeckt werden.

Tiefe Geothermie

Um die Wirtschaftlichkeit der Warmegewinnung oder Stromerzeugung mittels tiefer hydrothermaler Geothermie
(d. h. Nutzung von warmen oder heiRen Tiefengrundwassern) zu gewahrleisten, muss eine Reihe von Bedingun-
gen erflllt sein. So muss ein Grundwasserleiter mit einer Wassertemperatur tiber 100°C erschlossen werden.
Weitere Voraussetzungen sind eine ausreichende Ergiebigkeit, die Moglichkeit zur Riickgabe des thermisch ge-
nutzten Wassers sowie eine geeignete stoffliche Zusammensetzung des Thermalwassers. Diese Bedingungen
finden sich in Bayern nur in den Malmkalken des Siiddeutschen Molassebeckens, wobei Temperaturen Gber
100°C erst sudlich von Minchen erschlieRbar sind. Im Rheingebiet sind die Bedingungen einer wirtschaftlichen
Warmegewinnung oder Stromerzeugung mittels tiefer Geothermie derzeit nicht gegeben. Die balneologische
Nutzung von Thermalwéassern ist auf Grund des eher geringen Bedarfs von jeweils nur wenigen Litern pro Se-
kunde hingegen in vielen Regionen Bayerns moglich.

2008 gab es in Bayern Gber 20 Thermalbader und 7 Anlagen zur Fernwarmeversorgung; die bis dahin installierte
geothermische Leistung betragt nach Angaben des Bayerischen Staatsministeriums fir Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie ca. 50 MW thermisch. Die erste Anlage in Bayern zur Stromproduktion mit einer geplan-
ten (Brutto)-Leistung von ca. 3,4 MW elektrisch wurde Juni 2009 in Unterhaching in Betrieb genommen. Die tiefe
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Geothermie steht in Bayern erst am Anfang. Derzeit (Stand Juli 2009) sind 10 Projekte zur Fernwarmeversorgung
oder Stromerzeugung im Bau, fur tber 100 weitere Projekte ist eine bergrechtliche Aufsuchungserlaubnis erteilt.

6.1.12 Schifffahrt

Wasserstrallen sind wichtige Teile des Verkehrswegenetzes in Deutschland und Bayern. Vor allem fiir ibermaRig
schwere und sperrige Giiter stellt die Binnenschifffahrt eine kostengiinstige Transportmdglichkeit dar. Die 3500
km lange Rhein-Main-Donau-Wasserstrafie zwischen der Nordsee und dem Schwarzen Meer ist seit der Fertig-
stellung des Main-Donau-Kanals in Bayern 1992 durchgéngig befahrbar.

Im Maingebiet sind die Bundeswasserstralen Main und Main-Donau-Kanal mit insgesamt Gber 30 Hafen von
wirtschaftlicher Bedeutung. Im Jahr 2008 wurden im Maingebiet ca. 55 Prozent des gesamten Guiterumschlags
der Binnenschifffahrt in Bayern getatigt. Insgesamt wurden mehr Giter bezogen als verschifft; vom gesamten
Umschlag verblieben netto ca. 18 Prozent als Importe in den Hafen des bayerischen Maingebiets. Der Giiterum-
schlag pro Einwohner und gemessen am Bruttoinlandsprodukt liegt weit Uber dem bayerischen Durchschnitt.

Im Bodenseegebiet gibt es keine ausgebauten Wasserstrassen.

Tabelle 6-17: Guterumschlagsmengen an Binnenhafen im bayerischen Maingebiet im Jahr 2008

Quelle: i » ) Main Bayern

Lgndesam.t fiir Statlstl.k gnd Datenverarbeitung:

Binnenschifffahrisstatistik 2008 Tausend Tonnen  Anteil am Gii- Tausend Tonnen  Anteil am G-
terumschlag in terumschlag in
der FGE der FGE

Guterumschlag 5500 100 % 9940 100 %

Empfang grenziberschreitend 1730 31% 4430 44 %

Versand grenziberschreitend 910 17 % 2060 21%

Empfang aus Deutschland 1520 28 % 1770 18 %

Versand innerhalb Deutschland 1340 24 % 1680 17 %

Nettoempfang 1000 - 2460 -

Nettoempfang grenzuberschreitend 820 - 2370 -

Nettoempfang aus Deutschland 180 - 90 -

Tabelle 6-18: Spezifische Guterumschlagsmengen an Binnenhé&fen im bayerischen Maingebiet im Jahr 2008

8;:<1||§;am_t fiir Statistik und Datenverarbeitung: Main Bayern

e S e ooy _Boomy " Euro 31 (3008
Guterumschlag 1451 49 793 24

Empfang grenziiberschreitend 455 15 353 11

Versand grenzuberschreitend 241 8 165 5

Empfang aus Deutschland 400 14 141 4

Versand innerhalb Deutschland 355 12 134 4
Nettoempfang 260 9 196 6

Nettoempfang grenziberschreitend 214 7 189 6

Nettoempfang aus Deutschland 46 2 7 0,2

Neben der Verschiffung von Giitern werden auf bayerischen Gewassern auch Fahrgaste zu Gberwiegend touristi-
schen Zwecken befdrdert. Dazu werden der Main, die Donau, der Main-Donau-Kanal, der Inn, Altmihl- und
Brombachsee sowie die gréfleren Seen im slidlichen Donauraum vor allem durch die 23 Unternehmen im Ver-
band der Bayerischen Fahrgastschifffahrt befahren. Diese Unternehmen unterhalten ca. 100 Fahrgastschiffe mit
einer Gesamtkapazitat von rund 36 000 Personen und beférderten im Jahr 2007 insgesamt rund 6,6 Millionen
Fahrgéaste. Saisonabhangig sind in Bayern in der Fahrgastschifffahrt ca. 850—1250 Personen beschaftigt.
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6.1.13 Fischerei

Etwa 90 Prozent der Wasserflache in Bayern werden fischereilich genutzt. Die Fischerei ist dabei auf eine gute
Gewasserqualitat angewiesen. Bei der Fischerei kann zwischen Berufs- und Angelfischerei unterschieden wer-
den. Viele Fischereivereine engagieren sich in der Gewasserunterhaltung und tragen zur Erreichung der Ziele der
Wasserrahmenrichtlinie bei. Im Landesfischereiverband Bayern e.V. waren 2006 (iber 800 Fischereivereine mit
ca. 130 000 Mitgliedern bzw. 1 Prozent der Bevdlkerung organisiert.

Im Jahr 2006 gab es in Bayern ca. 200 als Haupterwerb betriebene Fischereiunternehmen. Insgesamt erwirt-
schaftete die kommerzielle Binnenfischerei rund 75 Millionen Euro Erlés. Wirtschaftlich bedeutsam ist dabei vor
allem die Aquakultur (Karpfenteiche, Forellenproduktion); auf den Fischfang aus Fliissen, Seen und Talsperren
entfielen nur ca. 2,5 Prozent der gesamten Erlose.

6.1.14 Tourismus & Freizeit

Der Tourismus ist ein wichtiger Stitzpfeiler der bayerischen Wirtschaft und Bayern nimmt innerhalb Deutschlands
eine Spitzenstellung im Tourismus ein. So entfallen nach Berechnungen des Deutschen Wirtschaftswissenschaft-
lichen Instituts fir Fremdenverkehr e.V. (dwif) rund 18,5 Prozent der gesamten touristischen Wertschopfung
Deutschlands auf Bayern (Stand 2007). Die vielfaltigen Verflechtungen des Tourismus mit anderen Wirtschafts-
zweigen machen ihn zu einem wichtigen Impulsgeber fir Handel, Freizeitindustrie und andere Dienstleistungsbe-
reiche. Gemessen an den Gastelibernachtungen ist das Bodenseegebiet innerhalb Bayerns besonders beliebt;
das Maingebiet liegt hier unter dem bayerischen Durchschnitt.

Tabelle 6-19: Gastelibernachtungen im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2008

Quelle: Main Bodensee Bayern
Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung

Tourismusstatistik 200, Bevolkerungsfortschrei-
bung 2007; Landesamt fiir Umwelt: Bevolkerungs-
berechnung 2007, BIP-Berechnung 2006

Ubernachtungen 15 088 000 2 042 000 76 460 000
pro Einwohner 4 21 6
pro Mio. Euro Gesamt-BIP 130 840 180

Die bayerischen Gewasser tragen zum Landschaftsbild bei und bieten vielfaltige Nutzungsmaoglichkeiten fiir Erho-
lung und Wassersport. In Bayern gibt es ca. 370 ausgewiesene, qualitatsiberwachte Badegewasser. Damit bil-
den die bayerischen Flisse und Seen wichtige Anziehungspunkte fiir Touristen und Einheimische. So waren
2008 auch rund 178 000 Einwohner Bayerns in Wassersportvereinen organisiert.

Tabelle 6-20: Organisierter Wassersport in Bayern im Jahr 2008

Quelle: Bayern

Bgygrischer ;arydes-Sportverband eV.

Mitgliederstatistik 2008 Im BLSV Im BLSV In Prozent aller  In Prozent der
organisierte organisierte BLSV- Einwohner Bayerns
Mitglieder Vereine Mitglieder

Wassersport 178 033 1290 4,1 % 1,4 %

organisiert im Bayerischen Landes-

Sportverband

Schwimmen 101 016 382 2,30 % 0,81 %

Segeln 32195 228 0,73 % 0,26 %

Kanusport 11475 114 0,26 % 0,09 %

Triathlon 10615 350 0,24 % 0,08 %

Rudern 10 256 56 0,23 % 0,08 %

Tauchen 9559 121 0,22 % 0,08 %

Motor-Wassersport 2917 39 0,07 % 0,02 %
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6.1.15 Flachennutzung

Die menschlichen Tatigkeiten spiegeln sich in den verschiedenen Flachennutzungsarten wider: Siedlungsflachen,
Verkehrsflachen, landwirtschaftliche Flachen, Waldflachen, Wasserflachen und Flachen anderer Nutzung. Insbe-
sondere die Flachennutzung auf Siedlungs- und Verkehrsflachen sowie auf Landwirtschaftsflachen bestimmt
maRgeblich den Abfluss und die Verdunstung von Niederschlagswasser und den Eintrag von Nahr- und Schad-
stoffen in die Gewasser. Zudem werden Gewasserstrukturen und die Gewasserunterhaltung zur Sicherung von
Siedlungsflachen verandert. Dabei ist Flachennutzung fur Siedlungs- und Verkehrsflachen nicht gleichzusetzen
mit Flachenversiegelung. Zu den Siedlungs- und Verkehrsflachen gehéren auch unversiegelte Flachen, wie Gar-
ten, Parks, Friedhéfe und Stralenrandstreifen. In Bayern sind durchschnittlich rund 47 Prozent der Siedlungs-
und Verkehrsflache versiegelt. Bezogen auf die Landesflache sind damit rund 5 Prozent Bayerns versiegelt.

Tabelle 6-21: Flachennutzung im bayerischen Rheingebiet im Jahr 2004

8::c|1|:§amt fiir Statistik: Flachennutzung 2004, Main Bodensee Bayern

Landesamt fiir Umwelt: eigene Berechnungen — j |2 in Prozent  in km? in Prozent  in km? in Prozent

Gesamtflache 19730 100 % 588,6 100 % 70 550 100 %
Landwirtschaftsflache 9180 47 % 3293 56 % 35320 50 %
Waldflache 7660 39 % 197,6 34 % 24 630 35 %
Siedlungs- und Verkehrsflache 2360 12 % 48,0 8 % 7610 11 %
Wasserflache 280 1% 59 1% 1430 2%
Flachen anderer Nutzung* 210 1% 7.4 1% 1420 2%
Abbauland 40 >0% 04 >0% 140 >0%

*ohne Friedhof

6.1.16 Hochwasserschutz

In den letzten Jahrhunderten wurde trotz der Gefahr von Uberflutungen bei Hochwasser immer néher an die
Fliisse herangebaut. Das Ausmal der durch Hochwasser verursachten Schaden hat sich dabei durch immer
hoherwertigere Nutzungen verstarkt. Der Hochwasserschutz hat fir den Schutz der Bevdlkerung und der Vermé-
genswerte bei groRen Hochwasserereignissen wie auch fiir die Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Aktivitaten
eine immense Bedeutung. Die bayerische Staatsregierung hat im Jahr 2001 das ,Hochwasserschutz-Aktions-
programm 2020“ beschlossen. Bis zum Jahr 2020 sind insgesamt Investitionen in Héhe von 2,3 Milliarden Euro
vorgesehen. Im Zeitraum 2001 bis 2007 wurden in Bayern insgesamt bereits tiber 900 Millionen Euro fir den
Hochwasserschutz investiert. Der volkswirtschaftliche Wert der dadurch geschutzten Vermdgenswerte und wirt-
schaftlichen Aktivitdten Ubersteigt die Investitionen deutlich.

Als Anhaltspunkt fiir die wirtschaftliche Bedeutung des Hochwasserschutzes kann die Schadenshdhe vergange-
ner Hochwasserereignisse herangezogen werden. So werden die direkten Schaden im Donaugebiet durch die
Hochwasserereignisse Pfingsten 1999, August 2002 bzw. August 2005 auf rund 345, 200 bzw. 190 Millionen
Euro geschétzt. Diese Werte setzen sich zusammen aus den entstandenen Schaden bei Gewassern und was-
serbaulichen Anlagen, bei privaten Haushalten, Unternehmen und Infrastruktur. In den nachsten Jahren werden
im Zuge der Umsetzung der EG-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie Hochwassergefahren- bzw. Hochwas-
serrisikokarten erstellt. Diese kdnnen kiinftig als Grundlage flr die Abschatzung geschiitzter Einwohner und Ver-
mogenswerte dienen.

Viele Hochwasserschutzmaflinahmen tragen als Synergieeffekt auch zur Verbesserung des Gewasserzustandes
bei. Das beginnt beim Handlungsfeld ,Nattrlicher Riickhalt® z. B. mit Deichrlickverlegungen zur Reaktivierung
naturlicher Rickhalterdume, gilt aber auch fiir MalBnahmen des ,Technischen Hochwasserschutzes®, wenn
Okologische BegleitmalRnahmen oder Mehrfachnutzungen vorgesehen sind (z. B. Revitalisierung ehemaliger
Flussauen durch 6kologische Flutungen bei Flutpoldern, Funktion der Niedrigwasseraufhohung bei Talsperren).
Dariiber hinaus kénnen selbst MaRnahmen der ,Hochwasservorsorge* wie die Ermittlung von Uberschwem-
mungsgebieten z. B. mit dem Bauplanungsverbot oder der Nachristpflicht von Heizdlverbraucheranlagen in fest-
gesetzten Uberschwemmungsgebieten im weiteren Sinne dazu beitragen, Risiken von Gewasserbelastungen bei
Hochwasser zu minimieren. Fiir jede bauliche Mafinahme im Hochwasserschutz ist bei der Planung ein Finanzie-
rungsanteil anzugeben, der zur Verbesserung der gewasserdkologischen Verhaltnisse beitragt.
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6.2 Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen

Die Kostendeckung der Wasserdienstleistungen ist im Sinne der WRRL ein 6konomisches Prinzip, um die Ver-
schwendung und Verschmutzung der Wasserressourcen zu vermeiden oder zu vermindern. In der deutschen
Wasserwirtschaft wird der Schutz der Wasserressourcen traditionell hauptsachlich mit rechtlichen und planeri-
schen Mitteln betrieben, 6konomische Instrumente kommen dabei unterstiitzend zum Einsatz.

Der Begriff Wasserdienstleistungen umfasst nach Sichtweise Deutschlands und anderer Mitgliedstaaten die Was-
serversorgung und die Abwasserentsorgung (vgl. WRRL Art. 2 Nr. 38):

a) ,Wasserversorgung (Anreicherung, Entnahme, Aufbereitung, Speicherung und Druckhaltung, Verteilung,
Betrieb von Aufstauungen zum Zwecke der Wasserversorgung),

b) Abwasserbeseitigung (Sammlung, Behandlung, Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser in Misch-
und Trennsystemen)®.

Die Leitprinzipien bei der Kostendeckung der Wasserdienstleistungen sind nach Art. 9 WRRL das Verursacher-
prinzip, die Berlicksichtigung von Umwelt- und Ressourcenkosten, angemessene Beitrage der verschiedenen
Wassernutzungen zur Kostendeckung sowie eine Wassergebuhrenpolitik, die Anreize zur effizienten Nutzung der
Wasserressourcen schafft. In diesem Unterkapitel werden zunachst die rechtlichen Rahmenbedingungen zur
Finanzierung von 6ffentlicher Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Bayern (Kapitel 6.2.1), zur Sicher-
stellung angemessener Beitrage ihrer Nutzer (Kapitel 6.2.2) sowie die Anreize fiir eine effiziente Nutzung der
Wasserressourcen (Kapitel 6.2.3) dargestellt. Gemeinsam mit der Beschreibung der Kostenstrukturen (Kapitel
6.2.4) unter Berlicksichtigung von Umwelt- und Ressourcenkosten (Kapitel 6.2.5) bildet dies die Grundlage fiir
den Nachweis der Kostendeckung anhand statistischer Daten und Benchmarking-Ergebnisse (Kapitel 6.2.6).

Da die landesrechtlich gesetzten Bedingungen fur ganz Bayern identisch sind, wurden die vorliegenden Untersu-
chungen nicht fir Flussgebiete, sondern auf der Ebene des Staatsgebiets durchgefiihrt. Die hier getroffenen
Aussagen gelten somit fir ganz Bayern.

Die Kostendeckung der privaten Eigenversorgung mit Wasser (Eigenférderung, Beregnung) und der privaten
Abwasserentsorgung (Direkteinleiter) wurde nicht untersucht. Die Kostendeckung liegt hier in betriebswirtschaftli-
cher Eigenverantwortung. Allgemein zugangliche Daten liegen nicht vor. Mit wesentlichen Umwelt- und Ressour-
cenkosten ist nicht zu rechnen, solange diese Aktivitaten keine signifikanten Auswirkungen auf den Zustand der
Gewasser haben. Dies wird in Bayern durch die wasserrechtliche Genehmigungspflicht und Abgaben sicher-
gestellt'" (vgl. Kapitel 6.2.5).

6.2.1 Regelungen zur Finanzierung von Wasserdienstleistungen

Rechtliche Vorgaben

Die Finanzierung von Wasserdienstleistungen in Bayern wird — soweit nicht privatrechtliche Entgelte nach Maf3-
gabe der AVBWasserV erhoben werden (siehe unten) — landesgesetzlich insbesondere durch das Kommunalab-
gabengesetz (KAG) und die Gemeindeordnung (GO) vorgegeben sowie ortsrechtlich durch Beitrags- und Geblih-
rensatzungen konkretisiert. Gesetzlich sind z. B. der Grundsatz der Kostendeckung sowie eine dem schonenden
und sparsamen Umgang mit Wasser dienende Geblihrenbemessung verankert. Die Wasserdienstleistungen sind
daher rechtlich verpflichtet, ihre Einnahmemaoglichkeiten aus speziellen Entgelten, also Beitragen und Geblihren,
vollstandig auszuschopfen, bevor allgemeine Steuermittel eingesetzt werden dirfen (Art. 62 Abs. 2 Nr. 1 GO,
Art. 8 Abs. 2 Satz 1 KAG). Die Vorgaben des KAG gelten fir Wasserdienstleistungen, die eine 6ffentlich-recht-
liche Organisationsform haben (z. B. Eigenbetriebe der Kommunen oder Zweckverbande) und ihre Kundenbezie-
hungen 6ffentlich-rechtlich ausgestalten. Dies trifft fir die Mehrzahl der bayerischen Wasserdienstleistungen zu.

Die Kundenbeziehung von Wasserversorgern kann jedoch auch privatrechtlich ausgestaltet sein. Wahrend bei
offentlich-rechtlichen Wasserversorgern hier Wabhlfreiheit besteht, sind privatrechtliche Unternehmen (z. B.
GmbHs) zu einer privatrechtlich ausgestalteten Kundenbeziehung verpflichtet. Fir privatrechtlich ausgestaltete
Kundenbeziehungen greift der Geltungs- und Anwendungsbereich der Verordnung iber Allgemeine Bedingungen

" GemaR § 33 Abs. 1 WHG und § 33 Abs. 1 BayWG ist das Entnehmen, Zutageférdern, Zutageleiten oder Ableiten von Grund-
wasser in geringen Mengen flr bestimmte Zwecke erlaubnisfrei, z. B. fiir den Haushalt oder fir Zwecke der Land- und Forst-
wirtschaft. Dies gilt nicht, wenn von den Benutzungen signifikante Auswirkungen auf den Zustand der Gewasser zu erwarten
sind.
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fur die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV). Diese gilt immer zwischen dem Wasserversorgungsunternehmen
und dem Kunden.'? Die privatrechtlichen Entgelte unterliegen der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht nach
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB). Da die Preisgestaltung der Wasserversorger mit einer
privatrechtlich ausgestalteten Kundenbeziehung im Wesentlichen den gleichen Prinzipien folgt wie das KAG, wird
im Folgenden lediglich dieses ausfiihrlich besprochen.

Staatliche Zuwendungen

Die Finanzierung der Wasserdienstleistungen soll gemal® WRRL grundsatzlich auf dem Verursacherprinzip beru-
hen, d. h. die Nutzer der Wasserdienstleistungen sollen auch die Kosten fiir deren Bereitstellung tragen. Dennoch
kann es sinnvoll sein, fiir den Bau von Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasserentsorgung staatliche Zu-
schisse zu gewahren. Die WRRL lasst in Art. 9 Absatz 2 auch zu, dass die Mitgliedstaaten den sozialen, 6kologi-
schen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Kostendeckung sowie den geographischen und klimatischen Gege-
benheiten von Regionen Rechnung tragen.

Der Freistaat Bayern gibt zu den notwendigen Investitionsvorhaben der Wasserdienstleistungen Zuwendungen in
Hohe von bis zu 70 Prozent der zuwendungsfahigen Kosten. Damit sollen die zum Teil sehr unterschiedlich ho-
hen Kosten pro Einwohner landesweit angeglichen werden. Hauptziele der Férderung sind:

» Vermeidung unzumutbar hoher Belastung der Blirger durch Beitrdge und Gebihren

» Forderung wasserwirtschaftlicher Malnahmen von 6&ffentlichem Interesse, die ohne Zuwendungen nicht oder
nicht im erforderlichen Umfang durchgefiihrt werden kdnnten

» Schaffung von Anreizen, kostenglinstige Lésungen zu realisieren.

Die derzeit gultigen Férderrichtlinien lassen bei Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen nur eine
Forderung von Projekten zur ErsterschlieRung zu, d. h. Sanierungen, Nachristungen und der Betrieb von Anla-
gen sind nicht zuwendungsfahig.

Im Bereich Abwasser wird seit 2003 neben 6ffentlichen (zentralen) Anlagen auch die Nachriistung privater teilbio-
logischer Kleinklaranlagen zu vollbiologischen Anlagen geférdert. Diese Art der dezentralen Abwasserentsorgung
ist fur die etwa 3 Prozent der bayerischen Bevolkerung vorgesehen, fur die der Anschluss an eine zentrale Ab-
wasseranlage nicht wirtschaftlich ist. Die Férderung erfolgt Giber Pauschalen in Abhangigkeit von der Anlagen-
gréRe. Damit wird insbesondere im landlichen Raum ein Anreiz zu einer kosteneffizienten Abwasserentsorgung
durch dezentrale Kleinklaranlagen geschaffen.

Seit 1946 haben Kommunen und Zweckverbande in Bayern rund 32 Milliarden Euro in kommunale Abwasseran-
lagen und rund 9 Milliarden Euro in Wasserversorgungsanlagen investiert. Im Jahr 2008 wurden insgesamt rund
180 Millionen Euro fir entsprechende Investitionen ausbezahlt. Der Neubau bzw. die Nachristung von Kleinklar-
anlagen wurde seit 2003 vom Freistaat Bayern mit rund 89 Millionen Euro gefordert.

Der Freistaat Bayern strebt an, die ErsterschlieBung auf dem Gebiet der Abwasserentsorgung und Wasserver-
sorgung bis 2015 weitestgehend abzuschlieRen, ebenso die Nachriistung der Kleinklaranlagen. Der Anschluss-
grad an zentrale Abwasseranlagen wird dann voraussichtlich 97 Prozent betragen. Bei der Wasserversorgung
werden auch langfristig ca. 100 000 in entlegenen oder schlecht zuganglichen Gebieten lebende Einwohner nicht
an das Versorgungsnetz angeschlossen werden kénnen. Auf Grundlage der Bevélkerungsvorausberechnung
entsprache dies fur 2015 einem Anschlussgrad von Gber 99 Prozent.

"2 Dabei handelt es sich um sogenannte vorweggeschriebene Allgemeine Geschéftsbedingungen (AGBs), also Bedingungen,
die fiir alle Kunden gleichermalien gelten. Bei der Kalkulation privatrechtlicher Entgelte besteht keine unmittelbare Bindung
an das KAG, es gelten aber in weiten Bereichen vergleichbare Grundsatze. So hat der Burger die Méglichkeit, eine zivilge-
richtliche Uberpriifung privatrechtlicher Entgelte gemaR § 315 Biirgerliches Gesetzbuch (BGB) zu beantragen. Dieser be-
stimmt, dass einseitig festgesetzte Preise fir Monopol-Dienstleistungen, die nicht zwischen den Parteien ausgehandelt
werden, ,billigem Ermessen” entsprechen missen. Der Begriff des ,billigen Ermessens” wurde durch die bisherige Recht-
sprechung dahin prazisiert, dass auch bei der Kalkulation privatrechtlicher Wasserentgelte die grundlegenden Prinzipien
offentlichen Finanzgebarens wie Kostendeckungsprinzip, Aquivalenzprinzip (Erhebung eines der erbrachten Leistung ange-
messenen Wasserpreises) oder Gleichbehandlungsprinzip grundséatzlich zu beachten sind.
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6.2.2 Verursacherprinzip in der Gebuhrengestaltung fir Wasserdienstleistungen

Gebiihren fir Wasserdienstleistungen™

Im Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) sind die grundlegenden Elemente der Finanzierung der 6f-
fentlichen Wasserversorgung sowie der 6ffentlichen Abwasserentsorgung gesetzlich geregelt. Als Hilfe fur die
Umsetzung dieser Vorgaben in das ortliche Satzungsrecht hat das Bayerische Staatsministerium des Innern
Mustersatzungen veréffentlicht, die zwar rechtlich nicht bindend sind, aber vielerorts von den Tragern der Was-
serdienstleistungen der Gestaltung ihres Ortsrechts zugrunde gelegt werden.

Die mdglichen o&ffentlich-rechtlichen Entgelte fiir Wasserdienstleistungen bestehen aus:

» Beitragen, die einmalig erhoben werden zur (ggf. nur teilweisen) Deckung der Kosten fiir die Herstellung, An-
schaffung, Verbesserung oder Erneuerung der Anlagen (Herstellungs- und Verbesserungsbeitrage),

» Gebluhren, die laufend erhoben werden fiir die Benutzung der 6ffentlichen Einrichtungen (mengenabhangige
Gebiihren, ggf. kombiniert mit Grundgebiihren) ™.

Im Folgenden sind unter dem Begriff Wasser-/Abwassergebiihr die laufenden Geblhren bzw. Tarife zu verste-
hen, die flr die Benutzung von 6&ffentlichen Einrichtungen erhoben werden, nicht aber Kostenerstattungsanspru-
che sowie Herstellungs- und Verbesserungsbeitrage. Letztere vermindern die von den Gemeinden ggf. vorzufi-
nanzierenden Investitionskosten und reduzieren damit die bei der Gebuhrenkalkulation zu beachtenden Kosten.

Gebliihrenmalstab

Die bei Wasserdienstleistungen anfallenden laufenden Kosten werden in Bayern nach den Vorgaben des KAG
und des jeweiligen Ortsrechts durch die Gebuhrenpflichtigen tber die Geblihrenerhebung beglichen. Die Gebiih-
ren werden dabei Uberwiegend nach dem AusmaR bemessen, in dem diese die angebotenen Wasserdienstleis-
tungen in Anspruch nehmen.

Bei der offentlichen Wasserversorgung wird als Mal3stab zur Verteilung der laufenden Kosten regelmafig das
Uber den Frischwasserzahler gemessene Wasser zugrunde gelegt. Diese Messung gibt den tatsachlichen Ver-
brauch an (WirklichkeitsmaRstab). Der Wasserbezug aus dem o&ffentlichen Netz wird in Bayern weitestgehend
durch Wasserzahler gemessen. In Gebauden mit Eigentumswohnungen wird in der Regel der Wasserbezug der
einzelnen Wohnungen gemessen. Damit ist die technische Voraussetzung fiir die Ermittlung des Wasserver-
brauchs und des daraus resultierenden Abwasseranfalls erfillt und die Erhebung von nutzungsabhangigen
Beitragen zur Kostendeckung méglich.

Bei der offentlichen Abwasserentsorgung wird auf den Einbau von gesonderten Abwasserzahlern verzichtet.
Vielmehr bildet regelmafig die Menge des abgenommenen Frischwassers den Ausgangspunkt fiir die Ermittlung
der Menge des eingeleiteten Abwassers (Wahrscheinlichkeitsmalfstab). Die Einfihrung getrennter Schmutz- und
Niederschlagswassergebihren ist erst dann geboten, wenn die Kosten der Niederschlagswasserbeseitigung
mehr als 12 Prozent der gesamten Kosten der Grundstlicksentwasserung ausmachen.

Verursacherbezogene Gebiihrengestaltung

Die Gebiihren kénnen grundsatzlich aus zwei Komponenten bestehen:
» Feste verbrauchsunabhangige Komponente (Grundgebihr) und

» Variable verbrauchsabhangige Komponente (Mengengebiihr).

Die Grundgebuhr wird flr die Inanspruchnahme der bloRen Lieferungs-, Abnahme- und Betriebsbereitschaft der
offentlichen Wasserversorgungs- und Entwasserungseinrichtung von den Grundstiickseigentiimern pro An-
schluss erhoben. Uber die Grundgebiihr erfolgt eine gewisse verbrauchsunabhangige Umverteilung der Kosten.
Sie muss aber so ausgestaltet sein, dass daneben im Regelfall noch eine angemessene Abrechnung nach der

3 In Art. 9 WRRL ist von Wassergebuhrenpolitik und in Anhang Ill vom Preis der Wasserdienstleistung die Rede. In der WRRL
wird mit diesen Begriffen offensichtlich keine Unterscheidung zwischen &ffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Entgelten
oder zwischen Beitrdgen und Geblihren getroffen. Im Folgenden wird der Begriff Geblihr daher allgemein verwendet.

" Im Falle der sogenannten Kommunalregie bei Grundstiicksanschlissen auch aus Kostenerstattungsanspriichen, die aus
dem Aufwand fir die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung sowie aus der Un-
terhaltung des Grundstiicksanschlusses resultieren. Von der Kostenerstattung ist der Aufwand ausgenommen, der auf den
im o6ffentlichen StralRengrund liegenden Teils des Grundstiicksanschlusses entfallt (Art. 9 Abs. 1 KAG).
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tatsachlichen Benutzung stattfindet, so dass insgesamt von einer leistungsorientierten Gebiihr gesprochen wer-
den kann (vgl. Art. 8 Abs. 2 Satz 3 KAG).

Die verbrauchsabhangige Gebihrenkomponente wird in Bayern generell durch den Frischwasserbezug (Frisch-
wassermalfistab) ermittelt, der durch Wasserzahler gemessen wird. Eine Pauschalveranlagung ware dagegen ein
starker Anreiz zu ineffizienter Wassernutzung und Wasserverschwendung, da der Kunde dasselbe bezahlt, un-
abhangig davon, ob er viel oder wenig Wasser verbraucht bzw. Abwasser einleitet. Sie kann aber im Abwasser-
bereich in besonderen Konstellationen, z. B. bei der Erfassung von aus Eigengewinnungsanlagen zugefiihrten
Abwassermengen, aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung gerechtfertigt sein.

Bei der 6ffentlichen Wasserversorgung erfolgt die Geblhrenerhebung regelmagig in Abhangigkeit von der bezo-
genen Wassermenge. Aus diesem Grund ist eine Differenzierung des Tarifs nach sektoralen Nutzergruppen —

z. B. Haushalte, Industrie oder Landwirtschaft — nicht notwendig, um eine der Kostenverursachung gerechte Kos-
tendeckung zu erreichen. In der Regel werden die verbrauchsabhangigen Gebihren Uber einen linearen Tarif
abgerechnet, d. h. jeder Kubikmeter Wasser hat unabhangig von der insgesamt gelieferten Wassermenge den-
selben Preis. Trifft ein Gewerbe- bzw. Industriebetrieb jedoch Vorkehrungen zum Wassersparen, kdnnen die
Gebuhren degressiv bemessen werden (Art. 8 Abs. 5 Satz 3 KAG).

Bei der o6ffentlichen Abwasserentsorgung bestehen aber Méglichkeiten, die ortsrechtlich geltenden MaRstabe zur
Ermittlung der Abwassergebiihren zu verfeinern.

» So kann bei der Deckung der Kosten der 6ffentlichen Abwasserentsorgung die in den Sektoren Industrie,
Haushalten und Landwirtschaft unterschiedliche Schadstoffbelastung des Abwassers in die Gebuhrenkalkulati-
on mit eingehen. Fir die Einleitung von branchentypisch stark verschmutztem Abwasser kann etwa ein ,Stark-
verschmutzerzuschlag®“ erhoben werden. Der erhéhte Behandlungsaufwand fiir die Reinigung dieser Abwéasser
wird damit verursachergerecht umgelegt.

» Wenn die Kosten der Niederschlagswasserbeseitigung mehr als 12 Prozent der gesamten Kosten der Grund-
stlicksentwasserung ausmachen, muss eine sogenannte getrennte Abwassergebihr fiir Schmutz- und Nieder-
schlagswasser eingefihrt werden. Damit werden die Kosten fir die Niederschlagswasserbeseitigung tber ei-
nen eigenen Mal3stab verteilt (vgl. Muster BGS/EWS, AlIMBI 2008, S. 350/359 f.).

» Weiterhin kdnnen Abzugsmengen flir endgultig auf den Grundstlicken verbleibende, nicht als Abwasser in die
offentliche Entwasserungseinrichtung eingeleitete Wassermengen vorgesehen werden. Dies betrifft insbeson-
dere die Landwirtschaft mit Bewasserungsflachen oder mit Viehhaltung oder Grundstiickseigentiimer, die das
Niederschlagswasser auf ihrem Grundstiick zur Versickerung bringen.

* AuRerdem ist bei der Abwasserbeseitigung eine degressive Geblhrenbemessung insoweit zuldssig, als sie der
Vermeidung einer unangemessenen Gebiihrenbelastung fir die Niederschlagswasserbeseitigung dient (Art. 8
Abs. 5 Satz 4 KAG).

Durch verbrauchsabhangige Gebulhren, Kostenerstattungsanspriiche fiir Grundstiicksanschlisse und die Még-
lichkeit der Erhebung von Herstellungs- und Verbesserungsbeitragen zur Finanzierung von Investitionen werden
somit angemessene und verursachergerechte Beitrage der Nutzergruppen zur Deckung der Kosten der Wasser-
dienstleistungen sichergestellt.

Hoéhe der Gebuhren fir Wasserdienstleistungen

Die Gebuhren der 6ffentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden in Bayern durch das Bayeri-
sche Landesamt fiir Statistik und Datenverarbeitung erhoben. Fir Trinkwasser wurde im Jahr 2007 in allen 2056
bayerischen Gemeinden eine Mengengebiihr und in 94 Prozent der Gemeinden zusatzlich eine Grundgebihr
erhoben. Die durchschnittliche Mengengeblhr des Trinkwassers lag bei 1,28 Euro je m?, die durchschnittliche
Grundgebiihr bei 2,96 Euro im Monat. Legt man einen Musterhaushalt entsprechend der Methodik des Bundes-
verbands der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW)15 zugrunde, so ergibt sich eine durchschnittliche Gesamt-
gebihr von 1,37 je m?in Bayern (Minimum: 0,19 Euro pro m?®; Maximum 3,48 Euro pro m3).

Beim Abwasser ist die Tarifstruktur nicht so einheitlich wie bei der &ffentlichen Wasserversorgung. Daher werden
hier durch die statistischen Landesamter die Gemeinden bundeseinheitlich gemaf ihrer Gebiihrenzusammenset-
zung in 6 Kategorien aufgeteilt. Fur diese Kategorien liegen die nach Einwohnern gewichteten Durchschnittsge-

15 Berechnungsgrundlage: Spezifischer Trinkwasserverbrauch pro Kopf und Jahr 40 m?; 3-Personen-Haushalt; 9 Einwohner pro
Wasserzahler.
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bihren je Geblhrenbestandteil in Bayern vor (Tabelle 6-22). In der in Bayern haufigsten Kategorie werden nur
mengenabhangige Gebihren erhoben. In dieser Kategorie wurde im Jahr 2007 eine durchschnittliche Gebuhr von
1,83 Euro je m® Ab- und Schmutzwasser erhoben.

Tabelle 6-22: Abwassergebuhren in Bayern 2007

Quelle: Landesamt flr
Statistik und

Datenverarbeitung (2008):

Mengenbezogene Geblhr
je m” Ab- und Schmutz-
wasser

Flachenbezogene Geblhr je
m? Grundfliche

Mengen- und flachen-
unabhangige Gebihr

(,Grundgebuhr*)
Bayern in Zahlen 6/2008.

Die Trink- und
Abwasserentgelte in den
bayerischen Gemeinden
im Jahr 2007. S. 283-292.

Katego- Bevolkerung Geblhr Durchschnittli- Gebuhr wird Durchschnitt- Gebuhr wird Durchschnitt-

rie in Prozent wird che Hoéhe erhoben liche Hohe erhoben liche Hohe
erhoben

A 0,3 Nein - Nein - Ja 81,75

B 31,1 Ja 1,57 Ja 0,73 Nein -

(o 15,1 Ja 1,74 Nein - Ja 41,28

D 52,0 Ja 1,83 Nein - Nein -

E >0,0 Nein - Ja k. A. Ja k. A.

F 1,5 Ja 1,46 Ja 0,41 Ja 33,09

Die Gebuhren fir die Wasserdienstleistungen offentliche Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Bayern
sind demnach vorwiegend nutzungsabhangig und geben dadurch einen klaren Anreiz zum sparsamen Umgang
mit Wasserressourcen.

6.2.3 Anreize der Wassergebuhrenpolitik zur effizienten Nutzung der Wasserressourcen

Die Wasserdienstleistungen ,6ffentliche Wasserversorgung“ und ,6ffentliche Abwasserentsorgung” sind Leistun-
gen der Daseinsvorsorge. Die Wassergebuhrenpolitik muss die ékologischen Ziele der WRRL daher mit 6kono-
mischen und sozialen Zielen verbinden. Kostendeckung dient dabei sowohl dem schonenden und effizienten
Umgang mit Wasserressourcen, um die Verschwendung von Wasser und die Verschmutzung von Gewassern zu
vermeiden, als auch dem betriebswirtschaftlichen Bediirfnis nach moglichst sicheren und konstanten Einkiinften.

Ein weiterer Aspekt der Wassergebiihrenpolitik kann im Hinblick auf die Zahlungsfahigkeit der Beitrags- und/oder
Gebuhrenpflichtigen die soziale Zumutbarkeit der Preise sein. Hier bestehen bereits gesetzliche Mdglichkeiten, im
Einzelfall bei der Gebihren- und Beitragserhebung von Billigkeitsma3nahmen Gebrauch zu machen.

Auch die Einfachheit und Verstandlichkeit der Tarifstrukturen spielt eine Rolle, insbesondere, wenn davon ein
Sparanreiz im Sinne der WRRL ausgehen soll. Schlief3lich ist die Rechtskonformitat der Tarife zu beachten. Die
Beachtung aller dieser Ziele bei der Tarifgestaltung fiihrt unter Umstanden auch dazu, dass gegenlaufige Anfor-
derungen ausgeglichen werden missen.

Ein Anreiz zum effizienten Umgang mit den Wasserressourcen wird in Bayern hauptsachlich Gber die beiden in
Kapitel 6.2.2 dargestellten preisbezogenen Instrumente erzeugt:

» Kostendeckende Preise fir Wasserdienstleistungen unter Berlicksichtigung des Verursacherprinzips,
» Vorwiegend nutzungsabhangig und linear gestaltete Tarife.

Lineare Zweikomponenten-Tarife bieten die nach WRRL Art. 9 Abs. 1 erforderliche Anreizfunktion zum effizienten
Umgang mit den Wasserressourcen und sorgen gleichzeitig fiir RegelmaRigkeit in den Einkiinften der 6ffentlichen
Einrichtungen. Allerdings kommt es hier auf die Gewichtung zwischen den beiden Komponenten an. Zu betonen
ist, dass eine zu hohe Grundgebiihr den Zielen von WRRL Art. 9 Abs. 1 widerspricht, da die Wassergebuhren in
einem solchen Fall keinen Anreiz zum effizienten Umgang mit Wasser geben. Der Uiberwiegende Teil des Was-
serpreises sollte daher durch verbrauchsabhéangige Gebihren bestimmt werden (s. a. Art. 8 Abs. 2 Satz 3 KAG).
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Die hohe Preis-Elastizitat der Nachfrage nach Wasserdienstleistungen, d. h. die Abhangigkeit der Nachfrage von
den Gebuhren, hat sich in Deutschland exemplarisch im Gebiet der ehemaligen DDR gezeigt. Der Wasserver-
brauch sank nach der Wiedervereinigung infolge des Gebuhrenanstiegs und des zunehmenden Einsatzes von
Wasserzahlern stark ab. In Sachsen betrug der Verbrauch im Jahr 1991 ca. 140 Liter pro Einwohner und Tag; im
Jahr 2004 lag der Verbrauch bei nur noch etwa 88 Litern. Der Durchschnittswert fir Deutschland lag im Jahr 2004
bei 126 Litern pro Einwohner und Tag.

In Bayern ist die spezifische Wassernachfrage durch Haushalte und Gewerbe seit 15 Jahren rucklaufig. Ebenso
hat die Gesamtentnahme von Wasser fiir Wasserdienstleistungen und durch die Industrie stetig abgenommen.
Der Pro-Kopf-Verbrauch im Jahr 2007 lag mit 133 Litern pro Einwohner und Tag ca. 9 Prozent Uiber dem Bundes-
durchschnitt, was vermutlich auf strukturelle Griinde, zum Beispiel die hohe Zahl an nicht gemeldeten Arbeitsein-
pendlern und den starken Tourismussektor, sowie eine hohe Wasserverfligbarkeit zuriickzufiihren ist. Die Nut-
zung von Wasser fir landwirtschaftliche Bewasserung, die international gesehen oft das Hauptproblem einer
ineffizienten Ressourcennutzung darstellt, spielt in Bayern nur eine geringe Rolle (siehe Kapitel 6.1.2).

Grundsatzlich ist der Einsatz von ékonomischen oder fiskalischen Steuerungselementen im Gewasserschutz
nach der Wasserrahmenrichtlinie nicht zwingend, sondern eine Option und damit eine Frage der Effizienz im
Vergleich zu anderen Strategien, insbesondere rechtlichen Regelungen. In Deutschland ist die Wasserwirtschaft
traditionell Gegenstand 6ffentlichen Rechts und die Rechtsinstrumente im Gewasserschutz sind entsprechend
differenziert und praktisch bewahrt. Vor diesem Hintergrund bleibt bei der weiteren Bewirtschaftungsplanung die
Notwendigkeit oder ZweckmaRigkeit von 6konomischen Instrumenten im Einzelfall zu priifen, insbesondere auf-
grund der Erfahrungen aus der ersten Bewirtschaftungsperiode.

MaRnahmen fir die Ziele des Art. 9 WRRL

Gegenwartig zeichnet sich daher fir Bayern insgesamt kein Bedarf an weiteren wassergebiihrenpolitischen Mal3-
nahmen ab, um den bestehenden Trend zum Wasser sparen zu verstarken oder die Belastung der Gewasser
durch die Abwasserentsorgung weiter zu vermindern. Die bestehenden Anreize zum effizienten Umgang mit den
Wasserressourcen durch die Tarifgestaltung und die gesetzlichen Regelungen haben sich als sehr wirksam er-
wiesen.

6.2.4 Kosten der Wasserdienstleistungen

Kostenstruktur

Die bei Wasserdienstleistungen anfallenden Kosten lassen sich in variable und fixe Kosten unterscheiden. Vari-
able Kosten fallen abhéngig von der Menge der geleisteten Dienstleistungen (z. B. Menge des abgegebenen
Trinkwassers oder Menge des gereinigten Abwassers) an. lhr Anteil betragt bei Wasserdienstleistungen durch-
schnittlich ca. 20 bis 30 Prozent der Gesamtkosten. Zu diesen Kosten tragen etwa der Strom- und Betriebsmittel-
verbrauch, der Verwaltungsaufwand fiir die Rechnungsstellung und der Kundendienst bei. Fixe Kosten fallen
unabhangig von der Menge der geleisteten Dienstleistungen an. Wegen der hohen Anlagenintensitat bei Wasser-
dienstleistungen ist ihr Anteil mit durchschnittlich ca. 70 bis 80 Prozent der Gesamtkosten besonders hoch. Sol-
che fixen Kosten umfassen etwa Personalkosten, Mieten sowie Kosten flir den Unterhalt von Infrastrukturanlagen
wie Rohrleitungen, Becken oder Pumpanlagen. Die kalkulatorischen Kosten — Zinsaufwand und entgangene
Zinseinklnfte durch die Investition von Kapital in Anlagen (kalkulatorische Zinsen) und der fortgeschriebene
Wertverlust von Anlagen (Abschreibungen) — fallen ebenfalls unter die fixen Kosten.

Zur Hohe der Gesamtkosten der Wasserdienstleistungen in Bayern liegen keine flichendeckenden Statistiken
oder Untersuchungen vor. Aus Benchmarking-Projekten sind Zahlen zu den spezifischen Kosten der Wasser-
dienstleistungen aus dem Jahr 2007 bekannt. Diese schwanken jedoch stark in Abhangigkeit von der Unterneh-
mensgrofe. Die durchschnittlichen Gesamtkosten (Mittelwert) in der offentlichen Wasserversorgung16 lagen je
nach UnternehmensgréRe zwischen 1,22 und 1,77 Euro pro m?in das Netz eingespeisten Wassers. In der o6ffent-

16 Rédl & Partner GbR et al. (2007): Effizienz- und Qualitatsuntersuchung der kommunalen Wasserversorgung in Bayern
(EffwB).
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lichen Abwasserentsorgung17 wurden durchschnittliche Kosten (Median) zwischen 74,20 und 104 Euro je Ein-
wohnerwert und Jahr erhoben.

Abschreibungen

Abschreibungen driicken den technischen und wirtschaftlichen Wertverzehr eines eingesetzten Investitionsguts
aus. Sie werden kalkulatorisch auf dessen gesamte voraussichtliche Nutzungsdauer (z. B. Lebensdauer eines
Abwasserkanals) verteilt.

Abgabenrechtlich gestatten Abschreibungen die Refinanzierung der urspriinglichen Investitionen in die bestehen-
den Anlagen durch die Gebihrenschuldner. Ausgangswert zur Ermittlung der Abschreibungen sind die Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten (vgl. Art. 8 Abs. 3 Satz 3 KAG). Nach dieser Vorschrift sind diese Kosten jedoch
um Beitrage und ahnliche Entgelte zu kirzen. Ziel dieser Regelung ist die Schaffung von gleichen Lebensbedin-
gungen innerhalb Bayerns und die Wahrung der Generationengerechtigkeit.

Wegen der hohen Anlagenintensitat von Wasserdienstleistungen nehmen Abschreibungen bei den finanziellen
Kosten eine besondere Stellung ein. MaRgeblich fiir die Héhe der Abschreibung ist die Nutzungsdauer der ein-
zelnen Anlagenteile. Die LAWA-Leitlinien zur Durchfiihrung von dynamischen Kostenvergleichsrechnungen ent-
halten Richtwerte fir die jeweils anzusetzenden Jahre. Die Abschreibungen haben aufgrund ihres hohen Anteils
an den Gesamtkosten (zwischen 20 und 30 Prozent) einen starken Einfluss auf die Geblhren fir Wasserdienst-
leistungen.

Kosten aus Kompensationsleistungen in Wasserschutzgebieten

In Gebieten, in denen Trinkwasser durch Wasserdienstleistungen entnommen wird, werden in der Regel Wasser-
schutzgebiete festgesetzt. In diesen kdnnen bestimmte Aktivitdten wie Dlingung oder Einsatz von Pflanzen-
schutzmittel durch Verordnungen der Wasserbehérden beschrankt oder verboten werden, um durch die Belas-
tung von Trinkwasser verursachte Umweltkosten zu vermeiden. Wenn diese Anforderungen Uber die ,gute
landwirtschaftliche Praxis® hinausgehen, entsteht den betroffenen Landwirten ein Recht auf Ausgleichszahlungen
fur ihre wirtschaftlichen Nachteile. Ausgleichszahlungen kénnen mit den Landwirten auch freiwillig vereinbart
werden. In Bayern gibt es ca. 200 &ffentliche Wasserversorger, die solche Vereinbarungen in Wasserschutzge-
bieten und Trinkwassereinzugsgebieten abgeschlossen haben. Fir etwa ein Viertel der Flachen in bayerischen
Wasserschutzgebieten wurden im Jahr 2004 Ausgleichszahlungen geleistet. Insgesamt wurden ca. 8 Millionen
Euro Ausgleichszahlungen und freiwillige Leistungen an Landwirte oder Waldbesitzer durch 6ffentliche Wasser-
versorger mit einer Eigengewinnung von mehr als 10 000 m® pro Jahr ausbezahlt. Dies entspricht etwa 26 Euro
pro Hektar Schutzgebietsflache in Bayern.

Neben ordnungsrechtlichen Regelungen werden zunehmend auch privatrechtliche Kooperationen zwischen
Landwirten und Wasserversorgern zur Vermeidung von Umweltkosten eingesetzt. Zum Beispiel erwerben o6ffent-
liche Wasserversorger landwirtschaftliche Flachen im Einzugsgebiet ihrer Wasserentnahmestellen und verpach-
ten sie dann an Landwirte unter der Bedingung einer grundwasserschonenden Bewirtschaftung weiter. Haufig
werden auch flichenbezogene Subventionen an die Pachter gezahlt. Ziel ist die langfristige Sicherung von Trink-
wasservorkommen sowie die Vermeidung von Aufbereitungskosten fir belastetes Grundwasser. In Bayern be-
stehen bereits ca. 150 unterschiedliche Formen solcher Kooperationen zur Landbewirtschaftung. Diese werden in
der Regel uber die Geblhrenerhebung finanziert. Bei den Stadtwerken Miinchen schlagt sich das Férderpro-
gramm zum 6kologischen Landbau momentan mit ca. einem halben Cent pro m? nieder®.

6.2.5 Umwelt- und Ressourcenkosten

Definition von Umwelt- und Ressourcenkosten

WRRL Art. 9 Abs. 1 bezieht bei der Frage der Kostendeckung von Wasserdienstleistungen die Umwelt- und Res-
sourcenkosten mit ein. Die Europaische Kommission hat den Begriff der Umwelt- und Ressourcenkosten im Zu-

7 aquabench et al. (2007): Benchmarking Abwasser Bayern. Benchmarking der Unternehmen der Abwasserbeseitigung.

18 www.stmugv.bayern.de/umwelt/wasserwirtschaft/grundwasser/ausgleich.htm,

www.swm.de/de/unternehmen/verantwortung/umwelt/wasserschutz/oekobauern.htmi
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sammenhang mit der Gestaltung von Wasserpreisen naher definiert'®. Danach sind Umweltkosten ,Kosten fiir
Schéaden, die der Wasserverbrauch fiir Umwelt, Okosysteme und Personen mit sich bringt, die die Umwelt nutzen
(z. B. durch Verschlechterung der 6kologischen Qualitat von aquatischen Okosystemen oder die Versalzung oder
qualitative Verschlechterung von Anbauflachen).” Ressourcenkosten sind dagegen ,Kosten fiir entgangene Még-
lichkeiten, unter denen andere Nutzungszwecke infolge einer Nutzung der Ressourcen Uber ihre natirliche Wie-
derherstellungs- oder Erholungsfahigkeit hinaus leiden (z. B. in Verbindung mit einer UbermaRigen Grundwasser-
entnahme)*. Zurzeit ist der praktische Umgang mit dem Begriff Umwelt- und Ressourcenkosten im Zusammen-
hang mit der WRRL auf europaischer Ebene immer noch in fachlicher Diskussion.

Ressourcenkosten werden durch die Wasserversorgung in Bayern in der Regel nicht verursacht, da generell
keine Uber die natlrliche Wiederherstellungs- oder Erholungsfahigkeit hinaus gehenden Entnahmegenehmigun-
gen erteilt werden (vgl. unten). Die &ffentlich-rechtliche Bewirtschaftung der Wasserressourcen zielt auf ein Nut-
zungsgleichgewicht ab und beschrankt gegebenenfalls die Mengen und / oder Orte der Entnahmen. Lokal oder
zeitweise kann die Nachfrage nach Trinkwasser das lokal nutzbare Dargebot an Wasser jedoch ibersteigen. In
solchen Féllen wird in der Regel Wasser Uiber Fernleitungen zugeleitet. Die Bereitstellungskosten werden von den
lokalen Nachfragern Uber die regulare Geblihrenerhebung getragen und sind somit internalisiert.

Die gegenwartig bestehenden rechtlichen Instrumente zur Vermeidung und Internalisierung der Umwelt- und
Ressourcenkosten von Wasserdienstleistungen werden im Folgenden beschrieben.

Umweltauflagen in Genehmigungen

Wasserrechtliche Genehmigungen fir die Enthahme von Wasser oder die Einleitung von gereinigtem Abwasser
in Gewasser werden regelmafig mit Auflagen und Bedingungen versehen. Diese sollen Nachteile und Schaden
fur die Umwelt durch Wasserdienstleistungen verhindern (Vermeidung von Umweltkosten) und die Nutzung des
Wassers flr Dritte auch weiterhin erméglichen (Vermeidung von Ressourcenkosten).

Vermeidungskosten kdnnen vorab anfallen, etwa fir Umweltgutachten, die als Prufungsunterlagen zur Genehmi-
gung der Nutzung vorgelegt werden mussen, oder nach der Genehmigung, etwa fir Monitoring- oder Schutz-
malnahmen. Kann das primare wasserrechtliche Ziel der Vermeidung von Umwelt- und Ressourcenkosten nicht
erreicht werden, so kénnen AusgleichsmalRnahmen nach Naturschutzrecht — mit entsprechenden Kosten fir die
Betreiber der Wasserdienstleistungen — festgelegt werden. Solche Kosten kénnen etwa durch Auflagen fir Was-
serentnahmen entstehen. Zu nennen sind hier u. a.

» Gewahrleistung von Mindestabflissen in Oberflachengewassern,
 Errichtung und Betrieb von Grund- und Oberflachenwasserpegeln,
» Umweltmonitoring und Erstellung 6kologischer Gutachten (Beweissicherung).

Die Kosten fur die Vermeidung von Umwelt- und Ressourcenkosten und fir die Realisierung von Ausgleichsmaf3
nahmen gehen in die Beitrags- und/oder Gebuhrenkalkulation bei Wasserdienstleistungen ein und werden somit
internalisiert. Die Hohe dieser Kosten lasst sich zurzeit nicht reprasentativ erfassen.

Abwasserabgabe

Fur das Einleiten von Abwasser ist unter den Voraussetzungen des Abwasserabgabengesetzes eine Abgabe an
das Land zu entrichten. Die Abwasserabgabe wird seit 1981 erhoben und richtet sich in ihrer Héhe nach der
eingeleiteten Schadstofffracht. Bei der 6ffentlichen Abwasserentsorgung entrichten die Klaranlagenbetreiber die
Abwasserabgabe und berlcksichtigen diese zusatzlichen Kosten in den Gebuhren. Auch direkteinleitende Indus-
trie- und Gewerbebetriebe entrichten die Abwasserabgabe. Das Aufkommen der Abwasserabgabe ist zweckge-
bunden fiir MaBnahmen, die der Erhaltung oder Verbesserung der Gewassergute dienen.

Dartiber hinaus besteht flr den Betreiber einer Abwasseranlage die Moglichkeit, Aufwendungen zur Minderung
der eingeleiteten Schadstoffe gegen die geschuldete Abwasserabgabe zu verrechnen. So kénnen die Betreiber
von Abwasseranlagen beispielsweise bei entsprechender Reduzierung der eingeleiteten Schadstofffracht durch
die Verrechnung von Aufwendungen zur Verbesserung der Reinigungsleistung ihrer Klaranlagen die Abgaben

' Kommission der Europaischen Gemeinschaften (2000): Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europaische Parlament
und den Wirtschafts- und Sozialausschuss: Die Preisgestaltung als politisches Instrument zur Férderung eines nachhaltigen
Umgangs mit Wasserressourcen, Brissel, 26.7.2000, KOM(2000) 477 endgliltig.
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vermindern. Die Abwasserabgabe dient somit nicht nur zur verursacherbezogenen Internalisierung von Umwelt-
kosten, sondern schafft auch Anreize zur Vermeidung von Umweltkosten.

6.2.6 Grad der Kostendeckung der Wasserdienstleistungen

Berechnung des Kostendeckungsgrades

Unter Kostendeckung wird hier die Deckung der Kosten der Unternehmen fir Wasserdienstleistungen durch die
erzielten Erlése verstanden. Bei der Ermittlung des Kostendeckungsgrads stehen den Kosten einer Wasser-
dienstleistung unter Beriicksichtigung von Umwelt- und Ressourcenkosten (vgl. Kapitel 6.2.4 und 6.2.5) die Ein-
nahmen dieses Unternehmens gegeniiber, bestehend aus dem Gebiihrenaufkommen (vgl. Kapitel 6.2.2) zuzlg-
lich sonstige Einnahmen und Ersatze (z. B. aus dem Verkauf von Material bzw. Kostenbeteiligungen Dritter).
Entsprechen die Kosten genau den Einnahmen errechnet sich ein Kostendeckungsgrad von 100 Prozent. Im
Normalfall schwankt der Kostendeckungsgrad einer Wasserdienstleistung jedoch. So kénnen die Nachfrage so-
wie anfallende Instandhaltungs- und Reparaturkosten innerhalb einer Geschéaftsperiode zu Beginn der Periode
nur sachgerecht geschatzt werden und somit die tatsdchlichen Kosten und Erlése von den prognostizierten Wer-
ten abweichen. Die Kosten groRerer Maflnahmen werden oft Gber mehrere Geschéaftsperioden ausgeglichen, um
die Gebulhrenbelastung nicht GbermaRig ansteigen zu lassen. Im Zeitverlauf kommt es deshalb zu Kostende-
ckungsgraden unter und tber 100 Prozent, d. h. Kostenunterdeckungen und Kostenliberdeckungen, die im fol-
genden Zeitraum ausgeglichen werden miissen oder sollen (Art. 8 Abs. 6 Satz 2 KAG).

Die vollstéandige, verursachergerechte Kostendeckung der Wasserdienstleistungen ist in Bayern gesetzlich vorge-
schrieben (vgl. Kapitel 6.2.1-6.2.5). Empirisch kann fiir Bayern ebenfalls die Deckung der Kosten der Wasser-
dienstleistungen belegt werden. Dazu werden im Folgenden die Ergebnisse von Benchmarking-Projekten und
statistischen Auswertungen dargestellt.

Benchmarking-Projekte

In Benchmarking-Projekten werden Kennzahlen von Unternehmen erhoben und gegenubergestellt, um so den
Teilnehmern zu erméglichen, ihre unternehmerische Leistung miteinander zu vergleichen. In Bayern werden
regelmaflig Benchmarkings fir 6ffentliche Wasserversorgung und Abwasserentsorgung von privaten Beratungs-
unternehmen konzipiert und durchgefiihrt. Dabei sind die Gemeinde- und Berufsverbande sowie die bayerische
Wasserwirtschaft Projektpartner. Die Benchmarking-Ergebnisse in Bayern belegen, dass die Wasserdienstleis-
tungen dem Grundsatz der Kostendeckung Rechnung tragen.

Tabelle 6-23: Kostendeckungsgrad bei Wasserdienstleistungen in Bayern

Quellen: - , Wasserversorgung Abwasserentsorgung
R&dI & Partner GbR et al. (2007): Effizienz- und Qualitatsuntersuchung

der kommunalen Wasserversorgung in Bayern (EffwB)
aquabench et al. (2007): Benchmarking Abwasser Bayern. Benchmarking
der Unternehmen der Abwasserbeseitigung

Kostendeckungsgrad (Durchschnitt) 106 % 93 %

Anteil der erfassten Trinkwasserabgabe an der gesam- 47 % 46 %
ten Trinkwasserabgabe in Bayern

bzw. Anteil an den an Abwasseranlagen angeschlos-

senen Einwohnern

Teilnehmende Unternehmen 182 166
Erhebungsjahre 2000, 2003, 2006 2006

Statistische Auswertungen

Zur flachendeckenden Uberpriifung des Kostendeckungsgrades bei den Wasserdienstleistungen &ffentliche
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Bayern wird auf zwei Statistiken des Bayerischen Landesamtes
fur Statistik und Datenverarbeitung zurlickgegriffen.

In der Kommunalfinanzstatistik sind fir die im kommunalen Haushalt gefiihrten Betriebe die Zu- und Abfliisse der
Wasserdienstleistungen separat ausgewiesen. Die Statistik der Jahresabschllsse 6ffentlich bestimmter Unter-
nehmen wird fir eigenstandige Unternehmen, an denen die Gemeinden oder Gemeindeverbande mit mehr als
50 Prozent beteiligt sind, herangezogen. Dabei werden die Ertrage und Aufwande dieser Unternehmen sowie
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deren jeweiliges Aufgabengebiet erhoben. Eine Vielzahl an Unternehmen bietet neben Wasserdienstleistungen
auch andere Dienstleistungen wie 6ffentlichen Nahverkehr oder Elektrizitatsversorgung an. Die Haushaltsposten
dieser Unternehmen werden allerdings nicht nach Aufgabengebieten getrennt ausgewiesen.

Durch Gegenlberstellung der gebuchten Werte fiir Einnahmen und Ausgaben in der Kommunalfinanzstatistik
bzw. der Ertrage und Aufwande in der Statistik der Jahresabschliisse kann ein statistischer Kostendeckungsgrad
der Wasserdienstleistungen in Bayern ermittelt werden. Dieser Wert kann fiir einzelne Wasserdienstleister und
Jahre variieren, da die Zu- und Abfliisse durch die Berichtspflichtigen nicht immer einheitlich gebucht werden. Die
Aussagekraft wird daher durch die Aggregation aller Berichtspflichtiger iber mehrere Jahre erheblich verbessert.

Die internalisierten Umwelt- und Ressourcenkosten (vgl. Kapitel 6.2.5) werden in den Statistiken nicht separat
erhoben, sondern gehen in die den laufenden Kosten zugeordneten Posten mit ein. Daher kann zu deren Anteil
an den Gesamtkosten keine statistisch belegte Aussage getroffen werden.

Die Statistiken werden auf Ebene der einzelnen Wasserdienstleistungsunternehmen und nicht separat nach Nut-
zergruppen (z. B. Haushalte, Gewerbe, Landwirtschaft) erhoben. Daher ist eine statistische Auswertung des An-
teils der einzelnen Nutzergruppen an der Kostenverursachung und an den Gebuhreneinnahmen nicht moglich.
Da die Gebuhren vorwiegend nach dem Ausmall bemessen werden, in dem die angebotenen Wasserdienstleis-
tungen auch in Anspruch genommen werden (vgl. Kapitel 6.2.2), kann jedoch von angemessenen Beitragen der
einzelnen Nutzergruppen ausgegangen werden.

MaRnahmen fir die Ziele des Artikels 9

Erganzend zu den dargestellten gesetzlichen Grundlagen der Kostendeckung bei Wasserdienstleistungen ergibt
somit auch die empirische Uberpriifung, dass fiir die Wasserdienstleistungen in Bayern (vgl. Tabellen 6-24 bis
6-26) im Zeitraum 1998-2006 sowohl bei den im kommunalen Haushalt gefiihrten Unternehmen als auch bei den
offentlich bestimmten Unternehmen insgesamt Kostendeckung gegeben war. Die Wasserdienstleistungen in
Bayern tragen damit dem Grundsatz der Deckung der Kosten bei der Festsetzung ihrer Gebiihren Rechnung.
Gegenwartig zeichnet sich daher kein Bedarf an weiteren praktischen Schritten und Ma3nahmen zur Anwendung
des Grundsatzes der Deckung der Kosten der Wassernutzung gemaR Art. 9 ab (vgl. Anhang VII A Nr. 7.2).

Tabelle 6-24: Kostendeckungsgrad bei im kommunalen Haushalt gefuhrten Wasserdienstleistungen 1998-2006

%ﬂﬁﬁg:g:ﬂi‘;ﬁ&%ﬁgq g;ég(f;é%d'age der Statistik der Staats-und  \Wasserversorgung Abwasserentsorgung

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent
Einnahmen in Gesamtperiode 1998-2006 3383 100 % 8240 100 %
Gebuhreneinnahmen 2988 88 % 6557 80 %
sonstige Einnahmen 349 11 % 922 1%
Kostenersatze, Kostenbeteiligungen etc. — Zufluss 46 1% 761 9 %
Ausgaben in Gesamtperiode 1998-2006 3488 100 % 8292 100 %
laufende Kosten 2508 2% 4624 56 %
kalkulatorische Kosten 930 27 % 2891 35%
Kostenersatze, Kostenbeteiligungen etc. — Abfluss 50 1% 777 9%
Kostendeckungsgrad in Gesamtperiode 1998-2006 97 % 99 %
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Tabelle 6-25: Kostendeckungsgrad bei 6ffentlich bestimmten Wasserdienstleistungen 1998-2006

Jaresabseniisee afentian besiimmior Fonds, Eimichiungen und Wasserversorgung Abwasserentsorgung
wirtschaftlicher Unternehmen mit Sitz in Bayer 1998-2006 in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent
Ertrag in Gesamtperiode 1998-2006 2816 100 % 5233 100 %
Umsatzerlose (v. a. Geblhrenertrage) 2483 88 % 4672 89 %
Sonstige Ertrage 237 9% 534 10 %
Finanzertrage 90 3% 27 1%
Zuweisungen und Zuschisse 6 >0 % 0 0%
Aufwand in Gesamtperiode 1998-2006 2764 100 % 5238 100%
laufende Kosten 1940 70 % 3741 71 %
Abschreibungen 824 30 % 1497 29 %
Kostendeckungsgrad in Gesamtperiode 1998-2006 102 % 100 %

Tabelle 6-26: Kostendeckungsgrad bei 6ffentlich bestimmten kombinierten Dienstleistungen 1998—2006

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage der Statistik der Kombinierte Versorgungs- Kombinierte Versorgungs- und
Jarosabschlisse ofntch besiymier Fonds Eiviilungenund  unternehmen Verkefrsunterehmen

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent
Ertrag in Gesamtperiode 1998-2006 19 185 100 % 33417 100 %
Umsatzerlose (v. a. Gebihrenertrage) 17 892 93 % 26 622 80 %
Sonstige Ertrage 900 5% 4058 12 %
Finanzertrage 389 2% 2734 8 %
Zuweisungen und Zuschiisse 4 >0 % 3 >0 %
Aufwand in Gesamtperiode 1998-2006 18 937 100 % 33358 100 %
laufende Kosten 16 914 89 % 30619 92 %
Abschreibungen 2023 1% 2739 8 %
Kostendeckungsgrad in Gesamtperiode 1998-2006 101 % 100 %

6.3 Entwicklung der Rahmenbedingungen fir Wasserdienstleistungen

Die Wasserrahmenrichtlinie verlangt in Verbindung mit der Kostendeckung von Wasserdienstleistungen eine
Prognose fiir das Angebot und die Nachfrage von Wasser bis zum Jahr 2015 (Anhang Il Ziff. a WRRL). In Kapitel
6.2.6 wurde die aktuelle Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen fiir die 6ffentliche Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung dargestellt. Damit die Wasserdienstleistungen auch in der Zukunft kostendeckend be-
trieben werden kénnen, sollte die Entwicklung verschiedener Rahmenbedingungen friihzeitig erkannt werden. So
beeinflusst die demographische Entwicklung maRgeblich die Nachfrage nach Wasserdienstleistungen und die
Verfligbarkeit von Wasser hangt maRgeblich von den klimatischen Bedingungen ab. Beides hat wiederum Aus-
wirkungen auf die Kosten der Wasserdienstleistungen.

Zunachst werden in Kapitel 6.3.1 mdgliche Veranderungen des fiir Wasserdienstleistungen verfligbaren Wassers
durch klimatische Entwicklungen diskutiert. In Kapitel 6.3.2 werden Szenarien der kiinftigen Nachfrage nach
offentlicher Wasserversorgung entworfen. Die zur Deckung dieser Nachfrage nétigen Entnahmen sollten nicht
unabhangig von der Entwicklung anderer Wasserentnahmen betrachtet werden, wobei der 6ffentlichen Trinkwas-
serversorgung gemaf dem Landesentwicklungsprogramms Bayern 2006 bei der Nutzung von Grundwasservor-
kommen Vorrang gegenuber anderen konkurrierenden Nutzungen eingeraumt werden soll. Daher werden in den
Kapiteln 6.3.3 bis 6.3.5 auch mégliche Entwicklungen der Wassernachfrage durch das produzierende Gewerbe,
die Landwirtschaft und die Warmekraftwerke dargestellt. In Kapitel 6.3.6 werden Szenarien der kiinftigen Nach-
frage nach 6ffentlicher Abwasserentsorgung entworfen. In diesem Zusammenhang werden in Kapitel 6.3.7 auch
Szenarien zur Entwicklung der Abwassereinleitung durch das produzierende Gewerbe dargestellt. In Kapitel 6.3.8
werden Folgerungen aus den vorgestellten Entwicklungsszenarien zusammengefasst.

Im CIS-Leitfaden Nr. 1 wird dartiber hinaus der Begriff des Baseline Szenarios eingefiihrt. Darin sollen alle we-
sentlichen Entwicklungen des Gewasserzustands bis 2015 prognostiziert werden, die auch ohne Umsetzung der
WRRL stattfinden. Zu nennen sind hier — aul3er sozioékonomischen Entwicklungen (,driving forces*) mit Aus-
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wirkungen auf die Wassernutzung und die Wasserqualitat — die Wirkungen laufender Malnahmen, d. h. sowohl
grundlegender Maflinahmen wie auch ergédnzender MaRnahmen im Sinne der WRRL, die bis 2015 ohnehin
umgesetzt werden. Das Ma3nahmenprogramm soll dann die verbleibende ,Licke" zwischen dem Zustand der
Gewasser 2015 ,ohne WRRL" und dem angestrebten Zielzustand nach WRRL schlieRen. Im Baseline Szenario in
Kapitel 7.3 findet die Verknlpfung relevanter Ergebnisse der wirtschaftlichen Analyse, der Analyse signifikanter
Gewasserbelastungen und der Gewasseriiberwachung (Monitoring) mit der Malnahmenplanung statt.

6.3.1 Verfugbarkeit von Wasser fir Wasserdienstleistungen

Der durchschnittliche Jahresniederschlag in Bayern betragt ca. 940 Millimeter. Zusatzlich betragt der Zufluss von
Grund- und Oberflaichenwasser nach Bayern (hauptséchlich aus Baden-Wiirttemberg und Osterreich) auf die
Flache umgerechnet ca. 350 Millimeter. Von diesen insgesamt rund 1290 Litern Wasser pro Quadratmeter und
Jahr in Bayern werden nur ca. 6 Prozent durch Privathaushalte, Landwirtschaft und Industrie genutzt. Bayern ver-
fligt insgesamt also Uber reichhaltige Wasservorkommen. Regional ist das Wasser ungleich verteilt, allgemein ist
im Maingebiet weniger Wasser verfiigbar als in den meisten anderen bayerischen Landesteilen. Auftretende lo-
kale Engpasse werden durch die regionalen Ausgleichs- und Verbundnetze der 6ffentlichen Wasserversorgung
behoben (vgl. Kapitel 6.1.3).

Uber 90 Prozent des fiir die 6ffentliche Wasserversorgung in Bayern entnommenen Wassers stammt aus Grund-
wasser. Das restliche Wasser ist von Oberflachenwasser beeinflusst (Uferfiltrat, angereichertes Grundwasser)
bzw. ist selbst Oberflachenwasser. Zur Beurteilung des mengenmaRigen Zustands der Grundwasserkorper wur-
den die regionalen Wasserentnahmen der Grundwasserneubildung gegenuber gestellt. Da in den meisten Fallen
die Entnahmemenge weniger als 10 Prozent des neu gebildeten Grundwassers im jeweiligen Grundwasserkdrper
betragt, kann eine Ubernutzung des Grundwasserkérpers ausgeschlossen werden. In den wenigen Fallen, in
denen die Entnahme Uber 10 Prozent liegt, wurden zusatzlich detaillierte Grundwasser-Modelle zur Untersuchung
der Grundwasserbilanz erstellt. Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass keine der fir Wasserentnahmen ge-
nutzten Grundwasserkorper in Bayern Ubernutzt werden (vgl. auch Kapitel 4.2.2). Zwar kénnen einzelne Grund-
wasserkdrper die lokale Nachfrage nicht vollstandig befriedigen, wasserwirtschaftliche Vorschriften und Maf3nah-
men verhindern jedoch die Ubernutzung auch dieser Grundwasserkérper (vgl. Kapitel 6.2.3, 6.2.5) und beheben
lokale Defizite (vgl. Kapitel 6.1.3, 6.3.8). Bei Oberflachenwasserentnahmen ist in der Regel eine ausreichende
Mindestwasserfuhrung im Gewasser durch entsprechende wasserwirtschaftliche Vorgaben gewahrleistet.

Aussagen zu kiinftigen Anderungen der Verfiigbarkeit von Wasser fiir Wasserdienstleistungen sind schwierig zu
treffen. So besteht derzeit grofle Unsicherheit hinsichtlich Geschwindigkeit und Intensitat des Klimawandels.
Nach bisherigen Erkenntnissen wird im kurzen Zeithorizont bis 2015 die normale jahrliche Variabilitat der Witte-
rungsverhaltnisse einen gréReren Einfluss auf den Wasserhaushalt haben als Klimaanderungen, die eher mittel-
bis langfristige Auswirkungen zeigen werden (vgl. Kapitel 7.3.1). Es kann daher davon ausgegangen werden,
dass sich bis zum Jahr 2015 die Verflgbarkeit von Wasser flr Wasserdienstleistungen in Bayern weder landes-
weit noch regional mafigeblich andern wird.

6.3.2 Offentliche Wasserversorgung

Die Nachfrage nach Trinkwasser hangt von einer Vielzahl von Faktoren ab. Hier sind unter anderem die Bevdlke-
rungsentwicklung, technische Innovationen in der Nutzung von Wasser, die Entwicklung gesellschaftlicher Werte
wie des Nachhaltigkeitsgedankens und die Preisentwicklung beim Trinkwasser zu nennen. Die Wirkung vieler
dieser Einflussfaktoren ist derzeit nicht quantifizierbar und ihre Entwicklung nur in beschranktem MafRe vorher-
sehbar. Daher wird die kunftige Entwicklung des Wasserbedarfs der 6ffentlichen Wasserversorgung anhand von
Szenarien betrachtet.

In diesen Szenarien wird der klinftige Wasserbedarf mit Hilfe der statistischen Daten der vergangenen Jahre
geschatzt. Da diese Daten nicht auf Ebene der Flussgebietseinheiten verfugbar sind, wird zur Schatzung auf
Statistiken fir ganz Bayern zuriickgegriffen. Anschliefend werden die sich ergebenden prozentualen Verande-
rungen auf die aktuellen flussgebietsbezogenen Statistiken tibertragen. Die verfligbaren statistischen Zeitreihen
und die Szenarien flr ganz Bayern sind am Ende dieses Unterkapitels dargestelit.

Der Wasserbedarf der 6ffentlichen Wasserversorgung setzt sich zusammen aus den Komponenten:

» Nachfrage durch angeschlossene Haushalte und Kleingewerbe,
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» Nachfrage durch gewerbliche und sonstige Abnehmer sowie
» Wasserwerkseigenverbrauch und Wasserverluste im Versorgungsnetz.

Zur Abschatzung der kiinftigen Entwicklung werden jeweils ein Hochszenario, ein Mittelszenario und ein Niedrig-
szenario fur die einzelnen Komponenten des Wasserbedarfs errechnet. SchlieRlich werden die komponentenbe-
zogenen Szenarien jeweils zu einem gesamten Hoch-, Mittel- und Niedrig-Wasserbedarfszenario fiir die 6ffentli-
che Wasserversorgung aggregiert. Dieses Vorgehen erlaubt die Abschatzung eines méglichen Entwicklungs-
korridors fur den kinftigen Wasserbedarf der 6ffentlichen Wasserversorgung.

Nachfrage durch Haushalte und Kleingewerbe

In der Umweltstatistik ist die Wassernachfrage von Haushalten und Kleingewerbe in einem Posten zusammenge-
fasst und geht daher gemeinsam in die Berechnung des entsprechenden spezifischen Wasserverbrauchs pro
angeschlossenem Einwohner mit ein. Dieser ist seit Anfang der 90er in Bayern von 144 Litern pro Einwohner und
Tag zunachst gesunken und lag zwischen 1998 und 2007 bei 133—-136 Litern. Gleichzeitig hat sich sowohl der
Anteil der an die Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner als auch die Gesamtzahl der Einwohner stetig
erhoht. Insgesamt ergab sich seit den 90er Jahren eine weitgehend stagnierende Nachfrage nach Trinkwasser
durch Haushalte und Kleingewerbe.

Der durchschnittliche statistische Wasserverbrauch liegt im Maingebiet mit 125 Litern pro Einwohner und Tag im
Jahr 2007 nur etwa 3 Liter Gber dem Bundesdurchschnitt; im Bodenseegebiet liegt er mit 144 Litern etwa 22 Liter
Uber dem Bundesdurchschnitt. Mégliche Griinde fiir solche regionalen Unterschiede im Wasserverbrauch liegen
im sparsamen Umgang mit teuerem Trinkwasser im vergleichsweise wasserarmen Maingebiet , in der Auspra-
gung des Tourismussektors, der Hohe der aus Hausanschliissen entnommenen Mengen fiir Viehwirtschaft sowie
dem Anteil an Personen, die im Betrachtungsgebiet arbeiten und dort Wasser verbrauchen, aber mit ihrem
Hauptwohnsitz auBerhalb des Betrachtungsgebiets gemeldet sind.

Bei der kiinftigen Entwicklung des Pro-Kopf-Verbrauchs kdnnte einerseits weiteres Potenzial fur Wassereinspa-
rungen durch Innovationen bei Haushaltsgeraten und der Verbreitung von ,6kologischem Bewusstsein® ausge-
schopft werden. Andererseits kdnnten die weitere Abnahme der durchschnittlichen Haushaltsgrof3en und steigen-
de Anspriiche an Komfort und Hygiene zu einer Steigerung des spezifischen Wasserverbrauchs beitragen. Die
Wassernachfrage durch Kleingewerbe wird ebenfalls durch eine Vielzahl von Faktoren beeinflusst. Aufgrund der
schwierigen Prognostizierbarkeit des Einflusses solcher Faktoren wird fur die drei Szenarien vereinfachend ange-
nommen, dass sich eventuelle kiinftige Anderungen des spezifischen Pro-Kopf-Verbrauchs héchstens in der Ge-
schwindigkeit der Abnahme des durchschnittlichen Pro-Kopf-Verbrauchs von 144 auf 133 Liter im Zeitraum 1987
bis 2007 vollziehen sollten. In diesem 20-Jahres-Zeitraum betrug die prozentuale Differenz zwischen dem maxi-
malen und dem minimalen durchschnittlichen Pro-Kopf-Verbrauch in Bayern 8,5 Prozent. Fur den 8-Jahres-Zeit-
raum von 2007 bis 2015 ergibt sich somit eine maximale Variabilitdt des Pro-Kopf-Verbrauchs von 3,4 Prozent.
Somit werden fir die verschiedenen Szenarien folgende Annahmen getroffen:

* Niedrigszenario: Der Pro-Kopf-Verbrauch 2015 nimmt um 3,4 Prozent gegeniiber dem Wert des Jahres 2007
ab und betragt im Maingebiet 121 Liter und im Bodenseegebiet 139 Liter pro Kopf und Tag.

» Mittelszenario: Der Pro-Kopf-Verbrauch verbleibt auf dem Wert des Jahres 2007 und betragt im Maingebiet 125
Liter und im Bodenseegebiet 144 Liter pro Kopf und Tag.

* Hochszenario: Der Pro-Kopf-Verbrauch 2015 nimmt um 3,4 Prozent gegeniiber dem Wert des Jahres 2007 zu
und betragt im Maingebiet 129 Liter und im Bodenseegebiet 148 Liter pro Kopf und Tag.

Die Berechnung der kiinftigen Einwohner in den einzelnen Flussgebieten Bayerns im Jahr 2015 wurde auf Grund-
lage der Bevolkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamtes aus dem Jahr 2007 durchgefiihrt und
fur alle drei Szenarien ibernommen. Diese Bevoélkerungsvorausberechnung stiitzt sich auf heute gliltige Rah-
menbedingungen. Politische und wirtschaftliche Veranderungen (zum Beispiel des regionalen Wirtschaftswachs-
tums) kénnen jedoch das kiinftige Wanderungsverhalten und damit die Wassernachfrage erheblich beeinflussen.

2007 waren in Bayern ca. 135 000 Einwohner nicht an die dffentliche Wasserversorgung angeschlossen. Lang-
fristig wird angenommen, dass auch weiterhin etwa 100 000 Einwohner aufgrund dezentraler Siedlungsstrukturen
nicht an die 6ffentliche Wasserversorgung angeschlossen sein werden. Da heute noch nicht klar ist, bis wann die
verbleibenden 35 000 Einwohner angeschlossen sein werden, wurden in den einzelnen Szenarien verschiedene
Werte fiir die nicht an die zentrale Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner angenommen.
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Tabelle 6-27: Annahmen Uber die an die zentrale Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner im bayerischen
Maingebiet 2015

Su::z: Berechnungen auf Grundlage: Bayerisches Landesamt fiir Statistik 2007 2015 2015 2015

[ Ul u rul . L ul ISUK: . . B

Ugwweltstatistik 2087, BevdIkerunggvorau};berechnung 2007 Nled”gf Mittel- . Hoch- .
szenario szenario szenario

An die zentrale Wasserversorgung angeschlossene

Einwohner im Maingebiet* 3790 800 3 749 500 3751000 3752 500

Einwohner gesamt 3 804 200 3762 400 3762 400 3762 400

nicht angeschlossene Einwohner 13 400 12 900 11 400 9900

*Die regionale Zuordnung zum Maingebiet erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

Tabelle 6-28: Annahmen Uber die an die zentrale Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner im bayerischen
Bodenseegebiet 2015

guzlrl]ee: Berechnungen auf Grundlage: Bayerisches Landesamt fiir Statistik: 2007 2015 2015 2015

Ugmweltstatistik 2087, BevéIkerunggvérauiberechnung 2007 ’ Nledng_- Mittel- . Hoch- .
szenario szenario szenario

An die zentrale Wasserversorgung angeschlossene

Einwohner im Bodenseegebiet* 91 800 94 700 94 900 95 200

Einwohner gesamt 94 100 96 900 96 900 96 900

nicht angeschlossene Einwohner 2300 2200 2000 1700

*Die regionale Zuordnung zum Bodenseegebiet erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

Aus den dargestellten Annahmen ergeben sich folgende Werte fiir die Nachfrage nach Wasser durch Haushalte
und Kleingewerbe im Jahr 2015 im bayerischen Rheingebiet (2007 = ca. 172 Millionen m®im Maingebiet und ca.
4,8 Millionen m® im Bodenseegebiet):

« Niedrigszenario: ca. 165 Millionen m® im Maingebiet bzw. Abnahme um 3,8 Prozent gegeniiber 2007 und
ca. 4,8 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. keine Verédnderung gegeniiber 2007.

« Mittelszenario: ca. 171 Millionen m® im Maingebiet bzw. Abnahme um 0,3 Prozent gegeniiber 2007 und
ca. 5,0 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. Zunahme um 4,2 Prozent gegeniliber 2007.

« Hochszenario: ca. 177 Millionen m® im Maingebiet bzw. Zunahme um 3,0 Prozent gegenuber 2007 und
ca. 5,2 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. Zunahme um 6,3 Prozent gegentiber 2007.

Nachfrage durch gewerbliche und sonstige Abnehmer

Die Wasserabgabe an gewerbliche und sonstige Abnehmer (zum Beispiel 6ffentliche Einrichtungen, Krankenhau-
ser, Bundeswehr) ist in Bayern seit 1987 kontinuierlich gesunken. Hauptgriinde dafir diirften der Einsatz wasser-
sparender Technik sowie der Strukturwandel sein (vgl. Kapitel 6.3.3). Fur die verschiedenen Szenarien werden
auf Grundlage der statistischen Daten seit 1987 folgende Annahmen getroffen:

» Niedrigszenario: Der Riickgang der Wassernachfrage durch Gewerbe in Bayern setzt sich auf Grundlage der
Entwicklung 1987-2007 linear abnehmend fort. Die entsprechende prozentuale Abnahme im Zeitraum 2007—-
2015 wird auf das Maingebiet bzw. das Bodenseegebiet lbertragen.

» Mittelszenario: Der Riickgang der Wassernachfrage durch Gewerbe in Bayern setzt sich auf Grundlage der
Entwicklung 1987-2007 exponentiell abnehmend fort. Die entsprechende prozentuale Abnahme im Zeitraum
2007-2015 wird auf das Maingebiet bzw. das Bodenseegebiet libertragen.

» Hochszenario: Die Wassernachfrage durch Gewerbe nimmt nicht weiter ab und verbleibt auf dem Wert des
Jahres 2007.

Aus diesen Annahmen ergeben sich folgende Werte fiir die Nachfrage nach Wasser durch gewerbliche und sons-
tige Abnehmer im Jahr 2015 im Rheingebiet (2007 = ca. 34 Millionen m®im Maingebiet und ca. 1,3 Millionen m®
im Bodenseegebiet):

» Niedrigszenario: ca. 27 Millionen m®im Maingebiet und ca. 1,0 Millionen m®im Bodenseegebiet bzw. Abnahme
um 21,6 Prozent gegeniber 2007,

« Mittelszenario: ca. 29 Millionen m® im Maingebiet und ca. 1,1 Millionen m®im Bodenseegebiet bzw. Abnahme
um 14,8 Prozent gegeniiber 2007,
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« Hochszenario: ca. 34 Millionen m* im Maingebiet und ca. 1,3 Millionen m®im Bodenseegebiet bzw. keine Ande-
rung gegenuber 2007.

Wasserwerkseigenverbrauch und Wasserverluste im Versorgungsnetz bei 6ffentlichen Wasserversorgern

Im Betrachtungszeitraum 1987-2007 ist sowohl bei den Netzverlusten als auch beim Wasserwerkseigenver-
brauch kein eindeutiger Trend erkennbar. Fir das Jahr 2015 werden daher der niedrigste Wert, der Mittelwert
sowie der héchste Wert fiir Bayern im Zeitraum 1987-2007 den einzelnen Szenarien zu Grunde gelegt. Die pro-
zentualen Abweichungen dieser Werte von den Werten fiir Gesamtbayern 2007 werden auf die entsprechenden
Werte fur das Main- und Bodenseegebiet tibertragen.

Aus diesen Annahmen ergeben sich folgende Werte flir Wasserwerkseigenverbrauch plus Wasserverluste im
Versorgungsnetz im Jahr 2015 im Rheingebiet (2007 = ca. 29 Millionen m® im Maingebiet und ca. 1,5 Millionen
m®im Bodenseegebiet):

* Niedrigszenario: ca. 27 Millionen m®im Maingebiet bzw. Abnahme um 8,5 Prozent gegeniiber 2007 und
ca. 1,4 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. Abnahme um 6,7 Prozent gegentiber 2007,

« Mittelszenario: ca. 33 Millionen m® im Maingebiet bzw. Zunahme um 13,3 Prozent gegeniiber 2007 und
ca. 1,7 Millionen m®im Bodenseegebiet bzw. Zunahme um 13,3 Prozent gegeniber 2007,

« Hochszenario: ca. 40 Millionen m® im Maingebiet bzw. Zunahme um 37,9 Prozent gegentiber 2007 und
ca. 2,1 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. Zunahme um 40,0 Prozent gegeniber 2007.

Gesamtwasserbedarf der 6ffentlichen Wasserversorgung

Aus den oben besprochenen Szenarien ergeben sich fiir den Gesamtwasserbedarf durch die 6ffentliche Wasser-
versorgung im Maingebiet bzw. im Bodenseegebiet fiir das Jahr 2015 folgende Werte®’:

Maingebiet (2007 = ca. 237 Millionen m3):

» Niedrig-Szenario: ca. 220 Millionen m?® bzw. Abnahme um 6,9 Prozent gegenuber 2007,
+ Mittel-Szenario: ca. 235 Millionen m® bzw. Abnahme um 0,7 Prozent gegentiber 2007,

« Hoch-Szenario: ca. 253 Millionen m® bzw. Zunahme um 6,9 Prozent gegenuber 2007.
Bodenseegebiet (2007 = ca. 7,4 Millionen m?):

* Niedrig-Szenario: ca. 7,0 Millionen m°® bzw. Abnahme um 5,4 Prozent gegenuber 2007,
« Mittel-Szenario: ca. 7,6 Millionen m® bzw. Zunahme um 2,7 Prozent gegenuber 2007,

¢ Hoch-Szenario: ca. 8,3 Millionen m® bzw. Zunahme um 12,2 Prozent gegeniber 2007.

Tabelle 6-29: Szenarien 2015 fur die Wassernachfrage bei 6ffentlichen Wasserversorgern im bayerischen Maingebiet

Que”eiB N ¢ Grundiage: Baverisches Landesamt fi 2007 2015 2015 2015
eigene Berechnungen auf Grundlage: Bayerisches Landesamt fiir s . .
Statistik: Umweltstatistik 2007, Bevélkerungsvorausberechnung N'edrlg' Mittel- i Hochszenario
bis 2025 szenario szenario

in Tausend m*

Gesamte Wassernachfrage im Maingebiet bei

den dortigen 6ffentlichen Wasserversorgern* 236 600 220 300 234 900 253 000
Abgabe an Haushalte und Kleingewerbe 171 500 165 000 170 900 176 700
Abgabe an Gewerbe und andere Abnehmer 34 200 26 900 29 200 34 300
Wasserverluste und Wasserwerkseigen-

verbrauch 29 300 26 800 33 200 40 400
Weiterleitung abziiglich Wasserbezug* 1600 1600 1600 1600

*Die regionale Zuordnung zum Maingebiet erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

% Die Differenz aus in andere Flussgebietseinheiten abgegebenem Trinkwasser (Weiterleitung) und aus anderen FGE erhalte-
nem Trinkwasser (Wasserbezug) hat einen sehr geringen Anteil an der gesamten Wasserabgabe der 6ffentlichen Wasser-
versorgung. Daher wurde dieser Wert bei der Erstellung der Szenarien nicht variiert und in allen Szenarien der Wert von
2007 angenommen.
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Tabelle 6-30: Szenarien 2015 fir die Wassernachfrage bei 6ffentlichen Wasserversorgern im bayerischen Bodenseege-
biet

Q,“e"eiB " ¢ Grundiage: Baverisches Landesamt i 2007 2015 2015 2015

eigene Berechnungen auf Grundlage: Bayerisches Landesamt fiir A . .
Statistik: Umweltstatistik 2007, Bevélkerungsvorausberechnung Nledrlg' Mittel- . Hochszenario
bis 2025 Szenario szenario

in Tausend m®

Gesamte Wassernachfrage im Bodenseege-
biet bei den dortigen 6ffentlichen Wasserver-

sorgern* 7400 7000 7600 8300
Abgabe an Haushalte und Kleingewerbe 4800 4800 5000 5100
Abgabe an Gewerbe und andere Abnehmer 1300 1000 1100 1300
Wasserverluste und Wasserwerkseigen-

verbrauch 1500 1400 1700 2100
Weiterleitung abzuglich Wasserbezug* -200 -200 -200 -200

*Die regionale Zuordnung zum Bodenseegebiet erfolgt nach dem Sitz des Versorgungsunternehmens.

Die folgenden Abbildungen 6-4 bis 6-7 stellen — nur fir ganz Bayern verfligbare — statistische Zeitreihen der ein-
zelnen Komponenten des Wasserbedarfs der éffentlichen Wasserversorgung dar. Weiterhin zeigen diese Abbil-
dungen Szenarien fir ganz Bayern, welche teilweise als Grundlage fiir die Berechnung der oben dargestellten
Szenarien fur das Main- bzw. Bodenseegebiet dienten.
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Abbildung 6-4: Entwicklung des Trinkwasserverbrauchs durch Haushalte und Kleingewerbe in Bayern (gesamt) 1987-
2007 und Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)
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Abbildung 6-5: Entwicklung des Trinkwasserverbrauchs durch Gewerbe und sonstige Abnehmer in Bayern (gesamt)
1987-2007 und Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)
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Abbildung 6-6: Entwicklung der Netzverluste und des Wasserwerkseigenverbrauchs in Bayern (gesamt) 1987—2007 und
Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)

123



1.000

900 -
800 | l .
700 -
600 -
500 -
400 -
300 -
200 -
100 +
0 - | | | | | | | | |

1987 1991 1995 1998 2001 2004 2007 2015: 2015: 2015:
Niedrig- Mittel- Hoch-
szenario szenario szenario

in Millionen m 3

m Wassenerluste und Wasserwerkseigenverbrauch
m Wasserabgabe an gewerbliche und sonstige Abnehmer
m Wasserabgabe an Haushalte

Abbildung 6-7: Entwicklung der Wasserabgabe durch die 6ffentliche Wasserversorgung in Bayern (gesamt) 1987—2007
und Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)

6.3.3 Wasserentnahmen durch Industrie

Die direkten Wasserentnahmen durch die Industrie (Betriebswasserversorgung) haben sich seit Ende der 70er
Jahre bis 2004 relativ kontinuierlich verringert, wenn sich auch in den 90er Jahren Schwankungen zeigten. Diese
Entwicklung kann vor allem auf die durch technische Innovationen erméglichte Mehrfachnutzung von Frischwas-
ser in Produktionsprozessen zuriickgefiihrt werden. Dadurch hat sich der Nutzungsfaktor, d. h. das Verhaltnis des
insgesamt im Betrieb eingesetzten Wassers zur Menge des entnommenen Frischwassers, erhoht. Eine Erhdhung

des Nutzungsfaktors deutet auf Effizienzverbesserungen beim Einsatz des Produktionsfaktors Wasser in einer
Branche hin.
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Abbildung 6-8: Veranderung der Wassernutzungsintensitat und des Frischwassereinsatz zwischen 2001 und 2004 in
Bayern (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2001, 2004)

Tabelle 6-31: Wirtschaftszweigkennungen

Kennung Wirtschaftszweig

C Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden

DA Ernahrungsgewerbe, Tabakverarbeitung

DB Textil-, und Bekleidungsgewerbe

DC Ledergewerbe

DD Holzgewerbe (ohne Herstellung von Mébeln)

DE Papier-, Verlags- und Druckgewerbe

DF Kokerei, Mineraldlverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen

DG Chemische Industrie

DH Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren

DI Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden

DJ Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen

DK Maschinenbau

DL Herstellung von Bliromaschinen, Datenverarbeitungsgeraten und -einrichtungen; Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik
DM Fahrzeugbau

DN Herstellung von Moébeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeraten, Spielwaren und sonst. Erzeugnissen; Recycling

Neben dem Nutzungsfaktor ist die Menge der produzierten Giter, die in ihrer Herstellung wasserintensiv sind, fiir
die Entwicklung des industriellen Wasserbedarfs maf3geblich. Im Zeitraum 1991 bis 2007 ist die Wertschépfung
im produzierenden Gewerbe insgesamt gestiegen. Gleichzeitig haben sich die Wasserentnahmen durch das
produzierende Gewerbe stark verringert. Neben Wassereinsparungen durch technische Innovationen kénnte
dabei auch ein Wandel in der Struktur der Guterproduktion der bayerischen Wirtschaft eine Rolle gespielt haben.
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Abbildung 6-9: Entwicklung der Bruttowertschdpfung und der Wasserentnahmen durch das produzierende Gewerbe in
Bayern 1991-2007 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)

Welches Potenzial fir Wassereinsparungen in der Industrie weiterhin besteht sowie die kiinftige Entwicklung des
produzierenden Sektors an sich ist schwer einschatzbar. Abbildung 6-10 stellt die Entwicklung der Wasserent-
nahme durch das produzierende Gewerbe in Bayern seit 1977 sowie entsprechende Szenarien fir das Jahr 2015
dar. Da die statistische Zeitreihe seit 1977 nur fiir ganz Bayern verflgbar ist, dienen diese Szenarien fiir ganz
Bayern als Grundlage fur die Berechnung der Szenarien fir das Rheingebiet.
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Abbildung 6-10: Entwicklung der Wasserentnahmen durch das produzierende Gewerbe in Bayern (gesamt) 1977-2007
und Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)

Fir die verschiedenen Szenarien werden folgende Annahmen getroffen:

» Niedrigszenario: Der Riickgang der Wasserentnahmen durch das produzierende Gewerbe in Bayern setzt sich
auf Grundlage der Entwicklung 1977-2007 linear abnehmend fort. Die entsprechende prozentuale Abnahme im
Zeitraum 2007-2015 wird auf das Rheingebiet ibertragen.
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» Mittelszenario: Der Riickgang der Wassernachfrage durch das produzierende Gewerbe in Bayern setzt sich auf
Grundlage der Entwicklung 1977-2007 exponentiell abnehmend fort. Die entsprechende prozentuale Abnahme
im Zeitraum 2007-2015 wird auf das Rheingebiet Ubertragen.

» Hochszenario: Die Wassernachfrage durch das produzierende Gewerbe nimmt nicht weiter ab und verbleibt auf
dem Wert des Jahres 2007.

Aus diesen Annahmen ergeben sich folgende Werte fur die Nachfrage nach Wasser durch Eigenentnahme durch
das produzierende Gewerbe im Jahr 2015 im Rheingebiet (2007 = ca. 91 Millionen m?im Maingebiet und ca.
0,76 Millionen m® im Bodenseegebiet):

* Niedrigszenario: ca. 82 Millionen m®im Maingebiet und ca. 0,69 Millionen m® im Bodenseegebiet bzw. Abnah-
me um 9,2 Prozent gegeniiber 2007

« Mittelszenario: ca. 84 Millionen m® im Maingebiet und ca. 0,71 Millionen m®im Bodenseegebiet bzw. Abnahme
um 7,1 Prozent gegenlber 2007

« Hochszenario: ca. 91 Millionen m® im Maingebiet und ca. 0,76 Millionen m* im Bodenseegebiet bzw. keine
Anderung gegeniiber 2007.

6.3.4 Wasserentnahmen durch Landwirtschaft

Die jahrliche landwirtschaftliche Wassernachfrage ist in hohem MafRe vom Wetter und den von den Landwirten
erwarteten Preisentwicklungen bei Agrarprodukten abhangig. Bis 2015 dirfte es nur zu geringen und regional
begrenzten Veranderungen der Wasserentnahme kommen. Veranderungen in der landwirtschaftlichen Bewasse-
rungsintensitat dirften sich vor allem durch bereits existierende Bewasserungen ergeben. Tabelle 6-32 gibt eine
Ubersicht tiber mdgliche Entwicklungen bei den verschiedenen landwirtschaftlichen Produktgruppen aufgrund des
Einflusses von Klimawandel, Produktpreisen und PolitkmaRnahmen. ZahlenmaRige Aussagen zum kiinftigen
landwirtschaftlichen Wasserbedarf kénnen daraus nicht abgeleitet werden. Insgesamt scheint eine leichte Erh6-
hung der Wasserentnahme fir Bewasserungszwecke wahrscheinlich.
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Tabelle 6-32: Mdgliche Entwicklungen bei der landwirtschaftlichen Bewéasserung (Quelle: Experteneinschéatzung der

Fachbehdrden)
Einflussfaktoren
Landwirt- derzeitiger Klimawandel Produktpreise PolitikmaRnahmen
schaftliche Wasserbe- Annahme: regional erhéhte Tem- | Annahme: steigende Nah- Annahme: keine Ande-
Produkt- darf peraturen und starkere Trocken- | rungsmittelpreise rungen bei derzeit
gruppen heit im Sommer, keine aufeinan- glltigen Regelungen
der folgenden extremen Trocken-
jahre
Landwirtschaft | siehe Fir Gemuse, Hackfriichte, Hop- | Generell erhéht sich mit stei- Die derzeitigen Rege-
allgemein Kapitel 6.1.8 | fen und Wein kann eine hohere | genden Preisen der Anreiz zur | lungen durften keine
Wassernachfrage erwartet wer- Bewasserung bei allen pflanz- | Erhéhung der Wasser-
den. Daher durften die Wasser- lichen Produktgruppen. Auf- entnahme bewirken.
entnahmen durch existierende grund ihrer Kostenintensitat ist | Seit ihrer Reform 2005
Bewasserungen zunehmen und - | die Rentabilitat der Bewasse- | fordert die EU-
entsprechende Genehmigungen | rung innerhalb heute realisti- Agrarpolitik landwirt-
vorausgesetzt - zusatzliche scher Produktpreisspannen schaftliche Flache in
Bewasserungen realisiert wer- jedoch nur bei Gemise, Hack- | Unabhangigkeit ihrer
den. friichten, Hopfen und Wein ge- | tatsachlichen Bewirt-
geben. Bei tierischen Produkt- | schaftung. Die Sub-
gruppen ist der Wassereinsatz | ventionspolitik schafft
pro Produkteinheit in Bayern somit weder Anreize,
unabhangig von Preisande- unrentable Flachen in
rungen. Eine durch steigende | die Produktion zu
Preise fiir bewasserungswiir- | nehmen, noch be-
dige Produktgruppen verur- stimmte Produktgrup-
sachte Umnutzung von Agrar- | pen zu bevorzugen.
flachen ist in grolem Umfang
nicht zu erwarten. Aufgrund
der hohen Investitionen in die
Bewasserungstechnik dirften
erst langfristige, nachhaltige
Preisdnderungen eine nen-
nenswerte Umnutzung bewir-
ken. Zudem sind die Markte
fur die bewasserungsintensi-
ven Produktgruppen Hack-
friichte und Gemise weitge-
hend regional und von globa-
len Nachfrageverschiebungen
im Wesentlichen entkoppelt.
Gemise Bewasserung | Zunahme der Bewasserung Kosten fiir Bewasserung fallen | siehe oben
durch existierende Anlagen pro Hektar an. Da Gemise
sowie - entsprechende Geneh- den hochsten Ertrag pro Hek-
migungen vorausgesetzt - zu- tar ermdéglicht, lohnt sich fir
satzliche Bewasserungsanlagen. | diese Produktgruppe bei stei-
genden Produktpreisen zu-
satzliche Bewasserung am
meisten. Zudem sind die
meisten GemUisearten gegen-
Uber Wassermangel wesent-
lich empfindlicher als z. B.
Getreide.
Hackfrichte Bewasserung | Zunahme der Bewasserung Bei Hackfrlichten ist eine siehe oben
(Kartoffeln & durch existierende Anlagen zusatzliche Erhéhung der
Zuckerriben) sowie - entsprechende Geneh- Erntemenge durch verstarkten
migungen vorausgesetzt - zu- Wassereinsatz nur begrenzt
satzliche Bewasserungsanlagen. | méglich. Daher diirfte die
Bewasserung vorrangig bei
drohenden Ernteausfallen
aufgrund des Wetters erhoht
werden. Steigende Preise
durften nur einen geringen
Einfluss auf den Wasserein-
satz haben.
Hopfen & Wein | Bewasserung | Zunahme durch — entsprechende | Zuséatzliche Erhéhung der siehe oben
geringer Genehmigungen vorausgesetzt — | Erntemenge durch verstarkten
Flachen neu errichtete Anlagen mit dem Wassereinsatz bei Hopfen nur
Ziel der Qualitatssicherung bei begrenzt moglich. Keine zu-
Wein und Hopfen. Bei Hopfen satzliche Bewasserung bei
(hoher Exportanteil) auch zur Wein, da dies eher in Quali-
Versorgung des Weltmarktes in tatsverlusten resultiert.
trockenen Jahren.
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Tabelle 6-32: Fortsetzung

Einflussfaktoren

darf fur Tran-
ke

Uber Oberflachenwasser und in
den Stéllen diirfte sich der Trank-
wasserbedarf kaum verandern.
Die Auswirkungen einer Klima-
veranderung auf die Wasserver-
fugbarkeit in zur Tréanke genutz-
ten Bachen kdénnen noch nicht
abgeschatzt werden.

licht eine zusatzliche Erho-
hung des Wassereinsatzes pro
Tier keine Produktionssteige-
rungen. Es wird geschétzt,
dass im Zeitraum 2003 bis
2015 die Rinderbestéande
insgesamt um ca. 17 Prozent
abnehmen werden.

Landwirt- derzeitiger Klimawandel Produktpreise PolitikmaBnahmen
schaftliche Wasserbe- Annahme: regional erhéhte Tem- | Annahme: steigende Nah- Annahme: keine Ande-
Produkt- darf peraturen und stéarkere Trocken- | rungsmittelpreise rungen bei derzeit
gruppen heit im Sommer, keine aufeinan- glltigen Regelungen
der folgenden extremen Trocken-
jahre
Obst Bewasserung | Zunahme der Bewasserung Innerhalb heute realistischer siehe oben
geringer durch existierende Anlagen Preisspannen keine zusatzli-
Flachen sowie — entsprechende Geneh- che Bewasserung.
migungen vorausgesetzt — zu-
satzliche Bewasserungsanlagen.
Getreide und geringe Be- An grundwasserreichen Standor- | Innerhalb heute realistischer siehe oben
Olsaaten wasserung, ten mit vorhandenen Bewésse- Preisspannen keine zusétzli-
regional rungsanlagen starkere Bewéasse- | che Bewasserung.
begrenzt rung mdglich. Keine zusatzlichen
Anlagen, da Getreide im Hoch-
sommer bereits weitgehend
erntebereit ist. Somit wére es von
trockeneren, heiBeren Sommern
nur geringfligig betroffen. In den
vergangenen Jahren hatten
héhere Temperaturen nur dann
einen negativen Einfluss auf den
Ertrag, wenn die Trockenheit in
den Monaten Mai/Juni auftrat.
Biomasse und | kaum nen- Im Wesentlichen beschrankt auf | Innerhalb heute realistischer siehe oben
Futterpflanzen | nenswerte Standorte, an denen bereits Be- | Preisspannen keine zusatzli-
Bewasserung | wasserungsanlagen fur andere che Bewasserung.
Produktgruppen vorhanden sind.
Vieh geringer Keine nennenswerten Verande- | Unter ansonsten gleichblei- siehe oben
Wasserbe- rungen. Viele Weiden verfligen benden Bedingungen ermdog-

6.3.5 Wasserentnahmen durch Warmekraftwerke

Die durch Warmekraftwerke entnommenen Wassermengen sind seit Anfang der 90er Jahre stark zuriickgegan-
gen. Dies ist auf eine effektivere und sparsamere Wassernutzung, den verstarkten Einsatz von Kreislauftechnolo-
gien und die Stilllegung oder den verminderten Betrieb alterer Kraftwerksstandorte bzw. -blécke zuriickzufiihren.
Uber das Potenzial fiir weitere Einsparungen liegen keine Informationen vor.
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Abbildung 6-11: Entwicklung der Wasserentnahmen durch Warmekraftwerke in Bayern 1991-200421 (Quelle: LfStaD,
Umweltstatistik 2004)

Die Entwicklung der Wasserentnahme durch Warmekraftwerke ist abhangig vom kinftigen Strombedarf sowie
den Rahmenbedingungen zur Deckung dieses Bedarfs, d. h. dem verwirklichten Energietrdgermix sowie der
Hohe des Strombezugs aus anderen Landern. Alle drei Faktoren hangen in hohem Mafe von politischen Ent-
scheidungen und Marktentwicklungen ab, die nicht prognostiziert werden kénnen. Zu nennen sind hier etwa die
Zukunft der Kernenergie in Deutschland, die Verwirklichung von Klimaschutzzielen durch Férderung von Energie-
einsparungen und alternativen Energien sowie Preisentwicklungen bei den fossilen Energietragern.

In der vom Bayerischen Staatsministerium fur Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie beauftragten
Studie ,Energieprognose Bayern 2030“ wurden Rahmenbedingungen wie die oben beschriebenen bei der Erstel-
lung von Zukunftsszenarien der Energieversorgung jeweils unterschiedlich definiert (z. B. hohe oder niedrige
kiinftige Energiepreise). Je nach Szenario verandert sich die Stromerzeugung durch bayerische Warmekraftwer-
ke im Zeitraum 2002 bis 2015 zwischen minus 5 und plus 9 Prozent. Allerdings kommt es nur im Szenario mit
hohen Energiepreisen und ohne Kernenergie zur Verminderung der Stromproduktion durch Warmekraftwerke.

6.3.6  Offentliche Abwassereinleitung

Bestimmend fur die kiinftige Entwicklung der bei der &ffentlichen Abwasserentsorgung anfallenden Schmutzwas-
sermengen sind im Wesentlichen die an Haushalte und Gewerbe abgegebenen Trinkwassermengen, der Anteil
der an die Abwasserentsorgung angeschlossenen Bevdlkerung sowie das an die 6ffentliche Abwasserentsorgung
durch Betriebe mit eigener Wasserentnahme abgegebene Abwasser. Die Mengen an Fremdwasser und Nieder-
schlagswasser sind dagegen in hohem MafRe von den Niederschlagssummen im jeweiligen Jahr abhangig.

2! Aufgrund einer Anderung im Erhebungsverfahren in der Umweltstatistik 2007 sind die Zahlen zur Wasserentnahme durch
Warmekraftwerke nicht mehr direkt mit den Vorjahreszahlen vergleichbar. Daher wurde hier auf eine Aktualisierung verzich-
tet.
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Abbildung 6-12: Entwicklung des Fremd- und Niederschlagswassers aus 6ffentlichen Klaranlagen und Niederschlage
1987 — 2007 in Bayern (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; Deutscher Wetterdienst DWD 2009)

Da der Eintrag von Fremd- und Niederschlagswasser in Kanalisationen in Abhangigkeit der Niederschlage jahr-
lich stark variiert, kdnnen hierzu keine Szenarien erstellt werden. Auch unterscheidet die 6ffentliche Statistik seit
1998 bei der Erhebung des Schmutzwassers aus der offentlichen Abwassereinleitung nicht mehr zwischen den
Verursachergruppen Haushalte und Gewerbe. Da beide Bereiche von unterschiedlichen Entwicklungen gepragt
sind (siehe unten), kénnen auf Grundlage der vorhandenen Daten keine Szenarien zur Entwicklung der Schmutz-
wassermengen erstellt werden. Im Folgenden werden jedoch bekannte Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung
der Abwassermengen diskutiert.
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Abbildung 6-13: Entwicklung der Abwassermengen aus 6ffentlichen Klaranlagen 1987-2007 in Bayern (Quelle: LfStaD,
Umweltstatistik 2007)
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Die kiinftige Veranderung der Schmutzwassermenge aus Haushalten entspricht — unter Annahme eines konstan-
ten Wasserverbrauchs pro Einwohner — der kiinftigen Veranderung der an die 6ffentliche Abwasserentsorgung
angeschlossenen Einwohner. Die abwassertechnische ErsterschlieBung ist in gro3en Teilen Bayerns weitgehend
erfolgt. Der Anschlussgrad und der Abwasseranfall werden nur noch in geringem Umfang steigen. Die noch
verbleibenden Gebiete, bei denen der Anschluss an eine zentrale Klaranlage unwirtschaftlich ist, werden langfris-
tig uber Kleinklaranlagen mit biologischer Reinigung entsorgt werden. Im Maingebiet wird sich der Anteil der an-
geschlossenen Einwohner an der Gesamtbevdlkerung von 98,3 Prozent der Einwohner im Jahr 2007 auf voraus-
sichtlich 98,9 Prozent im Jahr 2015 erh6hen; im Bodenseegebiet von 91,2 Prozent auf 91,7 Prozent. Gemaf’ der
regionalisierten Bevolkerungsvorausberechnung des Bayerischen Landesamtes fiir Statistik und Datenverarbei-
tung wird die Bevdlkerung im selben Zeitraum im Maingebiet weitgehend konstant bleiben und im Bodenseege-
biet um ca. 0,9 Prozent zunehmen. Auf Grundlage dieser Zahlen durften im Jahr 2015 im Maingebiet rund 0,7
Prozent mehr Einwohner als 2007 an die 6ffentliche Abwasserentsorgung angeschlossen sein; im Bodenseege-
biet betragt dieser Wert etwa 1,4 Prozent. Entsprechend dirfte sich auch die Schmutzwassermenge aus Haus-
halten verandern.

Der Bezug von Wasser aus der offentlichen Wasserversorgung und die Wasserentnahme durch Gewerbe sind
seit Langem riicklaufig (vgl. Kapitel 6.3.2 und 6.3.3). Auch nahm die Ableitung von Abwasser aus Betrieben mit
einem Wasseraufkommen iiber 1000 m® — die meist auch selbst Wasser fordern — in die 6ffentliche Kanalisation
seit 1977 im jahrlichen Durchschnitt um ca. 3,5 Prozent ab (vgl. Abbildung 6-14). Es kann also davon ausgegan-
gen werden, dass sich die bei der 6ffentlichen Abwasserentsorgung anfallenden Schmutzwassermengen aus
Gewerben zumindest nicht erhdhen dirften.

6.3.7 Abwassereinleitung durch Industrie

Abbildung 6-14 stellt die Entwicklung der Abwassereinleitung durch das produzierende Gewerbe in Bayern seit
1977 sowie entsprechende Szenarien fur das Jahr 2015 dar. Da die statistische Zeitreihe seit 1977 nur fir ganz
Bayern verfligbar ist, dienen die Szenarien fiir ganz Bayern als Grundlage fiir die Berechnung der Szenarien fiir
das Rheingebiet.
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Abbildung 6-14: Entwicklung der Abwassereinleitung durch das produzierende Gewerbe in Bayern (gesamt) 1977-2007
und Szenarien 2015 (Quelle: LfStaD, Umweltstatistik 2007; eigene Berechnungen)

Der Abwasseranfall aus Abwasseranlagen von direkt in Gewasser einleitenden Betrieben des produzierenden
Gewerbes hat sich seit 1977 kontinuierlich verringert. Seit 1998 scheint sich die Menge an direkt eingeleitetem
behandeltem Abwasser allerdings zu stabilisieren und ist seit 2001 wieder um 2,4 Prozent angestiegen. Das im
Zeitraum 1998-2007 gesunkene Wasseraufkommen in der Industrie (vgl. Kapitel 6.3.3) scheint sich vor allem in
einer starken Abnahme der an die 6ffentliche Kanalisation abgegebenen Abwassermengen niederzuschlagen (im
jahrlichen Durchschnitt Abnahme um 4 Prozent). Die Direkteinleitung von unbehandeltem Abwasser (in aller Re-
gel nicht behandlungsbedurftiges Abwasser, z. B. Kiihlwasser) ist in diesem Zeitraum lediglich um 0,7 Prozent im
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jahrlichen Durchschnitt gesunken; die Direkteinleitung von behandeltem Abwasser hat im jahrlichen Durchschnitt
um 0,3 Prozent zugenommen. Fir die verschiedenen Szenarien werden folgende Annahmen getroffen:

» Niedrigszenario: Der Riickgang der direkten Abwassereinleitung durch das verarbeitende Gewerbe in Bayern
setzt sich auf Grundlage der Entwicklung 1977—2007 exponentiell abnehmend fort. Die entsprechende prozen-
tuale Abnahme im Zeitraum 2007-2015 wird auf das Maingebiet tbertragen.

» Mittelszenario: Die direkte Abwassereinleitung durch das verarbeitende Gewerbe verbleibt auf dem Wert des
Jahres 2007.

* Hochszenario: Der Wiederanstieg der direkten Abwassereinleitung durch das verarbeitende Gewerbe in Bayern
setzt sich auf Grundlage der Entwicklung 2001-2007 linear zunehmend fort. Die entsprechende prozentuale
Zunahme im Zeitraum 2007—-2015 wird auf das Maingebiet Ubertragen.

Aus diesen Annahmen ergeben sich folgende Werte fiir die Abwassereinleitung durch das produzierende Gewer-
be im Jahr 2015 im Maingebiet? (2007 = ca. 64 Millionen m®):

» Niedrigszenario: ca. 58 Millionen m®im Maingebiet bzw. Abnahme um 9,8 Prozent gegeniiber 2007
- Mittelszenario: ca. 64 Millionen m® im Maingebiet bzw. keine Anderung gegeniiber 2007

« Hochszenario: ca. 66 Millionen m®im Maingebiet bzw. Zunahme um 3,3 Prozent gegenuber 2007.

6.3.8 Folgerungen aus den Entwicklungsszenarien

Kostendeckung von Wasserdienstleistungen

In den oben besprochenen Szenarien ergeben sich bis 2015 keine tief greifenden Anderungen der Rahmenbe-
dingungen flr die Kostendeckung der offentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung. Diese flussge-
bietsbezogenen Betrachtungen von Makrotrends kénnen jedoch nur als eine Grundlage fir die konkrete betriebs-
wirtschaftliche Planung der Einzelunternehmen dienen. Zudem sollte bei den Szenarien zur Entwicklung der
Nachfrage nach Wasser aus der offentlichen Wasserversorgung beachtet werden, dass das gleichzeitige Eintref-
fen aller jeweiligen Annahmen des Hoch- bzw. Niedrigszenarios als unwahrscheinlich betrachtet werden kann.

Entwicklung des Angebots und der Nachfrage von Wasser

Das natirliche Dargebot an Wasser in Bayern diirfte bis 2015 insgesamt gut ausreichend bleiben. Auch die durch
Klimaanderungen eventuell hervorgerufene leichte Abnahme von Niederschlagen im Sommer sollte fur die Was-
serdienstleistungen insgesamt gesehen kein Problem darstellen. Im Maingebiet kénnte es allerdings dort, wo sich
die offentliche Wasserversorgung auf oberflachennahe Wasservorkommen stiitzt (z. B. im Spessart), értlich zu
temporaren Versorgungsengpassen kommen. Die Wasserwirtschaftsverwaltung begegnet solchen Herausforde-
rungen bereits heute durch Forschungs- und Beratungsleistungen und unterstiitzt kommunale Malinahmen zur
Behebung von mdglichen Defiziten. Beispielsweise werden im Rahmen des Projektes ,Erhebung und Bewertung
der offentlichen Wasserversorgung in Bayern® die Versorgungssicherheit 6ffentlicher Wasserversorgungsanlagen
durch die Wasserwirtschaftsverwaltung zusammen mit den Versorgungsunternehmen tberprift — auch hinsicht-
lich eines durch den Klimawandel méglichen Riickgang des Wasserdargebots — und ggf. erste Verbesserungs-
vorschlage erarbeitet. Das Projekt ist Bestandteil der Bayerischen Klima-Anpassungsstrategie (BayKLAS), im
Bereich des MalRnahmenpaketes ,Vorsorge gegen Trockenheit und Durre® innerhalb des Handlungsfeldes Was-
serwirtschaft.

Mengen, Preise, Kosten im Zusammenhang mit Wasserdienstleistungen

Offentliche Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden voraussichtlich eine leichte Zunahme der Zahl
ihrer Dienstleistungsempfanger bei tendenziell leicht zurlick gehenden bzw. stagnierenden Mengen erfahren.
Aufgrund des hohen Anteils der Fixkosten an den Gesamtkosten (vgl. Kapitel 6.2.4) dirften sich die mengenbe-
zogenen Geblihren fiir die Wasserdienstleistungen also leicht erhdhen, die Gesamtbelastung der Dienstleis-
tungsempfanger durfte sich allerdings wenig andern. Lokal kann sich die demographische Entwicklung allerdings
stark unterscheiden (z. B. Bevélkerungszunahme in den Ballungsgebieten gegeniber Bevdlkerungsriickgang und

2 Fir das Bodenseegebiet kdnnen aus Griinden der statistischen Geheimhaltung keine Zahlen zu den Wasserentnahmen des
verarbeitenden Gewerbes dargestellt werden.
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Alterung in den peripheren Regionen). Dies kann Auswirkungen auf die Nachfrage nach Wasserdienstleistungen,
die Auslastung der Infrastruktur und damit die Kostenstrukturen haben.

Bei der Wasserentnahme bzw. Abwassereinleitung durch Industrie und Warmekraftwerke ist keine wesentliche
Zunahme der Mengen zu erwarten. Somit ist hier nicht von einer Konkurrenz um Wasser bzw. Abwassereinlei-
tungsrechte auszugehen und es sind keine erhéhten Beschaffungskosten fiir Wasser bzw. Kosten fiir die Ver-
meidung von Umweltschaden zu erwarten. Bei der Bewertung der voraussichtlich leicht steigenden Nachfrage
nach Wasser fir Beregnungszwecke muss das in Bayern sehr heterogene regionale Wasserdargebot beriicksich-
tigt werden. Eine erhohte Wasserentnahme im Bodenseegebiet durfte kein Problem darstellen. Im Maingebiet
dagegen wird bereits heute die Vergabe von Wasserrechten aufgrund regional geringer Grundwasservorkommen
teilweise restriktiv gehandhabt. Der Wasserdienstleistung 6ffentliche Wasserversorgung wird jedoch bei der Ver-
gabe von Entnahme- und Einleitungsgenehmigungen gegenlber anderen Sektoren Prioritat eingeraumt.

Investitionen in Wasserdienstleistungen

Kinftig wird es bei den Wasserdienstleistungen vermehrt darauf ankommen, die Substanz der bestehenden An-
lagen durch ausreichende Reinvestitionen zu erhalten, um auch in Zukunft das erreichte hohe Niveau halten zu
kénnen. Zu den Investitionen, die voraussichtlich im Zeitraum 2010-2015 getatigt werden, liegen keine flachen-
deckenden Statistiken oder Untersuchungen fiir Bayern vor. Aus Erhebungen der Verbande gibt es jedoch Daten
fur die Investitionen in vergangenen Jahren in ganz Deutschland. Diese sind allerdings nicht uneingeschrankt auf
die Situation in Bayern ubertragbar.

Die Deutsche Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) hat auf Grundlage einer Umfra-
ge die durchschnittlichen jahrlichen Investitionen von Abwasserentsorgungsunternehmen in Deutschland fiir die
Jahre 2006, 2007 und 2008 geschatzt. Im Durchschnitt dieser drei Jahre ergibt sich ein Wert von rund 52 Euro
pro angeschlossenem Einwohner und Jahr (2006: 47,77 Euro; 2007: 56,07 Euro; Prognose 2008: 52,04 Euro).
Wenn man diesen Wert auf Bayern (ibertragt, ergeben sich fiir den 6-Jahres-Zeitraum von 2010 bis 2015 rechne-
risch Gesamtinvestitionen von 3,8 Milliarden Euro in Bayern.

Fur den Bereich Wasserversorgung kénnen entsprechend die Daten zur gesamten Wasserabgabe und den ge-
samten Investitionen in Deutschland aus der Wasserstatistik des BDEW herangezogen werden. Demnach lagen
die jahrlichen Investitionen in den alten Bundeslandern im Zeitraum 1990 bis 2006 im Durchschnitt bei 0,42 Euro
pro m® Wasserabgabe (Minimum 0,34; Maximum 0,42 Euro pro m? Wasserabgabe.) Wenn man diesen Wert auf
Bayern Ubertragt, ergeben sich fiir den 6-Jahres-Zeitraum von 2010 bis 2015 rechnerisch Gesamtinvestitionen
von 1,9 Milliarden Euro in Bayern.
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7 Zusammenfassung des MalRnahmenprogramms

Die Europaische Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, fiir jede Flussgebietseinheit oder fiir den
in ihr Hoheitsgebiet fallenden Teil einer internationalen Flussgebietseinheit ein Manahmenprogramm festzule-
gen, um die Ziele des Artikels 4 WRRL zu verwirklichen. Der sachliche Inhalt des Malhahmenprogramms wird
durch Art. 11 WRRL (bzw. § 36 Abs. 2 bis 5 WHG) festgelegt.

Der Begriff MaBnahme ist in der WRRL weit gefasst und umfasst nicht nur technische MaRnahmen, sondern auch
rechtliche, administrative, 6konomische, kooperative, kommunikationsbezogene und sonstige Instrumente, die
der Umsetzung der Richtlinie dienen.

Die Aufstellung der MalRnahmenprogramme in Bayern ist rechtlich durch Art.71a des Bayerischen Wassergeset-
zes (BayWG) geregelt. Das MalRnahmenprogramm ist ein eigenes Dokument, welches den Bewirtschaftungsplan
erganzt, jedoch nicht Bestandteil desselben ist.

Es stellt eine Planung auf strategischer Ebene dar, die durch eine nachfolgende operative Ausfiihrungsplanung
konkretisiert werden muss. Im Rahmen dieser Ausfuhrungsplanung werden alle lokalen Belange wie z. B. Betrof-
fenheit der Grundstlickseigentiimer, naturschutzfachliche Fragen, Fragen des Denkmalschutzes/Bodendenk-
maler, etc. behandelt.

In der hier vorliegenden Zusammenfassung sind das Vorgehen bei der Aufstellung des MalRnahmenprogramms,
die Umsetzung von EU-Richtlinien sowie Grundlagen und Auswirkungen von erganzenden MaRnahmen darge-
stellt. Die fiir einzelne Wasserkorper ausgewahlten MalRnahmen sind dem MafRnahmenprogramm zu entnehmen.

7.1 Aufstellung des MaRBhahmenprogramms
Das MafRnahmenprogramm enthalt grundsatzlich folgende Arten von Ma3nahmen (siehe Art.11 Abs. 3-5 WRRL):

* Grundlegende MalRnahmen sind zu erfiillende Mindestanforderungen an den Gewasserschutz, die sich aus
der Umsetzung bestehender gemeinschaftlicher, nationaler oder landesspezifischer Gesetzgebung — unabhan-
gig von der WRRL - ableiten (vgl. Kapitel 7.2),

» Erganzende MaRnahmen sind MaRnahmen, die zusatzlich zu den grundlegenden Malinahmen in das Maf}-
nahmenprogramm aufgenommen werden, wenn die grundlegenden Malinahmen nicht ausreichen, um die fest-
gelegten Umweltziele gemaf Art. 4 WRRL zu erreichen (vgl. Kapitel 7.4),

» Zusatzmafnahmen sind MaRnahmen, die nachtraglich (d. h. im vorliegenden Fall nach 2009) in das beste-
hende MaRnahmenprogramm aufgenommen werden, wenn sich aus der Uberwachung oder sonstigen Er-
kenntnissen ergibt, dass die festgelegten Ziele voraussichtlich mit den zuvor vorgesehenen MafRnahmen nicht
erreicht werden kénnen.

Nachfolgend wird eine Ubersicht (iber den Planungsablauf zur Aufstellung des MaRnahmenprogramms gegeben.

7.1.1 Vorgehen bei der Aufstellung des MaBhahmenprogramms

Das MafRnahmenprogramm ist das Ergebnis eines Planungsprozesses, der in seinen wesentlichen Schritten
basiert auf

» der Analyse der Belastungen und deren Ursachen im Rahmen der Bestandsaufnahme 2004 einschlieBlich der
weiteren Erkenntnisse hierzu in den Folgejahren (siehe Kapitel 2),

» der Erhebung von Schutzgebieten (siehe Kapitel 3),

« der Beurteilung des Zustands der Gewésser, die auf Erkenntnissen aus der Durchfilhrung der Uberwachungs-
programme beruht (siehe Kapitel 4) sowie

 der Festlegung der Umweltziele flr jeden Wasserkorper (siehe Kapitel 5).
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Auf dieser Grundlage wurde das MaRnahmenprogramm erstellt, das folgende Inhalte umfasst:

* Darstellung der grundlegenden Mafnahmen und ihres Beitrags zur Erreichung der Ziele der WRRL (Kapitel
7.2). Die grundlegenden Malinahmen werden in Art. 11 Abs. 3 WRRL in Verbindung mit Art.10 WRRL und An-
hang VI Teil A WRRL abschlief3end aufgefiihrt.

 Diskussion der Auswirkungen der Umsetzung der grundlegenden Ma3nahmen und der Wirkung begleitender
Randbedingungen (z. B. soziodkonomische oder klimatische Entwicklungen) bis 2015 im Rahmen des Baseline
Szenarios (Kapitel 7.3).

» Analyse der Defizite zum Erreichen der Umweltziele, die nach den Ergebnissen des Baseline Szenarios noch
verbleiben.

» Auflistung der ergédnzenden MalRnahmen, die geeignet sind, um die Umweltziele zu erreichen (Kapitel 7.4). Zu
den mdglichen ergadnzenden MaRnahmen enthalt Anhang VI Teil B WRRL eine nicht erschopfende Liste.

Die einzelnen Maflinahmen fiir Oberflachenwasserkorper und fir Grundwasserkérper sind im MaRnahmenpro-
gramm aufgelistet (siehe gesondertes Dokument). Beide Listen sind nach Wasserkdrpern geordnet.

Das Bayerische Landesamt fur Umwelt (LfU) und — fir den landwirtschaftlichen Bereich — die Bayerische Lan-
desanstalt fir Landwirtschaft (LfL) haben die Wirkung der grundlegenden Maflinahmen beurteilt. Der Bedarf an
erganzenden wasserwirtschaftlichen MalRnahmen wurde durch die Wasserwirtschaftsamter in Abstimmung mit
den Bezirksregierungen festgestellt. Die ergéanzenden landwirtschaftlichen MaRnahmen wurden von den Amtern
fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) in Abstimmung mit der LfL erarbeitet. Die den Umweltzielen
der WRRL dienenden MaRnahmen im Bereich Naturschutz wurden in Zusammenarbeit mit den Naturschutzbe-
horden in das MalRnahmenprogramm integriert. Bei der Umsetzung von MalRnahmen wird bei Fragen, die Wald-
gebiete betreffen, die Forstverwaltung als Fachverwaltung einbezogen.

Hinweise, Anregungen und Erkenntnisse aus der &ffentlichen Anhérung wurden fiir das vorliegende MaRnahmen-
programm berlicksichtigt (siehe Kapitel 9).

Das Mafinahmenprogramm ist bis 2012 umzusetzen und wird 2015 sowie anschlieRend alle sechs Jahre tber-
prift und, soweit erforderlich, aktualisiert.

Methodische Hilfestellungen zur Erarbeitung des MalRnahmenprogramms geben zahlreiche Empfehlungen und
Leitlinien, die auf europaischer Ebene im so genannten CIS-Prozess (Gemeinsame europaische Strategie zur
Umsetzung der WRRL) erarbeitet wurden. Weitere Vereinbarungen zur Erstellung des MalRhahmenprogramms
wurden auf Flussgebietsebene im Rahmen der Koordinierung in der Internationalen Kommission zum Schutz des
Rheins (IKSR) getroffen. Auf nationaler Ebene hat die Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) ent-
sprechende Themenpapiere entwickelt.

7.1.2 Handlungsbedarf

Handlungsbedarf zum Erreichen der Umweltziele der WRRL ergibt sich in folgenden Bereichen:

« Stoffliche Belastungen aus Punktquellen (z. B. Klaranlagen, Industrieanlagen),

« Stoffliche Belastungen aus diffusen Quellen (z. B. infolge der Landnutzung),

» Hydromorphologische Veranderungen und ihre Auswirkungen auf den Zustand der Fliisse und Seen,

» Gewinnung vertiefender Erkenntnisse zu den relevanten Belastungen und Erstellung von Konzepten, wie die
Umweltziele erreicht werden kénnen.

Hierbei sind insbesondere auch die Ergebnisse der 2. Phase der Anhérung zu den wichtigen Fragen der Gewas-
serbewirtschaftung von Bedeutung (vgl. Kapitel 2).

7.1.3 Kosteneffizienz

Bei der Umsetzung der WRRL ist vorgesehen, dass alle Oberflachenwasserkorper bis spatestens 2027 den guten
okologischen Zustand (bzw. bei HMWB und AWB das gute 6kologische Potenzial) und den guten chemischen
Zustand erreichen, alle Grundwasserkorper den guten chemischen und den guten mengenmafigen Zustand. An
einem Wasserkorper kénnen verschiedene MaRnahmen bzw. MalRnahmenkombinationen maglich sein, mit de-
nen diese Ziele erreicht werden. Bei der Zusammenstellung des Malnahmenprogramms wird entsprechend der
WRRL auch die Kosteneffizienz von Malkhnahmenkombinationen beriicksichtigt (WRRL Anhang Il b). Dabei wird

138



die Kosteneffizienz sowohl hinsichtlich der potenziellen Gewasserzustandsverbesserung als auch in Bezug auf
sich eventuell ergebende oder notwendige Anderungen von Wassernutzungen betrachtet.

Fachliche Grundlage ist eine Bewertung der Effektivitat der MaBnahmen fiir die Umweltzielerreichung sowie die
Untersuchung von méglichen Alternativen. Der nachste Schritt ist die Bewertung der jeweiligen finanziellen Kos-
ten und potenziellen Nutzungsanderungen. Die kosteneffizientesten MaRnahmenkombinationen sind diejenigen,
bei denen das Verhaltnis von Nutzen fiir die Ziele der WRRL zu den finanziellen Kosten der Mafinahmenumset-
zung plus den aus Nutzungsanderungen evtl. entstehenden Kosten am glinstigen ist.

Diese Uberpriifungen sind im wesentlichen Teil der wasserwirtschaftlichen Planung auf Ebene der Wasserkérper
(Planung ,von unten nach oben®). Bei Mafinahmen, die auf einem ibergeordneten, d. h. einzelne Wasserkorper
Ubergreifenden fachlichen Konzept beruhen (Planung ,von oben nach unten®), ist die Kosteneffizienz des liberge-
ordneten Konzepts insgesamt in die Planung einzubeziehen. Die Prioritdtensetzung in Gbergreifenden fachlichen
Konzepten (siehe Kapitel 7.1.4) ist ein Instrument zur Ermittlung der kosteneffizientesten MalRnahmenkombinati-
onen. Die Prioritat als KenngréRe fir die 6kologische Effektivitat der Malnahmen gibt, ins Verhaltnis zu den Kos-
ten gesetzt, ein relatives Maf fiir die Kosteneffizienz an.

Das MafRnahmenprogramm stellt eine Planung auf strategischer Ebene dar, die durch eine nachfolgende operati-
ve Ausfiihrungsplanung konkretisiert werden muss. Auch die Beurteilung der Kosteneffizienz der Malnahmen ist
letztlich das Gesamtergebnis beider Planungsstufen und daher in der jetzigen Phase der strategischen Planung
nicht abschlieRend zu behandeln. Hierzu wird in einer zweiten Planungsstufe ein Implementierungsverfahren zu
entwickeln sein, um alle MaRnahmen bis Ende 2012 praktisch einzuleiten.

Auch entsteht aus der Beurteilung der Kosteneffizienz der in das MaRnahmenprogramm aufzunehmenden Mal3-
nahmen keine Verpflichtung, nur die kosteneffizientesten MaRnahmen einzusetzen. Bei der Entscheidung Uber
Mafnahmen kénnen auch andere Gesichtspunkte, wie deren Umsetzbarkeit oder Finanzierung eine Rolle
spielen.

Kosteneffizienz hinsichtlich Gewé&sserzustandsverbesserung

Auf Ebene der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) wurde fiir Deutschland ein gemeinsamer Kata-
log mit MaRnahmen fiir die einzelnen Handlungsbereiche erstellt. Dieser Katalog wurde mit Beispielen fiir Umset-
zungsmaoglichkeiten erganzt, die in einem ersten Schritt in Bayern bereits in einzelnen Katalogen fiir bestimmte
Handlungsbereiche (Katalog Hydromorphologische MalRnahmen, Katalog Gewasserschonende Landbewirtschaf-
tung, etc.) zusammengestellt worden waren. Die Umsetzungsbeispiele haben sich in der Praxis langjahrig be-
wahrt und wurden von Experten der Fachverwaltungen als kosteneffizient bewertet.

Anhang 7.2 stellt die Malnahmen und eine Abschatzung der Effektivitat der Einzelmanahmen hinsichtlich ihrer
Wirkung auf relevante Qualitdtskomponenten dar. Fur den Handlungsbereich ,Reduzierung der Belastungen
durch Schadstoffe” wurden keine MaRnahmen aufgenommen, weil in diesem Bereich in Bayern nur noch verein-
zelter Handlungsbedarf besteht und die dazu erforderlichen Malinahmen jeweils im Einzelfall geplant werden
mussen.

Die Umsetzungsmaoglichkeiten dienen als Grundlage fir die Auswahl der, fur die einzelnen ortlichen bzw. regiona-
len Verhaltnisse geeigneten und umsetzbaren Malinahmen bzw. Malnahmenkombinationen.

Die Ausfiihrung von konkreten MaRnahmen aufgrund des Malinahmenprogramms findet in der Hauptsache (ab-
gesehen von vorgezogenen bzw. bereits laufenden MaRnahmen) ab 2010 statt.

Auch in der Investitionsphase findet eine Priifung der Kosteneffizienz von Malinahmen statt. Fir BaumaRnahmen
gelten dabei die bestehenden Haushaltsvorschriften fir wirtschaftliche und sparsame Investitionen der 6ffentli-
chen Hand, die Richtlinien fiir Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas) und die Vergabevor-
schriften (VOB, ggf. auch VOL, VOF), um die wirtschaftlichste Ausfiihrung am Markt zu ermitteln.

Die Kosteneffizienz der Malinahmen, die mit 6ffentlichen Mitteln geférdert werden (vgl. Kapitel 7.7.2, 7.7.3), ist
Bestandteil der Prifung im Rahmen des Zuwendungsverfahrens. So ist fiir eine Férderung nach den bayerischen
Zuwendungsrichtlinien (RZWas) eine technische und wirtschaftliche Prifung (baufachliche Priifung) Vorausset-
zung. In der Regel ist im Zuwendungsverfahren auch zu erlautern, welche technischen Varianten vergleichend
untersucht wurden und es sind zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit Alternativen vorzulegen. Bei abwassertech-
nischen MafRnahmen sind im Einzelfall Vergleichsberechnungen vorzulegen, die nach den Leitlinien zur Durch-
fiihrung von Kostenvergleichsrechnungen der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) zu erstellen
sind.
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Entscheidend fir die Kosteneffizienz der Malinahmen im landwirtschaftlichen Bereich ist die wirkungsvolle und
zielgerichtete Ausfiihrung der MalRnahmen durch die Landwirte. Hierbei werden die landwirtschaftlichen Fachbe-
horden uber ihren Beratungsdienst Hilfestellung leisten und die Umsetzung der MalRnahmen Uber den effizienten
Einsatz von Férdermitteln lenken.

Kosteneffizienz in Bezug auf Wassernutzungen

Wasserwirtschaftliche MaRnahmen kdnnen auch zu Einschréankungen oder Vorteilen bei Wassernutzungen fiih-
ren. Die Analyse der wirtschaftlichen Bedeutung von Wassernutzungen auf Ebene der Flussgebietseinheiten in
Kapitel 6.1 gibt einen Uberblick tiber die Nutzungen von Wasser und Gewassern, die von MalRnahmen potenziell
betroffen sein kénnen.

Hier ist jedoch im Regelfall eine einzelfallbezogene Prifung erforderlich, die durch Experteneinschatzung der
ortlichen Wasserwirtschaftsverwaltung vorgenommen wird. Gegebenenfalls werden Rickwirkungen von Mal3-
nahmen auf Wassernutzungen bei der Bewertung der Kosteneffizienz von EinzelmalRnahmen und der Planung
von Maflinahmenkombinationen berlicksichtigt. Bei der Umsetzungsplanung werden wirtschaftliche Nachteile fiir
Dritte, insbesondere flir bestehende Gewassernutzungen, nach Mdaglichkeit minimiert, z. B. indem MafRnahmen
bevorzugt auf Flachen in &ffentlicher Hand ausgefiihrt werden.

7.1.4 Priorisierung

Im Bereich der hydromorphologischen MalRnahmen bei FlieRgewassern ist gemall WRRL Art. 4 Abs. 4 eine stu-
fenweise Umsetzung des MalRhahmenprogramms geplant. Dazu wurden die betroffenen Wasserkdrper einem
Verfahren zur Priorisierung unterzogen. Als Ergebnis wurden die Wasserkdrper danach eingeteilt, ob die Umwelt-
ziele bis 2015 oder spéater erreicht werden kénnen. Eine Ubersicht {iber Anzahl und Anteil der Wasserkérper, die
den guten Zustand bereits erreicht haben, ihn bis 2015 bzw. nach 2015 erreichen werden, findet sich in Kapitel
5.2. In den Anhangen 4.2 bis 4.4 sind alle Wasserkorper mit Angaben zum Zeitpunkt der Zielerreichung aufgelis-
tet. Das Mallnahmenprogramm enthalt die Wasserkorper, an denen bis 2015 zur Zielerreichung Mallnahmen
vorgesehen sind, die Wasserkdrper mit Zielerreichung nach 2015 sind in Anhang 5.2 aufgefiihrt. Grundlage der
Priorisierung ist eine Bewertung des Aufwands und Nutzens der fiir die Umweltzielerreichung an einem Wasser-
korper insgesamt voraussichtlich erforderlichen hydromorphologischen MalRnahmen.

Notwendigkeit der Priorisierung

Strukturelle Verbesserungen an den Oberflachengewéassern nehmen in der MaRnahmenplanung ein Schwerge-
wicht bei den ergdnzenden MalRnahmen (vgl. Kapitel 7.4) ein. Dadurch sollen viele strukturelle Defizite moglichst
rasch beseitigt und bereits bis 2015 bei zahlreichen Wasserkdrpern die Umweltziele erreicht werden. Die Vorher-
sage, welcher Malnahmenumfang zum Erreichen des guten Zustands im Einzelfall erforderlich ist, ist jedoch mit
Unsicherheiten behaftet. Deshalb ist ein stufenweises, nach Prioritdten geordnetes Vorgehen angezeigt. Es wer-
den daher zunachst die Gewasserstrecken angegangen, an denen sich aller Voraussicht nach die groten Syn-
ergien erzielen lassen und die hochste Kosteneffizienz gegeben scheint (vgl. Kapitel 7.1.3).

Im Bereich der Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit miissen im Rahmen der Bewirtschaftungspla-
nung ebenfalls Prioritdten gesetzt werden. Dazu wird ein Uberregionales Durchgangigkeitskonzept fir Bayern
aufgestellt, in dem die spezifische Situation und der Handlungsbedarf nach Dringlichkeiten aufgezeigt wird (siehe
Kapitel 7.4.2.2). Wegen des erheblichen baulichen Aufwandes wird es nicht méglich sein, bereits bis 2015 an
allen bedeutenden Querbauwerken in den bayerischen Gewassern der Flussgebietseinheit Rhein die Durchgan-
gigkeit zu verbessern. Hochste Prioritat haben Gewasser, die bereits gute 6kologische Verhaltnisse aufweisen
sowie Gewasser, fiir die Malnahmen zum Erreichen des guten Zustands eindeutig festzulegen und mit Gber-
schaubarem technischem Aufwand und somit kurzfristig realisierbar sind. AuBerdem haben Malinahmen, die an
zentralen Stellen im Gewassersystem verortet und damit fiir den guten Zustand in zahlreichen Wasserkorpern
wichtig sind, Prioritat.
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Verfahren

Die vergleichende Bewertung der Wasserkdrper erfolgt in zwei Schritten. Im ersten Schritt wird die Rangfolge der
Wasserkorper anhand des spezifischen Kostenaufwands fiir die Umweltzielerreichung festgelegt. Als Indikator-
wert dient das Verhaltnis von MaRnahmenkosten? zur Wasserkorperlange.

In einem zweiten Schritt gehen folgende weitere Kriterien in die Bewertung der Wasserkorper ein:

» Die Einschatzung der praktischen Umsetzbarkeit der geplanten Ma3nahmen im Hinblick auf den Aufwand, um
die MalRnahme administrativ, rechtlich und finanziell vorzubereiten und ggf. die Akzeptanz der Beteiligten zu
gewinnen.

» Zusatzlicher Nutzen (Synergien) infolge einer MalRnahme fiir andere Wasserkorper, andere Ziele der WRRL,
weitere wasserwirtschaftliche Planungen sowie fir Gewassernutzungen oder sonstige Ziele des Umweltschut-
zes und insbesondere des Naturschutzes.

Die Bewertung dieser Kriterien durch Einschatzung der értlichen Wasserwirtschaftsverwaltung kann zu einer
Anderung der Priorisierung eines Wasserkdrpers gegeniiber dem ersten Bewertungsschritt fiihren.

7.1.5 Strategische Umweltprifung

Auf Grundlage der Richtlinie 2001/42/EG (sogenannte SUP-Richtlinie) ist bei bestimmten Planen und Program-
men mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen eine Strategische Umweltpriifung durchzufiihren. Da-
mit wird gewahrleistet, dass aus der Durchfiihrung von Planen und Programmen resultierende Umweltauswirkun-
gen bereits bei der Ausarbeitung und vor der Annahme der Plane bzw. Programme bericksichtigt werden. Im
Hinblick auf die Forderung einer nachhaltigen Entwicklung soll damit ein hohes Umweltschutzniveau sicherge-
stellt werden. Die SUP-Richtlinie wurde im Jahr 2005 durch das Gesetz tber die Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVPG) in deutsches Recht umgesetzt. Im Jahr 2006 wurde die strategische Umweltpriifung in das BayWG
integriert.

Nach Maf3gabe von Art. 71a und Art. 83 Abs. 3a in Verbindung mit Anlage Il (BayWG) ist bei der Aufstellung und
Aktualisierung des MaRnahmenprogramms eine Strategische Umweltpriifung durchzufiihren. Zentrales Element
der Strategischen Umweltpriifung flir das Mallhahmenprogramm im bayerischen Anteil am Flussgebiet des
Rheins ist der Umweltbericht gemanR Anlage lll, Teil lll, Nr. 1 BayWG “Strategische Umweltpriifung der geman
Art. 11 WRRL aufgestellten Entwiirfe der Mallnahmenprogramme fiir die bayerischen Anteile der Flussgebiete
Donau und Rhein* vom Mai 2009.

Im Umweltbericht werden nach Anlage Ill, Teil lll, Nr. 1a) BayWG die bei Durchfiihrung des MalRnahmenpro-
gramms voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen auf die in der SUP-Richtlinie genannten Schutzguter
sowie vernlinftige Alternativen entsprechend den Vorgaben des Anhangs | der SUP-Richtlinie ermittelt, beschrie-
ben und bewertet. Zur Festlegung des Untersuchungsrahmens wurde am 5.5.2009 ein Scoping-Termin mit Be-
hérden und Offentlichkeit veranstaltet. Die zum Scoping-Termin eingegangenen Stellungnahmen wurden bei der
Ausarbeitung des Umweltberichts berticksichtigt. Der Umweltbericht wurde zusammen mit dem Mallnahmenpro-
gramm im Zeitraum vom 1.—30.6.2009 bei den Regierungen, in deren Zustandigkeitsbereich das vom Mal3nah-
menprogramm umfasste Gebiet liegt, ausgelegt. AuBerdem wurde der Umweltbericht zusammen mit dem MaR-
nahmenprogramm in das Internet eingestellt. Beginn, Ort und Zeit der Auslegung sowie die Internetadresse
wurden vorher in den jeweiligen Amtsblattern bekannt gemacht.

Der Umweltbericht und die Ergebnisse des zugeordneten Anhoérungsverfahrens wurden im Verfahren zur Aufstel-
lung des Malinahmenprogramms berlicksichtigt.

7.2 Grundlegende MalRBnahmen

,Grundlegende MaRnahmen® im Sinne des Artikels 11 Abs. 3 WRRL sind zu erfiillende Mindestanforderungen an
das MaRRnahmenprogramm. Diese Ma3nahmen sind Rechtsinstrumente, die zur Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie zu ergreifen sind. In Kapitel 7.2.1 sind MalRnahmen zur Umsetzung gemeinschaftlicher Wasserschutz-
vorschriften beschrieben. In den Kapiteln 7.2.2 bis 7.2.12 sind weitere ,grundlegende MaRnahmen* aufgefihrt,

2 Eir die MaRnahmen im MaRnahmenkatalog wurden Kostenanalysen auf Grundlage von Daten bereits realisierter Projekte
und Pilotvorhaben durchgefiihrt und fiir technische MalRnahmen Einheitskosten mit Kostenspannen ermittelt.

141



die ebenfalls Rechtsinstrumente darstellen. Im Kapitel 7.3 werden zusammenfassend die Auswirkungen der be-
stehenden ,grundlegenden MaRnahmen* auf den Zustand der Gewasser Bayerns bis 2015 abgeschatzt.

Die MaRnahmen zur rechtlichen Umsetzung der EG-Richtlinien in Bundes- und Landesrecht, auf die in Art. 11
Abs. 3 WRRL verwiesen wird und die aktuellen Berichte der Bundesrepublik Deutschland zur Umsetzung der
Richtlinien sind in Anhang 7.1 aufgefiihrt.

7.2.1 Malnahmen zur Umsetzung gemeinschaftlicher Wasserschutzvorschriften

Der folgende Text gibt zu den in Anhang VI Teil A WRRL gelisteten EG-Richtlinien jeweils die MalRnahmen
(Rechtsinstrumente) zur Umsetzung an und danach eine kurze Bewertung zur Bedeutung dieser Mafinahmen flr
die Erreichung der Umweltziele der WRRL.

7.2.1.1 Trinkwasserrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 98/83/EG des Rates vom 3.11.1998 uber die Qualitdt von Wasser fur den menschlichen Gebrauch
(Trinkwasserrichtlinie) ist durch die Trinkwasserverordnung (TrinkwV) in der Fassung vom 21.5.2001, mit Ande-
rung vom 31.10.2006 in nationales Recht umgesetzt worden. Die MaRnahmen werden aufgrund der Rechtslage
bundesweit einheitlich umgesetzt.

Bedeutung der MalRnahme und Beitrag zur Zielerreichung
Anforderungen, die sich aus der TrinkwV ergeben, sind im Wesentlichen:

« die Durchflihrung regelmaRiger, umfangreicher Kontrollmessungen durch die Wasserversorgungsunternehmen
zur Feststellung, ob das Wasser den Anforderungen der TrinkwV (bzw. der Trinkwasserrichtlinie) entspricht,

« die Uberwachung der Wasserversorgungsanlagen, einschlieRlich der Anlagen der Hausinstallation, aus denen
Wasser fiir die Offentlichkeit abgegeben wird, durch die Gesundheitsamter,

+ die Erstellung und Ubermittlung jéhrlicher Berichte tiber die Qualitat des fiir den menschlichen Gebrauch be-
stimmten Wassers.

Die Trinkwasserrichtlinie verpflichtet zur Einhaltung der Grenzwerte von 50 mg/I Nitrat und 0,1ug/l Pflanzen-
schutzmittel im Trinkwasser. Sie leistet daher einen Beitrag zum Schutz der zu Trinkwasserzwecken genutzten
Oberflachen- und Grundwasserkoérper vor stofflichen Belastungen. MaRnahmen im Sinne der Trinkwasserrichtli-
nie wirken sich in den betreffenden Wasserkorpern auf den chemischen und den ékologischen Zustand aus. Im
Bereich der Oberflachengewasser liegen die 6kotoxikologisch abgeleiteten Qualitatsnormen der WRRL fir Pflan-
zenschutzmittel allerdings flr einige Stoffe unter dem Trinkwassergrenzwert.

7.2.1.2 Kommunalabwasserrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 91/271/EWG (ber die Behandlung von kommunalem Abwasser (Kommunalabwasserrichtlinie),
zuletzt geandert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 wurde in Deutschland durch das WHG und die Ab-
wasserverordnung (AbwV) sowie in Bayern durch die Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG Uber
die Behandlung von kommunalem Abwasser (Reinhalteordnung kommunales Abwasser — ROkAbw) vom
23.8.1992 (GVBI. S. 402) rechtlich umgesetzt. Mit der ROkAbw wurden in Bayern die Einzugsgebiete des Mains
und der Elbe, die in der Anlage zum Bayerischen Wassergesetz (Verzeichnis der Gewasser |. Ordnung) aufge-
fihrten Seen und ihre Einzugsgebiete, sowie der Altmihlsee, der Forggensee und der Sylvensteinspeicher und
ihre Einzugsgebiete als empfindliche Gebiete ausgewiesen.

Bedeutung der MaBnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Die Kommunalabwasserrichtlinie legt unter anderem Anforderungen an das Sammeln, Behandeln und Einleiten
von kommunalem Abwasser und an das Behandeln und Einleiten von Abwasser bestimmter Industriebereiche (im
Wesentlichen Lebens- und Futtermittelindustrie) fest. Bei Einleitungen in empfindlichen Gebieten werden Anfor-
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derungen auch an die Verminderung der Nahrstoffkonzentrationen (Stickstoff und Phosphor) im Abwasser ge-
stellt. Daneben enthalt die Richtlinie auch Regelungen zu Berichtspflichten der Mitgliedstaaten gegentber der
EU-Kommission.

Die Umsetzung der Anforderungen fiir die Einleitung von Abwasser in empfindlichen Gebieten ist in Bayern ter-
mingemaf entsprechend den Vorgaben der Richtlinie 91/271/EWG erfolgt. Bei einer Reihe von kommunalen Ab-
wassereinleitungen gehen die in den Erlaubnisbescheiden festgelegten Anforderungen zur Verminderung der
Abwasserbelastung lber die Vorgaben der ROkAbw und des Anhangs 1 der AbwV hinaus. Mittlerweile werden
die Anforderungen flr die Abwassereinleitung in empfindlichen Gebieten in ganz Bayern erfiillt.

Auf der Grundlage des Artikels 16 der Kommunalabwasserrichtlinie haben die zustéandigen Behdrden der Mit-
gliedstaaten alle zwei Jahre einen Bericht liber die Beseitigung von kommunalen Abwassern und Klarschlammen
(,Lagebericht*) zu veréffentlichen. Die bayerischen Berichte werden u. a. anhand der Ergebnisse der Uberwa-
chung der Abwasseranlagen und -einleitungen durch die Anlagenbetreiber (Eigeniiberwachung) und durch die
staatlichen Wasserbehdrden vom Bayerischen Landesamt fir Umwelt erarbeitet und verdoffentlicht.

Der aktuelle ,Lagebericht 2008“ vom Juni 2009 kann im Internet heruntergeladen werden unter dem Link
www.lfu.bayern.de/wasser/daten/abwasseranlagen_emissionen/doc/lagber08.pdf.

Die MalRnahmen zur Umsetzung der Kommunalabwasserrichtlinie sind Teil der insgesamt durchgefiihrten Maf3-
nahmen zur Verminderung der Gewasserbelastung aus Punktquellen (siehe auch Kapitel 7.2.7).

7.2.1.3 Badegewasserrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 2006/7/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 15.2.2006 (ber die Qualitat der Ba-
degewasser und deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG wurde durch die Bayeri-
sche Badegewasserverordnung, die am 1.3.2008 in Kraft trat, vollstandig rechtlich umgesetzt.

Bedeutung der Mallnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Anforderungen, die sich aus der Badegewasserrichtlinie ergeben, sind im Wesentlichen:
« die Uberwachung und die Einstufung der Qualitat von Badegewéassern,

» die Bewirtschaftung der Badegewasser hinsichtlich ihrer Qualitat,

« die Information der Offentlichkeit (iber die Badegewasserqualitét.

Nahere Informationen finden sich auf der Internetseite des Bayerischen Landesamtes fiir Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit www.Igl.bayern.de/gesundheit/badeninbayern/index.htm.

Die Badegewasserrichtlinie dient dem Schutz der Umwelt und der Gesundheit des Menschen. Fir eine weitere
Verbesserung der Badegewasserqualitat bzw. den Erhalt ist es insbesondere wichtig, dass fakale Verunreinigun-
gen und UbermaRige Nahrstoffeintrdge aus den Badegewassern ferngehalten werden. Der Eintrag von Fakalien
kann zu Infektionskrankheiten fiihren. UbermaRige Nahrstoffeintrége tragen zur Eutrophierung bei und férdern

u. a. das Wachstum von Cyanobakterien (Blaualgen) mit allen Folgen bis hin zum Badeverbot. In solchen Fallen
werden Malinahmen zur Vermeidung des Eintrags von Fakalien und Nahrstoffen nicht nur am Badegewasser
selbst, sondern auch im Einzugsbereich und an den Zuflissen getroffen.

7.2.1.4 Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL)

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der naturlichen Lebensrdume sowie der wild lebenden Tiere
und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie = FFH-RL) vom 21.5.1992, zuletzt geéndert durch Verordnung (EG)
1882/2003 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29.9.2003, wurde in Deutschland durch das Gesetz
Uber Naturschutz und Landschaftspflege — Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 25.3.2002 und in Bayern
durch das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 10.7.1998, bekannt gemacht am 18.08.1998, zu-
letzt geandert durch Gesetz vom 26.7.2005, bekannt gemacht am 23.12.2005 — rechtlich umgesetzt.
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Bedeutung der MaBnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Die FFH-RL hat zum Ziel, durch den Erhalt der natlrlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen zur Sicherung der Artenvielfalt im europaischen Gebiet der Mitgliedstaaten beizutragen.

Wesentliche Bestandteile der FFH-RL sind die Anhange. In Anhang | (natlrliche Lebensraume von gemeinschaft-
lichem Interesse) und Anhang Il (Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) sind diejenigen
Lebensrdume und Arten aufgefihrt, fir deren Erhaltung besondere Schutzgebiete — die besagten FFH-Gebiete —
ausgewiesen werden missen. Anhang IV enthalt darliber hinaus eine Aufzdhlung besonders streng zu schutzen-
der Tier- und Pflanzenarten; dieser Schutz gilt auch auRerhalb der FFH-Gebiete. Die Auswahl der Gebiete erfolg-
te gemal europaischem Recht nach rein naturschutzfachlichen Kriterien. Das Bundesland Bayern hat der
Europaischen Kommission insgesamt 674 FFH-Gebiete (ca. 9,1 Prozent der Landesflache) gemeldet. Die Euro-
paische Kommission hat die Gebietsvorschlage gepriift und festgestellt, dass Bayern ausreichende Flachen der
relevanten Lebensraumtypen nach Anhang | sowie Habitate der Arten nach Anhang Il der FFH-RL (Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung oder FFH-Gebiete) gemeldet hat.

Das Gebietsmanagement besteht aus einem Paket von Aufgaben, um die ausgewahlten Gebiete — ihre Lebens-
raume und Arten — auf Dauer in einem glinstigen Zustand zu erhalten oder wenn nétig dahin zurlickzubringen: In
der Managementplanung werden das Vorkommen und der Zustand der Schutzobjekte untersucht und die not-
wendigen ErhaltungsmaflRnahmen zusammengestellt. Die Umsetzung dieser MalRnahmen ist Aufgabe des Staa-
tes. Sie reicht von Offentlichkeitsarbeit {iber investive MaRnahmen (z. B. Renaturierung) und PflegemaRnahmen
(z. B. Forderung fiir gezielte Bewirtschaftungsformen) bis hin zum Erlass von Schutzverordnungen, falls sich der
Zustand der Gebiete trotz aller Bemihungen verschlechtern sollte. Fir die Durchfiihrung sollen die Eigentimer
freiwillig und gegen Entgelt gewonnen werden. Grundsatzlich werden vertragliche Regelungen mit dem Eigenti-
mer gegeniber hoheitlichen MaRnahmen bevorzugt.

Die Managementplane sollen Klarheit und Planungssicherheit schaffen. Genaue Kenntnisse Uber die Lage und
den Zustand der Lebensraumtypen und Arten sind dafir erforderlich. Es waren haufig gerade eine naturnahe
Bewirtschaftung des Waldes und die traditionelle Bewirtschaftung im Offenland, die zum jetzigen hochwertigen
Zustand gefiihrt haben. In den meisten Fallen wird die bisherige Bewirtschaftung unverandert fortgesetzt werden
koénnen. In den Fallen, in denen tatsachlich zum Erhalt der Lebensraumtypen und Arten bestimmte Veranderun-
gen notwendig sind, bieten die Managementplane und die Runden Tische die Gelegenheit, soweit mdglich ein-
vernehmlich Lésungen zu finden und vorhandene Spielrdume zu nutzen, damit die Interessen der Grundeigentu-
mer berilcksichtigt werden kénnen. Sie bieten damit auch eine Chance, vertrauensvoll zusammenzuarbeiten,
Vorurteile abzubauen und neue Partnerschaften fir den Erhalt unseres Naturerbes zu knipfen.

Die Fauna-Flora-Habitat- oder FFH-Richtlinie 92/43/EWG ist — zusammen mit der Vogelschutz-Richtlinie
79/409/EWG — Grundlage eines europaischen okologischen Verbundnetzes mit der Bezeichnung ,Natura 2000",
das die biologische Vielfalt durch Schutz der naturlichen Lebensraume sowie der wild lebenden Tiere und Pflan-
zen in den Mitgliedstaaten aufrecht erhalten soll. Die FFH-RL tragt mit ,Besonderen Schutzgebieten" (,FFH-
Gebiete") dazu bei. Natura 2000 sieht ein regelmafliges Monitoring des Zustands der Lebensraumtypen und
Arten sowie der Wirkung der durchgefiihrten MalRnahmen vor (siehe Kapitel 4.3.3). Dadurch kénnen z. B. Anpas-
sungen erfolgen und bessere Losungen mit geringerem Aufwand gefunden werden. Alle sechs Jahre erfiillen die
Mitgliedstaaten Berichtspflichten an die EU Uber den Zustand der Lebensraumtypen und Arten, aber auch tGber
die Erfahrungen mit der Umsetzung der Richtlinien.

7.2.1.5 Vogelschutzrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2.4.1979 Uber die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten wurde in
Deutschland durch das Gesetz uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG)
vom 25.3.2002 und in Bayern durch das BayNatSchG vom 10.7.1998, bekannt gemacht am 18.8.1998, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 26.7.2005, bekannt gemacht am 23.12.2005 sowie die Vogelschutzverordnung, die
auf Art. 13b Abs. 1 Satz 2 BayNatSchG beruht — rechtlich umgesetzt.

Mit dem Inkrafttreten der Vogelschutzverordnung am 1.9.2006 ist die Vogelschutzrichtlinie in Bayern rechtlich
umgesetzt.
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Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Vorrangiges Ziel der Vogelschutzrichtlinie ist es, samtliche wild lebenden Vogelarten, die in den Mitgliedstaaten
heimisch sind, und ihre Lebensraume langfristig zu erhalten. Weiterhin sind fir alle heimischen Vogelarten Maf3-
nahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung ihrer Lebensraume in ausreichender Grof3e und Vielfalt zu treffen.
Dariber hinaus gibt es Regelungen zum Individualschutz aller Vogelarten, die in den artenschutzrechtlichen
Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes umgesetzt sind.

Fur die in der Vogelschutzrichtlinie aufgefiihrten Arten erkléren die EU-Mitgliedstaaten "die furr die Erhaltung die-
ser Arten zahlen- und flachenmafig geeignetsten Gebiete" zu (Vogel-) Schutzgebieten, so genannten "SPA"
("Special Protection Areas"). Die Europaische Kommission hat die Gebietsvorschlage berpriift und sich mit dem
Mitgliedstaat abgestimmt. In der Verordnung lber die Festlegung von Europaischen Vogelschutzgebieten sowie
deren Gebietsbegrenzungen und Erhaltungsziele (VoGEV) wurden die europaischen Vogelschutzgebiete ein-
schlief3lich ihrer Gebietsbegrenzungen und Erhaltungsziele auf Grundlage der Gebietsmeldung rechtsverbindlich
festgelegt. Die Auswahl der Vogelschutzgebiete erfolgte gemaR europdischem Recht nach rein naturschutzfachli-
chen Kriterien. Das Bundesland Bayern hat der Europaischen Kommission insgesamt 83 Vogelschutzgebiete
gemeldet. Diese Meldung umfasst etwa 7,8 Prozent der Landesflache.

Um das europaische Naturerbe zu erhalten und langfristig zu sichern, sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die
einzelnen Gebiete durch hoheitliche, vertragliche oder andere geeignete MalRnahmen zu schiitzen. Kern dieser
Schutzverpflichtung ist das sog. "Verschlechterungsverbot". Danach muss sichergestellt werden, dass sich die
Okologischen Lebensgrundlagen der zu schiitzenden Tierarten nicht verschlechtern.

Mit dem Inkrafttreten des BayNatSchG wurde das StMUG erméchtigt, die Ausweisung der besonderen Schutzge-
biete durch eine Rechtsverordnung vorzunehmen. In dieser Verordnung sind die Erhaltungsziele fur die in den
Gebieten vorkommenden relevanten Vogelarten bestimmt und die Abgrenzung dieser Gebiete flurstiicksbezogen
festgelegt. Die bayerische Vogelschutzverordnung beschrankt sich auf die Festsetzung der Gebietsgrenzen und
der Erhaltungsziele. Das Gebietsmanagement und die Erstellung von Managementplanen erfolgt in gleicher Wei-
se wie bei der FFH-RL (siehe Kapitel 7.2.1.4).

7.2.1.6 Nitratrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie des Rates vom 12.12.1991 zum Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirt-
schaftlichen Quellen (91/676/EWG) (Nitratrichtlinie) wird in Deutschland, die Aspekte der Dingung betreffend,
flachendeckend durch die Verordnung ber die Anwendung von Diingemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstra-
ten und Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsatzen der guten fachlichen Praxis beim Diingen (Diingeverordnung
DuV) vom 27.2.2007 sowie, die Aspekte der Lagerung betreffend, durch die Anlagenverordnungen der Lander, in
Bayern durch die Bayerische Anlagenverordnung (Verordnung Gber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrden-
den Stoffen und Gber Fachbetriebe - VAWS) vom 18.1.2006, geandert durch Verordnungen vom 15.2.2008 und
vom 30.09.2008 geregelt. Die Nitratrichtlinie ist somit rechtlich umgesetzt.

Bedeutung der Malinahme und Beitrag zur Zielerreichung

Die DGV beinhaltet Grundsatze fir die Diingemittelanwendung sowie zusatzliche Vorgaben fiir die Anwendung
bestimmter Diingemittel. Ferner schreibt sie das Erstellen und Bewerten von Stickstoff- und Phosphatnahrstoff-
vergleichen sowie das Erstellen von Dokumentationen vor. Die Umsetzung der Nitratrichtlinie unterliegt innerhalb
der Cross Compliance Regelungen einer systematischen Kontrolle. Alle vier Jahre besteht seitens der Bundesre-
gierung eine Berichtspflicht gegeniiber der Europaischen Kommission liber die Umsetzung der Nitratrichtlinie.

Die VAwS enthalt Anforderungen zum Schutz der Gewasser bei der Lagerung von flissigen Wirtschaftsdiingern
tierischer Herkunft. Sie regelt auflerdem das Fassungsvermégen von Anlagen zum Lagern von Jauche und Giille.

Die Ergebnisse aus der Uberwachung im Rahmen der Umsetzung der WRRL zeigen, dass die Rechtsvorgaben
aus der Umsetzung der Nitratrichtlinie zwar zu Verbesserungen in der Nahrstoffsituation der Gewasser gefiihrt
haben, aber allein bislang nicht in allen Gebieten ausreichen, um flachendeckend einen guten Zustand der Ge-
wasser, insbesondere des Grundwassers, zu erreichen. Dementsprechend sind hier ergdnzende Mallnahmen
notwendig.
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7.2.1.7 Pflanzenschutzmittel-Richtlinie (PSM-Richtlinie)

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 91/414/EWG Uber das In-Verkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (PSM-Richtlinie) vom
15.7.1991, zuletzt gedndert durch Richtlinie 2009/77/EG der Kommission vom 1.7.2009, wurde in Deutschland
durch das Pflanzenschutzgesetz (PfISchG), die Pflanzenschutzmittelverordnung (PfISchMV), die Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung, die Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung und die Grundsatze fiir die Durchfiihrung der
guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz rechtlich umgesetzt.

Bedeutung der MaBnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Ziel der PSM-Richtlinie ist es, die Regelungen zum In-Verkehrbringen und zur Anwendung von PSM in den EU-
Mitgliedstaaten zu vereinheitlichen. Insbesondere soll erreicht werden, dass PSM nur in den Verkehr gebracht
bzw. angewandt werden, wenn sie amtlich zugelassen worden sind, und dass sie unter Beriicksichtigung der
Grundsatze der guten Pflanzenschutzpraxis und soweit mdglich des integrierten Pflanzenschutzes sachgemaf
angewandt werden. Die PSM-Richtlinie erganzt die gemeinschaftlichen Bestimmungen Uber die Einstufung, Ver-
packung und Kennzeichnung von Schéadlingsbekampfungsmitteln.

Die MafRnahmen zur Umsetzung der PSM-Richtlinie sind Teil der gesamten Malinahmen zur Verminderung der
Gewasserbelastung mit Schadstoffen aus diffusen Quellen. Die Umsetzung der PSM-Richtlinie sowie der daritiber
hinausgehenden Anforderungen des nationalen Rechts, die ebenfalls zu den grundlegenden Maflinahmen zahlen,
haben zur Reduzierung von Gewasserbelastungen beigetragen und die Entstehung weiterer Gewasserbelastun-
gen weitgehend verhindert.

7.2.1.8 Klarschlammrichtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12.6.1986 iber den Schutz der Umwelt und insbesondere der Béden
bei der Verwendung von Klarschlamm in der Landwirtschaft (Klarschlammrichtlinie) regelt EU-weit den Einsatz
von Klarschlammen als Diingemittel auf landwirtschaftlich genutzten Boden. Diese Richtlinie ist in Deutschland
mit der Klarschlammverordnung (AbfKlarV vom 15.4.1992) umgesetzt worden. Die Mitgliedstaaten sind verpflich-
tet, der EU-Kommission alle drei Jahre einen Bericht Uiber die ordnungsgemafe nationale Umsetzung der Klar-
schlamme-Richtlinie vorzulegen.

Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Die EG-Klarschlammrichtlinie enthalt im Vergleich zur deutschen AbfKIarV groRRzligigere Vorgaben. In Art.12 sieht
die Klarschlammrichtlinie ausdricklich vor, dass die Mitgliedstaaten strengere Anforderungen erlassen kénnen.
Das deutsche Recht hat hiervon bei den Grenzwerten fiir Béden und Klarschlamm, wie die anderen Mitgliedstaa-
ten auch, Gebrauch gemacht. Weitere, insbesondere aus Vorsorgegriinden angezeigte Verscharfungen sind
derzeit in der Diskussion.

Die Umsetzung der Klarschlammrichtlinie dient vorrangig dem Schutz landwirtschaftlich genutzter Béden. Durch
die Festlegung von Grenzwerten, insbesondere fiir organische Verbindungen und Schwermetalle, wird auRerdem
auch dem Eintrag dieser Stoffe aus der Flache in die Gewasser entgegengewirkt. Die Klarschlammrichtlinie bzw.
die strengeren Regeln der deutschen AbfKIarV tragen insofern mit dazu bei, die Ziele der WRRL bezuglich der
Verminderung von Schadstoffeintragen zu erreichen.

7.2.1.9 IVU-Richtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 96/61/EG Uber die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (IVU-
Richtlinie) wurde in Deutschland durch das WHG, das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), Bundesim-
missionsschutzverordnungen (BImSchV) und die AbwV rechtlich umgesetzt. In Bayern erfolgte die Umsetzung
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durch das BayWG, die VAwS, die Bayerische IVU-Abwasserverordnung und die Eigeniiberwachungsverordnung
(EUV). Die IVU-Richtlinie ist somit rechtlich umgesetzt.

Bedeutung der Malinahme und Beitrag zur Zielerreichung

Ziel der IVU-Richtlinie ist es, bei bestimmten industriellen und landwirtschaftlichen Tatigkeiten durch integrierte
Mafinahmen die Verschmutzung der Umwelt zu vermeiden und zu vermindern. Sie betrifft neue und bestehende
industrielle und landwirtschaftliche Tatigkeiten mit hohem Verschmutzungspotenzial, die im Anhang | der IVU-
Richtlinie aufgefiihrt sind (z. B. Energiewirtschaft, Herstellung und Verarbeitung von Metallen, chemische Indust-
rie, Abfallbehandlung, Tierhaltung). Zur Umsetzung der IVU-Richtlinie sind hinsichtlich des Gewasserschutzes
durch die Mitgliedstaaten im Wesentlichen folgende Anforderungen umzusetzen:

» Genehmigungspflicht fir die Anlagen, in denen die im Anhang | der IVU-Richtlinie genannten Tétigkeiten
durchgefiihrt werden, unter Beteiligung der Offentlichkeit im Genehmigungsverfahren,

« integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltbelastung nach den besten verfligbaren Techniken (BVT,
entspricht dem deutschen Begriff ,Stand der Technik®),

» Festlegung konkreter Emissionsgrenzwerte allgemein oder im Einzelfall durch die Behérde,
» Verhinderung von Unfallen, die zur Umweltbelastung fiihren und

» Begrenzung der Folgen von solchen Unféllen,

» Standortsanierung nach der endgiiltigen Stilllegung einer Anlage,

« vollstandige Koordinierung behdérdlicher Zulassungsverfahren (Genehmigungsverfahren) wenn mehrere Behor-
den mitwirken,

+ Uberwachung der Einhaltung der Anforderungen durch die zustandigen Behérden,
» Anpassungspflicht fiir bestehende Anlagen bis zum 30.10.2007,
+ Uberpriifung und Aktualisierung der Genehmigungsauflagen zur Anpassung an die Fortentwicklung der BVT.

Die erforderliche Genehmigung fiir IVU-Anlagen wird in der Regel nach dem BImSchG erteilt. Welche Anlagen
unter die Genehmigungspflicht des BImSchG fallen, regelt die 4. BImSchV. Ein groRer Teil der IVU-Anlagen sind
Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen im Sinne des § 19g WHG. Allgemeine Anforderungen zur
Vermeidung des Austritts wassergefahrdender Stoffe und zur Begrenzung der Folgen solcher Unfalle sind in der
VAwS geregelt. Mit Ausnahme der wasserrechtlichen Erlaubnis fiir die Einleitung des Abwassers schlief3t die
Genehmigung nach dem BImSchG die erforderlichen wasserrechtlichen Zulassungen ein. Ergdnzend gelten auch
fur IVU-Anlagen, in denen mit wassergefahrdenden Stoffen umgegangen wird, die sonstigen Anforderungen der
VAwS.

Bei der Erteilung der Erlaubnis fiir die Einleitung des Abwassers hat die Wasserbehdrde eine vollstandige Koor-
dinierung der Zulassungsverfahren sowie der Inhalts- und Nebenbestimmungen mit der fir die Erteilung der Ge-
nehmigung nach dem BImSchG zustandigen Behérde sicherzustellen. Einzelheiten hierzu sowie zur Uberpriifung
und erforderlichenfalls Fortschreibung der Einleitungserlaubnis regelt die IVU-Abwasserverordnung. Die Erlaubnis
darf nur erteilt werden, wenn die Abwasserbelastung nach dem Stand der Technik vermindert wurde. Die Anfor-
derungen nach dem Stand der Technik sind insgesamt in der AbwV und deren branchenbezogenen Anhangen
festgelegt.

Die Uberwachung der Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen erfolgt durch den Betreiber im
Rahmen der Eigeniiberwachung sowie nach Malkgabe der Anlagenverordnung durch anerkannte Sachverstandi-
ge vor Inbetriebnahme, wiederkehrend, nach einer wesentlichen Anderung sowie nach Stilllegung. Die Uberwa-
chung der Abwasseranlagen und Einleitung erfolgt ebenfalls im Rahmen der Eigentberwachung durch den
Betreiber sowie durch die staatliche Einleiteriiberwachung. Die Prufberichte der Sachverstéandigen werden der
Wasserbehdrde unmittelbar zugeleitet.

Als flankierende MaRnahmen zur Umsetzung der wasserrechtlichen Anforderungen werden betriebliche Gewas-
serschutzinspektionen durchgefihrt.

Die Anforderungen der IVU-Richtlinie an die Vermeidung und Verminderung der Abwasserbelastung wurden im
Wesentlichen bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der IVU-Richtlinie bei der Zulassung von Abwassereinlei-
tungen aus IVU-Anlagen erfiillt. Hinsichtlich der wasserrechtlichen Anforderungen entsprechen die IVU-Anlagen
weitestgehend den Vorgaben der IVU-Richtlinie.
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Zur Umsetzung der IVU-Richtlinie besteht eine Berichtspflicht der Mitgliedstaaten im Abstand von 3 Jahren; hier-
fur hat die EU-Kommission einen umfangreichen Fragebogen entwickelt. Der letzte dieser regelmafigen Berichte
umfasst den Dreijahreszeitraum bis 2005. Der dritte Fragebogen betrifft den Zeitraum 2006—2008.

Die Mallnahmen zur Umsetzung der IVU-Richtlinie sind Teil der insgesamt durchgefiihrten Malnahmen zur Ver-
minderung der Gewasserbelastung aus Punktquellen. Die IVU-Richtlinie hat insbesondere einen Beitrag zur Fort-
entwicklung der medienlibergreifenden Betrachtung bei der Erarbeitung von Anforderungen zur Verminderung
der Abwasserbelastung erbracht sowie zur Festlegung und Harmonisierung der Anforderungen in den EU-Mit-
gliedstaaten beigetragen. Hinsichtlich des Umgangs mit wassergefahrdenden Stoffen dienen die Anforderungen
der IVU-Richtlinie auch dem Ziel, Freisetzungen von Schadstoffen aus technischen Anlagen zu verhindern (siehe
auch Kapitel 7.2.12).

In Bayern fallen derzeit insgesamt 1053 Anlagen in den Anwendungsbereich der IVU-Richtlinie, davon haben
rund 300 Anlagen eine wasserrechtliche Erlaubnis fiir das Einleiten von Abwasser in ein Gewasser oder in eine
offentliche Abwasseranlage. Die Uibrigen umweltrelevanten Anlagen unterliegen der VAwS.

7.2.1.10 Seveso-lI-Richtlinie

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 96/82/EG vom 09.12.1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfallen mit gefahrlichen
Stoffen (sog. Seveso-lI-Richtlinie), gedndert durch Richtlinie 2003/105/EG vom 16.12.2003, wurde im Bundes-
recht durch das BImSchG, das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2003/105/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 16.12.2003 zur Anderung der Richtlinie 96/82/EG des Rates zur Beherrschung der Gefahren
bei schweren Unfallen mit gefahrlichen Stoffen, das WHG und die 12. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (12. BImSchV - Storfall-Verordnung) rechtlich umgesetzt.

Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Durch die Umsetzung der MalRgaben der Seveso-II-Richtlinie werden mdgliche Auswirkungen von Storfallen auf
die Umwelt und damit auch auf den Zustand der Wasserkdérper minimiert. Auf die weiteren Ausfuihrungen in Kapi-
tel 7.2.12 wird verwiesen.

7.2.1.11 Richtlinien zur Umweltprifung

Wasserwirtschaftlich relevante Vorschriften sind in den gemeinschaftlichen Richtlinien zur projektbezogenen
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP) und zur Strategischen Umweltpriifung (SUP) enthalten. Daher wird hier
nicht nur auf die Umsetzung der Richtlinie Gber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP-Richtlinie), sondern auch
auf die Umsetzung der Richtlinie iber die Prifung der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme
(SUP-Richtlinie) eingegangen.

Rechtliche Umsetzung der Projektbezogenen Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)

Die Richtlinie Gber die Umweltvertraglichkeitsprifung (85/337/EWG) vom 27.6.1985, geandert durch Richtlinien
97/11/EG vom 3.3.1997 und 2003/35/EG vom 26.5.2003 (Projektbezogene Umweltvertraglichkeitspriifung), wur-
de in Deutschland durch das Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fassung vom
25.6.2005, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11.8.2009, rechtlich umgesetzt.

In Bayern erfolgte die Umsetzung durch das BayWG vom 19.7.1994 sowie das Gesetz zur Umsetzung der Richt-
linie 85/337/EWG des Rates vom 27.6.1985 Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen
und privaten Projekten (BayUVPRLUG). Die Vorgaben der UVP-Richtlinie sind somit umfassend durch Bundes-
und Landesgesetz umgesetzt.

Bedeutung der MaBnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Im Rahmen der Entscheidung Uber die Zulassung von wasserwirtschaftlich relevanten Projekten priifen die zu-
standigen Behorden die Verpflichtung zur Durchfiihrung einer UVP und stellen die Durchfiihrung unter Beachtung
der gemeinschaftlichen Verfahrensvorgaben sicher. Dieses Verfahren gilt auch fir UVP-pflichtige MalRnahmen im
Rahmen der Umsetzung der WRRL. Das UVPG stellt sicher, dass geprift wird, ob das MaRnahmenprogramm
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erhebliche Umweltauswirkungen hat und tragt dazu bei, dass bei der Umsetzung von Malinahmen zur Zielerrei-
chung der WRRL keine anderen Umweltguter nachteilig beeinflusst werden.

Rechtliche Umsetzung der Strategischen Umweltprifung (SUP)

Zur Umsetzung der Vorgaben zur Richtlinie Uber die Prifung der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und
Programme (2001/42/EG) vom 27.6.2001 (SUP) wurden bundes- und landesgesetzliche Regelungen getroffen.

Bundesrechtlich wurde die SUP-Richtlinie durch das Gesetz zur Einflihrung einer Strategischen Umweltpriifung
und zur Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG (SUPG) umgesetzt. Durch das SUPG wurde die SUP im UVPG
(§§ 14a ff in Verbindung mit Anlage 3) geregelt.

Daneben sind landesrechtliche Vorgaben zur Umsetzung der SUP bei der Erstellung des Malinahmenprogramms
und bei der Erstellung von Hochwasserschutzplanen im BayWG enthalten.

Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Das MafRnahmenprogramm nach WRRL ist ein SUP-pflichtiges Programm. Die Umsetzung der SUP erfolgt im
Rahmen der Aufstellung der bayerischen MaRnahmenprogramme fiir die bayerischen Anteile an den Flussgebie-
ten der Donau und des Rheins und der Weser.

Das Mafinahmenprogramm fiir den bayerischen Anteil am Flussgebiet der Elbe ist Bestandteil des gesamten
Mafinahmenprogramms der deutschen Elbe. Fir dieses findet die SUP gemaf Vereinbarung zentral durch die
FGG Elbe statt.

In Bayern wurde ein zusammenfassender Umweltbericht fiir die Offentlichkeitsbeteiligung und die Behérdenbetei-
ligung erstellt. Die Anhérung zum Umweltbericht erfolgte parallel zur Anhérung zu den Bewirtschaftungsplanen
und den MaRnahmenprogrammen (Donau, Rhein, Weser) in der Zeit vom 2.-30.6.2009.

Der Umweltbericht und die Ergebnisse des zugeordneten Anhdrungsverfahrens wurden bei der Aufstellung des
MaRnahmenprogramms beriicksichtigt.

7.2.1.12 Richtlinie 2006/11/EG (ehem. 76/464/EWG)

Rechtliche Umsetzung

Die Richtlinie 2006/11/EG, die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefahrlicher Stoffe in die Gewas-
ser der Gemeinschaft betreffend, kodifiziert und ersetzt die Richtlinie 76/464/EWG und deren spatere Anderun-
gen. Diese Kodifizierung ermoglicht eine Verdeutlichung und Vereinfachung der Rechtsvorschriften. Sie berlick-
sichtigt die Annahme der WRRL sowie internationaler Ubereinkommen iiber den Schutz von Wasserlaufen und
der Meeresumwelt. Die Richtlinie wurde in Bayern umgesetzt durch die Verordnung tber Qualitatsziele fiir be-
stimmte gefahrliche Stoffe und zur Verringerung der Gewasserverschmutzung durch Programme — Bayerische
Gewasserqualitatsverordnung (BayGewQV).

Am 22.12.2013 wird diese Richtlinie durch die WRRL auf3er Kraft gesetzt.

Bedeutung der Malinahme und Beitrag zur Zielerreichung

Zum Schutz der aquatischen Lebensgemeinschaften und der menschlichen Gesundheit legt die BayGewQV fir
eine Anzahl von Stoffen Qualitatsziele fest, die in oberirdischen Gewassern regelmafig zu tberprifen sind. Wer-
den Uberschreitungen dieser Qualitatsziele festgestellt, sind die Ursachen fiir die erhéhten Werte zu ermitteln und
geeignete MafRnahmen zur Verringerung der Gewasserverschmutzung einzuleiten.

Seit In-Kraft-Treten der BayGewQV 2001 werden bayernweit an reprasentativen Messstellen Untersuchungen
durchgefuhrt und die Ergebnisse von einem Fachgremium bewertet. Im 6-jahrigen Zyklus werden MaRnahmen-
programme festgelegt, die den Handlungsbedarf hinsichtlich zusatzlicher Untersuchungen und ggf. MalRnahmen
regeln. Das aktuell giltige Programm stammt aus dem Jahr 2007. Auf dieser Grundlage werden jéhrlich die zu-
satzlichen MalRnahmen fur das Folgejahr festgelegt, um sicherzustellen, dass die Qualitatsziele eingehalten oder
in angemessenen Fristen erreicht werden.
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Die Untersuchungsprogramme der letzten Jahre haben vereinzelt fir Gewasser im bayerischen Maineinzugsge-
biet Belastungen aus dem Bereich sonstige organische Stoffe (polychlorierte Biphenyle (PCB)) ergeben. Die
PCB-Belastungen sind ricklaufig; sie werden jedoch weiterhin Gberwacht.

7.2.2 Geeignete MalBnahmen fiir die Ziele des Art. 9 WRRL

Die WRRL fiihrt in Art. 9 fir Wasserdienstleistungen den Grundsatz der Kostendeckung ein und verlangt, dass
die Wassergeblhrenpolitik Anreize zur effizienten Wassernutzung bietet.

Wasserdienstleistungen

Unter dem Begriff Wasserdienstleistungen (definiert in Art. 2 Abs. 38 der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie)
sind nach Sichtweise der Bundesrepublik Deutschland folgende Leistungen zu verstehen:

a) ,Wasserversorgung (Anreicherung, Entnahme, Aufbereitung, Speicherung und Druckhaltung, Verteilung,
Betrieb von Aufstauungen zum Zwecke der Wasserversorgung),

b) Abwasserbeseitigung (Sammlung, Behandlung, Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser in Misch-
und Trennsystemen)®.

Grundsatz der Kostendeckung

Die offentliche Trinkwasserversorgung und die 6ffentliche Abwasserentsorgung fallen in Bayern in den Aufgaben-
bereich der Daseinsvorsorge. Sie sind Pflichtaufgaben der Gemeinden. Die Finanzierung von Wasserdienstleis-
tungen ist in Bayern durch Gemeindeordnung und Kommunalabgabengesetz rechtlich verbindlich vorgegeben.
Darin sind der Grundsatz der Kostendeckung sowie eine dem schonenden und sparsamen Umgang mit Wasser
dienende Gebiihrenbemessung festgeschrieben.

Wassergebuhrenpolitik

Die Kosten der Wasserversorgungs- und der Abwasserentsorgungsbetriebe miissen in Bayern auf diejenigen
umgelegt werden, die davon Nutzen ziehen. Im Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) sind die grund-
legenden Elemente der Finanzierung der &ffentlichen Wasserversorgung sowie der &ffentlichen Abwasserentsor-
gung gesetzlich geregelt. Die Wassergeblihren geben lber die kostendeckende Kalkulation und die Tarifstruktu-
ren mit Uberwiegend verbrauchsabhangigen Komponenten ausreichende Anreize zum umweltschonenden
Verhalten. Die MaRnahmen zur Umsetzung der in Art. 9 WRRL aufgefiihrten Ziele geman Art. 11 Abs. 3b WRRL
sind in Kapitel 6.2 detailliert beschrieben.

7.2.3 Malinahmen, die eine effiziente und nachhaltige Wassernutzung fordern

Rechtliche Umsetzung

Das WHG stellt grundsétzliche Regelungen uber Bewirtschaftungsgrundséatze und Bewirtschaftungsziele von Ge-
wassern auf. Damit regelt das WHG im Grundsatz eine effiziente und nachhaltige Wassernutzung gemag Art. 11
Abs. 3c WRRL. Gewasser sind dabei so zu bewirtschaften, dass vermeidbare Beeintrachtigungen ihrer 6kologi-
schen Funktionen und ihres Wasserhaushalts unterbleiben, damit insgesamt eine nachhaltige Entwicklung ge-
wahrleistet wird (§ 1a WHG).

Zusatzlich verpflichtet das WHG jedermann dazu, bei Wassernutzungen die erforderliche Sorgfalt anzuwenden
und sparsam bei der Verwendung des Wassers zu sein. Es sieht in den Bereichen ,Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen” und ,Abwasserbeseitigung“ besondere Pflichten der Handelnden und Anlagenbetreiber vor. Bei
Uberschreitung bestimmter GréRengrenzen von Betrieben fordert das WHG die Bestellung von Betriebsbeauf-
tragten fiir den Gewasserschutz; die Beauftragten sind mit besonderen Kontrollrechten und Uberpriifungspflichten
ausgestattet. In der AbwV sind allgemeine Anforderungen zur Verminderung des Abwasseranfalls enthalten, die
in einem groRen Teil der branchenspezifischen Anhange naher konkretisiert werden.
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Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Die nach dem WHG und dem BayWG erteilten Erlaubnisse und Bewilligungen zur Gewasserbenutzung stehen
unter dem Vorbehalt, dass nachtraglich zusatzliche Anforderungen, Manahmen fiir die Beobachtung der Was-
serbenutzung und ihrer Folgen sowie Maflinahmen fiir eine sparsame Verwendung von Wasser angeordnet wer-
den kdnnen. Weiterhin sind bei der Vergabe von Wasserrechten zur Entnahme von Grundwasser durch den An-
tragsteller Wasserbedarfsnachweise vorzulegen, aufgrund derer, unter Beriicksichtigung des Wasserdargebotes
entschieden wird, in welcher Hohe eine Entnahme zugelassen wird. Anlagen zur Wasserbenutzung im weiteren
Sinn und Abwasseranlagen sind entsprechend den jeweils zutreffenden Regeln der Technik und der Wasserwirt-
schaft bzw. dem Stand der Technik und den wasserrechtlichen Zulassungen zu errichten und zu betreiben.

7.2.4 MalBBnahmen zur Erreichung der Anforderungen nach Art. 7 WRRL (Gewasser flr die
Entnahme von Trinkwasser)

Rechtliche Umsetzung

Die MalRnahmen zur Umsetzung der in Art. 7 Abs. 2 WRRL aufgefiihrten Ziele geman Art. 11 Abs. 3 d WRRL
gelten fir Gewasser, die zur Entnahme von Trinkwasser herangezogen werden. Gemaf Art. 7 Abs. 2 WRRL ist
fur die Wasserkorper, die fir Trinkwasserentnahmen genutzt werden, sicherzustellen, dass nicht nur die Umwelt-
ziele und Qualitatsnormen der WRRL eingehalten werden, sondern, dariiber hinaus, das gewonnene Wasser
unter Berlcksichtigung der angewandten Aufbereitungsverfahren die Anforderungen der Trinkwasserrichtlinie
(98/83/EG) erflillt. Die Mitgliedstaaten haben Sorge dafiir zu tragen, dass eine Verschlechterung der Wasserqua-
litdt verhindert wird, um so den Umfang mdglicher Aufbereitungen zu verringern. Zu diesem Zweck kdnnen auch
nationale Schutzgebiete festgelegt werden. Grundlage fiir die Abgrenzung von Wasserschutzgebieten ist das
Merkblatt 1.2/7 des Bayerischen Landesamtes fir Umwelt in Anlehnung an das DVGW-Regelwerk W101. Eine
regelmaRige Uberwachung des Rohwassers in Verantwortung durch den Betreiber ist nach der EUV vorgegeben,
sie wird ergénzt durch die Méglichkeit der behérdlichen Uberwachung im Rahmen der Gewésseraufsicht geman
Art. 68 Abs. 1 BayWG.

Bedeutung der MalRhahme und Beitrag zur Zielerreichung

In Bayern stammt das Wasser zur Sicherung der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung vornehmlich aus Grund-
und Quellwasser (92 Prozent). Daneben gibt es noch Wassergewinnungen aus uferfiltratbeeinflusstem Grund-
wasser (5 Prozent) und Talsperren- bzw. Oberflachenwasser (3 Prozent). Zum Schutz dieser Trinkwasservor-
kommen sind in Bayern insgesamt rund 3400 Wasserschutzgebiete festgesetzt. Die weitergehenden Anforderun-
gen in Wasserschutzgebieten bauen auf dem allgemeinen Grundwasserschutz auf.

Die Ausweisung von Wasserschutzgebieten zum Schutz des Trinkwassers ist eine grundlegende Mal3nahme im
Sinne der WRRL.

Durch die Uberwachung des/der Schutzgebiete(s) einer Wasserversorgungsanlage im Rahmen der Eigeniiber-
wachung kénnen potenziell nachteilige Eingriffe und Nutzungen im Schutzgebiet rechtzeitig erkannt und Abhilfe-
mafRnahmen eingeleitet werden. Dariiber hinaus dient auch die regelmaRige Uberwachung des Rohwassers nach
EQV der zeitnahen Identifikation mdglicher Beeintrachtigungen. Unabhéngig hiervon werden die Gebiete und
Anlagen im Rahmen der Gewasseraufsicht stichprobenartig, objektbezogen und nach pflichtgemaRem Ermessen
behordlich Uberwacht.

7.2.5 Malnahmen bzgl. Entnahmen und Aufstauungen

In diesem Kapitel werden die ,grundlegenden” Mafinahmen behandelt, die sich gemaf Art. 11 Abs. 3e WRRL fiir
die Entnahme aus Oberflachenwasser und Grundwasser, die Aufstauung von Oberflachenwasser sowie deren
Uberpriifung ergeben.
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7.2.5.1 Begrenzung der Entnahme und Aufstauung von Oberflachenwasser und deren
Uberpriifung
Nach Art. 11 Abs. 3e WRRL sind folgende ,grundlegenden” MaRnahmen zu treffen:

1) Begrenzung der Entnahme sowie der Aufstauung von Oberflachenwasser einschlief3lich einer Vorschrift Gber
die Genehmigung der Entnahme und Aufstauung,

2) RegelmaRige Uberpriifung und gegebenenfalls Aktualisierung der Begrenzungen,

3) Register zur Dokumentation der Wasserentnahmen.

Rechtliche Umsetzung

Im Rahmen des Genehmigungsvorbehalts steht in Bayern die Entnahme und Aufstauung grundsatzlich unter dem
Vorbehalt einer entsprechenden wasserrechtlichen Gestattung (§§ 3, 7, 8 WHG). Diese darf insbesondere nur
dann erteilt werden, wenn von ihr keine nicht ausgleichbaren Beeintrachtigungen des Wohls der Allgemeinheit
ausgehen und die Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach der WRRL gemaR §§ 25a, 25b WHG nicht beein-
trachtigt wird (§ 6 WHG). In der Erlaubnis oder Bewilligung wird auch eine mengenmafige Begrenzung der Ent-
nahme bzw. Aufstauung ausgesprochen, die sich nach den o. g. Kriterien richtet.

Uber Art.6 des BayNatSchG vom 23.12.2005 erfolgt parallel die Beriicksichtigung der naturschutzfachlichen/-
rechtlichen Belange.

Anlagen zur Entnahme und zum Aufstau von Oberflachengewassern werden im Rahmen der Gewasseraufsicht
stichprobenartig, objektbezogen und nach pflichtgemaRem Ermessen gemaf Art. 68 Abs. 1 BayWG behdrdlich
Uberwacht. Auch die Zulassungen sind gemaf Art. 68 Abs. 5 BayWG regelmaRig zu tberprifen und soweit erfor-
derlich anzupassen.

Zur Dokumentation der Wasserentnahmen und ihres Umfangs wird in Bayern gemaf § 37 WHG in Verbindung
mit Art. 88 BayWG ein Register, das sogenannte ,Wasserbuch®, bei der Kreisverwaltungsbehdérde gefihrt.

Bedeutung der MaBnhahme und Beitrag zur Zielerreichung

Bei FlieRgewassern, in denen zur Nutzung der Wasserkraft Wasser ausgeleitet wird, stellen Restwasserregelun-
gen im Rahmen von wasserrechtlichen Verfahren oder 6ffentlich-rechtlichen Vertragen sicher, dass dem Gewas-
ser Okologisch ausreichende Abfliisse verbleiben. Zur Ldsung entsprechender Probleme an den grof3en voralpi-
nen Gewassern in Bayern, wie lller, Lech, Isar, Inn und Alz, werden seit Mitte der 80er Jahre spezielle
.Restwasserstudien” durchgefiihrt. Hierbei werden in iterativen Abwagungsprozessen mittels Wirkungsanalyse
und Wirkungsabschatzung die 6kologisch notwendigen Restwasserabfliisse ermittelt.

7.2.5.2 Begrenzung der Entnahme von Grundwasser und deren Uberprifung (Register)
Nach Art. 11 Abs. 3e WRRL sind folgende grundlegende MafRnahmen zu treffen:

1) Begrenzung der Entnahme von Grundwasser einschlieRlich einer Genehmigungsvorschrift,

2) RegelmaBige Uberpriifung und gegebenenfalls Aktualisierung der Begrenzungen,

3) Register zur Dokumentation der Wasserentnahmen.

Rechtliche Umsetzung

Die Begrenzung der Grundwasserentnahmemengen wird in Bayern durch das Instrument der wasserbehérdlichen
Erlaubnis- und Bewilligungsvorbehalte fir Gewasserbenutzungen sichergestellt. Die erforderlichen wasserrechtli-
chen Zulassungen sind im WHG (§ 33 a in Verbindung mit §§ 7 und 8) und im BayWG (Art. 3c in Verbindung mit
Art. 16 und 17) geregelt. Uber Art.6 des BayNatSchG vom 23.12.2005 erfolgt parallel die Beriicksichtigung der
naturschutzfachlichen/-rechtlichen Belange.

Im Verwaltungsverfahren sind folgende Komponenten enthalten:

 Prifung des nutzbaren Grundwasserdargebots im Rahmen der Vergabe von Wasserrechten zur Entnahme von
Grundwasser,

 kontinuierliche Prifung der Entnahmemengen durch Vorgaben im Wasserrecht,
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« Uberpriifung der Grundwasserspiegellagen durch Vorgaben im Wasserrecht,

» Ggf. Festlegung von Mindestwasserstanden zur Erhaltung von landschaftsokologischen Anforderungen,
* Ggf. Festlegung von Hochstwasserstanden zur Vermeidung von Vernassungen und Setzungen,

» Fortschreibung der Wasserbilanz,

« Uberpriifung und Fortschreibung der Gestattungen.

Bedeutung der Mallnahme und Beitrag zur Zielerreichung

Im Rahmen der Erteilung von Wasserrechten darf die Wasserbehérde nur dann eine Grundwasserbenutzung
zulassen, wenn die Grundwasserentnahme die nutzbare Grundwasserneubildung auch langfristig nicht tiber-
schreitet. Damit ist der gute mengenmaRige Zustand des Grundwassers gesichert.

Nach Art. 68 BayWG obliegt die Gewasseraufsicht als staatliche Aufgabe den Wasserbehorden. In diesem Rah-
men Uberprifen sie die Erfullung der nach den wasserrechtlichen Vorschriften bestehenden Verpflichtungen.
Nach Art. 68 Abs. 5 BayWG haben die zustéandigen Behoérden die aufgrund des WHG und des BayWG erteilten
Zulassungen regelmafig zu Uberprifen und, soweit erforderlich, anzupassen. Nach Art. 70 BayWG in Verbindung
mit der Eigenitiberwachungsverordnung sind fiir bestimmte Tatbestande Eigeniiberwachungspflichten festgelegt.

Zur Dokumentation der Wasserentnahmen und ihres Umfangs wird in Bayern gemai § 37 WHG in Verbindung
mit Art.88 BayWG ein ,Wasserbuch” (= “Register”) bei der Kreisverwaltungsbehdrde gefiihrt.

7.2.6 Malnahmen zur Begrenzung von kiinstlichen Anreicherungen oder Auffiillungen von
Grundwasserkdrpern

MaRnahmen zur Begrenzung von kiinstlichen Anreicherungen oder Auffiillungen von Grundwasserkdrpern erge-
ben sich geman Art. 11 Abs. 3f WRRL. Aufgrund der guinstigen klimatischen Verhaltnisse sind kinstliche Grund-
wasseranreicherungen in Bayern nur in geringem Umfang vorhanden und auf Einzelfalle zur Trinkwassergewin-
nung beschrankt. Grundséatzlich stellt eine Grundwasseranreicherung eine Gewasserbenutzung nach § 3 Abs. 1
Nr. 5 WHG dar, die nach §§ 2, 7 WHG in Verbindung mit Art.16, 17 BayWG einer wasserrechtlichen Erlaubnis
bedarf und nach Art. 68 BayWG Uberwacht wird.

7.2.7 Malnahmen zur Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus Punktquellen

Das vorliegende Kapitel behandelt die ,grundlegenden” MaRnahmen, die sich geman Art. 11 Abs. 3g WRRL fir
Oberflachengewasser und Grundwasser zur Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus Punktquellen ergeben.

7.2.7.1 Emissionen Oberflachengewasser

Rechtliche Umsetzung

Die Anforderungen zur Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus Punktquellen und deren Uberwachung wur-
den im Rahmen des Bundesrechtes durch folgende Regelungen umgesetzt:

* WHG, insbesondere die §§ 2, 3, 5, 6, 7a WHG in Verbindung mit der

+ AbwV.

Eine erganzende Umsetzung durch Landesrecht erfolgte Uiber folgende Regelungen:

* BayWG, insbesondere die Art. 3c, 4, 41a ff, 68 und 70,

» Bayerische Gewasserbestandsaufnahme- und -zustandseinstufungsverordnung (BayGewZustVO),
* ROKAbw,

+ EUvV,

» Bayerische IVU-Abwasserverordnung,

» Bayerische Fischgewasserqualitatsverordnung (BayFischGewV),

* BayGewQV.
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Diese Regelungen, die u. a. der Umsetzung der Kommunalabwasser-Richtlinie, der IVU-Richtlinie und der Richt-
linie 2006/11/EG, die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefahrlicher Stoffe in die Gewasser der
Gemeinschaft betreffend, dienen, sind in ihrer Bedeutung und bezuglich ihres Beitrags zur Zielerreichung bereits
in den Kapiteln 7.2.1.2, 7.2.1.9, 7.2.1.10 und 7.2.1.12 erlautert worden.

Bedeutung der MaBnahmen fir die Zielerreichung

Durch die Umsetzung der zuvor genannten Regelungen wurde eine weitgehende Verminderung der Gewasserbe-
lastung erreicht. Zur Verminderung der Belastung aus punktférmigen Quellen haben zudem MaRnahmen aus
anderen Rechtsbereichen wie dem Immissionsschutz-, dem Chemikalien- und dem Arbeitsschutzrecht beigetra-
gen. In Kapitel 7.2.11 wird fiir den Bereich der prioritaren Stoffe dargestellt, welche Regelungen aus anderen
Rechtsbereichen gemeinsam mit Regelungen des Wasserrechts zur Verminderung der Gewasserbelastung bei-
tragen.

7.2.7.2 Emissionen in das Grundwasser

Rechtliche Umsetzung

Im Rahmen des Wasserrechts diirfen nach Wasserhaushaltsgesetz (§ 34) Stoffe nur dann in das Grundwasser
eingeleitet werden, wenn eine schadliche Verunreinigung oder eine nachteilige Veranderung nicht befiirchtet
werden muss. Entsprechendes gilt fiir die Lagerung, Ablagerung und Beférderung durch Rohrleitungen. In Ergéan-
zung des WHG sind in der Grundwasserverordnung (GrWV) stoffoezogene Konkretisierungen getroffen. Einlei-
tungen von Schadstoffen aus Punktquellen in das Grundwasser sind in Bayern generell wasserrechtlich nicht
zulassig.

Die VAwWS und die Rohrfernleitungsverordnung beinhalten detaillierte Regelungen fiir Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen und fiir Anlagen zum Lagern und Abfiillen von Jauche, Gille und Silagesickersaften
und fir Anlagen zur Lagerung von Festmist sowie fiir Rohrfernleitungsanlagen.

Hinzuweisen ist ferner auf die wasserrechtlichen Sanierungsgrundlagen nach Art. 68a BayWG.

Das Bodenschutzrecht mit dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.3.1998 und der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 16.6.1999 regelt bundesweit die Verantwortlichkeiten und
Pflichten sowie die materiellen Anforderungen zur Erfassung, Untersuchung, Sanierung und Uberwachung von
altlastverdachtigen Flachen, Altlasten und schadlichen Bodenveranderungen. Das Bayerische Gesetz zur Ausfiih-
rung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BayBodSchG) vom 23.2.1999 dient der Umsetzung der bundesweit
geltenden Regelungen in Bayern.

Bedeutung der MaBnhahmen fir die Zielerreichung

Durch das Verbot der Einleitung bzw. die streng reglementierte Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser
soll eine schadliche Verunreinigung des Grundwassers bzw. eine sonstige nachteilige Veranderung seiner Eigen-
schaften vermieden werden.

Nach Art. 68 BayWG obliegt die Wasseraufsicht als staatliche Aufgabe den Wasserbehdrden. In diesem Rahmen
prifen sie die Erflllung der nach den wasserrechtlichen Vorschriften bestehenden Verpflichtungen. Nach Art. 68
Abs. 5 BayWG haben die zustandigen Behdrden die aufgrund des WHG und des BayWG erteilten Zulassungen
regelmaRig zu Gberprifen und, soweit erforderlich, anzupassen.

Schadliche Bodenveranderungen, Altablagerungen, Altstandorte und Grundwasserschadensfalle werden in Bay-
ern nach den o. g. rechtlichen Regelungen systematisch bearbeitet. Liegen Anhaltspunkte fiir schadliche Boden-
veranderungen oder Altlasten vor, so wird von der zustandigen Kreisverwaltungsbehérde zusammen mit den
zustandigen fachlichen Stellen die Klarung des Altlastverdachts aufgenommen.

Die Altlastenbearbeitung in Bayern leistet auch unter dem Aspekt der Zielerreichung der Wasserrahmenrichtlinie
einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung eventueller lokaler Grundwasserbelastungen.
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7.2.8 Malnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung der Einleitungen von Schadstoffen aus
diffusen Quellen

In diesem Kapitel werden die ,grundlegenden” MaRnahmen dargestellt, die sich geman Art. 11 Abs. 3h WRRL zur
Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus diffusen Quellen ergeben.

Rechtliche Umsetzung

Regelungen zur Vermeidung von Gewasserbelastungen aus diffusen Quellen sind in unterschiedlichen Rechtsbe-
reichen vorhanden: Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, Naturschutz, Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Arbeits-
schutz und Bodenschutz. Dabei werden in allen Bereichen Anforderungen aus Regelungen der EU umgesetzt.

Die rechtlichen MaRnahmen zur Verhinderung, Begrenzung und Uberwachung der Einleitung von Schadstoffen
aus diffusen Quellen dienen weitgehend sowohl dem Schutz der Oberflachengewasser als auch des Grundwas-
sers. Im Folgenden werden die in den oben genannten Rechtsbereichen bestehenden Regelungen beschrieben
und ihr jeweiliger Beitrag zur Zielerreichung wird dargestellt.

Im Wasserrecht existieren im Rahmen des WHG folgende gewasserbezogene Regelungen:

» Gewasser sind grundsatzlich als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen zu
sichern (§ 1 a WHG),

* Rohrleitungen zum Beférdern von wassergefahrdenden Stoffen bedirfen einer Genehmigung (§ 19 a WHG
bzw. §§ 20 bis 23 UVPG),

» Stoffe diirfen an oberirdischen Gewassern nur so gelagert werden, dass eine Verunreinigung des Wassers
nicht zu besorgen ist (§ 26 Abs. 2 WHG).

Erganzende Regelungen sind im BayWG in der Fassung vom 19.7.1994 enthalten:

+ Nach Art. 61i BayWG kénnen in Uberschwemmungsgebieten Verbote, Beschrankungen und Duldungspflichten
zum Erhalt oder zur Verbesserung der ékologischen Strukturen der Gewasser und ihrer Uberflutungsflachen
sowie zur Verhinderung erosionsférdernder MalRnahmen und zur Verringerung oder Vermeidung mdéglicher
Erosionen von landwirtschaftlich genutzten oder sonstigen Flachen angeordnet werden; zudem kann ein Ge-
nehmigungsvorbehalt fiir die Umwandlung von Dauergriinland in Ackerland angeordnet werden.

* Nach Art. 68 BayWG obliegt die Wasseraufsicht als staatliche Aufgabe den Wasserbehdrden. In diesem Rah-
men prifen sie die Erflllung der nach den wasserrechtlichen Vorschriften bestehenden Verpflichtungen. Nach
Art. 68 Abs. 5 BayWG haben die zustandigen Behdérden die aufgrund des WHG und des BayWG erteilten Zu-
lassungen regelmaRig zu Uberprifen und, soweit erforderlich, anzupassen.

Die Bayerische Fischgewasserqualitdtsverordnung (BayFischGewV) gilt fiir die in der Anlage 1 zur Verordnung
bezeichneten Cypriniden- und Salmonidengewasser und dient der Umsetzung der Richtlinie 78/659/EWG des
Rates vom 18.7.1978 Uber die Qualitat von StRwasser, das schutz- oder verbesserungsbedurftig ist, um das
Leben von Fischen zu erhalten. Am 22.12.2013 wird diese Richtlinie durch die WRRL aufer Kraft gesetzt. Die
BayGewQV dient der Umsetzung der Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 4.5.1976 und betrifft die Verschmut-
zung infolge der Ableitung bestimmter gefahrlicher Stoffe in die Gewasser der Gemeinschaft.

Neben Regelungen im Wasserrecht existieren zudem landwirtschaftliche Regelungen, welche Einleitungen von
Schadstoffen verhindern oder begrenzen sollen. Hierzu zahlen auch die Umsetzung der Nitratrichtlinie, der Pflan-
zenschutzmittel-Richtlinie und der Klarschlammrichtlinie, die unter Kapitel 7.2.1.6, 7.2.1.7 und 7.2.1.8 erlautert
sind.

Im Rahmen von Cross Compliance (Verordnung EG Nr. 1782/2003) wird die Gewahrung von EU-Direktzahlungen
und von Zahlungen fir flachen- oder tierbezogene FérdermalRnahmen des landlichen Raums gemaR der Verord-
nung (EG) Nr. 1698/2005 an die Einhaltung von Umwelt- und Qualitatsstandards gebunden. Gemaf Verordnung
(EG) Nr. 73/2009 ist die Gewahrung von Direktzahlungen an die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen
(Cross Compliance) geknipft. Die Cross Compliance-Regelungen umfassen Regeln zur Erhaltung landwirtschaft-
licher Flachen in einem guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand, Regelungen zur Erhaltung von
Dauergriinland und 19 einschlagige, schon bestehende EU-Regelungen, darunter z. B. das Gesetz zum Schutz
der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz) mit zugehorigen Rechtsverordnungen. Uber Cross Compliance wird

u. a. die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft uberprift; dies dient somit auch den Zielen der Wasser-
rahmenrichtlinie.
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Das Naturschutzrecht mit dem BayNatSchG in der Fassung vom 23.12.2005 beinhaltet die Regelung gemaf Art.
2b BayNatSchG, dass die Landwirtschaft im Rahmen der guten fachlichen Praxis die Anforderungen der flr sie
geltenden Vorschriften, des § 17 Abs. 2 des BBodSchG und des BayNatSchG zu beachten hat. Auf erosionsge-
fahrdeten Hangen, in Uberschwemmungsgebieten, auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf
Moorstandorten soll Griinland erhalten bleiben.

Das Immissionsschutzrecht mit dem BImSchG und den Verordnungen zur Durchfiihrung des BImSchG sowie der
Technischen Anleitung Luft (TA Luft) beinhaltet Regelungen zum Schutz der Menschen, Tiere, Pflanzen, des
Bodens, des Wassers etc. vor schadlichen Umwelteinwirkungen.

Im Chemikalienrecht und Arbeitsschutzrecht mit dem Chemikaliengesetz (ChemG), der Chemikalienverbotsver-
ordnung (ChemVerbotsV) und der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) sind folgende Regelungen definiert:

» Schutz des Menschen und der Umwelt vor schadlichen Einwirkungen gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen,

» Regelungen bezliglich des Verbots und der Beschrankung des In-Verkehr-Bringens gefahrlicher Stoffe, Zube-
reitungen und Erzeugnisse.

Weitere Regelungen finden sich auch im Arbeitsschutz, in der GefStoffV und in der Betriebssicherheitsverord-
nung. Im Rahmen des Bodenschutzrechts haben das BBodSchG sowie die BBodSchV besondere Bedeutung fir
die Verhinderung des Eintrags von Bodenmaterial in die Gewasser.

Bedeutung der MalBhahmen und Beitrag zur Zielerreichung

Im Wasserrecht wirken zahlreiche Regelungen darauf hin, diffuse Belastungen aus unterschiedlichen Herkunfts-
bereichen zu begrenzen. Die Verminderung des Stoffeintrags in die Gewasser ist sowohl fur das Erreichen des
guten 6kologischen also auch des guten chemischen Zustands von Oberflachengewassers und fiir das Erreichen
des guten chemischen Zustands des Grundwassers von Bedeutung.

Landwirtschaftliche Regelungen betreffen insbesondere Nahrstoffe und Pflanzenschutzmittel. Der Nahrstoff Nitrat
ist eine Hauptursache fur einen nicht-guten chemischen Zustand im Bereich Grundwasser. Der groRte Eintrag
von Nitrat in das Grundwasser erfolgt im Zusammenhang mit der ackerbaulichen Fldchennutzung. Eine Nitrat-
verminderung ist daher ein direkter Beitrag zur Erreichung des guten chemischen Zustandes im Grundwasser.
Uber den Pfad Grundwasser kann Nitrat auch in die Oberflaichengewasser und schlieRlich in die Meere gelangen.
Eine Nitratreduzierung bedeutet daher auch einen Beitrag zum Meeresschutz.

Im Bereich des Naturschutzrechtes sind insbesondere Vorgaben zur Verhinderung von Erosion ein wesentlicher
Beitrag zur Reduzierung des diffusen Eintrags von Nahrstoffen und Schadstoffen ins Gewasser.

Insbesondere die Begrenzung der Luftverunreinigungen hat einen positiven Einfluss auf die Reduzierung der
diffusen Eintrage in die Gewasser und wirkt u. a. auch einem weiteren Fortschreiten der Versauerung von Ge-
wassern entgegen. Denn Schadstoffe, die in die Luft ausgetragen werden, geraten lber Niederschlage und den
Oberflachenabfluss direkt oder indirekt in die Gewasser und beeintrachtigen den 6kologischen und chemischen
Zustand.

Das Bodenschutzrecht stellt eine Reihe von Regelungen zur Verfiigung, um diffuse Belastungen aus unterschied-
lichen Herkunftsbereichen, wie Nahr- und Schadstoffeintrage aus Abschwemmung, Erosion, atmosphérische
Deposition, zu begrenzen. Die Verhinderung des Eintrags von Bodenmaterial in die Gewasser ist ein wichtiger
Faktor fur die beiden Qualitdtskomponenten Fische und Makrozoobenthos des guten 6kologischen Zustands.

7.2.9 Malnahmen gegen sonstige signifikant nachteilige Auswirkungen

Rechtliche MaRnahmen zum Erhalt oder zur Verbesserung der Gewasserstruktur ergeben sich gemaf Art. 11
Abs. 3i WRRL.

Rechtliche Umsetzung

Maflnahmen zur Verbesserung des hydromorphologischen Gewasserzustands werden in Bayern insbesondere
auf der Grundlage folgender Rechtsinstrumente erlassen:

» Auflagen und Bedingungen bei der Erteilung von wasserrechtlichen Gestattungen bei Gewasserbenutzungen
(§ 5 WHG) oder bei Gewasserausbauten (§ 31 WHG),
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» Anordnungen nachtraglicher Auflagen bei Gewasserbenutzungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1ai.V.m. § 4 Abs. 2
Nr. 2a WHG u. a. zur Verbesserung der Durchgéangigkeit,

* Anordnungen nach Art. 20 BayWG bei aufgegebenen Gewasserbenutzungen u. a. zur Verbesserung der
Durchgangigkeit,
* Anordnungen nach Art. 42 ff. BayWG zur Vornahme von Unterhaltungsmafinahmen,

* Anordnungen nach Art. 54 ff. BayWG zur Vornahme von Gewasserrenaturierungen bei finanzieller Landesbe-
teiligung.

Bedeutung der MalRhahmen und Beitrag zur Zielerreichung

Die in diesem Zusammenhang ergriffenen MaRnahmen stellen die Grundlage dar, um bei neuen Gewasserbenut-
zungen und Gewasserausbauten den Erhalt, die Verbesserung oder den notwendigen ékologischen Ausgleich
der Gewasserstruktur im Sinne des ,guten Zustands® bzw. des ,guten 6kologischen Potenzials® sicher zu stellen.
Um notwendige 6kologische Verbesserungen an Gewassern durchzufiihren, an denen schon friher Veranderun-
gen der Gewasserstruktur erfolgt sind, miissen ergadnzende MalRhahmen ergriffen werden.

7.2.10 Verbot einer direkten Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser

Ein Verbot fiir eine direkte Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser ergibt sich geman Art. 11 Abs. 3j
WRRL und den dort genannten Vorschriften flr die Einleitung von Schadstoffen.

Rechtliche Umsetzung
Fir die Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser sind folgende gesetzliche Regelungen einschlagig:
» Verbot mit Befreiungsvorbehalt (§ 2 WHG),

« Definition als erlaubnispflichtige Benutzung eines Gewassers (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 WHG und § 3 Abs. 2 Nr. 2
WHG),

» Zulassung im Einzelfall (§ 36 Abs. 6 Satz2i. V. m. §§ 33 a WHG und 34 WHG),
» Entscheidung liegt im Ermessen der zustéandigen Wasserbehoérde (§ 6 WHG),

» Erganzung des WHG und stoffbezogene Konkretisierung durch Grundwasserverordnung (GwV).

Bedeutung der Malinahmen und Beitrag zur Zielerreichung

Durch das Verbot bzw. die auf Einzelfalle zugelassene Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser soll eine
schéadliche Verunreinigung des Grundwassers bzw. eine sonstige nachteilige Veranderung seiner Eigenschaften
vermieden werden. Gegebenenfalls vorhandene anhaltende Trends steigender Schadstoffkonzentrationen kén-
nen umgekehrt und der Grundwasserkorper sukzessiv — bezogen auf die betrachteten Schadstoffe — in einen
guten chemischen Zustand tberfliihrt werden.

7.2.11 MalRnahmen zur Beseitigung der Verschmutzung von Oberflachenwasser durch priori-
tare Stoffe und zur Verringerung der Verschmutzung durch andere Stoffe

MaRnahmen, die zur Beseitigung der Verschmutzung von Oberflachengewassern durch prioritéare Stoffe und zur
Verringerung der Verschmutzung durch andere Stoffe gemafR Art. 11 Abs. 3k WRRL dienen, werden in diesem
Kapitel dargelegt.

Rechtliche Umsetzung

Die grundlegenden Malinahmen zur Beseitigung der Verschmutzung von Oberflachenwasser durch prioritére
Stoffe und zur Verringerung der Verschmutzung durch andere Stoffe sind mit den Manahmen, die in den Kapi-
teln7.21.1,7.21.2,7.2.1.8,7.2.1.9,7.2.1.10 und 7.2.1.12 genannt sind, abgedeckt. Dort ist auch die rechtliche
Umsetzung beschrieben. Hinsichtlich der Beseitigung oder Verringerung der Belastung durch PSM wird auf die im
Kapitel 7.2.1.7 genannten Regelungen des Pflanzenschutzrechts hingewiesen.

Die Umweltqualitdtsnormen der Stoffe, auf deren Basis die Beurteilung des chemischen Zustands erfolgt, sind in
der Richtlinie 2008/105/EG Uber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik (Richtlinie ,Prioritére Stof-

157



fe*) festgelegt. Fir die sonstigen (spezifischen) Schadstoffe werden die in der BayGewZustVO aufgefiihrten Um-
weltqualitdtsnormen angewandt (siehe auch Kapitel 4 des Bewirtschaftungsplans).

In den Kapiteln 7.2.7 und 7.2.8 wird dargestellt, wie die Vermeidung und Verminderung der Belastung durch prio-
ritare Stoffe und sonstige (spezifische) Schadstoffe durch Malnahmen zur Verminderung der Belastung aus
diffusen Quellen und aus Punktquellen erfolgt. MaRnahmen im Umweltbereich wirken oft nicht nur hinsichtlich
eines einzigen Mediums. Auch Anforderungen aus anderen Rechtsbereichen, insbesondere aus dem Chemika-
lienrecht und dem Pflanzenschutzmittelrecht, tragen mit zur Verminderung der Eintrage von prioritaren Stoffen
und sonstigen Schadstoffen aus Punktquellen und diffusen Quellen bei.

Bedeutung der MaRhahmen und Beitrag zur Zielerreichung

Die bereits durchgefihrten Ma3nahmen haben zu einer erheblichen Verminderung der Belastung bayerischer
Gewasser durch prioritdre und sonstige Schadstoffe gefuhrt. Die Verbote und Beschrankungen der Anwendung
aus anderen Rechtsbereichen haben hierzu erheblich beigetragen. Allerdings sind auch Stoffe, die weitgehenden
Herstellungs- oder Verwendungsbeschrankungen unterliegen, noch im Abwasser oder im Gewasser nachweis-
bar, weil sie z. B. als Verunreinigungen anderer Stoffe auftreten oder ihre in Produkten zulassigen Konzentratio-
nen zu einer Belastung des Abwassers fiihren. Die beschriebenen MaRnahmen werden aber auch in diesen
Fallen zu einem Riickgang der Belastung flihren.

7.2.12 Malnahmen, um Freisetzungen von signifikanten Mengen von Schadstoffen aus tech-
nischen Anlagen zu verhindern und um Folgen unerwarteter Verschmutzungen vorzu-
beugen oder zu mindern

MafRnahmen, die sich gemaR Art. 11 Abs. 31 WRRL ergeben, um Freisetzungen von signifikanten Mengen von
Schadstoffen aus technischen Anlagen zu verhindern und um Folgen unerwarteter Verschmutzungen vorzubeu-
gen oder zu mindern, werden in diesem Kapitel dargestellt.

Rechtliche Umsetzung

Gesetze, Verordnungen und Richtlinien, die die Grundlage der rechtlichen Umsetzung von Mafihahmen bilden,
um die Freisetzung von signifikanten Mengen von Schadstoffen aus technischen Anlagen zu verhindern bzw. die
Folgen zu minimieren, wurden in den vorangegangenen Kapiteln bereits mehrfach erwahnt. Hierzu zahlen vor
allem WHG, BayWG, AbwV, BImSchG, BImSchV, UVP-Richtlinie, VAwWS, EUV und die Léschwasserriickhalte-
Richtlinie.

Die Anlagen, aus denen bei Storfallen, nicht bestimmungsgemafiem Betrieb oder technischen Betriebsstérungen
Schadstoffe in signifikanten Mengen austreten oder freigesetzt werden kénnen, unterliegen den vorgenannten
Rechtsnormen. Im Rahmen der Zulassungsverfahren werden in Abhangigkeit vom jeweiligen Gefahrdungspoten-
zial auch Anforderungen zur Vermeidung unfallbedingter Verunreinigungen von Grund- und Oberflachengewas-
sern (z. B. durch Riickhalteeinrichtungen) festgelegt. Grundsatzlich sind aufgrund der gesetzlichen Regelungen
unverzuglich die zustdndigen Behdrden zu informieren, wenn wassergefahrdende Stoffe in nicht unerheblichem
Umfang in die Umwelt, insbesondere in den Boden und die Gewasser, austreten. Zur Verminderung der Auswir-
kungen derartiger Ereignisse kann seitens der Behérden erganzend ein betrieblicher Alarm- und Einsatzplan
gefordert werden (z. B. bei Produktenfernleitungen). Betreiber von Betriebsbereichen, die die erweiterten Pflich-
ten der Storfall-Verordnung erfiillen missen, sind zur Ausarbeitung von internen Alarm- und Gefahrenabwehrpla-
nen verpflichtet, die Behorden erstellen fiir diese Betriebsbereiche externe Alarm- und Gefahrenabwehrplane. In
der Regel erstellen auch wasserwirtschaftlich bedeutende Industrie- und Gewerbebetriebe vorsorglich betriebli-
che Alarmplane zur Erfiillung von Anforderungen aus Sicherheits- und Umweltmanagementsystemen.

Erganzend haben Betreiber von Anlagen, in denen mit wassergefahrdenden Stoffen umgegangen wird, das je-
weils einschlagige technische Regelwerk zu beachten, beispielsweise die Technischen Regeln Gefahrstoffe
TRGS oder fur den Betrieb von Abwasseranlagen das Regelwerk der Deutschen Vereinigung fur Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall (DWA).

Die sich aus den Empfehlungen der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) bzw. der Interna-
tionalen Kommission zum Schutz der Donau (IKSD) zur Storfallvorsorge und Anlagensicherheit ergebenden An-
forderungen werden im Rechtsvollzug erfiillt.
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Des Weiteren werden gemaR den Verpflichtungen der Stérfall-Verordnung bzw. nach dem UNECE-Industrieun-
fallibereinkommen Betriebsbereiche, von denen im Falle eines Storfalls grenziiberschreitende Auswirkungen
ausgehen kénnen, den Nachbarstaaten/Vertragsparteien benannt und Informationen tGbermittelt.

Anlagen, in denen mit wassergefahrdenden Stoffen umgegangen wird, und Abwasseranlagen unterliegen einer
Uberwachung nach den MaRgaben der jeweils einschlégigen Rechtsnormen. Die Uberwachung entspricht den
Empfehlungen des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung von Mindestkriterien fir Umweltin-
spektionen (2001/331/EG vom 4.4.2001). Im Rahmen der Uberwachungen werden auch organisatorische Vor-
kehrungen und technische Sicherheitseinrichtungen uberprift. Bei den Anlagen festgestellte Mangel sind vom
Betreiber innerhalb verhaltnismafiger Fristen abzustellen. In gravierenden Fallen ist ggf. die Anlage bis zum
Wirksamwerden geeigneter Abhilfemalinahmen stillzulegen. Die Mangelbeseitigung wird kontrolliert. Bei Eintritt
eines ,nicht vorhersehbaren® Ereignisses mit der Besorgnis einer Gewasserverunreinigung ist die Information der
zustandigen Behdrden planmaRig vorgesehen (vgl. oben).

Bei Schadensereignissen mit tberdrtlichen Auswirkungen auf die Gewasserqualitdt der Bundeswasserstrafien
erfolgt die Informationsweiterleitung entsprechend den MaRRgaben des Main-Donau-Alarmplanes. Meldestellen
sind die Einsatzzentralen der Polizei, Meldekopf an der Landesgrenze Bayerns ist das Polizeiprasidium Unter-
franken. Der Main-Donau-Alarmplan ist verbunden mit dem

* ,Warn- und Alarmplan Rhein“ der IKSR und dem
» ,Alarm and Emergency Warning System*“ der IKSD.

Uber diesen Verbund werden Ereignisse von internationaler Bedeutung gemeldet.

Far weitere, die Landesgrenzen Uiberschreitende Gewasser bestehen erganzend insbesondere folgender Alarm-
plan fiir das Rheineinzugsgebiet:

» der Alarmplan fiir Unfélle, Katastrophen oder katastrophenahnliche Ereignisse und Bekdmpfung von Gesund-
heitsgefahren durch Ubertragbare Krankheiten mit mdglicher grenziberschreitender Auswirkung zwischen
Schwaben und Vorarlberg im Rahmen des Olalarm- und Einsatzplans Bodensee.

Fir Mineraldlfernleitungen bestehen innerbetriebliche Alarm- und Einsatzplane sowie Katastrophenschutz-
Sonderplane.

Geeignete Feuerwehren und Ortsverbande des THW, speziell im Umfeld der BundeswasserstraRen und entlang
der Produktenfernleitungen, sind mit Geratschaften zur Bekampfung von Olunfallen ausgeriistet. Hiervon unab-
hangig ist die Olschadensbekampfung in sonstigen Féllen durch die értlichen Feuerwehren, die im Rahmen der
Regelvorhaltung gewahrleistet ist.

Bedeutung der MalRhahmen und Beitrag zur Zielerreichung

Durch die beschriebenen Regelungen werden Stérfalle minimiert, diffuse Schadstofffreisetzungen verringert und
eine Frihwarnung gewabhrleistet. Die moglichen Auswirkungen auf die Umwelt und damit auch auf den Zustand
der Wasserkorper werden minimiert.

7.3 Baseline Szenario

Im Baseline Szenario wird die kiinftige Entwicklung verschiedener Faktoren betrachtet, die Einfluss auf den Zu-
stand der Wasserkorper haben. Das Baseline Szenario dient also entsprechend den Leitlinien der Common Im-
plementation Strategy (CIS)? der MaRRnahmenplanung und liefert Hinweise auf Bereiche, in denen ergénzende
MaRnahmen (vgl. Kapitel 7.4) realisiert werden missen, um den guten dkologischen Zustand bzw. bei HMWB
und AWB das gute 6kologische Potenzial und den guten chemischen Zustand zu erreichen.

Im Baseline Szenario werden die moglichen kunftigen Auswirkungen der erfolgten und weiteren Umsetzung von
rechtlichen und verwaltungstechnischen Maflnahmen diskutiert, die aufgrund von EU-Regelungen oder der natio-
nalen Gesetzgebung zu ergreifen waren (,grundlegende MafRnahmen®, vgl. Kapitel 7.2). Dazu werden die Auswir-
kungen der konkreten baulichen und betrieblichen Mafinahmen behandelt, die aus diesen rechtlichen Regelun-
gen resultieren. In erster Linie betrifft dies die bestehenden Rechtsvorschriften und Férderprogramme des

24 CIs Guidance Document No 1, Economics and the Environment, CIS Working Group 2.6 — WATECO.
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Gewasserschutzes. Zudem wird gepruft, welche weiteren Entwicklungen — im sozio6konomischen Umfeld (z. B.
Entwicklung der relevanten Wassernutzungen oder demographische Entwicklung) oder im Zustand der Umwelt
(Klimaveranderung) oder in den politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen (z. B. zugelassene Pflanzenschutzmit-
tel) — den Zustand der Gewasser bis 2015 signifikant beeinflussen kénnten.

Die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung in Kapitel 6 und insbesondere die Untersuchung der Entwicklung
der Rahmenbedingungen fiir Wasserdienstleistungen in Kapitel 6.3 ergaben keine Hinweise auf 6konomische
Entwicklungen mit signifikant negativen Auswirkungen auf den Zustand der Gewasser in Bayern, die in der Mal3-
nahmenplanung bis 2015 gesondert zu beriicksichtigen waren. Die Bevolkerungsentwicklung und die wirtschaftli-
che Entwicklung wurde in die Prognosen des Abwasseranfalls einbezogen. Die Tendenzen in der landwirtschaftli-
chen Nutzung wurden bei der Entwicklung des Wasserbedarfs und der diffusen Stoffeintrage in die Gewasser
berlcksichtigt. Die Wasserdienstleistungen haben einen so hohen Entwicklungsstand erreicht, dass mit keinem
wesentlichen Wachstum in der Periode bis 2015 zu rechnen ist. Die Wasserdienstleistungen werden au3erdem
kostendeckend betrieben und Anreize der Wassergebiihrenpolitik, die Wasserressourcen effizient und schonend
zu nutzen, sind bereits jetzt ausreichend vorhanden und wirksam.

Fir das Baseline Szenario ist der Zeithorizont 2015 ausreichend, da kiinftig der gesamte Planungsprozess der
WRRL in einem Turnus von sechs Jahren wiederholt wird. Daher werden gegenwartig bei der MalRnahmenpla-
nung nur Entwicklungen beriicksichtigt, die bis 2015 sicher bzw. mit hoher Wahrscheinlichkeit eintreten und sich
bis 2015 signifikant auf den Gewasserzustand auswirken konnten.

7.3.1 Bericksichtigung des Klimawandels

Wasserwirtschaftliche Auswirkungen

Der Anstieg der mittleren Lufttemperatur als deutlichstes Kennzeichen des Klimawandels wird den Wasserkreis-
lauf spirbar beeinflussen. Die damit verbundene Veranderung des Niederschlags- und Verdunstungsregimes
wird die oberirdischen Gewasser und das Grundwasser betreffen. Es wird erwartet, dass neben der langfristigen
Veranderung der bisherigen mittleren Zustéande auch die jahrlichen Extrema zunehmen. Die Auswirkungen wer-
den dabei regional unterschiedlich sein, so dass eine flussgebietsbezogene Betrachtung, in groflen Einzugsge-
bieten gegebenenfalls auch eine kleinteiligere Betrachtung, notwendig wird. Allgemeingliltige Aussagen fur die
Extremwerte lassen sich bislang nur schwer treffen und sind mit erheblichen Unsicherheiten behaftet.

Fir Deutschland wird von folgenden Veranderungen ausgegangen:

» Zunahme der mittleren Lufttemperatur,

* Meeresspiegelanstieg,

» Erhéhung der Niederschlage im Winter,

» Abnahme der Niederschlage im Sommer,

» Zunahme der Starkniederschlagsereignisse, sowohl in der Haufigkeit als auch in der Intensitat,
» Zunahme der Trockenperioden.

Der Nachweis dieser angenommenen Veranderungstendenzen steht insbesondere fiir die Niederschlage und
deren Extrema noch aus. Von einem ansteigenden Trend der Lufttemperatur ist global, aber auch fiir Deutsch-
land, als signifikant gesichert auszugehen.

Das kunftige Ausmalf des Klimawandels und die davon abhéangigen Auswirkungen auf den Wasserkreislauf/
Wasserhaushalt sind nur mit Simulationsrechnungen zu quantifizieren. Die bisherigen Ergebnisse weisen jedoch
noch erhebliche Unsicherheiten insbesondere im Hinblick auf die Veranderung der Niederschlage auf. Insofern
sind die Ergebnisse stets vor dem Hintergrund damit verbundener Unsicherheiten und méglicher Bandbreiten zu
sehen. Dies liegt daran, dass derzeit nicht alle Prozesse des Klimasystems voll verstanden und in Klimamodellen
abgebildet werden kdnnen sowie daran, dass Unterschiede bei den zugrundeliegenden Globalmodellen vorlie-
gen. Hinzu kommen aber auch Unsicherheiten im Hinblick auf die zukiinftige Entwicklung z. B. der Treibhausgas-
emissionen, des Bevdlkerungswachstums, der Landnutzungsanderung oder des Wirtschaftswachstums, die tber
die unterschiedlichen Emissionsszenarien abgedeckt werden. Diese Unsicherheiten existieren sowohl bei den
globalen und regionalen Klimamodellen als auch bei den wasserwirtschaftlichen Simulationsmodellen (Wasser-
haushaltsmodelle, Glitemodelle, Warmelastmodelle).
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Insbesondere auf Grund der Veranderung im Niederschlags- und Verdunstungsregime (langfristige Veranderun-
gen des mittleren Zustandes, der saisonalen Verteilung, des Schwankungs- und Extremverhaltens), muss man
kiinftig mit Auswirkungen auf den Grund- und Bodenwasserhaushalt sowie den oberirdischen Abfluss rechnen.
Die Veranderung dieser Faktoren hat eine unmittelbare Auswirkung auf wesentliche Teilbereiche der Wasserwirt-
schaft, z. B. auf

» den Hochwasserschutz - durch die Veranderung der Hohe, Dauer und Haufigkeit von Hochwasserabfliissen
und durch die sich hierdurch ergebende Anderung des Schadensrisikos,

« die Wasserversorgung - durch die Anderung der Grundwasser-Neubildung, der Grundwasser-Beschaffenheit
und der Grundwasser-Bewirtschaftung sowie ggf. der Bewirtschaftung von Talsperren,

« die Siedlungsentwasserung — durch die Veranderung der Intensitaten von kleinraumigen, haufig konvektiven
Niederschlagsereignissen (insbesondere von Starkniederschlagsereignissen) und der daraus resultierenden
veranderten Beaufschlagung von stadtischen Entwasserungssystemen,

+ den Gewasserschutz - durch die Anderung der jahreszeitlichen Abfluss- und Temperaturverhaltnisse mit Aus-
wirkung auf den Stoffhaushalt der Fliisse und Seen und die Bioz6nose,

+ die Gewasserentwicklung - durch die Anderung der Dynamik der FlieRgewasser und Seen, ihrer morphologi-
schen Verhaltnisse, ihres Warmehaushaltes und ihrer Okosysteme sowie

« die Nutzung der Gewasser - durch die Anderung insbesondere der Betriebsweise der Hochwasser- und Trink-
wasserspeicher, der Speicher zur Niedrigwasseraufhhung, der Wasserkraftnutzung, der Schiffbarkeit der Ge-
wasser, der Kiihlwassernutzung und auch der landwirtschaftlichen Bewasserung.

Die bisherigen Untersuchungen des Langzeitverhaltens belegen, dass die Niederschlage und Abflisse der Win-
termonate in den letzten Jahrzehnten in einzelnen Einzugsgebieten einen steigenden Trend aufweisen. Die Aus-
pragung des Trends ist in den einzelnen Flussgebieten unterschiedlich.

Die Wasserwirtschaftsverwaltungen miissen entsprechend dem Vorsorgeprinzip dem Problem ,Klimaverande-
rung und Auswirkungen auf den Wasserhaushalt" auf regionaler Ebene erhéhte Aufmerksamkeit widmen. Es ist
deshalb erforderlich, die Kenntnisse Uber die Auswirkungen einer Klimaveranderung auf den gesamten Wasser-
haushalt weiterzuentwickeln, damit auf dieser Basis der Umfang dieser Auswirkungen noch besser quantifiziert
und die notwendigen Vorkehrungen und wasserwirtschaftlichen MaRnahmen rechtzeitig in die Wege geleitet
werden kénnen.

Auswirkungen des Klimawandels im bayerischen Rheingebiet

Es ist zu erwarten, dass der globale Klimawandel auch Auswirkungen auf den regionalen Wasserhaushalt im
Rheingebiet haben wird. Der Freistaat Bayern ist daher maRgeblich an dem Kooperationsprojekt KLIWA (,Klima-
veranderung und Konsequenzen fiir die Wasserwirtschaft‘) zusammen mit den Ladndern Baden-Wirttemberg und
Rheinland-Pfalz sowie dem Deutschen Wetterdienst beteiligt. In diesem Projekt werden seit 1999 die Auswirkun-
gen maoglicher regionaler Klimaveranderungen auf den Wasserhaushalt in Stiddeutschland untersucht und was-
serwirtschaftliche Handlungsempfehlungen abgeleitet. Wahrend bislang das Hochwassergeschehen im Fokus
stand, stehen derzeit Untersuchungen zu méglichen Veranderungen der Grundwasserneubildung und der Nied-
rigwasserverhaltnisse im Vordergrund. Die Untersuchung der Auswirkungen des Klimawandels auf die Gewas-
serqualitat ergénzen die Fragestellungen im Bereich Niedrigwasser. Neben KLIWA laufen derzeit zahlreiche wei-
tere Forschungsvorhaben im Kontext Klimawandel und Wasserwirtschaft. So wird im Vorhaben GLOWA-Danube
versucht, die Auswirkungen des globalen Wandels auf den Wasserhaushalt der Oberen Donau zu erfassen und
Entscheidungsinstrumente fir Anpassungsstrategien zu schaffen. Dabei kooperieren Universitaten aus Bayern
und anderen Bundeslandern bei der Erstellung und Kopplung von naturwissenschaftlichen und sozialwissen-
schaftlichen Teilmodellen. Im EU-Projekt AdaptAlp erarbeiten die Alpen-Anrainerstaaten Anpassungskonzepte an
den Klimawandel fiir den hochsensiblen Alpenraum. Konkrete Anpassungskonzepte an den Klimawandel im
transnationalen Kontext werden auch im Forschungsprojekt KliFluM (Klimawandel und Flussgebietsmanagement)
entwickelt.

Im KLIWA-Projekt werden langjéahrige hydrologische und meteorologische Datenreihen aufbereitet und statistisch
untersucht. Durch die Erstellung von Klimaszenarien fir den Zeitraum 2021 bis 2050 und deren Einspeisen in
wasserwirtschaftliche Wirkungsmodelle wie z. B. Wasserhaushaltsmodelle kénnen klimabedingte Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt abgeschatzt werden. Fir den Wasserhaushalt im Rheingebiet lassen sich damit nach-
folgende mogliche Veranderungen fiir den Zeitraum 2021 bis 2050 ableiten:
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* Leichte Zunahme des mittleren Jahresniederschlags mit einem deutlichen Anstieg im Winterhalbjahr und einem
leichten Ruckgang im Sommerhalbjahr,

» Deutliche Zunahme der Starkniederschlage im Winterhalbjahr,
» Deutlicher Anstieg der mittleren Monatstemperaturen einzelner Kalendermonate,
» Rickgang der Schneedeckendauer, insbesondere in tieferen und mittleren Héhenlagen (bis ca. 800 m . NN),

» Abnahme der potenziellen Verdunstung in Folge verminderter Sonneneinstrahlung bei zunehmender Wolken-
bedeckung,

+ Keine signifikante Anderung des mittleren jahrlichen Abflusses, jedoch eine jahreszeitliche Verschiebung mit
Abflusszunahmen im Winterhalbjahr,

» generell eine Zunahme bei den Extremereignissen.

Die oben genannten Veranderungen werden regional unterschiedlich ausgepragt auftreten. Abbildungen 7-1 und
7-2 zeigen die mogliche Veranderung des Niederschlagsgeschehens und der Temperaturen auf Grundlage einer
Klimaprojektion fur Bayern im Sommer- und im Winterhalbjahr fir den Zeitraum 2021 bis 2050.

Aufgrund der bisherigen Untersuchungen insbesondere im Kooperationsprojekt KLIWA ist festzustellen, dass
Auswirkungen des Klimawandels auf den Wasserhaushalt in Bayern bereits heute deutlich erkennbar sind. Auch
wenn sich diese Entwicklung weiter fortsetzen und mdéglicherweise sogar verstarken wird, kann fir die nachsten
Jahre aber zunéachst noch von einem insgesamt weiterhin ausreichenden Wasserdargebot im Rheingebiet aus-
gegangen werden. Es ist jedoch nicht auszuschlielRen, dass sich auf lokaler Ebene in Zukunft Nutzungskonflikte
abzeichnen. Daher sollen im Rahmen des Vorhabens KLIWA die Untersuchungen zu den mdglichen Auswirkun-
gen des Klimawandels auf den regionalen Wasserhaushalt verstarkt fortgesetzt werden. Zudem werden in dem
Strategiepapier ,Klimawandel — Auswirkungen auf die Wasserwirtschaft“ der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) die Bereiche der Wasserwirtschaft angesprochen, die vom Klimawandel voraussichtlich betroffen
sein werden und fir die weiterfiUhrende Handlungsoptionen regional zu konkretisieren sind. Dieses Papier wird
weiter fortgeschrieben.

Absolute Temperaturanderung in Grad in Bayern im Sommar- und Winterhalbjahr
(berechnele Vergheichewerte 1971 bis 2000 mit Projektion 2021 bis 2050)

[ Jom s 100 [T]1.1 bis 1,20 [0] 131 bis 140 [FEH] 151 bis 160 [ 1.81 bz 200
101 bis 190 0121 bis 130 [0 141 bs 1,50 [ 161 bis 180 [ 201 bis 250
= Haupiwassarschesds

Abbildung 7-1: Prognose zur Veranderung der langjahrigen Halbjahrestemperaturen im Zeitraum 2021-2050 im Ver-
gleich zum IST-Zeitraum 1971-2000 nach ECHAM4/WETTREG-2003/B2 (Quelle: Bayerisches Landesamt fur Umwelt,
Referat 81)

162



Winter

Prozentuale Anderung des Niederschiags im Scmmer- und Winterhalbjahr
{Vargiaich 1871 bis 2000 mit Projektion 2021 bis 2050)
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Abbildung 7-2: Prognose zur Veranderung der langjahrigen Halbjahresniederschlage im Zeitraum 2021-2050 im Ver-
gleich zum IST-Zeitraum 1971-2000 nach ECHAM4/WETTREG-2003/B2 (Quelle: Bayerisches Landesamt fur Umwelt,
Referat 81)

Auswirkungen auf die Ziele und MaRnahmen der WRRL

Durch den Klimawandel kénnen sich die Lebensrdume (z. B. fiir Salmoniden) und die Biozénose in FlieRgewas-
sern und Seen (z. B. durch Neozoen) andern. Damit kann auf langere Sicht auch eine Veranderung der Referenz-
zustande einhergehen, wie sie im Rahmen der Gewassertypisierung zur Zustandsbewertung festgelegt wurden.
Eindeutige Aussagen lassen sich jedoch derzeit nicht treffen.

Nach allgemeiner fachlicher Einschatzung werden die Auswirkungen des Klimawandels Planungsmafinahmen
beeinflussen. Fur den ersten Bewirtschaftungszeitraum bis 2015 sind nach derzeitigen Erkenntnissen aber noch
keine so signifikanten Auswirkungen des Klimawandels zu erwarten, dass sie schon konkret beriicksichtigt wer-
den konnen. Deshalb sind im Hinblick auf die weiteren Bewirtschaftungszyklen zielgerichtete Untersuchungen
erforderlich.

Trotz groRer Unsicherheiten tGber das Ausmafd des Klimawandels gibt es viele no-regret-Malinahmen und Hand-
lungsoptionen. Die Hitze- und Trockenperioden der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass Bewirtschaftungs-
mafinahmen wie Verbesserung der Langs- und Quervernetzung des Gewassers, Verbesserung der Gewasser-
morphologie oder Reduzierung der Warmebelastung, positive Wirkungen auf die Lebensbedingungen und die
Belastbarkeit der Okosysteme haben. Somit kénnen Stresssituationen infolge extremer Ereignisse besser toleriert
werden. Im Bereich des Grundwassers kann auf die Erfahrungen mit der Steuerung von Grundwasserentnahmen
zuriickgegriffen werden und u. a. Manahmen zum Wasserriickhalt und der Grundwasserneubildung entwickelt
werden. Entsprechende MaRRnahmenprogramme tragen den zu erwartenden Herausforderungen des Klimawan-
dels insoweit bereits Rechnung. Eine Einschatzung der Wirkung der MalRnahmen des MaRnahmenkatalogs be-
ziiglich einer Stabilisierung des Wasserhaushalts sowie beziiglich einer Stabilisierung von Okosystemen bzw. der
Gewasserqualitat befindet sich im Anhang 7.3.

Weitere Informationen zum Thema Klimawandel und Wasserwirtschaft in Bayern:
* www.kliwa.de

« www.klimaprojekt-espace.bayern.de

* www.glowa-danube.de

* www.adaptalp.org

» Unser Klima andert sich. Folgen — Ausmal — Strategien. KLIWA-Infobroschiire
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» Klimaanpassung Bayern 2020 (Der Klimawandel und seine Auswirkungen — Kenntnisstand und Forschungsbe-
darf als Grundlage fir Anpassungsstrategien); Umwelt Spezial Publikation des Bayerischen Landesamts fiir
Umwelt

» Bayerns Klima im Wandel — erkennen und handeln; Umwelt Thema Publikation des Bayerischen Landesamts
fur Umwelt

» Klimaprogramm Bayern 2020. Infobroschiire des Bayerischen Staatsministeriums fur Umwelt und Gesundheit.

7.3.2 Auswirkungen auf Stoffeintrage in Oberflachengewasser

Die notwendigen baulichen und betrieblichen MalRnahmen in diesem Handlungsbereich wurden im Rahmen des
Vollzugs von Rechtsnormen (z. B. EG-Kommunalabwasserrichtlinie, Nitratrichtlinie) bereits weitgehend umge-
setzt. Das hat zur deutlichen Reduzierung der Stoffeintrage aus Punktquellen gefiihrt und zur stetigen Verbesse-
rung der Gewasserqualitat beigetragen. Die Rechtsnormen, auf denen die grundlegenden Malihahmen basieren,
schreiben haufig Anpassungen an den Fortschritt bei Schutzmaf3nahmen vor, z. B. an die Weiterentwicklung des
Stands der Technik oder von ,Best practice“. Das bedeutet, auch wenn die ,Mindeststandards® bereits eingehal-
ten werden, miissen die baulichen und betrieblichen Standards weiterentwickelt werden, sodass daraus kiinftig
weitere positive Auswirkungen auf den Zustand der Gewasser zu erwarten sind. Im Folgenden werden die Aus-
wirkungen auf Stoffeintrdge von Punktquellen und diffusen Quellen getrennt von einander betrachtet.

7.3.2.1 Wirkungen bei Punktquellen

Die MafRnahmen des MalRnahmenkatalogs im Bereich Punktquellen sind im Anhang 7.2 aufgeflhrt. Die im baye-
rischen Rheingebiet geplanten grundlegenden baulichen und betrieblichen MalRnahmen an Punktquellen sind im
Einzelnen im MaRnahmenprogramm aufgelistet. Tabelle 7-1 gibt eine Ubersicht (iber die Anzahl der Oberfla-
chenwasserkorper, an denen grundlegende MaRnahmen im Bereich Punktquellen geplant sind.

Tabelle 7-1: Oberflachenwasserkdrper mit grundlegenden MaRnahmen im Bereich Punktquellen im bayerischen Rhein-
gebiet

OWK* mit MaBnahmen Punktquellen

Anteil der Wasserkorper mit

Planungsraum Anzahl MaRnahmen in PLR bzw. FGE
Bodensee 0 0 %

Oberer Main 12 44 %

Regnitz 29 43 %

Unterer Main 8 10 %

FGE Rhein 49 45 %

*OWK mit bayerischer Federfiihrung bei der Uberwachung

Folgende Entwicklungen wurden im Baseline Szenario fir Stoffeintrage aus Punktquellen bericksichtigt:

» Weitere Erhdhung des Anschlussgrades an kommunale Kléaranlagen bis zum Jahr 2015 (Erstanschluss von
bisher nicht 6ffentlich entsorgten Ortsteilen),

» Umsetzung aller mit Wasserrechtsbescheid geforderten oder anderweitig geplanten Malinahmen an Abwas-
serbehandlungsanlagen,

» Nachrustung aller bestehenden und auf Dauer zu betreibenden Kleinklaranlagen mit einer vollbiologisch wir-
kenden Reinigungsstufe,

+ Auflassen von bisherigen Klaranlagenstandorten und Uberleitung des anfallenden Abwassers zu anderen be-
stehenden Abwasserbehandlungsanlagen.

Die Auswirkungen dieser Malinahmen werden in der Regel als Veranderungen gegeniiber den Referenzjahren
2005 bis 2007 dargestellt.
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Wirkungen bei kommunalen Kl&ranlagen

Wie im Kapitel 7.2.1.2 dargestellt, entsprechen nahezu alle Einleitungen aus kommunalen Klaranlagen den An-
forderungen der Kommunalabwasserrichtlinie; bei einem Teil der Einleitungen werden auch strengere Anforde-
rungen eingehalten. Die grundlegenden baulichen und betrieblichen MalRnahmen werden sich hier daher kinftig
auf technische Erweiterungen/Nachristungen und Optimierungen sowie auf die Reduzierung von Fremdwasser
konzentrieren. Die Auswirkungen werden durch berechnete oder von Experten beurteilte Anderungen der Einlei-
tungsfracht und der Abwassermenge quantifiziert. Neuanschlisse von Ortsteilen an Klaranlagen (Ersterschlie-
Sungen) werden dabei pauschaliert berlicksichtigt.

Wirkungen bei Kleinklaranlagen

Bis zum Jahr 2015 sollen die rund 100 000 auf Dauer zu betreibenden Kleinkléranlagen in Bayern lber eine voll-
biologisch wirkende Reinigungsstufe verfligen. Dadurch wird v. a. die Konzentration von biologisch leicht abbau-
baren organischen Stoffen im Abwasser deutlich verringert. Mit speziellen Reinigungsverfahren kann erforderli-
chenfalls auch eine Stickstoff- und Phosphorelimination erreicht werden. Die bereits im Gang befindliche Nach-
ristung der Kleinklaranlagen wird zu einer weiteren Verringerung der Einleitungsfrachten aus Kleinklaranlagen
fihren. Dariber hinaus werden auch die noch anstehenden Ersterschlieungen eine deutliche Verringerung der
kiinftigen Einleitungsfrachten liber den Eintragspfad Kleinklaranlagen zur Folge haben.

Wirkungen bei Misch- und Regenwassereinleitungen

Die Anlagen zur Behandlung von Misch- und Regenwassereinleitungen werden nach dem Stand der Technik
errichtet und betrieben. In den nachsten Jahren wird das Gesamtbeckenvolumen noch weiter ansteigen. Die
damit verbundene Abnahme der Stoffeintrage in die Gewasser kann allerdings nicht genauer quantifiziert werden.
Deshalb wird in den Abschatzungen bei diesem Eintragspfad konservativ von gleich bleibenden Bedingungen
ausgegangen.

Wirkungen bei industriellen und gewerblichen Direkteinleitern

Auch bei industriellen und gewerblichen Direkteinleitern wurden die notwendigen baulichen und betrieblichen
Mafinahmen im Rahmen des Vollzugs von Rechtsnormen und unter Beachtung der jeweiligen Gewassersituation
bereits weitgehend umgesetzt. Die Belastung der Gewéasser wurde durch diese grundlegenden Mafinahmen in
der Vergangenheit deutlich reduziert. In einem konservativen Ansatz wird daher nicht mit einer weiteren signifi-
kanten Abnahme der Ablauffrachten bis zum Jahr 2015 gerechnet. Aktuelle Restbelastungen im Gewasser, die
aus friiheren Einleitungen resultieren, kénnen u. a. durch natiirliche Abbauvorgange vermindert werden.

Ergebnisse zur Reduktion von Nahrstoff- und CSB-Frachten

Die Tabellen 7-2 und 7-3 zeigen die prognostizierten emissionsbezogenen Auswirkungen der Umsetzung der
grundlegenden baulichen und betrieblichen MalRnahmen bei Punktquellen bezliglich der Stickstoff-, Phosphor-
und CSB-Frachten in den Flussgebieten unter den angenommenen Randbedingungen.

Nennenswert ist in diesem Zusammenhang die Verminderung der jahrlichen Phosphoreinleitung aus kommuna-
len Klaranlagen und Kleinklaranlagen im Einzugsgebiet des Rheins bzw. des bayerischen Mains um etwa
27 Tonnen bis 2015.

Die Wirkung der Maflnahmen an Kleinklaranlagen in Bezug auf die Nahrstoffe Stickstoff und Phosphor geht in
erster Linie auf den zu erwartenden Neuanschluss von bisher mittels Kleinklaranlagen entsorgten Ortsteilen an
zentrale Abwasserbehandlungsanlagen zuriick. Daten zum Anschlussgrad bzw. zur dezentralen Abwasserent-
sorgung werden durch das Bayerische Landesamt flr Statistik und Datenverarbeitung im dreijdhrigen Turnus
erhoben. In Tabelle 7-2 und Tabelle 7-3 werden die zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgten Nachristungen von
Kleinklaranlagen mit biologisch wirkenden Reinigungsstufen schon berticksichtigt.
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Tabelle 7-2: Prognostizierte Wirkung der grundlegenden baulichen und betrieblichen MaBnahmen bei Punktquellen im
bayerischen Rheingebiet (absolute Frachtanderung)

Punktquellen Stickstoff  Phos- CSB
phor

Kommunale Kléranlagen 120 18 330

Kleinklaranlagen 55 9 780

Abnahme der jahrlich eingeleiteten Fracht in Tonnen bis 2015
(gegenliber 2007)

Tabelle 7-3: Prognostizierte Wirkung der grundlegenden baulichen und betrieblichen MaBnahmen bei Punktquellen im
bayerischen Rheingebiet (prozentuale Frachtdnderung)

Punktquellen Stickstoff  Phos- CSB
phor

Kommunale Klaranlagen 2% 3% 2%

Kleinklaranlagen 32 % 32 % 72 %

Abnahme der jahrlich eingeleiteten Fracht in Prozent bis 2015

(gegenliber 2007)

Durch die weitere Umsetzung von Maflnahmen an kommunalen Klaranlagen werden sich hinsichtlich der organi-
schen Belastung und der Einleitung von Stickstoff- und Phosphorverbindungen im Vergleich zu dem bisher be-
reits Erreichten nur noch geringe Verminderungen der Gewasserbelastung realisieren lassen. Eine Steigerung
der Elimination von Phosphor-Verbindungen ist allenfalls durch zusatzliche Phosphor-Elimination bei kleineren
Klaranlagen zu erwarten, bei denen bisher in Ubereinstimmung mit den geltenden rechtlichen Anforderungen nur
in Einzelfallen eine gezielte Elimination von Phosphor-Verbindungen erfolgt, sowie durch die Optimierung beste-
hender Einrichtungen zur Phosphor-Elimination. Diese Malinahmen kdnnten insbesondere an einer Reihe kleine-
rer Gewasser zu einer Verbesserung beitragen, was vor allem in langsam flieRenden oder gestauten Abschnitten
durch die Verminderung der Biomasseproduktion auch zu Verbesserungen der saprobiellen Situation fiihren
kann. Der Umfang der Auswirkungen auf den 0kologischen Zustand Iasst sich derzeit jedoch nicht quantifizieren.
Zur Planung kosteneffizienter Ma3nahmen sind weitere Erkenntnisse aus der Gewasseriiberwachung Uber die
Zusammenhange zwischen Belastung und Zustand erforderlich.

7.3.2.2 Wirkungen bei diffusen Quellen

Wesentliche Stoffeintrage aus diffusen Quellen stammen aus landwirtschaftlicher Tatigkeit und der atmosphari-
schen Deposition. Die Annahmen zum diffusen Stoffeintrag aus der atmosphéarischen Deposition bleiben gegen-
Uber dem Ist-Zustand unverandert, da die Immissionsmessungen der letzten Jahre keinen eindeutigen Minde-
rungstrend erkennen lassen.

Bereich Landwirtschaft

Bei der Bewertung der diffusen Stoffeintrage aus der Landwirtschaft wurde von der LfL die Entwicklung des Ener-
giepflanzenanbaus und der Viehhaltung sowie die Auswirkungen rechtlicher Rahmenbedingungen einschlieRlich
der Vorgaben von Cross Compliance (vgl. Kapitel 7.2.8) beriicksichtigt. Mogliche Auswirkungen des Klimawan-
dels sind nicht in die Bewertung eingegangen, da die Prognosen fiir das Jahr 2015 noch zu unsicher sind (vgl.
Kapitel 7.3.1).

Nach dem Beschluss der Agrarministerkonferenz vom 11.4.2008 zur Anderung der Direktzahlungen-Verpflich-
tungenverordnung sieht die Europaische Kommission die bisherige Erosionsschutz-Regelung in Deutschland als
unzureichend an. Deshalb wurde eine Anderung dieser Verordnung im Februar 2009 erstellt, um eine Einteilung
der landwirtschaftlichen Flachen nach dem Grad der Erosionsgefahrdung zu erreichen. Fir die Lander gilt eine
Umsetzungsfrist bis zum 30.6.2010. Die sich daraus ergebenden Auswirkungen wurden in der Bewertung bereits
berlicksichtigt.

Prognosen zur Entwicklung des Einsatzes von Handelsdiingern und Pflanzenschutzmitteln bis zum Jahr 2015
wurden nicht getroffen, da der Einsatz dieser Betriebsmittel neben anderen Faktoren sehr stark von deren Prei-
sen sowie den erzielbaren Preisen fur Agrarprodukte abhangig ist. Da der Einsatz in den letzten Jahren durch
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zahlreiche Optimierungsmaflinahmen bereits stark riicklaufig war, wird vom derzeitigen Umfang der Anwendung
ausgegangen.

Fur die Berechnung der Menge des kunftigen Anbaus von Energiepflanzen wurde der Gesamtbedarf zur Auslas-
tung der existierenden und projektierten Biogasanlagen zu Grunde gelegt. Dabei wurde angenommen, dass je
Kilowatt Anlagenleistung ein halber Hektar Energiepflanzen bendétigt wird. Die diffusen Eintrage durch Diingeraus-
bringung und der an der Anlage anfallende Biogarrest pro %2 ha Anbauflache entsprechen etwa dem einer Grof3-
vieheinheit und wurden entsprechend berticksichtigt.

Der Viehbesatz in Bayern hat in den Jahren 2004—2008 im Mittel um ca. 1,5 Prozent/Jahr abgenommen. Dies ist
vor allem auf die steigende Milchleistung pro Kuh bei gleich bleibenden Milchkontingenten zuriickzufiihren. Da-
durch sinkt nicht nur die Anzahl der Milchkiihe, sondern auch die der Kalber und damit des Mastviehs. Diese Ent-
wicklung wurde fir das Jahr 2015 mit einem jahrlich um ein Prozent sinkenden Besatz fortgeschrieben.

In den letzten Jahren wurde im Rahmen von Cross-Compliance verstarkt die Einhaltung der guten landwirtschaft-
lichen Praxis als Voraussetzung zum Erhalt von Férdermitteln gepruft. Dadurch hat sich die Umsetzung der Vor-
gaben der Dungeverordnung verbessert.

Ergebnisse zur Néhrstoffreduktion aus der Landwirtschaft

Die grundlegenden betrieblichen MaRnahmen aus dem Bereich Landwirtschaft werden die Phosphateintrage in
Oberflachengewasser vor allem Uber reduzierte Erosion und Oberflachenabfluss verringern. Beim Stickstoff fiih-
ren die MaBnahmen zu verminderten Stickstoff-Salden auf den landwirtschaftlichen Flachen und damit vor allem
zu einem geringeren Stickstoff-Eintrag Gber das Grundwasser. Die anderen Eintragspfade haben fiir die weitere
Entwicklung der Nahrstoffeintrage nur eine untergeordnete Bedeutung. Auf Grundlage der Berechnungen der LfL
(Stand Juli 2009) ergeben sich somit firr die diffusen Quellen aus dem Stoffbilanzmodell MONERIS?® die in Tabel-
len 7-4 und 7-5 angegebenen Reduktionspotenziale bis 2015.

Tabelle 7-4: Prognostizierte Wirkung der grundlegenden betrieblichen Malinahmen im Bereich der Landwirtschaft auf
diffuse Quellen im bayerischen Rheingebiet (hach MONERIS), absolute Frachtanderungen

Main Bodensee
Bereich Stickstoff Phosphor Stickstoff Phosphor
Landwirtschaft 900 60 70 3
Reduzierung der jahrlich eingeleiteten Frachten in Tonnen bis 2015

(gegeniiber 2007)

Tabelle 7-5: Prognostizierte Wirkung der grundlegenden betrieblichen Malinahmen im Bereich der Landwirtschaft auf
diffuse Quellen im bayerischen Rheingebiet (hach MONERIS), prozentuale Frachtanderungen

Main Bodensee
Bereich Stickstoff ~ Phosphor Stickstoff Phosphor
Landwirtschaft 3.8 % 8,8 % 55 % 6,5 %
Reduzierung der jahrlich eingeleiteten Frachten in Prozent bis 2015

(gegenulber 2007)

Die Reduktionspotenziale fiir den Phosphoreintrag sind vor allem vom Anteil der landwirtschaftlichen Flachen mit
Erosionsgefahrdung abhangig. Malnahmen zur Reduktion der Stickstoffeintrdge kénnen in allen Gebieten glei-
chermafen zur Anwendung kommen.

Mit den grundlegenden MalRnahmen zur Verringerung der Erosion von landwirtschaftlichen Flachen wird auch die
Gefahr der Verschlammung und Abdichtung der Gewassersohle (Kolmation) vermindert. Dadurch werden die Be-
dingungen fiir die Besiedelung des Kiesliickensystems von wirbellosen Kleintieren (Makrozoobenthos) sowie die
Nutzung als Lebensraum von kieslaichenden Fischarten zur Eiablage und als Jungfischhabitat verbessert. Auf
Grundlage der Berechnungen der LfL wurde mit dem Bilanzmodell MONERIS eine Verringerung der Bodenein-
trage in die Oberflachengewasser von 15 bis 55 kg/ha*a je Betrachtungsraum ermittelt.

% Stoffbilanzmodell MONERIS: (MOdelling Nutrient Emission in Rlver Systems)
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Zusammenfassende stoffbezogene Beurteilung der Wirkungen bei Punktquellen und diffusen Quellen auf
die Oberflachengewésser

Durch die grundlegenden baulichen und betrieblichen MaRnahmen gegen die stofflichen Belastungen der Ober-
flachengewasser aus Punktquellen und diffusen Quellen ist zu erwarten, dass bis 2015 an ca. 50 Oberflachen-
wasserkorpern der gute Zustand bzgl. des Belastungsbereichs Nahrstoffe/Trophie erreicht werden kann. Trotz
dieser Verbesserung besteht an vielen Wasserkorpern ein zusatzlicher Bedarf fiir erganzende Mallnahmen, um
auch dort den guten Zustand zu erreichen (siehe dazu unten folgendes Kapitel 7.4).

7.3.3 Auswirkungen auf Stoffeintrage in das Grundwasser

Neben den Oberflachengewassern ist auch das Grundwasser von Stoffeintragen aus punktuellen sowie diffusen
Quellen betroffen. Die Auswirkungen auf derartige Stoffeintrage ins Grundwasser werden im Folgenden getrennt
betrachtet.

7.3.3.1 Wirkungen bei Punktquellen (Altlasten)

Punktuelle Belastungen durch Altstandorte (z. B. ehem. Industriestandorte) und Altablagerungen (z. B. ehem.
Mullkippen) werden nach derzeitigem Kenntnisstand auch in Zukunft zu keiner signifikanten Verschlechterung
des Zustands der Grundwasserkorper fuhren, da die beeintrachtigten Anteile an den Grundwasserkorpern gering
sind. Flachen mit Verdacht auf Altlasten werden im bayerischen Altlastenkataster erfasst und gemaf den nationa-
len Vorgaben entsprechend ihrer Prioritét bearbeitet. Mit Stand 31.3.2009 weist das Altlastenkataster fir Bayern
ca. 17 500 Altlastverdachtsflachen und Altlasten aus. Rund ein Viertel dieser Flachen liegen im Rhein-Einzugs-
gebiet. Fir die Zukunft ist eine Verringerung der Altlastverdachts- und Altlastflachen absehbar, da einerseits die
Verdachtsklarung kontinuierlich fortschreitet und andererseits Sanierungs- oder Sicherungsmafinahmen umge-
setzt werden. Dies tragt zu einer Verminderung vorhandener kleinrdumiger Belastungen des Grundwassers bei.

7.3.3.2 Wirkungen bei diffusen Quellen

Bei der Berechnung der diffusen Eintrage durch die Landwirtschaft in das Grundwasser wurden die gleichen
Einflussfaktoren wie fiir das Oberflachengewasser (siehe Kapitel 7.3.2.2) berlicksichtigt. Die aufgezeigten Ent-
wicklungstendenzen gelten in dhnlicher Weise fiir Nitrat, da der Einsatz von Stickstoffdiingern von den zukuinfti-
gen Preis-Kostenrelationen abhangig ist. Zudem sind die Kosten fiir Stickstoffdiingemittel aufgrund des bei der
technischen Synthese erforderlichen Energiebedarfs relativ eng an den Olpreis gekoppelt. Dies stellt ein zusétzli-
ches Regulativ dar. Bei Phosphatdiingemitteln sind die weltweit begrenzten Phosphatressourcen fiir die Preise
entscheidend. Im Falle einer Verteuerung von Handelsdliingemitteln ist damit zu rechnen, dass in der Folge auch
der Einsatz von Wirtschaftsdiingemitteln (z. B. Giille, Stallmist) weiter optimiert wird.

Bei Pflanzenschutzmitteln ist im Gegensatz zu Stickstoff- und Phosphatdiingemitteln weniger die Abhangigkeit
von den Rohstoffmarkten relevant. Hier wird unter anderem die kiinftige Zulassungssituation von Pflanzenschutz-
mittelwirkstoffen einen Einfluss auf die Einsatzmenge haben. In den letzten Jahren wurde verstarkt die Einhaltung
der guten landwirtschaftlichen Praxis als Voraussetzung zum Erhalt von Férdermitteln geprift. Die konsequente
Beachtung der Vorgaben zum Einsatz von PSM wird zu einer weiteren Reduzierung der PSM-Austrage in das
Grundwasser flhren. Im Grundwasser selbst werden sich positive Effekte aus den bekannten Griinden (u. a.
lange Sickerzeiten, Depot im Boden und Grundwasser) nur zeitverzdgert zeigen. Weitergehende Aussagen sind
derzeit nicht mdglich.

Ergebnisse

In der Summe vermindern die grundlegenden betrieblichen MalRnahmen aus dem Bereich Landwirtschaft die
N-Auswaschung je nach Planungsraum um 0,3 bis 0,8 kg/ha. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass sich diese Anga-
ben auf die Gesamtflache eines Planungsraumes beziehen. Die Reduktion der Auswaschung auf den landwirt-
schaftlichen Nutzflachen (im Durchschnitt 45,7 Prozent der Gesamtflache) ist wesentlich hoher. Tabelle 7-6 zeigt
die voraussichtliche Verringerung der Stickstoff-Salden auf den landwirtschaftlichen Nutzflachen in den bayeri-
schen Planungsraumen. Die daraus resultierende Verringerung der Nitratkonzentration im Grundwasser betragt
nur wenige Milligramm pro Liter und ist damit relativ gering; bei den Grundwasserkorpern ,im schlechten Zustand*
ist daher aufgrund der grundlegenden betrieblichen MaRnahmen eine nennenswerte Verbesserung nicht zu er-
warten.
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Tabelle 7-6: Auswirkungen der grundlegenden MaBnahmen und der Entwicklung sozio6konomischer Rahmenbedin-
gungen auf die Stickstoff-Salden in der Landwirtschaft (Quelle: LfL Juli 2009)

Veranderung Stickstoff-Salden [kg/(ha x Jahr)] bezogen auf die landwirtschaftliche

Nutzflache

Planungsraum Unterer Oberer Regnitz Bodensee
Main Main

Grundlegende MafRnahme

Dingeverordnung -0,7 -0,7 -0,7 -0,6

Anlagenverordnung 0,0 0,0 0,0 0,0

Cross Compliance -0,9 -1,4 -1,4 -2,3

Klarschlammverordnung 0,0 0,0 0,0 0,0

Bodenschutzgesetz 0,0 0,0 0,0 0,0

Pflanzenschutzgesetz n.n n.n n.n n.n

Entwicklung soziodkonomischer Rahmenbedingungen
Viehbesatz -0,4 -0,7 -0,7 -1,2

Energiepflanzenanbau 0,3 0,6 0,6 0,6

7.3.4 Auswirkungen der grundlegenden rechtlichen Instrumente im Bereich der Gewasser-
struktur auf Oberflachengewasser

Im Bereich Gewasserstruktur/Hydromorphologie bestehen die grundlegenden rechtlichen MaRnahmen (Instru-
mente) im Wesentlichen im bisher schon existierenden gesetzlichen Auftrag nach § 1a WHG, die Gewasser als
Bestandteil des Naturhaushalts zu sichern und zu entwickeln. Die konkrete Umsetzung findet statt in der gesetzli-
chen Verpflichtung zu einer dementsprechenden ,6kologischen” Gewasserunterhaltung und durch entsprechende
Auflagen und Bedingungen bei wasserrechtlichen Genehmigungen von Gewasserbenutzungen oder von Gewas-
serausbauten (siehe Kapitel 7.2.5.1 und 7.2.9).

Als Leitfaden fur eine ,6kologische Gewéasserunterhaltung und -entwicklung“ hat zum Beispiel das damalige Bay-
erische Landesamt fur Wasserwirtschaft bereits vor rund 30 Jahren Grundziige fur eine naturnahe Gewasserent-
wicklung erarbeitet (,Grundzlige der Gewasserpflege”, Bayerisches Landesamt fiir Wasserwirtschaft, Heft 10,
Minchen 1979) und bei den WWA und Uber die Gewassernachbarschaften zum Einsatz gebracht. In einer gro-
Ren Zahl von Projekten hat die bayerische Wasserwirtschaftsverwaltung seither neue Lebensraume fiir Pflanzen
und Tiere geschaffen, die in vielen Fallen heute als Natur- oder Landschaftsschutzgebiete oder als FFH-Gebiete
ausgewiesen sind. Zwischen 2001 und 2007 wurden in Bayern bereits 635 km Gewasserstrecke mit 1600 ha
Uferflache renaturiert.

Fuir die Perspektiven der weiteren hydromorphologischen Entwicklung der Gewasser in Bayern bis 2015 sind
folgende mafRgeblichen Nutzungen zu bericksichtigen:

Auswirkungen der grundlegenden rechtlichen Instrumente bei Anlagen zur Wasserkraftnutzung

Das Potenzial der ,,Grofen Wasserkraft® ist in Bayern beziiglich geeigneter Standorte bereits weitgehend ausge-
schopft. Bei der ,Kleinen Wasserkraft® ist das Interesse zum Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen durch die
erhohten Vergiitungen des EEG wieder gestiegen; kiinftig ist hier von einem moderaten Zuwachs auszugehen.
Im Rahmen von Neukonzessionierungen bei auslaufenden Wasserrechtsbescheiden oder durch freiwillige Maf3-
nahmen der Wasserkraftbetreiber (Anreize durch erhéhte Erlése nach EEG) werden die Restwassersituation bei
Ausleitungsstrecken und die biologische Durchgangigkeit sukzessive verbessert. Bei neuen Wasserkraftanlagen
werden die 6kologischen Anforderungen und notwendigen MafRnahmen bereits in den Auflagen und Bedingungen
der wasserrechtlichen Gestattungen bertiicksichtigt.

Auswirkungen der grundlegenden rechtlichen Instrumente bei MalRinahmen zum Hochwasserschutz

Im Rahmen des Hochwasserschutzaktionsprogramms 2020 in Bayern werden im Zeitraum 2001-2020 etwa
2,3 Milliarden Euro investiert werden. Dieses Programm umfasst drei Handlungsfelder:

« Natdrlicher Riickhalt,
* Technischer Hochwasserschutz und
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* Hochwasservorsorge.

Die MafRnahmen im Handlungsfeld ,Natirlichen Rickhalt®, z. B. Gewasseraufweitungen und Reaktivierung von
Auen stellen grundsatzlich Verbesserungen der Gewasserstruktur dar und werden so geplant und umgesetzt,
dass mdglichst hohe Synergien mit den Zielen der WRRL entstehen.

Bei MaRnahmen des technischen Hochwasserschutzes, z. B. dem Bau von Deichen und Mauern werden regel-
mafig Malnahmen zur Verbesserung der Gewasserokologie integriert, beispielsweise

 Ausbildung moglichst naturnaher Ufer,

» Erwerb und Bepflanzung von Gewasserrandstreifen,

» Verbesserung der Durchgéngigkeit, z. B. durch Umbau von Absturzbauwerken in raue Rampen,
» Wiederherstellung naturlicher Strémungsvielfalt.

Besonders typische Beispiele sind:

» Projekt Isar-Plan, Laufzeit 2000-2010, Kosten 28 Mio. €,

» Projekt Wertach Vital, Laufzeit 2000-2011, Kosten 25 Mio. €,

» Projekt Hochwasserschutz an der Sachsischen Saale in Oberkotzau, Lkrs. Hof, Laufzeit 2000-2007,
Kosten 10 Mio. €,

* Projekt Umgestaltung Mainaue in Zapfendorf, Laufzeit 2002—-2014, Kosten 3 Mio. €,

» Projekt Hochwasserschutz Raum Coburg (Itz, Réden, Lauter, Sulzbach) , Laufzeit 1984-2015,
Kosten 92 Mio. €.

Auswirkungen der grundlegenden rechtlichen Instrumente bei MaBnahmen zur Verbesserung der Schiff-
fahrt

Bei den aktuell laufenden Ausbauvorhaben zur Verbesserung der Schifffahrtsverhaltnisse am Main werden 6ko-
logische AusgleichsmalRnahmen in der Planung bericksichtigt und in Auflagen und Bedingungen der wasser-
rechtlichen Planfeststellung festgehalten.

Ein Ausbau und die Nutzung eines Gewassers ist auch kiinftig moglich, unabhangig von der Ausweisung als
,erheblich veranderter oder ,nicht erheblich veranderter “ Wasserkdrper. Insoweit beinhaltet weder die jetzige
Einstufung eines Gewassers noch das geplante Malnahmenprogramm zur Zielerreichung eine Vorfestlegung fir
oder gegen einen Ausbau oder eine Gewassernutzung.

Zusammenfassende Beurteilung

Im Handlungsbereich der hydromorphologischen Verbesserung der Gewasser werden die vorhandenen wasser-
rechtlichen Instrumente (als grundlegende Malihahmen) in Bayern umgesetzt. Das Ergebnis der Gewasseriiber-
wachung zeigt, dass dennoch an vielen Wasserkérpern Handlungsbedarf zur Erreichung der Bewirtschaftungs-
ziele besteht. In diesem Bereich sind folglich ergédnzende hydromorphologische Malknahmen zur Verbesserung
der Gewasserstruktur erforderlich.

7.4 Ergédnzende Malinhahmen

Erganzende Maflinahmen werden bedarfsweise zusatzlich zu den grundlegenden MalRnahmen ergriffen, soweit
dies erforderlich ist, um die Ziele der WRRL zu erreichen. Im Grundlagenkapitel wurden die Zielsetzungen fiir die
Wasserkorper (siehe Einleitung Kapitel 7) und die grundsatzlichen Strukturen und Schritte der MalRnahmenpla-
nung (Kapitel 7.1.1 und 7.1.2) dargestellt. Das vorliegende Kapitel beschreibt die Planung der ergdnzenden Mal3-
nahmen, einschliellich Angaben dazu, wie die Ziele gemafR Art. 4 WRRL hiermit zu erreichen sind.

Erganzende MafRnahmen werden in den Bereichen Hydromorphologie, Bundeswasserstraen und Gewasser-
schonende Landbewirtschaftung ergriffen. In Anhang 7.2 sind die Manahmen mit einer Einschatzung ihrer Wir-
kung aufgelistet. Weitere Malnahmen sind unter der Zwischeniberschrift ,Konzeptionelle Manahmen* zusam-
mengefasst. Hierzu gehort die Abstimmung mit Managementplanen zu Natura 2000-Gebieten, die Erstellung von
Konzepten (Gewasserentwicklungskonzept, Hochwasserschutz- und Rickhaltekonzept, agrarékologisches Kon-
zept, Abwasserkonzept, Konzept zum Sedimentmanagement), die Kooperation mit Dritten (Klaranlagennachbar-
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schaften, Gewassernachbarschaften, Kanalnachbarschaften), Fortbildung sowie Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben.

Ebenso zu den konzeptionellen MaRnahmen zu zahlen sind vertiefte Kontrollen und Untersuchungen. Diese
werden durchgefiihrt, wenn die Ursache der Belastung zunachst noch zu ermitteln ist. Da sich die Malnahmen-
planung in Bayern weitestgehend auf die Ergebnisse der Uberwachung stiitzt und die Bewertungsgrundlagen an
einigen Wasserkorpern nicht in dem Zeitfenster vorlagen, in dem noch eine umfassende Abstimmung der Maf3-
nahmen vorgenommen werden konnte, wird auch diesen betreffenden Wasserkérpern vorlaufig die MaRnahme
.Vertiefende Untersuchungen und Kontrollen® (gemall LAWA-Katalog) zugewiesen.

Die erganzenden Maflinahmen sind Wasserkorper- bezogen im MaRnahmenprogramm aufgelistet. Bei Seen
werden erganzende MaRnahmen fiir den See selbst, aber in einigen Fallen auch fiir das Einzugsgebiet der
Flusswasserkorper der Zufliisse geplant. Tabelle 7-7 gibt eine Ubersicht tiber die Anzahl der Oberflichenwasser-
korper, an denen erganzende Malihahmen geplant sind.

Tabelle 7-7: Oberflachenwasserkdrper mit ergdénzenden MaBnahmen im bayerischen Rheingebiet

OWK* mit Malinah-

OWK* mit MalRnah- OWK* mit MaRnahmen men Gewasserscho-
men Hydromorpholo-  Hydromorphologie an  nende Landbewirt- OWK* mit konzeptio-
gie Bundeswasserstrassen schaftung nellen MaBnahmen
Prozent Prozent Prozent Prozent
bezogen bezogen bezogen bezogen
auf Anzahl auf Anzahl auf Anzahl auf Anzahl
der OWK der OWK der OWK der OWK
in PLR in PLR in PLR in PLR
Planungsraum Anzahl bzw. FGE  Anzahl bzw. FGE  Anzahl bzw. FGE  Anzahl bzw. FGE
Bodensee 2 13% 0 0% 0 0% 11 69 %
Oberer Main 10 37 % 0 0 % 8 30 % 27 100 %
Regnitz 22 33 % 0 0% 26 39 % 64 96 %
Unterer Main 43 54 % 0 0 % 35 44 % 78 99 %
FGE Rhein 77 41 % 0 0% 69 37 % 180 95 %

*OWK mit bayerischer Federfiihrung bei der Uberwachung

Die meisten ergdnzenden MaRnahmen sind im Bereich Hydromorphologie vorgesehen. Bei Seen sind vor allem
MaRnahmen aus dem Bereich der Gewasserschonenden Landbewirtschaftung relevant. Bei den konzeptionellen
MaRnahmen dominiert die Malinahme ,vertiefte Untersuchungen und Kontrollen®.

7.4.1 MalBnahmen gegen die stofflichen Belastungen der Gewasser

Im Rahmen der ergdnzenden MalRnahmen werden MafRnahmen gegen die stoffliche Belastung der Gewasser
anhand der Herkunft der Belastung in Punktquellen bzw. diffuse Quellen unterschieden sowie MalRnahmen gegen
stoffliche Belastungen der Meeresgewasser getrennt betrachtet. Bei den diffusen Quellen wird zwischen Oberfla-
chengewassern und Grundwasser differenziert. Innerhalb dieser werden verschiedene Stoffeintrdge naher be-
trachtet.

7.4.1.1 Malnahmen gegen Belastungen der Gewasser aus Punktquellen

In Bayern werden im Handlungsbereich des Schutzes der Oberflachengewasser bei Einleitungen von Abwasser,
Mischwasser und Niederschlagswasser in Oberflachengewasser grundlegende MalRnahmen umgesetzt (siehe
Kapitel 7.2.7), die teils erheblich tber europarechtliche Vorgaben hinausgehen. Dies betrifft insbesondere die
schon lange Zeit praktizierte immissionsorientierte Einzelfallpriifung bei der Begutachtung von Abwassereinlei-
tungen durch die Wasserwirtschaftsamter (amtlicher Sachverstandiger). Hier werden haufig weitergehende An-
forderungen an die Einleitung von Abwasser festgesetzt, als die Mindestanforderungen es fordern. Ziel dieser
Vorgehensweise ist die Verbesserung der Gewasserqualitat. Im Sinne der WRRL kénnte diese bewahrte Praxis
auch als erganzend zu den gemeinschaftlichen Vorgaben angesehen werden. Da Bayern gemeinschatftliche,
bundesrechtliche und landesrechtliche Vorgaben gemeinsam betrachtet, ist eine formale Unterscheidung in
grundlegende und erganzende MalRnahmen nicht erforderlich. Die geplanten grundlegenden MafRnahmen bei
Punktquellen werden daher nach derzeitigem Kenntnisstand als hinreichend fiir die Zielerreichung sowohl der
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Oberflachengewasser wie auch des Grundwassers bewertet. In diesem Bereich sind daher keine erganzenden
MaRnahmen geplant.

Fir die Eintrage an Phosphor in die Oberflachengewasser zeichnet sich jedoch ab, dass — trotz einer etwa 80-
prozentigen Reduzierung der Eintrage seit den friihen 1980er Jahren — die Abwassereinleitungen nach wie vor
eine gewisse Signifikanz aufweisen. Es ist daher geplant, die Eintrage an Phosphor im Zusammenhang mit den
jeweiligen Oberflachenwasserkdrpern im Rahmen eines Forschungsprojektes zu untersuchen, um daraus gege-
benenfalls erforderliche Maflnahmen zur gezielten Phosphorelimination ableiten zu kénnen.

7.4.1.2 Malnahmen gegen Belastungen der Gewasser aus diffusen Quellen

Die im Folgenden dargestellten MaRnahmen dienen zum Teil sowohl dem Schutz von Oberflachengewéassern als
auch des Grundwassers. Im Grundwasser macht sich die Reduzierung von Stoffeintragen wegen oftmals langer
Verweilzeiten zeitlich verzégert bemerkbar. Dort, wo flr die Belastung der Oberflachengewéasser der Grundwas-
serzufluss mafigebend ist, wird diese Belastung auch nach der Umsetzung von wirksamen MalRnahmen gegebe-
nenfalls erst verzogert abklingen.

Oberflachengewasser

Die wesentlichen diffusen Belastungen betreffen Phosphorverbindungen, die vor allem uber die Eintragspfade
Erosion, gefolgt von Oberflachenabfluss, Dranagen und Grundwasser in die Oberflachengewasser gelangen.
Weitere Eintrage betreffen die Nahrstoffe Nitrat und Ammonium sowie Pflanzenschutzmittel und einige organi-
sche Substanzen, die bei Verbrennungsprozessen z. B. im Verkehr entstehen.

Fur MalRnahmen, die sich auf Eintrdge aus der Landwirtschaft beziehen, wurde durch die Landesanstalt fuir Land-
wirtschaft (LfL) und das Landesamt fur Umwelt (LfU) ein gemeinsamer Arbeitskatalog ,Gewasserschonende
Landbewirtschaftung” mit ergdnzenden MaRnahmen erstellt, der fir die Manahmenauswahl herangezogen
wurde.

Je nach Betrachtungsraum kénnen unterschiedliche MalRnahmen zur Verminderung der Phosphateintréage bei-
tragen. Aus den MaRnahmen zur ,Gewasserschonenden Landbewirtschaftung“ wahlten die fachlich zustandigen
Sachgebiete 2.1 A der Amter fiir Ernadhrung, Landwirtschaft und Forsten fiir die belasteten Oberflaichenwasser-
kérper die wirksamsten MaRnahmen aus, die nachfolgend mit den értlich zustandigen Amtern abgestimmt wur-
den. In den Entscheidungsprozel wurden die erosionsgefahrdeten Flachen im Betrachtungsraum, das maximal
maogliche Reduktionspotenzial bei 100-prozentiger Anwendung von Mulchsaat auf diesen Flachen sowie die der-
zeitigen Anbauverhaltnisse einbezogen. Die Kosten fiir die Umsetzung der MalRnahmen errechnete das Institut
fur Landliche Strukturentwicklung, Betriebswirtschaft und Agrarinformatik (ILB). Die wesentlichen MalRnahmen fiir
den Oberflachengewasserschutz werden Uber das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm geférdert. Positive
Effekte mit der hochsten Kosten-Nutzeneffektivitat werden von der Mulchsaat, der Anlage von Gewasserrand-
streifen und dem Zwischenfruchtanbau erwartet. Eine wichtige Voraussetzung fiir die Umsetzung dieser erosi-
onsmindernden Mafinahmen ist eine intensive Beratung der Landwirte, bei der betriebsspezifische Mdglichkeiten
besprochen und umgesetzt werden.

Neben der Auswahl der MaBnahmen wurde von den Amtern fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten auch die
potenzielle Akzeptanz sowie die Umsetzung der Maflnahmen abgeschatzt und daraus der verringerte Bodenab-
trag nach ABAG (Allgemeine Bodenabtragsgleichung) prognostiziert. Mit dem Nahrstoffbilanzierungsmodell
MONERIS, siehe auch Kapitel 2.1.1.1, wurde daraus das mégliche Reduktionspotenzial der erganzenden Mal-
nahmen fur den P-Eintrag tUber Erosion auf die Oberflachengewasser berechnet.

Die Stickstoffverbindungen (z. B. Nitrat) gelangen hauptsachlich tiber den Grundwasserpfad in die Oberfla-
chengewasser. Malinahmen sind daher in erster Linie im Bereich Grundwasser anzusetzen. Im Einzugsgebiet
des Mains befinden sich mehrere Grundwasserkorper im schlechten Zustand. Hier ist folglich ein Schwerpunkt fiir
den Einsatz von erganzenden MafRnahmen.

Die Auswirkungen der von den Amtern fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten fiir den Grundwasserschutz
vorgeschlagenen ergdnzenden MalRnahmen (s. u.) wurden ebenfalls mit MONERIS fir die Oberflachengewasser
berechnet.

Als Ergebnis kénnte sich durch die erganzenden MaRnahmen fiir Phosphor- und Stickstoffverbindungen bei ent-
sprechender Umsetzung zusatzlich zu den grundlegenden MaRnahmen eine weitere Verringerung des P-Eintrags
von 43 t/a und des N-Eintrages von 2169 t/a fir das Maingebiet ergeben (siehe Tabellen 7-8 und 7-9).
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Tabelle 7-8: Prognostizierte Wirkung der ergdénzenden MalRnahmen bei diffusen Quellen im bayerischen Rheingebiet
(auf der Basis von MONERIS-Berechnungen), absolute Frachtadnderungen

Rhein/Main Rhein/Bodensee

Eintragspfad Stickstoff Phosphor  Stickstoff Phosphor
Erosion 43 0
Grundwasser 2169 0

Reduzierung der jahrlich eingeleiteten Frachten in Tonnen bis 2015
(gegeniiber 2007)

Tabelle 7-9: Prognostizierte Wirkung der ergédnzenden MaBnahmen bei diffusen Quellen im bayerischen Rheingebiet
(auf der Basis von MONERIS-Berechnungen), prozentuale Frachtanderungen

Rhein/Main Rhein/Bodensee

Eintragspfad Stickstoff Phosphor  Stickstoff Phosphor

Erosion 54 % 0 %
Grundwasser 9,0 % 0 %

Reduzierung der jahrlich eingeleiteten Fracht in Prozent bis 2015 (ge-
genuber 2007)

Trotz der nur geringen prozentualen Frachtadnderungen bezogen auf die jeweiligen Flussgebiete ist bei Malinah-
menumsetzung das Erreichen des guten 6kologischen Zustands in weiteren Oberflachen- und Grundwasserkor-
pern zu erwarten.

Mit der Verringerung des P-Eintrags durch Erosion in Oberflachengewasser mittels den o. a. erganzenden MaR-
nahmen vermindert sich auch der Eintrag von Bodenpartikeln und deren negative Auswirkungen (siehe Kapitel
7.3.2.2). Uber den von den Amtern fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten ermittelten reduzierten Bodenab-
trag wurde mit MONERIS die Verringerung der Bodeneintrdge berechnet. Zusatzlich zu den grundlegenden Mal3-
nahmen reduzieren sich die Eintrdge um bis zu 125 kg/ha*a je Betrachtungsraum. Bei einzelnen Oberflachen-
wasserkdrpern kann dies zu einer Verminderung des Bodeneintrags von bis zu 50 Prozent fuhren.

Fir Pflanzenschutzmittel (PSM) ist bei Uberschreitung der Umweltqualitdtsnorm fiir einen zugelassenen Wirk-
stoff im Zuge der Befundaufklarung zu priifen, ob die Zulassung angepasst werden muss. Sofern die Mafigaben
des PSM-Rechts eingehalten sind, kann eine derartige Belastung in Oberflachenwasserkorpern nur auf Fehler bei
der Anwendung/Handhabung der PSM zuriickzufiihren sein. Da im Regelfall kein konkret fiir die Uberschreitung
der Umweltqualitdtsnorm im Oberflachenwasserkdrper Verantwortlicher identifiziert werden kann, ist in derartigen
Fallen als ergdnzende MalRnahme vorrangig die Beratung und Information der Anwender zu intensivieren.

Grundwasser

Die Beurteilung des chemischen Zustandes zeigt, dass insgesamt 11 Grundwasserkdrper im bayerischen Rhein-
gebiet aufgrund hoher Nitrat- und Pflanzenschutzmittelkonzentrationen einen schlechten Zustand aufweisen.
Neun Grundwasserkorper haben einen schlechten Zustand auf Grund von Nitratbelastungen, zwei Grundwasser-
korper auf Grund von Belastungen durch Pflanzenschutzmittel (PSM. Die PSM-Belastung der Grundwasserkorper
ist hauptsachlich auf Atrazin und dessen Abbauprodukt Desethylatrazin zurlickzufiihren.

Ergédnzende Mafinahmen zur Verbesserung des Grundwasserzustands werden auf der Ebene der 107 Betrach-
tungsraume im bayerischen Rheingebiet geplant; in diesem Zusammenhang werden die Betrachtungsrdume als
.Malnahmengebiete” bezeichnet.

Die Festlegung der MalRnahmengebiete, fir die ergdnzende Malihahmen zur Reduzierung von Stickstoffeintra-

gen in das Grundwasser ausgewahlt werden, basiert auf den Ergebnissen der Uberblicksiiberwachung, der Zu-

standsbewertung und der Bestandsaufnahme 2004. MaRnahmengebiete fiir Nitrat werden folgendermafien identi-

fiziert:

a) alle Betrachtungsraume in einem Grundwasserkorper, der im Rahmen der Zustandsbewertung aufgrund von
Nitratbelastungen als im ,schlechten Zustand® eingestuft wurde

b) alle Betrachtungsrdume in einem Grundwasserkoérper, der in der Bestandsaufnahme 2004 (aufgrund von
Nitratbelastungen) mit ,Zielerreichung unwahrscheinlich" eingestuft wurde
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c) Betrachtungsraum mit mindestens einer Grenzwertiiberschreitung fiir Nitrat an Messstellen des Uberblicks-
messnetzes.

Fiir die Fallgruppen a) und b) erfolgt eine Uberpriifung, ob einzelne Betrachtungsrdume innerhalb der Grundwas-
serkorper als nicht belastet anzusehen sind. Dies ist der Fall, wenn ein Betrachtungsraum gleichzeitig

+ keine Qualitdtsnorm- Uberschreitung fiir Nitrat an Messstellen des Uberblicksmessnetzes aufweist und

* in der Bestandsaufnahme (fir Nitrat) mit ,Zielerreichung wahrscheinlich” eingestuft wurde
(Grundlage: Bestandsaufnahme 2004 (INFO-Was-Daten 1993-2002) und aktualisierte Bestandsaufnahme
(INFO-Was-Daten 2006—2008) auf Ebene der Betrachtungsraume.)

Von den als MaRnahmengebiete flr Nitrat ausgewiesenen Betrachtungsrdumen befinden sich 43 im Flussgebiet
Rhein (Main) (siehe Karte 7.1).

Als MaRnahmengebiete zur Reduzierung von PSM- Eintragen werden diejenigen Betrachtungsraume festgelegt,
in denen eine Uberschreitung der Qualitatsnorm fiir zugelassene PSM vorliegt. Bei Uberschreitungen der Quali-
tatsnorm flr nicht (mehr) zugelassene Pflanzenschutzmittel werden keine Mallnahmengebiete ausgewiesen, da
hier bereits die weitestgehende Maflnahme — das Handels- und Anwendungsverbot — ergriffen wurde. Fir Atrazin
z. B., welches mit dem Abbauprodukt/Metabolit Desethylatrazin die Hauptbelastung mit PSM darstellt, existiert
bereits seit 1992 ein Anwendungsverbot.

Von den als MaBnahmengebiete fir PSM ausgewiesenen Betrachtungsraumen befindet sich einer im Flussgebiet
Main (Uberschreitung der Qualitatsnorm durch Bentazon) (siehe Karte 7.1).

Die fachlich zusténdigen Sachgebiete 2.1 A der Amter fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten wahlten die fir
die jeweiligen auf Grund von Nitrat belasteten Betrachtungsrdume in den Grundwasserkdrpern wirksamsten
Mafnahmen aus. Diese wurden nachfolgend mit den értlich zustandigen Amtern abgestimmt, um den regions-
spezifischen Verhaltnissen Rechnung zu tragen. In den Entscheidungsprozess wurden die derzeitigen Anbauver-
héltnisse, der Viehbesatz sowie die geologischen und klimatischen Voraussetzungen einbezogen. Die Kosten fiir
die Umsetzung der MaRnahmen errechnete das ILB. Bei der Auswahl der MaRnahmen wurde von den Amtern fiir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten auch die potenzielle Akzeptanz und Umsetzung der MalRhahmen beriick-
sichtigt und die voraussichtliche Reduktion der Nitratgehalte im Grundwasser abgeschatzt.

Die nachfolgenden Maflinahmen wurden zur Verminderung des Nitrataustrages in das Grundwasser von landwirt-
schaftlich genutzten Flachen vorrangig ausgewahit:

« verstarkter Zwischenfruchtanbau,

» gewasserschonende Fruchtfolge,

» Bedarfsermittlung fiir den Stickstoffbedarf aufgrund von Bodenuntersuchungen im Frihjahr,

« Stilllegung und gezielte Begriinung.

Die im bayerischen Rheingebiet geplanten ergdnzenden Manahmen sind im MafRnahmenprogramm aufgelistet.

Eine bedeutende MaRRnahme fiir alle belasteten Grundwasserkoérper ist eine gewasserschutzorientierte einzelbe-
triebliche Beratung der Landwirte. Eine auf die WRRL ausgerichtete Beratung baut dabei auch auf den Erfahrun-
gen aus den Kooperationen in Wasserschutzgebieten auf, bei denen Wasserversorger und Landwirte intensiv
zusammenarbeiten. Fir die Beratung wurden vom Bayerischen Staatsministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten zusatzliche Berater eingestellt.

Nach der Abschatzung der Reduktion der Nitratgehalte im Grundwasser aufgrund der Umsetzung von Malnah-
men ist davon auszugehen, dass bis zum Jahr 2015 im bayerischen Rheineinzugsgebiet keiner der Nitrat-belas-
teten Grundwasserkorper den guten Zustand erreichen kann (vgl. Kapitel 5.2.2). Fir diese Grundwasserkorper
mussen Fristverlangerungen (siehe Kapitel 5.3.2) in Anspruch genommen werden.

Fir die PSM-belasteten Gebiete sind als ergdnzende MalRnahme vertiefende Untersuchungen vorgesehen und
die vorsorgliche Beratung und Information der Anwender ist zu intensivieren.

7.4.1.3 Malnahmen gegen Belastungen der Meeresgewasser

Die im Hinblick auf die stofflichen Belastungen der Oberflachengewasser und des Grundwassers getroffenen
erganzenden MalRnahmen zu Punktquellen und diffusen Eintragen wirken auch im Sinne einer Verminderung der
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Belastung der Meere. Die Mal3nahmen zur Vermeidung einer Zunahme der Verschmutzung der Meeresgewasser
sind in Kapitel 7.6 dargestellt.

Mit der am 15.7.2008 in Kraft getretenen EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie wurde ein eigenstandiges, die
WRRL erganzendes Rechtsinstrumentarium fir den Meeresschutz und zum Schutz und Erhalt der Meeresumwelt
geschaffen.

Zur Zielerreichung in den Kisten-, Ubergangs- und Meeresgewassern werden ergénzende MaRnahmen zu Nahr-
stoffreduzierungen (Stickstoff und Phosphor) erforderlich sein. Der Umfang der in bestimmten Teilen der Binnen-
einzugsgebiete erforderlichen MaRnahmen ist derzeit noch nicht festgelegt. Zielwerte fiir die Konzentration von
Phosphor und Stickstoff im Hinblick auf die Einhaltung der oben genannten Ziele liegen in der Flussgebietseinheit
des Rheins noch nicht vor. Dementsprechend konzentrieren sich Planungen im ersten Bewirtschaftungszeitraum
auf die Umsetzung der grundlegenden und erganzenden Malinahmen zur Erreichung der Ziele in den Binnen-
wasserkorpern. Bei der MalRnahmenauswahl wurde sichergestellt, dass die Ziele gemaf Art. 11 Abs. 6 WRRL
eingehalten und bei Durchfiihrung der MalRnahmen die Meeresgewasser nicht zusatzlich verschmutzt werden.

7.4.2 MaBnahmen zur hydromorphologischen Verbesserung der Gewasser

Die Wirkung der grundlegenden wasserrechtlichen Instrumente in Verbindung mit Veranderungen der Gewasser-
struktur (Hydromorphologische Veranderungen) wird im Kapitel 7.3.4 beschrieben.

Erganzende Maflnahmen im Handlungsbereich Hydromorphologie sind sowohl an nicht erheblich veranderten
Gewassern als auch an erheblich veranderten Gewassern erforderlich, um Rahmenbedingungen herzustellen,
unter denen die biologischen Qualitdtskomponenten den guten Zustand bzw. das gute dkologische Potenzial
erreichen kdnnen. Von den biologischen Qualitdtskomponenten reagieren insbesondere die Fische und das
Makrozoobenthos, also kleine am Gewassergrund lebende tierische Organismen, auf Defizite der Gewasserstruk-
tur. Die geeigneten Malinahmen zur Behebung der strukturellen Defizite mit Einschatzung ihrer Wirkung sind im
Anhang 7.2 enthalten. Im Wesentlichen handelt es sich um folgende MaRnahmengruppen:

» Schaffen 6kologisch vertraglicher hydraulischer Verhaltnisse,

* Wiederzulassen hydromorphologischer Prozesse,

» Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit (Langs- und Quervernetzung),

» Schaffen von Strukturen zur Habitatverbesserung im Gewasser,

» Vermindern und Beseitigen der Verschlammung im Gewasserbett infolge Oberbodeneintrag,
» Habitatverbesserungen im Uferstreifen/Gewasserentwicklungskorridor,

* Forderung des natirlichen Rickhaltes und des Wasserhaushaltes in den Auen.

Fir die Bundeswasserstraen Donau und Main werden mdgliche hydromorphologische MaRnahmen mit der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes abgestimmt; sie sind an die spezifische Situation der Schifffahrt
angepasst.

Fir jeden Oberflachenwasserkdrper, der aufgrund der Ergebnisse der Gewasserliberwachung den guten 6kologi-
schen Zustand oder das gute 6kologische Potenzial fir die biologischen Qualitatskomponenten aufgrund hydro-
morphologischer Defizite verfehlt, werden auf Grundlage des MafRnahmenkataloges durch Expertenauswahl
MaRnahmen zur Zielerreichung ausgewahit.

Grundlage fiir die Auswahl der MaRnahmen fir die einzelnen Oberflachenwasserkorper sind Gewasserentwick-
lungskonzepte (siehe Kapitel 8), ersatzweise Vor-Ort-Kenntnisse und Luftbildauswertungen. Bei fehlenden Orts-
kenntnissen ist als erste Mallnahme ein Gewasserentwicklungskonzept zu erstellen.

MaRnahmen zur hydromorphologischen Verbesserung der Gewasser haben zwei Schwerpunkte: Verbesserung
der Durchgangigkeit und Verbesserung der Gewasserstruktur.

7.4.2.1 Malnahmen zur Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit der FlieRgewasser

Der erste Schwerpunkt fir die Erreichung der WRRL-Ziele, insbesondere im Hinblick auf die Fische, ist die Ver-
besserung der Durchgangigkeit der FlieRgewasser. Sie dient zur biologischen Vernetzung der verschiedenen
Gewasser bzw. Gewasserabschnitte sowie zur Herstellung bzw. Entwicklung von angemessenen Lebensrdumen
mit geeigneten Unterstanden, Laich- und Jungfisch- bzw. Aufwuchs- und Nahrungshabitaten. In den bayerischen
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FlieRgewassern befindet sich eine grofle Anzahl von Querbauwerken, an denen die Durchgangigkeit unterbro-
chen oder beeintrachtigt ist, was sich nachteilig auf die Bestandsentwicklung der Fische auswirkt. Von den erfass-
ten Querbauwerksobjekten stehen nur rd. 10 % der Objekte im Zusammenhang mit einer Wasserkraftnutzung.
Die aktuellen Ergebnisse des Gewassermonitorings dokumentieren bei der Qualitdtskomponente Fische in sehr
vielen FlieRgewassern die eingeschrankten Verbindungen im Gewassernetz, ausgedriickt im Bewertungsmodul
,Migration“ (Durchwanderbarkeit). Im Folgenden werden die wesentlichen Gesichtspunkte dargestellt und die
Grundziige des in Bearbeitung befindlichen Strategischen Gesamtkonzeptes zur Verbesserung der Durchgangig-
keit erlautert.

Die erforderlichen MaRnahmen orientieren sich sowohl an den Anforderungen flr die zwischen Meer und Suf3-
wasser Uber lange Distanzen wandernden Fischarten Lachs und Aal (diadrom) sowie flr die weiteren Kurz- und
Mitteldistanzwanderfischarten, die Wanderungen innerhalb von Flissen durchfiihren (potamodrom). Bei den
diadromen Fischarten Lachs und Aal sind die Aspekte der aufwarts- und der abwartsgerichteten Wanderung zu
beriicksichtigen, bei den potamodromen priméar die Aufwartswanderung.

Als historisch belegte Lachsgewasser (Laich- und Jungfischhabitate) im bayerischen Maingebiet werden angese-
hen: Kahl, Aschaff, Elsava, Mémling, Haslochbach, Hafenlohr, Gersprenz, Lohr, Mud, Erf, Tauber, Sinn und
Frénkische Saale. Der Aal war in den Gewassern des Maingebiets urspriinglich heimisch. Beziiglich des Vor-
kommens weiterer Fischarten bilden die Referenzlisten des in Deutschland angewandten fischbasierten Bewer-
tungssystems ,FIBS“ nach WRRL die maltigebende Grundlage.

Um den guten 6kologischen Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial in den Oberflachenwasserkérpern zu
erreichen ist es generelles Ziel, den Main selbst bis zur Miindung der Frankischen Saale sowie die vorgenannten
ehemaligen Lachsgewasser grundsatzlich fir den Lachs sowie fur die anderen Fischarten erreichbar zu machen.
Fur den Schutz des Aals sind im Maingebiet generell die Anforderungen des deutschen Aal-Bewirtschaftungs-
plans (gemafd der Europaischen Aal-Verordnung) zu erfilllen, der zur Zeit der EU-Kommission zur Genehmigung
vorliegt. Im Ubrigen sind die Lebensraum-Anforderungen der Fischfauna entsprechend der Qualitidtskomponente
Fisch nach WRRL maRgebend. Dazu gehort auch, die Laich- und Aufwuchshabitate in den jeweiligen Zuflissen
zu ermitteln sowie die notwendigen MaRnahmen zu deren Aktivierung oder Verbesserung zu realisieren.

Mafnahmen zur Herstellung und Verbesserung der Durchgangigkeit im Main sind aus fachlicher Sicht primar an
den Standorten durchzuflihren, die eine groRe Effizienz hinsichtlich Erhalt und Wiederherstellung der Besténde
der Wanderfischfauna erwarten lassen.

Im Rahmen des bayerischen Masterplans Durchgangigkeit wird fir die 11 Staustufen im Main von der bayerisch-
hessischen Grenze bis Gemiinden zum Zufluss der Frankischen Saale/Sinn, die einst zu den bedeutendsten
Lachsgewassern im Mainsystem gehorten, die Moglichkeit der Verbesserung der Durchgangigkeit untersucht. In
gleicher Weise werden Losungen flr Fischwanderhilfen bei den weiteren 18 Staustufen im Mainverlauf bis Bam-
berg erarbeitet.

Unter der Leitung des Bayerischen Landesamtes fir Umwelt wird derzeit das ,Strategische Gesamtkonzept
Durchgangigkeit Bayern® erarbeitet, das auch das gesamte bayerische Maingebiet mit seinen fir die fischfaunisti-
sche Durchgangigkeit bedeutsamen Gewassern umfasst. Es wird im Kapitel 7.4.2.2 naher dargestellt.

Die Zustandigkeit bei Maflnahmen zur Verbesserung der Durchgéngigkeit an Bundeswasserstraften wird nach

§ 34 Abs. 3 WHG neu kinftig bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes liegen. Fur alle Bundes-
wasserstralRen wird dort ein deutschlandweites Priorisierungskonzept zur Verbesserung der Durchgangigkeit
erstellt. Die weiteren Umsetzungsschritte an der Bundeswasserstrafie Main werden zwischen den zusténdigen
Landerverwaltungen Hessens und Bayerns, der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes und den Betrei-
bern der Kraftwerke abgestimmt.

7.4.2.2 Strategisches Gesamtkonzept Durchgangigkeit Bayern

Natirliche FlieBgewasser zeichnen sich u. a. dadurch aus, dass sie in der Regel vernetzt und fur Gewasserorga-
nismen durchgangig sind. Urspriinglich waren nahezu alle bayerischen Gewasser fiir Fische und andere Wasser-
lebewesen grundsatzlich frei durchwanderbar. Die Monitoring-Ergebnisse bei der Umsetzung der WRRL zeigen
nunmehr eingeschrankte Wandermaoglichkeiten an, die in vielen Fallen dazu fihren, dass der gute 6kologische
Zustand/das gute Okologische Potenzial nicht erreicht wird. Von den rund 10 000 erfassten und bewerteten Quer-
bauwerken an den Fischfaunistischen Vorranggewassern (siehe unten) im bayerischen Rheingebiet sind etwa
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4500 Objekte mangelhaft oder nicht durchgéngig (Stand August 2009). Es bedarf daher entsprechender Maf3-
nahmen zur Verbesserung bzw. Wiederherstellung der biologischen Durchgangigkeit.

In Bayern wird daher ein Gesamtkonzept zur Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit verfolgt. Neben der
Fortflihrung der bisherigen Praxis soll die systematische Verbesserung der biologischen Durchgéangigkeit durch
die Umsetzung dieses bayernweiten Gesamtkonzeptes erreicht werden. Das Konzept umfasst insgesamt vier
Arbeitsschritte.

In Arbeitsschritt (1) wurden vom Institut fir Fischerei (IFl) mit Beteiligung der Fachberater fiir Fischerei und des
LfU aus dem WRRL-relevanten FlieRgewassernetz die Fischfaunistischen Vorranggewasser bestimmt. Auswahl-
kriterien waren hierbei die potentiellen Verbreitungsgebiete ausgewahlter Wanderfischarten, basierend auf den
fur die WRRL erstellten Leitbildern (Referenzzénosen). Die Fischfaunistischen Vorranggewasser sind in Karte 7.2
dargestellt.

In Arbeitsschritt (2) wurden alle Querbauwerke an den Fischfaunistischen Vorranggewassern systematisch er-
fasst, hinsichtlich ihrer Durchwanderbarkeit bewertet und in eine Datenbank aufgenommen. Die Arbeitsschritte 1
und 2 sind bereits abgeschlossen.

Innerhalb der Fischfaunistischen Vorranggewasser erfolgt im Arbeitsschritt (3) unter Berlicksichtigung der Ergeb-
nisse des Monitoring nach WRRL anhand eines fachlichen Kriterienkataloges sowie unter Einbeziehung von
Expertenwissen eine weitere Priorisierung. Dazu wurde im Juni 2009 vom LfU ein entsprechender Auftrag an ein
Fachbiiro vergeben. Das Ergebnis dieses Arbeitsschritts wird eine auf transparenten und nachvollziehbaren Krite-
rien basierende Auswahl der Querbauwerke sein, die zeitlich vorrangig durchgangig gestaltet werden sollen.

Dies ist die Basis fiir ein einheitliches und qualitatsgesichertes Vorgehen bei der Auswahl der einzelnen Mal3-
nahmen zur Verbesserung der biologischen Durchgangigkeit. Dariiber hinaus liefert dieser Arbeitsschritt einen
Beitrag zur zeitlichen und raumlichen Priorisierung der Malnahmen nach ihrer 6kologischen Wirksamkeit. In
Verbindung mit den MalRnahmen zur Verbesserung der Gewasserstruktur ergeben sich daraus die Gewasser-
(abschnitte), an denen vorrangig die Verbesserung der Durchgangigkeit verfolgt wird. Diese fachliche Priorisie-
rung liefert auch erforderlichenfalls die Begriindung fiir Fristverlangerungen.

Nach der fachlichen Priorisierung sind im Arbeitsschritt (4) die technischen, finanziellen und rechtlichen Gesichts-
punkte vertieft zu untersuchen. Dieser Arbeitsschritt umfasst auch die Planung und die bauliche Umsetzung von
konkreten MalRnahmen. Die Arbeitsschritte 3 und 4 werden hierbei in einem iterativen Prozess im weiteren Um-
setzungsprozess der WRRL regelmaRig aktualisiert.

Dartber hinaus wurde zur Harmonisierung der Belange der WRRL mit den Zielen des Klimaschutzes und der
regenerativen Energiegewinnung ein Eckpunktepapier zur Wasserkraftnutzung in Bayern erarbeitet. Wesentliche
Punkte dabei sind die Entwicklung von Paketldsungen oder Programmen fiir groRere Gewasserabschnitte oder
Flusseinzugsgebiete. In diesem Zusammenhang wird derzeit von den Betreibern groRer Wasserkraftanlagen in
Bayern (sog. ,GroRRe Wasserkraft“: E.ON Wasserkraft GmbH und BEW) ein Masterplan Durchgangigkeit erarbei-
tet, der in das Strategische Gesamtkonzept zur Durchgéangigkeit eingeht. Im Rahmen des Masterplans Durch-
gangigkeit wird am schiffbaren Main die biologische Durchgangigkeit bei den einzelnen Kraftwerken der Groften
Wasserkraft untersucht und bewertet. Auch werden Mdglichkeiten zur Verbesserung der Durchgangigkeit vorge-
schlagen.

Fur die Bundeswasserstralle Main werden das Strategische Durchgangigkeitskonzept und das gerade entste-
hende bundesweite Priorisierungskonzept der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes miteinander ab-
gestimmt werden.

7.4.2.3 Malnahmen zur Verbesserung der Gewasserstruktur

Der zweite Schwerpunkt fiir MaBnahmen im Handlungsbereich Hydromorphologie ist die Verbesserung bzw. der
Erhalt einer mdglichst vielfaltigen Gewasserstruktur. Dabei stehen Ma3nahmen im Vordergrund, welche die dy-
namische Eigenentwicklung der Gewasser initiieren und férdern. Dies wird durch eine entsprechende Gewasser-
unterhaltung unterstutzt. Die Eigenentwicklung stellt insgesamt die kostengiinstigste MaRnahme dar, um natur-
nahe, gewassertypspezifische Gewasserstrukturen entstehen zu lassen.

Voraussetzung hierfiir ist, dass entsprechend geeignete Uferflachen zur Verfligung stehen. In Fallen wie beim
Jsarplan“ oder beim Projekt ,Wertach vital“ sind auch bauliche MalRnahmen erforderlich, um hydromorphologi-
sche Verbesserungen zu erzielen, wenn mdéglich unter Nutzung von Synergien z. B. bei Hochwasserschutzmal3-
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nahmen. Die Auswahl und Kombination der geeigneten MalRnahmen muss jeweils unter dem Gesichtspunkt der
okologischen Wirksamkeit und der Kosteneffizienz getroffen werden.

Gewasserentwicklungskonzepte (GEK) kdnnen eine fachliche Grundlage fiir die anschlieRende Konkretisierung
bei der Umsetzung des Malinahmenprogramms sein. Je nach Art und Umfang der einzelnen Malinahmen wer-
den diese entweder im Rahmen der Gewasserunterhaltung oder als eigene Ausbauvorhaben umgesetzt.

MaRnahmen beziglich der Uferstruktur an Seen

Die fiir einige Seen vorliegenden Gewasserentwicklungskonzepte zeigen teilweise Strukturdefizite an Seeuferab-
schnitten auf. Sie spiegeln sich jedoch nicht in den Uberwachungsergebnissen der untersuchten biologischen
Qualitadtskomponenten an den Seen wider. Unabhangig von der MalRnahmenplanung im Vollzug der WRRL wer-
den auch kinftig im Rahmen des Machbaren MaRnahmen zur Verbesserung der Uferstrukturen durchgefiihrt.

7.4.3 Malinahmen fir Schutzgebiete

Schutzgebiete nach der FFH- und Vogelschutz-Richtlinie (Natura 2000-Gebiete)

Art. 4 Absatz 1c WRRL verpflichtet die Mitgliedstaaten, alle Normen und Ziele der WRRL zu erfiillen, sofern die
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die einzelnen Schutzgebiete ausgewiesen wurden,
keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. Beim Aufstellen der MaRnahmenprogramme sind daher auch die
Erhaltungsziele der Schutzgiiter (Lebensraumtypen und/oder Arten) in wasserabhangigen Natura 2000-Gebieten
zu berticksichtigen. Dies betrifft insbesondere Mafinahmen im Bereich der Hydromorphologie. Bestehen an ei-
nem Wasserkdrper konkurrierende Umweltziele, so gilt nach Art. 4 Abs. 2 WRRL das weiterreichende Ziel. Die
unterschiedlichen Fristen zur Umsetzung der einzelnen Richtlinien werden dadurch nicht verandert.

Grundsétzlich ergeben sich bei den Umweltzielen der WRRL und den Erhaltungszielen gemaf Natura 2000 er-
wartungsgemal vielfach Entsprechungen. Das gilt auch fir Synergien bei MaRnahmen, wobei zur Erreichung von
Natura 2000-Zielen auch MaRnahmen an Oberflachenwasserkorpern erforderlich sein kénnen, die nach der Ge-
wasseriiberwachung bereits die Ziele der WRRL erreicht haben. Derartige ,reine Natura 2000-MaRnahmen® wur-
den in das Malinahmenprogramm tbernommen, wenn ein fertig gestellter Managementplan vorlag (Stichtag
30.6.2009).

Ein enger Zusammenhang zwischen dem MalRhahmenprogramm der WRRL und den Zielen von Natura 2000
besteht im Bereich der hydromorphologischen Ma3nahmen an Flusswasserkdrpern. Zur Berlcksichtigung der
Natura 2000-Ziele bei der Aufstellung der MalRnahmenprogramme hat das LfU Uberprift, welche wasserabhangi-
gen Natura 2000-Gebiete mit Flusswasserkorpern in funktionalem Zusammenhang stehen: Ein funktionaler Zu-
sammenhang besteht einerseits bei einer direkten raumlichen Uberlagerung eines Lebensraumtyps bzw. des
Vorkommens einer mafgebenden Art mit dem Oberflachenwasserkorper oder andererseits, wenn ein wasserab-
hangiger Lebensraumtyp sich zwar nicht direkt mit dem Oberflachenwasserkorper Uberlagert, in seinem Wasser-
haushalt aber unmittelbar von diesem beeinflusst wird.

In Bayern gibt es 364 Gebiete mit funktionalem Bezug zu einem oder mehreren Flusswasserkdrpern. Anhang 3.1
listet diese Gebiete einschliellich der betroffenen Flusswasserkdrper auf.

Die von den WWA aufgestellten Malnahmenprogramme Hydromorphologie wurden zwischen der Wasserwirt-
schafts- und Naturschutzverwaltung fachlich abgestimmt. Dabei wurden erkennbare Zielkonflikte soweit méglich
schon in der Vorplanung behoben und Synergien bestmdglich genutzt. Die methodische Grundlage fiir diese
fachliche Abstimmung war folgende: Fir diese Gebiete wurden die gebietsbezogen konkretisierten Erhaltungszie-
le mit Wasserbezug in entsprechende MaRnahmen zur Hydromorphologie tbersetzt und in Tabellen zugeordnet.
Diese Ubersetzung naturschutzfachlicher Ziele in wasserwirtschaftliche MaRnahmen diente als Hilfsmittel zur
Beriicksichtigung der Natura 2000-Ziele bei der Auswahl hydromorphologischer MalRnahmen. Da in vielen Fallen
die Natura 2000-Managementplane noch nicht fertig gestellt waren und die MaRnahmenprogramme der Wasser-
wirtschaft keine genaue Verortung der MalRnahmen beinhalten, war eine konkrete Abstimmung mit Ortsbezug
vielfach nicht mdglich. Eine vertiefte Abstimmung zwischen Wasserwirtschaft und Naturschutz wird daher — wie
bisher praktiziert — im Rahmen der konkreten Planung und Umsetzung von MaRnahmen erfolgen. Soweit Wald-
flachen betroffen sind, wird auch die Forstverwaltung in diese Abstimmung einbezogen.

Grundsétzlich abgestimmte hydromorphologische MalRnahmen zum Schutz und Erhalt von Natura 2000-Schutz-
gltern wurden in das MalRhahmenprogramm aufgenommen.
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Andere Schutzgebiete nach Art.6 WRRL

Zu den in Bayern ausgewiesenen Schutzgebieten nach der Badegewasserrichtlinie, der Kommunalabwasserricht-
linie, der Fischgewasserrichtlinie sowie den nach nationalem Recht ausgewiesenen Wasserschutzgebieten sind
Uber die grundlegenden Malinahmen (siehe Kapitel 7.2.1) hinaus keine gezielten erganzenden Malinahmen
geplant.

7.4.4 Konzeptionelle MaBnahmen und Instrumente

Zusatzlich zu den bisher genannten MafRnahmen, die auf bestimmte Belastungsursachen ausgerichtet sind, gibt
es weitere (konzeptionelle) MalRnahmen, die das Erreichen der Ziele der WRRL unterstiitzen kdnnen (siehe Ta-
belle 7-10). Hierzu zahlen u. a. die bereits erwahnten Gewasserentwicklungskonzepte, Forschungsprojekte und
Kooperationen. Von besonderer Bedeutung fiir die kleineren Gewasser sind die 2002 ins Leben gerufenen Ge-
wassernachbarschaften, welche den Unterhaltspflichtigen an Gewassern dritter Ordnung, Kommunen und Was-
ser- und Bodenverbande, einen regelmagigen Informations- und Erfahrungsaustausch rund um die Gewasser-
pflege und -entwicklung ermdglichen, und damit das Erreichen der WRRL-Ziele unterstiitzen. Die konzeptionelle
MaRnahme ,Vertiefende Untersuchungen und Kontrollen ist nicht ausschlieRlich auf das Monitoring zu Ermitt-
lungszwecken beschrankt, sondern beinhaltet verschiedenste Untersuchungen, z. B. auch hinsichtlich der Aus-
wahl einer oder mehrerer geeigneter Mallnahmen.

Tabelle 7-10: Konzeptionelle MaBnahmen

Konzeptionelle MaRnahmen

Beratung

Durchfiihrung von Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben

Durchfiihrung von Informations- und Fortbildungsmanahmen

Entwicklung bzw. Fortschreibung von agrarékologischen Konzepten

Entwicklung bzw. Umsetzung von Fachprogrammen bzw. -planen (Kapitel 8 Bewirtschaftungsplan)

Erstellung bzw. Fortschreibung von Abwasserentsorgungskonzepten

Erstellung bzw. Fortschreibung von Gewasserentwicklungskonzepten

Erstellung bzw. Fortschreibung von Hochwasserschutz- und Riickhaltekonzepten

Erstellung bzw. Fortschreibung von Konzepten zum Sedimentmanagement

Abstimmung mit Managementplanen zu Natura 2000-Gebieten

Kooperationen tber Gewassernachbarschaften

Kooperationen (iber Kanalnachbarschaften

Kooperationen uber Klaranlagennachbarschaften

Kooperationen Uber Wasserversorgungsnachbarschaften

Maflnahmenbezogene Forderung (z. B. freiwillige Vereinbarungen, Kooperation)

Mdgliche Maflnahmen zur Durchgéngigkeit: siehe ,Strategisches Durchgangigkeitskonzept Bayern"

Vertiefende Untersuchungen und Kontrollen

Zertifizierungssysteme (z. B. Emas, Repro, Kul)

7.45 Bestehende Rechtsinstrumente, Umweltibereinkommen

Die im Folgenden genannten Rechtsinstrumente, Vereinbarungen und Ubereinkommen verfolgen Ziele, bei deren
Umsetzung Synergien mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie entstehen bzw. entstehen kdnnen.

Aalverordnung

Die nach der Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des Rates vom 18.09.2007 mit MaRhahmen zur Wiederauffullung
des Bestands des Européischen Aals aufzustellenden Aalbewirtschaftungspléane wurden von der Landwirtschafts-
verwaltung erstellt. Sie sind ein eigenstandiges Rechtsinstrument. Synergien mit der WRRL gibt es grundsatzlich
im Hinblick auf die Verbesserung der Durchgangigkeit. Primar sind im Aalbewirtschaftungsplan jedoch fischereili-
che MaRRnahmen angesprochen. Des Weiteren werden mit den Wasserkraftbetreibern spezielle, nicht WRRL-rele-
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vante freiwillige Vereinbarungen (unter anderem zur Drosselung der Stromerzeugung in den Hauptwanderzeiten,
,catch & carry” von Aalen) angestrebt.

Alpenkonvention

Das internationale ,Ubereinkommen zum Schutz der Alpen", kurz Alpenkonvention, wurde 1991 unterzeichnet
und trat 1995 in Kraft. In grenziiberschreitender Zusammenarbeit der Alpenstaaten (Deutschland, Frankreich,
Italien, Liechtenstein, Monaco, Osterreich, Schweiz, Slowenien) und der Europaischen Union soll die bedeutends-
te Bergregion Europas geschutzt und nachhaltig entwickelt werden.

Die Alpenkonvention ist ein als Rahmenvertrag konzipiertes vélkerrechtlich verbindliches Ubereinkommen zwi-
schen den Staaten. In der Rahmenkonvention verpflichten sich die Vertragsparteien durch eine sektortibergrei-
fende, ganzheitliche Politik ein umweltvertragliches Wirtschaften im Alpenraum zu gewahrleisten. Der langfristige
Schutz der natirlichen Okosysteme und die nachhaltige Entwicklung der wirtschaftlichen und kulturellen Interes-
sen der ansassigen Bevdlkerung sind dabei ihre wichtigsten Ziele.

In sogenannten "Fachlichen Protokollen” (Durchfihrungsprotokollen) wird zu einzelnen Fachbereichen festgelegt,
welche konkreten Schritte zum Schutz und zur nachhaltigen Entwicklung der Alpen ergriffen werden sollen. Ein
spezifisches Protokoll Gber Wasser liegt nicht vor.

Wichtige Themen im Zusammenhang mit Wasser in den Alpen werden bereits durch die bestehenden Regelun-
gen, insbesondere die der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und ihrer Tochterrichtlinien, abgedeckt. Aufgrund
der Bedeutung spezifisch alpiner Wasserthemen wurde ,Wasser” jedoch als Thema in das Mehrjahrige Arbeits-
programm der Alpenkonferenz (MAP) 2005-2010 aufgenommen und der zweite Alpenzustandsbericht ,\WWasser-
haushalt und Gewasserwirtschaft® (2009) erstellt. Der Standige Ausschuss der Alpenkonferenz hat zudem eine
Plattform ,Wasserwirtschaft im Alpenraum" mit Mandat bis zur XI. Alpenkonferenz eingerichtet, die eine Untersu-
chung der relevanten Wassermanagementplane im Alpenraum (insbesondere der Bewirtschaftungsplane fir die
Einzugsgebiete nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie) durchfiihrt, um je nach Datenverfligbarkeit zu priifen, ob
alpenspezifische Fragen ausreichend berticksichtigt wurden.

7.5 ZusatzmalRnahmen

Nach den Ausfiihrungen in Kapitel 7.1. kann ein Mallnahmenprogramm folgende Arten von Maflnahmen (Art. 11
Abs. 3—-5 WRRL) enthalten:

* Grundlegende MalRnahmen,
» Erganzende MaflRnahmen,
e Zusatzliche MaRnahmen.

Derzeit wird in Bayern bei der Malinahmenplanung bis 2015 ausschlieRlich auf grundlegende und erganzende
MaRnahmen zum Erreichen der Bewirtschaftungsziele abgestellt, da es derzeit keinerlei Anhaltspunkte fiir die
Notwendigkeit zusatzlicher MalRnahmen gibt.

Zuséatzliche MaRnahmen werden in Bayern erst dann ergriffen, wenn aus der Uberwachung oder anderen Infor-
mationsquellen klar erkennbar ist, dass die festgelegten Ziele mit den grundlegenden und ergdnzenden Maf3-
nahmen voraussichtlich nicht erreicht werden kénnen.

Die Zusatzmalnahmen sind grundsatzlich von derselben Art, wie grundlegende Mallnahmen und erganzende
MaRnahmen. Sie werden nach Erfordernis und unter dem Gesichtspunkt der Kosteneffizienz der gesamten MaR3-
nahmenpakete festgelegt.

7.6 MaRnahmen zur Vermeidung der Meeresverschmutzung

Die Bewirtschaftungsziele der WRRL schlieRen neben den Binnengewassern auch die Ubergangs-, Kiisten- und
Meeresgewasser der Nordsee ein. Die Erwagungen Nr. 17 und 21 in der Praambel zur WRRL unterstreichen den
ganzheitlichen Ansatz der WRRL, die Malnahmen auch an den Zielen des Meeresschutzes auszurichten. Ge-
maf Art. 1 WRRL ist das Ziel letztlich ,in der Meeresumwelt fiir natirlich anfallende Stoffe Konzentrationen in der
Nahe der Hintergrundwerte und fiir anthropogene synthetische Stoffe Konzentrationen nahe Null zu erreichen.*
Der Schutz der Ubergangs- und Kiistengewésser sowie der Schutz der Meeresgewésser geht Hand in Hand.
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Mit der am 15.7.2008 in Kraft getretenen EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie wurde zwischenzeitlich ein eigen-
standiges, die WRRL erganzendes Rechtsinstrumentarium fir den Meeresschutz und zum Schutz und Erhalt der
Meeresumwelt geschaffen.

Die in Bayern bereits durchgefiihrten grundlegenden MaRnahmen (siehe Kapitel 7.2) zur Verminderung der stoff-
lichen Belastungen der Oberflachengewasser fihren tendenziell auch zur Verminderung der Belastungen der
Nordsee Uber den Rhein. Insbesondere bei der Verminderung der Abwasserbelastung aus kommunalen Klaran-
lagen wurde der Meeresschutz sowohl bei der Festlegung der Anforderungen als auch bei den Fristen zu deren
Umsetzung ausdrucklich bertcksichtigt. Die Richtlinie Gber die Behandlung von kommunalem Abwasser
(91/271/EWG) enthalt besondere Anforderungen und Fristen fir Einleitungen in empfindliche Gebiete. Die ge-
planten MaRnahmen bewirken grundsétzlich eine Reduzierung der Verschmutzung der Meeresgewasser. Risiken
fur eine zusatzliche Verschmutzung der Meeresgewasser ergeben sich daraus nicht. Entsprechende Vorkehrun-
gen bei der Durchfiihrung der Malinahmen sind nicht erforderlich.

Dem Bedarf zu weiteren MaRnahmen hat die 64. Umweltministerkonferenz am 19. und 20.5.2005 (in TOP 13)
Rechnung getragen und die Reduzierung der Nahrstoffeintrage sowie die Reduzierung der stofflichen Belastun-
gen (Schadstoffe) als vorrangige Handlungsfelder der WRRL identifiziert. Insbesondere die Reduzierung der
Belastung der maritimen Okosysteme durch zu hohe Nahrstoffeintrage ist ein Uberregionales Umweltziel. Zusétz-
liche MalRnahmen zum Schutz der Meeresgewdasser im Einzugsgebiet der Binnengewéasser missen auf Flussge-
bietsebene aufgestellt und koordiniert werden (vgl. Kapitel 7.4).

Zielvorgaben zur Verringerung von Nahrstoffkonzentrationen und Frachten in Binnengewassern zum Schutz der
Meere ergeben sich bereits aus bestehenden internationalen Abkommen wie dem OSPAR-Abkommen (Oslo-
Konvention, Ubereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordost-Atlantiks, Nordostatlantik-Nationen)
und dem Bukarest-Ubereinkommen zum Schutz des Schwarzen Meeres gegen Verschmutzung.

Neben den Néhrstoffen sind auch die Stoffe des OSPAR-Ubereinkommens fiir den Schutz der Nordsee von Be-
deutung. Hierbei handelt es sich um Stoffe, die persistent, bioakkumulierbar oder toxisch sind oder aus anderen
Griinden Anlass zur Besorgnis geben. Die Stoffe der OSPAR-Liste werden untersucht, sofern sie in signifikanten
Mengen eingetragen werden. Bezlglich der Reduzierung der Belastungen mit Schadstoffen (prioritare Stoffe,
sonstige Schadstoffe) wird auf die Kapitel 7.2 und 7.4 verwiesen.

7.7 MaRnahmentrdger und MalRnahmenfinanzierung

Das Verursacherprinzip ist eines der grundlegenden Prinzipien im europaischen und deutschen Umweltschutz.
Die Tragerschaft fir die konkrete Umsetzung von MalRnahmen ergibt sich im Einzelnen aus den gesetzlichen
Zustandigkeiten und Regelungen bzw. Eigentums- und Nutzungsverhaltnissen in den jeweiligen Malnahmenbe-
reichen. Diese sind von der Malnahmenart — hydromorphologische, landwirtschaftlichen Malinahmen oder MaR3-
nahmen gegen Abwasserbelastung — abhangig. Zur MaRnahmenfinanzierung kénnen Forderprogramme der EU
und des Freistaats Bayern bzw. die Férderung tiber das EEG genutzt werden. Die Umsetzung der staatlichen
Mafinahmen erfolgt im Rahmen vorhandener Mittel.

7.7.1 MalRnahmenkosten

Die voraussichtlichen Kosten der Malthahmen im Zeitraum 2010 bis 2015 sind in Tabelle 7-11 dargestellt. Im
Bereich der Abwasserentsorgung setzen sich die Kosten aus dem Erstanschluss von Ortsteilen, dem Bau und der
Nachristung von Kleinklaranlagen sowie aus Optimierungs-/SanierungsmaRnahmen an kommunalen Klaranla-
gen zusammen. Fir einzelne Maflnahmen im Klaranlagenbereich sind derzeit noch keine Kostenangaben még-
lich. Kosten fiir die Instandhaltung von Abwasserkanalen bleiben unberiicksichtigt. Fir die ,Konzeptionellen Maf-
nahmen“ (vgl. Kapitel 7.4.4) konnten keine Kostenabschatzungen vorgenommen werden.

Tabelle 7-11: Kostenschéatzung der geplanten MaBnahmen (in Mio. Euro) im Zeitraum 2010-2015 im bayerischen
Rheingebiet

Abwasserentsorgung Gewasserstruktur Land- und Forstwirtschaft

Kosten in Mio. Euro 250 80 320
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7.7.1.1 Hydromorphologische MaRhahmen

In Bayern umfasst die Bewirtschaftungsplanung nach WRRL ca. 25 500 km FlieRgewasser (Gewasser mit Ein-
zugsgebietsflachen > 10 km?). Davon sind ca. 4300 km Gewasser erster Ordnung, weitere ca. 4300 km sind
Gewasser zweiter Ordnung und ca. 17 000 km sind Gewasser dritter Ordnung.

Im Handlungsbereich Hydromorphologie gibt es keine gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, die als grundle-
gende MalRhahmen umzusetzen waren. Die hydromorphologischen MalRnahmen sind daher weitgehend ergan-
zende MalRnahmen.

Das hydromorphologische Malinahmenprogramm in Bayern erfasst 418 Wasserkorper in FlieRgewassern mit ca.
12 600 km Lange. Diese teilen sich entsprechend der bayerischen Gewasserordnung wie folgt auf:

» 190 Wasserkdrper an ca. 5000 km Gewassern erster und zweiter Ordnung,
» davon 4 Wasserkorper an Bundeswasserstraen mit ca. 140 km Gewasserlange,
» 228 Wasserkdrper an ca. 7600 km Gewassern dritter Ordnung.

An den Gewassern erster und zweiter Ordnung ist der Freistaat Bayern fiir die Unterhaltung und den Ausbau von
Gewassern zustandig. An Gewassern erster und zweiter Ordnung werden die hydromorphologischen Ma3nah-
men aus dem Staatshaushalt finanziert, soweit nicht Dritte z. B. Betreiber von Wasserkraftanlagen Sonderunter-
haltungslasten zu tragen haben. An Bundeswasserstrallen ist die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des fiir die wasserwirtschaftliche Unterhaltung nach MaRgabe des WHG und des Bayerischen Wassergesetzes
zustandig. Die Umsetzung der staatlichen Malihahmen und Ziele erfolgt im Rahmen vorhandener Mittel.

An den Gewassern dritter Ordnung tragen entsprechend den Bestimmungen im BayWG die Gemeinden die Un-
terhaltung und den Ausbau von Gewassern. Die Gemeinden werden bei ihren Aufgaben an den Gewassern drit-
ter Ordnung von den Wasserwirtschaftsamtern beraten. Die Kommunen kénnen nach den Richtlinien tiber Zu-
wendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas) staatliche Zuwendungen fiir ihnre Manahmen erhalten.
Im BayWG ist daruber hinaus geregelt, inwieweit an den MaRnahmenkosten auch Dritte — Eigentimer, Beteiligte,
Nutzenziehende — beteiligt werden kdnnen.

Bei den Wasserkorpern sind in vielen Fallen mehrere Gemeinden zusténdig. Die Umsetzung des hydromorpholo-
gischen MaRnahmenprogramms an den Gewassern dritter Ordnung erfordert daher eine kommunale Zusammen-
arbeit und eine besondere Koordination zwischen den Kommunen. Es wird mit den Gemeinden zu diskutieren
sein, welche Organisationsformen hierzu geeignet sind. In Frage kommen z. B. auch kommunale Zweckverbande
oder die Zusammenarbeit mit Landschaftspflegeverbanden. Die bereits bestehende Institution der ,Gewasser-
nachbarschaften Bayern® soll kiinftig verstarkt als Plattform fur Information unterstitzend zur Umsetzung der
MaRnahmenprogramme genutzt werden.

Auch Projekte der integrierten landlichen Entwicklung (ILE) sind in besonderem Male dazu geeignet, die Ziele
der Wasserrahmenrichtlinie wirkungsvoll, Ressourcen sparend und eigentumsvertraglich umzusetzen. Unter
Begleitung der sieben Amter fiir Landliche Entwicklung kénnen in diesen, zunehmend unter interkommunalen
Handlungsansatzen laufenden Projekten, die wasserwirtschaftlichen Ziele mit anderen Nutzungsanspriichen fiir
das Planungsgebiet und weiteren Flachen beanspruchenden MaRnahmen synchronisiert, Flachen an den bené-
tigten Stellen bereitgestellt und die Durchfiihrung von MaRnahmen unterstitzt werden. Wesentlichstes Umset-
zungsinstrument der ILE ist dabei die Flurneuordnung.

Neben den genannten generellen gesetzlichen Zustandigkeiten an Gewassern in Abhangigkeit von der Gewas-
serordnung gibt es zahlreiche Sonderunterhaltungslasten an Gewassern, die in Rechtsbescheiden zu Gewasser-
nutzungen oder fiir Anlagen an Gewassern erlassen wurden und entsprechend dem Verursacherprinzip besonde-
re Verpflichtungen festlegen. Ein haufiges Beispiel sind die Unterhaltungslasten an Gewassern im Bereich von
Stauanlagen zur Wasserkrafterzeugung. Die Betreiber von Wasserkraftanlagen kénnen fir die Durchfihrung
okologischer MalRnahmen erhdhte Stromeinspeisevergitungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
erhalten (siehe Kapitel 7.7.3).

7.7.1.2 Landwirtschaftliche MaRnahmen

Die Trager der landwirtschaftlichen MalRnahmen zur Verminderung der Nahrstoffbelastungen von Grund- und
Oberflachengewassern sind die Landwirte bzw. die Grundstiickseigentiimer.
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Bei den landwirtschaftlichen MaRnahmen ist zu unterscheiden zwischen

» grundlegenden MalRnahmen zur Umsetzung der bestehenden EU-Gesetzgebung im landwirtschaftlichen Be-
reich, z. B. der Nitratrichtlinie und

» ergadnzenden Maflnahmen, die (nur) in den Wasserkorpern zusatzlich zu treffen sind, die den guten Zustand
infolge der grundlegenden Maflinahmen alleine nicht erreichen wiirden oder Messstellen mit NormUberschrei-
tung enthalten, vgl. Art 4 Nr. 5 Grundwassertochterrichtlinie (siehe Kapitel 7.4.1.2 zum Grundwasser), oder
gemal Bestandsaufnahme (nach Art. 5 WRRL) gefahrdet sind, dass sie ohne MaRnahmen in den schlechten
Zustand fallen.

Die grundlegenden Maflinahmen sind durch deutsches Recht wie die Diingeverordnung und die bayerische Anla-
genverordnung geregelt und stellen gesetzliche Verpflichtungen bei der Landbewirtschaftung dar. Die erganzen-
den MafRnahmen sollen in Bayern von den Landwirten auf freiwilliger Basis ausgefiihrt werden und die Kosten
(Ausgleichs- und Kompensationszahlungen fir erhéhte Aufwendungen bzw. geringere Ertrage) aus Agrarumwelt-
programmen wie KULAP finanziert werden. Ein Bestandteil der Umsetzung des landwirtschaftlichen MafR3nah-
menprogramms in Bayern ist die einzelbetriebliche Beratung der Landwirte bei der Bewirtschaftung (Durchfih-
rung gemeinwohlorientierter MaRnahmen) und die verwaltungsakzessorische Forderberatung durch die
staatlichen Amter fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten.

7.7.1.3 Malnahmen gegen Abwasserbelastungen

Die 6ffentliche Abwasserbeseitigung ist nach BayWG grundsatzlich eine Pflichtaufgabe der Kommunen. Dement-
sprechend sind die Stadte und Gemeinden fiir die Finanzierung der von ihnen zu bauenden und zu betreibenden
Abwasseranlagen zustandig. Die Kommunen kénnen hierzu staatliche Zuwendungen nach den RZWas erhalten.
Die Finanzierung der 6ffentlichen Abwasseranlagen geht vom Verursacherprinzip aus, d. h. die Kosten fiir die
Abwasserentsorgung werden auf die an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Einleiter umgelegt.

Bei industriellen Abwassereinleitungen ist der Verursacher der Malinahmen- und Kostentrager.

Bei der nicht-6ffentlichen Abwasserentsorgung durch private Kleinklaranlagen ist der Grundstiickseigentiimer der
MaRnahmen- und Kostentrager. Auch private Trager kdnnen staatliche Zuwendungen fiir die Errichtung teilbiolo-
gischer Kleinklaranlagen nach den Richtlinien Gber Zuwendungen zu Kleinklaranlagen (RZKKA) erhalten.

Die Férderung der Vorhaben zur kommunalen und privaten Abwasserentsorgung wird weiterhin nach den in Bay-
ern bestehenden Férderprogrammen und Férderverfahren abgewickelt. Die Wasserwirtschaftsamter beraten die
Trager der Abwasserbeseitigung bei der Umsetzung von MaRnahmen und den Férdermdglichkeiten.

Die bestehende Institution der kommunalen ,Kanal- und Klaranlagennachbarschaften“ des bayerischen Landes-
verbandes der Deutschen Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) kann darlber hinaus als
Plattform fur Informationen und zur Unterstitzung der Umsetzung der MalRnahmenprogramme genutzt werden.

7.7.2 Forderprogramme der EU

ELER

Die EU unterstitzt im Rahmen der Agrarpolitik u. a. MaBnahmen der Iandlichen Entwicklung. Entsprechende
Mittel werden aus dem Europaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raumes (ELER)
bereitgestellt.

Die Ziele des ELER werden in vier Schwerpunkten (sog. Achsen) konkretisiert. Im Rahmen des Bayer. Zukunfts-
programm Agrarwirtschaft und landlicher Raum (BayZAL) werden die MalRnahmenbiindel der Wasserwirtschaft

den Schwerpunkten zugeordnet. Im Rahmen des dritten Schwerpunktes kdnnen bayernweit bei Gemeinden mit

weniger als 75 000 Einwohnern ELER-Mittel fir Vorhaben an allen Gewasserordnungen zur Erhaltung und Ver-

besserung des landlichen Erbes eingesetzt werden. Darin enthalten sind MaRnahmen, die der naturnahen Ges-

taltung und Entwicklung der Gewasser und/oder Auen und somit der Zielerreichung nach WRRL dienen.

Dartber hinaus leisten auch die in Kapitel 7.7.1.2 aufgefihrten im Rahmen des BayZAL angebotenen MalRnah-
men Beitrage zur Umsetzung der WRRL.
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LIFE

LIFE ist das EU-Finanzinstrument zur Férderung von Umwelt- und Naturschutzprojekten. LIFE-Projekte unterstut-
zen unter anderem die Umsetzung der EU-Wasser-Politik, indem sie ein breites Spektrum von Themen, wie z. B.
kommunale Wasserwirtschaft, industrielle Abwasserbehandlung, Uberwachung von Einzugsgebieten und die
Verbesserung der Qualitat des Grundwassers fordern.

LIFE+

Ein weiteres Instrument flr die Finanzierung ist das europaische Programm LIFE+ zur Férderung von Umwelt-
und Naturschutz-Projekten.

7.7.3 Forderprogramme in Bayern

Wasserwirtschaftliche Férderprogramme

In Bayern werden wasserwirtschaftliche Malnahmen nach den Richtlinien fir Zuwendungen zu wasserwirtschaft-
lichen Vorhaben (RZWas) geférdert. Geférdert werden kénnen Vorhaben des Wasserbaus, der Wasserversor-
gung und der Abwasserentsorgung, die von kommunalen Tragern — bei bestimmten MaRnahmen des Wasser-
baus auch von Landschaftspflegeverbanden — durchgefiihrt werden. Hauptziele der RZWas sind:

» Forderung wasserwirtschaftlicher MalRnahmen von 6&ffentlichem Interesse, die ohne Zuwendungen nicht oder
nicht im erforderlichen Umfang durchgefiihrt werden kénnten,

» Vermeidung unzumutbar hoher Belastung der Birger durch Beitrdge und Gebhren,
» Schaffung von Anreizen, kostenglinstige Lésungen zu realisieren.

Der Freistaat Bayern gibt den Stadten und Gemeinden zu den notwendigen Investitionen Zuwendungen in Hohe
von bis zu 75 Prozent (nicht-staatlicher Wasserbau) bzw. 70 Prozent (Sicherstellung der 6ffentlichen Wasserver-
sorgung, Abwasseranlagen fiir die 6ffentliche Entsorgung) der zuwendungsfahigen Kosten. Damit sollen die zum
Teil sehr unterschiedlich hohen Kosten pro Einwohner landesweit angeglichen werden.

Die derzeit giiltigen RZWas lassen bei Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen nur noch eine
Forderung von Projekten zur Ersterschlieffung zu, d. h. Sanierungen, Nachristungen und der Betrieb von Anla-
gen sind nicht zuwendungsfahig.

Naturnaher Wasserbau der Kommunen, sowie Vorhaben, die dem 6kologischen Ausbau oder der Verbesserung
der Durchgangigkeit der Gewasser dritter Ordnung dienen, sind ebenfalls nach den RZWas férderfahig.

Im Bereich Abwasser wird seit 2003 neben 6ffentlichen (zentralen) Anlagen auch die Nachriistung privater teilbio-
logischer Kleinklaranlagen zu vollbiologischen Anlagen nach den Richtlinien fir Zuwendungen zu Kleinklaranla-
gen (RZKKA) gefordert. Die Foérderung erfolgt Uber Pauschalen in Abhangigkeit von der AnlagengréRe. Damit
wird insbesondere im landlichen Raum ein Anreiz zu einer kosteneffizienten Abwasserentsorgung durch dezen-
trale Kleinklaranlagen geschaffen. Diese sind von den Grundstlickseigentimern zu bauen und zu betreiben.

Landwirtschaftliche Forderprogramme — Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm (KULAP)

Das KULAP (Geschéftsbereich StMELF) ist dem Forderschwerpunkt ,Verbesserung der Umwelt und des landli-
chen Raums" des BayZAL (siehe Kapitel 7.7.2 ELER) zugeordnet. Uber die FérdermalRnahmen des KULAP wer-
den nach dem Prinzip ,Freiwilligkeit vor Ordnungsrecht“ Agrarumweltleistungen von Landwirten honoriert, die
diese auf freiwilliger Basis erbringen. Sowohl bei der Neukonzeption zu Beginn der laufenden EU-Forderperiode
im Jahr 2007 als auch bei der Weiterentwicklung des KULAP wurden in Abstimmung mit dem StMUG auch um-
fanglich verschiedene Mallnahmen zur Unterstiitzung der Ziele der WRRL berlicksichtigt. Folgende Malihahmen,
die aus dem KULAP-Programm gefordert werden kénnen, dienen vorrangig auch den Zielen der WRRL:

+ Okologischer Landbau,

+ Umweltorientierte Griinlandnutzung,

» Grinlandextensivierung durch Mineraldingerverzicht,

» Extensive Griinlandnutzung mit Verzicht auf Diingung und PSM,

» Agrardkologische Griinlandnutzung,
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» Vielfaltige Fruchtfolge,

» Extensive Fruchtfolgen,

» Winterbegriinung,

¢ Mulchsaat,

* Umwandlung von Ackerland in Griinland,

« Grunstreifen zum Gewasser- und Bodenschutz,

» Agrarokologische Ackernutzung und Blihflachen,

» Ausbringung flissiger Wirtschaftsdiinger durch Injektionsverfahren.

Dartiber hinaus liegt derzeit eine MaRnahme zur Notifizierung bei der EU vor, die insbesondere dem Wasser-
schutz dient.

Landwirtschaftliche Férderprogramme — Flurneuordnung

Die Flurneuordnung ist dem Férderschwerpunkt ,Starkung der Wettbewerbsfahigkeit der Land- und Forstwirt-
schaft“ zugeordnet. Neben der Neuordnung der land- und forstwirtschaftlichen Flachen bietet die Flurneuordnung
mit ihren Mdglichkeiten der Bodenordnung nach dem Flurbereinigungsgesetz und der Infrastrukturverbesserun-
gen unmittelbare Ansatze zur Unterstitzung der Malinahmenprogramme der Wasserrahmenrichtlinie. Manah-
men, die im Rahmen von Flurneuordnungsverfahren geférdert werden kdnnen und auch den Zielen der WRRL
dienen, sind insbesondere:

* Anlage und naturnahe Gestaltung von Gewassern dritter Ordnung,

» Anlage und Gestaltung von Landschaftsstrukturen zum dezentralen Wasserrickhalt, zur Abflussverzégerung
und Wasserspeicherung,

» Schaffung von Retentionsraumen,

» Anlage und Gestaltung von ingenieurdkologisch geplanten Landschaftselementen zur Stofffestlegung und zum
Stoffumbau,

* Rickbau verrohrter Gewasser,
» optimierter landwirtschaftlicher Wegebau zum Stoff- und Wasserrtickhalt,
* Ausweisung und Gestaltung von Gewasserrandstreifen,

» Bodenmanagement zur Bereitstellung der erforderlichen Flachen.

Forstliche Forderprogramme — Férderung waldbaulicher MaBnahmen

Waldbauliche Férderprogramme (Geschéaftsbereich StMELF) sind (wie das KULAP) dem Forderschwerpunkt
»Verbesserung der Umwelt und des landlichen Raums" des BayZAL (siehe Kapitel 7.7.2 ELER) zugeordnet. Fur
Erstaufforstung und Waldumbau kénnen Besitzer von Waldflachen, mit Ausnahme des Bundes und der Lander,
finanzielle Mittel beantragen. Geférdert wird die Erstaufforstung auf bisher nicht forstwirtschaftlich genutzten Fla-
chen durch Pflanzung oder Saat bzw. die Vorausverjingung, Wiederaufforstung und der Umbau von Waldfla-
chen.

Mit der ,Richtlinie fiir Zuwendungen zu waldbaulichen MaRnahmen im Rahmen eines forstlichen Forderpro-
gramms (WALDFOPR 2007)* wird die Zuwendung zu waldbaulichen MaRnahmen geregelt.

Bayerisches Vertragsnaturschutzprogramm / Erschwernisausgleich fur Feuchtflachen

Der Freistaat Bayern fordert mit dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm und dem Erschwernisausgleich
(VNP/EA) die naturschonende Bewirtschaftung von 6kologisch wertvollen und das Landschaftsbild pragenden
Flachen, deren Entstehung auf eine langjahrige, traditionelle und Onaturschonende landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung zurlickzufuhren ist.

Das VNP/EA ist (genauso wie das KULAP) dem Forderschwerpunkt ,Verbesserung der Umwelt und der Land-
schaft* des ,Bayerischen Zukunftsprogramm Agrarwirtschaft und Landlicher Raum* zugeordnet.

Auf der Basis freiwilliger Verpflichtungen werden naturschonende landwirtschaftliche Bewirtschaftungsweisen
honoriert. Dadurch sollen die Leistungen der Landwirtschaft zum Schutz der Umwelt und zum Erhalt des natdrli-
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chen Lebensraumes und der Landschaft angemessen entgolten werden und 6kologisch wertvolle Lebensraume
fur die heimischen Tier- und Pflanzenarten sowie die Vielfalt, Eigenart und Schénheit von Natur und Landschaft
als Lebensgrundlagen der Menschen gesichert, entwickelt und verbessert werden. Vorrangig sollen freiwillige
Verpflichtungen mit Landwirten als Eigentiimer oder Nutzungsberechtigte landwirtschaftlich genutzter oder land-
wirtschaftlich nutzbarer Flachen abgeschlossen werden; auch Landschaftspflegeverbande bzw. anerkannte Na-
turschutzverbande oder sonstige Landbewirtschafter kdnnen einen Antrag auf Férderung nach dem VNP/EA
stellen, wenn sie 6kologisch wertvolle Flachen selbst landwirtschaftlich bewirtschaften.

Die Auswahl der Flachen und die Festlegung der MalRnahmen erfolgt durch die unteren Naturschutzbehérden,
der operative Verwaltungsvollzug fiir das VNP/EA liegt bei den Amtern fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Forsten.

Anreize zur Férderung von MaBnahmen an Wasserkraftanlagen: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)

Das EEG eréffnet dem Wasserkraftbetreiber die Méglichkeit, als Ausgleich fiir die Durchfiihrung von ékologischen
MafRnahmen erhdhte Stromeinspeisevergltungen zu erlangen. Insbesondere fiir kleinere Wasserkraftwerke bietet
das EEG hierdurch finanzielle Anreize, um MalRnahmen zur Verbesserung der 6kologischen Gewasserbeschaf-
fenheit wie z. B. die Verbesserung der FlieRgewasser-Kontinuitat (Durchgangigkeit) oder eine héhere Restwas-
serabgabe in Ausleitungsstrecken umzusetzen.

186



8 Programme und Plane, in denen besondere Teil-
einzugsgebiete, Sektoren, Problembereiche
oder Gewassertypen behandelt werden

In diesem Kapitel sind Programme und Plane des Freistaats Bayern zusammengestellt, die durch ihre Inhalte und
Auswirkungen im Zusammenhang mit der WRRL stehen. Sie dienen unterstitzend den in Art. 1 und Art. 4 ge-
nannten (Umwelt-)Zielen der WRRL und sind daher weitere Bausteine zur Erreichung des guten Zustands von
Oberflachen- und Grundwasser. Sie werden iberwiegend durch den Freistaat Bayern finanziert.

8.1 Bodensee — Sonderprogramme

Ein praktisches Beispiel zweier gut ineinander greifender Programme zur Vernetzung von Durchgéngigkeit und
Schaffung geeigneter Gewasserstruktur- und Lebensbedingungen bilden das ,Seeforellenprogramm® der Interna-
tionalen Bevollméachtigtenkonferenz fiir die Bodenseefischerei (IBKF) sowie das Aktionsprogramm ,Ufer- und
Flachwasserzone Bodensee“ der Internationalen Gewasserschutzkommission fiir den Bodensse (IGKB). Ziele im
Sinne der WRRL liegen dabei sowohl im Bereich der Qualitadtskomponenten Durchgangigkeit und Struktur von
Uferzone und Gewasserboden (Anhang V) als auch im Bereich der Zuarbeit zu den Malihahmenzuweisungen
(Art. 11).

Seeforelle am Bodensee

Im Einzugsgebiet Alpenrhein/Bodensee oberhalb der Ausbreitungsgrenzen des Lachses am Rheinfall, ist die
Seeforelle (Salmo trutta lacustris) die Fischart mit der langsten Wanderdistanz. lhr ist eine bedeutende Rolle fir
die Erreichung von Gewasserschutzzielen zugewiesen. Die bereits durchgefiihrten MalRnahmen des ,Seeforel-
lenprogramms* der IBKF trugen bereits mafigeblich zur Stiitzung des Seeforellenbestandes bei. Basis flr die
Auswahl kiinftiger MaRnahmen ist der Grundlagenbericht ,Lebensraum fir die Bodensee-Seeforelle” im Auftrag
der IBKF (Rey, Becker und Ortlepp, 2009). Dabei handelt es sich um ein Rahmenprogramm, welches aktuelle,
geplante und noch zu planende MafRnahmen zur Férderung der Seeforelle und anderer Wanderfischarten vor
dem Hintergrund einer gemeinsamen, Lander Ubergreifenden Zielsetzung integriert und koordiniert.

Das derzeitige MaRnahmen-Konzept zur Stiitzung der Seeforelle sieht vor:

* Informationen zum Status der Seeforelle und ihres Lebensraums,

 Informationen uber die fur die Seeforelle entscheidenden Defizite im System,

» Den Abklarungs-, den Forschungs- und den Handlungsbedarf zur Behebung dieser Defizite,
» Eine Mallnahmenibersicht und die fiir die Planung wichtigen MaRnahmenprinzipien,

» Vorschlage von raumlicher, inhaltlicher und zeitlicher Priorisierung von Malnahmen,

* Eine Zusammenstellung von MaRnahmen fir die einzelnen Seeforellengewasser,

» Eine Literatursammlung.

IGKB- Aktionsprogramm Ufer- und Flachwasserzone Bodensee

Vorliegende 6kologische Defizite im Bereich der Uferzone des Bodensee-Obersees wurden durch eine Uferbe-
wertung erfasst und sollen im Rahmen eines international abgestimmten Aktionsprogramms der IGKB nach Még-
lichkeit beseitigt werden.
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Folgende wesentliche Schritte wurden eingeleitet:

 Erstellung eines Leitfadens fiir Renaturierungen:
Seit Mai 2009 liegt der IGKB-Renaturierungsleitfaden vor. Er zeigt Moglichkeiten auf, wie Uferabschnitte rena-
turiert werden kénnen und ist die Basis, um Verbesserungen des Ufers kosteneffizient umzusetzen.

» Ermittlung des Renaturierungspotenzials:
Anhand eines von der IGKB eigens erstellten Bewertungssystems wurde das Renaturierungspotenzial fir alle
Uferabschnitte ermittelt, die beeintrachtigt, naturfern oder naturfremd sind. Dies dient als Grundlage fur die Ab-
stimmung mit den Betroffenen (Seeanrainer, Gemeinden, Regionalverband, Naturschutz, Denkmalschutz,
u. a.). Das realisierbare Renaturierungspotenzial soll 2010 in Kartenform dargestellt werden.

* Initiative zur seeweiten Renaturierung:
Auf der Grundlage des abgestimmten Renaturierungspotenzials fiir den Bodensee werden die Anrainerlander
bzw. -staaten und die Kantone der Schweiz gemeinsam mit den Stadten und Gemeinden die Umsetzung kon-
kreter Malnahmen beschliel3en.

8.2 Gewasserentwicklungskonzepte (GEK)

Das WHG in Verbindung mit dem BayWG verpflichtet den Trager der Unterhaltungs- bzw. Ausbaulast zu einer
6kologisch orientierten Pflege, zur nachhaltigen Entwicklung sowie zum nachhaltigen Hochwasserschutz (z. B.
Wasserrtickhalt in der Flache). Die WRRL verstéarkt diese Anforderung in ihren Zielsetzungen den ,guten Zu-
stand" bzw. das ,gute 6kologische Potenzial" zu erreichen. Ein wesentliches Hilfsmittel fur die Erflllung dieser
Aufgabe sind Gewasserentwicklungskonzepte, die auf Grundlage von naturraum- und gewassertypbezogenen
Leitbildern aufgebaut werden.

Aufgabe dieser rechtlich unverbindlichen Gewasserentwicklungskonzepte ist es, mit einem ganzheitlichen Ansatz
fir Gewasser und Auen Ausbau- und UnterhaltungsmafRnahmen zu lenken, um

+ die 6kologische Funktionsfahigkeit der Gewasser langfristig mit einem Minimum an steuernden Eingriffen zu
erhalten, wiederherzustellen und zu férdern,

« den natirlichen Rickhalt zu fordern,
» sowie die Erhaltung und Verbesserung des Bildes und Erholungswertes der Gewasserlandschaften zu starken.

Dazu werden Entwicklungsziele vorgeschlagen, konzeptionelle Malnahmen aufgezeigt und die dafiir bendtigten
Flachen ausgewiesen. Zustandig fiir die Erstellung von GEK sind die Unterhaltungsverpflichteten, an Gewassern
I. und Il. Ordnung der Freistaat Bayern und an Gewassern Ill. Ordnung die Kommunen. Entsprechende Konzepte
liegen fiir die Gewasser |. und Il. Ordnung inzwischen weitgehend vor, wahrend bei Gewassern Ill. Ordnung noch
gréfRere Defizite bestehen. Der Stand zur Gewésserentwicklungsplanung fur Gewasser |. und Il. Ordnung ist in
Karte 8.1 und der fir Gewasser Ill. Ordnung in Karte 8.2 dargestellt.

In vielen Fallen stellen die vorliegenden GEK die fachliche Grundlage fiir die Auswahl ergdnzender Malnahmen
zur Verbesserung der Gewasserstrukturen in den MalRnahmenprogrammen dar. Vor allem fir Gewasser

Ill. Ordnung ist es eine wichtige planerische MaRnahme, einen GEK zu erstellen, um daraus zielgerichtet die
notwendigen hydromorphologischen MaRnahmen abzuleiten und so die Ziele der WRRL zu erreichen.

8.3 Hochwasserschutz- und Riuckhaltekonzepte fir kleine Gewasser

Integrale Hochwasserschutz- und Riickhaltekonzepte in Bayern sind Planungskonzepte, die nicht nur das Ge-
wasser, sondern das gesamte Einzugsgebiet oberhalb von Hochwassergefahrdungen an Gewassern Ill. Ordnung
betrachten. Sie haben auch die Verbesserung der Gewassergiite und Gewasserokologie, die Verringerung der
Bodenerosion sowie die Starkung des natirlichen Wasserhaushaltes zum Ziel. Weiterhin zeigen sie auf, wie ggf.
in Kombination verschiedener MaRnahmen ein Schutz vor dem hundertjahrlichen Hochwasser fiir bestehende
Siedlungsbereiche an Gewassern Ill. Ordnung erreicht werden kann. Die Ruckhaltekonzepte stellen Synergien
zwischen dem Hochwasser- und Stoffriickhalt in der Flache her und leisten damit einen Beitrag zur Zielerreichung
der Wasserrahmenrichtlinie. Das Bayerische Staatsministerium fiir Umwelt und Gesundheit (StMUG) hat hierzu
das Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020 aufgestellt. Das Programm gibt fachliche Ziele vor, biindelt die
Einzelaktivitaten an den Gewassern und zeigt die zu erwartenden Kosten auf. Das Aktionsprogramm 2020 er-
reicht dies durch die Kombination der drei Handlungsfelder Natiirlicher Riickhalt, Technischer Hochwasserschutz

188



und Hochwasservorsorge. Nur wenn alle drei Handlungsfelder ineinander greifen, ist optimaler Hochwasser-
schutz mdglich. Die kommunalen integralen Konzepte an Gewassern lll. Ordnung und die daraus resultierenden
integral wirkenden UmsetzungsmafRnahmen werden besonders geférdert.

8.4 Auenprogramm Bayern

Das Auenprogramm Bayern ist eine Initiative des StMUG. Es geht auf einen Landtagsauftrag zurlick und dient
der Buindelung der wasserwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Belange in Auen in Abstimmung mit den
Nutzern. Ziel des Auenprogramms Bayern ist der dauerhafte Schutz aller noch intakten Auen und die Auenent-
wicklung. Die naturlichen Eigenschaften und Funktionen einer Aue, wie zum Beispiel Laufverlagerung des Fliel3-
gewassers, wechselnde Wasserstande und eine regelméRige Ausuferung (Uberschwemmung) sollen gesichert
bzw. wiederhergestellt werden. Mit dieser Zielsetzung kénnen Auen gleichzeitig dem vorbeugenden Hochwasser-
schutz (natirlicher Rickhalt), dem Arten- und Biotopschutz (Biodiversitéat) sowie der Freizeit und Erholung die-
nen. Auch eine nachhaltige Land- und Forstwirtschaft ist in Auen méglich, wenn bestimmte Anforderungen beach-
tet werden.

Das Auenprogramm stellt Verbindungen und Synergien her zwischen der Gewasserentwicklung, den EU-Vorga-
ben ,Natura 2000" und den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie. Das Programm wird interdisziplinar bearbeitet und
Uber die engen fachlichen Verknlpfungen mit bestehenden Planungsinstrumenten abgewickelt. Die Federfihrung
liegt beim LfU.

8.5 Moorentwicklungskonzept

Moore sind charakteristische, unverzichtbare Bestandteile des Naturerbes in Bayern, leisten einen entscheiden-
den Beitrag zur biologischen Vielfalt und zum Klimaschutz und wirken ausgleichend auf den Wasserhaushalt.
Uber die bisher schon geleistete Renaturierungsarbeit der Naturschutzbehdrden, der Staatsforstverwaltung und
der Naturschutzverbande hinaus besteht die Notwendigkeit einer durchgreifenden Verbesserung des Moorzu-
standes in Handlungsschwerpunkten.

Das LfU hat dazu die fachliche Grundlage geschaffen: das fach- und ressortiibergreifende Moorentwicklungskon-
zept Bayern, kurz MEK genannt. Es wurde in enger Abstimmung mit dem Bayerischen Staatsministerium fir
Umwelt und Gesundheit erarbeitet. Die praktische Umsetzung des MEK erfolgt durch die Naturschutz- und Forst-
behorden sowie die Naturschutzverbande. Im Rahmen des Klimaprogramms Bayern 2020 (KLIP) werden Mal3-
nahmen mit Schwerpunkt in den Bezirken Oberbayern und Schwaben sowie Niederbayern, Oberpfalz und Ober-
franken einschlief3lich der Koordination seitens des LfU sowie der fachlichen Begleitung durch die TU Miinchen —
Weihenstephan durchgefiihrt.

8.6 Strategie zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Bayern
(Bayerische Biodiversitatsstrategie)

Der Bayerische Ministerrat hat am 1.4.2008 eine Strategie zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Bayern (Bayeri-
sche Biodiversitatsstrategie) beschlossen. Diese Strategie ist zu sehen in Verbindung mit der Biodiversitatskon-
vention (Convention on Biological Diversity) und der deutschen Biodiversitatstrategie (Nationale Strategie zur
biologischen Vielfalt). Der Beschluss erfolgte in enger Zusammenarbeit mit betroffenen Verbanden und Institutio-
nen, vor allem mit den Landnutzern und Grundeigentimern. Die bayerische Biodiversitatsstrategie beinhaltet vier
zentrale Ziele:

» Sicherung der Arten- und Sortenvielfalt,

« Erhaltung der Vielfalt der Lebensrdume,

» Verbesserung der 6kologischen Durchlassigkeit von Wanderbarrieren wie Stralen, Schienen und Wehre,
» Vermittlung und Vertiefung von Umweltwissen.

Diesen Zielen liegen jeweils eigene Strategien und MafRnahmen zugrunde. Entsprechend den genannten Zielset-
zungen wurden zur Umsetzung der ,Bayerischen Biodiversitatsstrategie" folgende Arbeitsgruppen eingerichtet:
LBiodiversitat und Entwicklung, Infrastruktur und Wasserwirtschaft", ,Biodiversitat in Land- und Forstwirtschaft"
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und ,Biodiversitat in Bildung und Forschung". In den Arbeitsgruppen erdrtern Vertreter der Ministerien sowie be-
troffener Verbander und Institutionen Vorschladge und Méglichkeiten der Umsetzung. Die Umsetzung der bayeri-
schen Biodiversitatsstrategie hat Synergieeffekte fur das Erreichen der Ziele nach WRRL. Gleichzeitig wird durch
die WRRL-MaRnahmen die Biodiversitat im und am Gewasser gestarkt. Die Umsetzung der WRRL ist deshalb
ein wichtiger Beitrag zur Umsetzung der bayerischen Biodiversitatsstrategie.

8.7 Aktionsprogramm Quellen

Bayern ist mit den Alpen und seinen Mittelgebirgen eines der quellreichsten Bundeslander und tragt daher auch
eine besondere Verpflichtung, sich fur ihren Erhalt einzusetzen. Derzeit sprudeln in Bayern 5000 Quellen fir
unser Trinkwasser, mindestens noch mal so viele werden durch das ,Aktionsprogramm Quellen“ des Landesam-
tes fir Umwelt erfasst. Durch bauliche Eingriffe wurde vielen Quellen in der Vergangenheit im wahrsten Sinne
des Wortes ,das Wasser abgegraben®. Die Quellen dienen nicht nur als Trinkwasserressource, sondern sind oft
Refugien firr bedrohte Pflanzen und Tiere wie das Bayerische Loéffelkraut, die Quelljungfer oder die Quellschne-
cke.

Im Jahr 2000 wurde in Bayern zum Quellschutz deshalb das Aktionsprogramm Quellen initiiert. Es wurde bisher
mit rund 750.000 Euro geférdert und Ende 2008 abgeschlossen. Die Federfilhrung hatte das LfU in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Landesbund fir Vogelschutz. Ziel des Programms war die Schaffung von fachlichen
Grundlagen zur Erfassung, Bewertung und — wo mdglich — Sanierung von Quellen an modellhaften Beispielen.
Zum Aktionsprogramm wurde eine umfassende Handlungsanleitung fir den Quellschutz erarbeitet und ca. 25
ausgewahlte Musterquellen wurden bereits beispielhaft saniert. Ein Anschlussprojekt mit Schwerpunkt Umset-
zung und Offentlichkeitsarbeit lauft seit Anfang 2009. Das Wissen wird nun den Akteuren vor Ort (Fachleuten in
Behorden, Planern, Naturschutzverbanden, Grundeigentiimern u. a.) vermittelt und die Malnahmen sollen an
maoglichst vielen Quellen angewandt werden. So wird der Landesbund fiir Vogelschutz — im Auftrag des Freistaats
Bayern — bis Ende 2010 in ganz Bayern bei Quellschutzmafinahmen beraten und mithelfen, die erarbeiteten
Schutzempfehlungen umzusetzen.

Das Aktionsprogramm Quellen leistet einen Beitrag zu den Zielen der WRRL in den Quellbereichen und Oberldu-
fen der kleinen Gewasser mit einer Einzugsgebietsflache unter 10 km? Grofie.

8.8 Grundwasserschutz-Kampagnen

Das StMUG plant in ganz Bayern regionale Informations- und Aktionskampagnen um den Grundwasserschutz
und damit auch die nachhaltige Sicherung der értlichen Trinkwasserversorgung zu verbessern. Diese setzen auf
eine gezielte Bewusstseinsbildung in der Offentlichkeit sowie insbesondere auf gemeinsame Projekte mit Land-
wirten sowie Wasserversorgern und stellen zugleich einen Schritt zur Erfillung der WRRL dar.

Als Vorreiter hat die Regierung von Unterfranken im Mai 2001 im Auftrag des StMUG die ,AKTION GRUNDWAS-
SERSCHUTZ — Trinkwasser fir Unterfranken" initiiert. Diese Aktion erhielt im Jahr 2006 vom Deutschen Natio-
nalkomitee der UNESCO fiir den Zeitraum 2006/2007 die Auszeichnung ,Offizielles Projekt der UN-Weltdekade
2005 bis 2014 Bildung fir nachhaltige Entwicklung” und wurde als wichtiges Dekade-Projekt 2008/2009 erneut
ausgezeichnet.

Im Juli 2007 wurde die Regierung von Oberfranken beauftragt, eine entsprechende Kampagne fiir ihren Regie-
rungsbezirk einzuleiten. Weiterhin ist das LfU beauftragt, ein breitenwirksames Online-Portal zum Grundwasser-
schutz zu entwickeln, um einzelne Zielgruppen spezifisch ansprechen zu kénnen.

Wegen der geringen Niederschlage in Unterfranken liegen die Schwerpunkte hier auf der Umsetzung einer még-
lichst flachendeckenden Grundwasser vertraglichen Landbewirtschaftung. Kooperationen von Wasserversorgern
mit Landwirten, speziell auch der 6kologische Landbau, sollen in Einzugsgebieten mit hohen Nitratwerten zur
Verbesserung der Grundwasserqualitat beitragen. Daneben bietet der Okolandbau den landwirtschaftlichen Un-
ternehmen die Chance, durch eine Umstellung auch wirtschaftlich zu profitieren, da eine zunehmende Nachfrage
nach dkologischen Erzeugnissen besteht. So wurde Anfang 2008 im Rahmen der Aktion die ,Initiative Grundwas-
serschutz durch Okolandbau* ins Leben gerufen, die das Ziel hat, den Anteil 6kologisch bewirtschafteter Flache in
Unterfranken deutlich zu erhéhen. Wesentlich fiir die Nachhaltigkeit dieser Initiativen sind lokale Vermarktungs-
konzepte (,Von hier fir hier®), die gleichzeitig wegen der kirzeren Transportwege einen Beitrag zur CO»-
Verminderung leisten.
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In Oberfranken stellt sich die Situation in Bezug auf Nitrat giinstiger dar. Eine regionalspezifische Anpassung der
Aktion Grundwasserschutz legt daher stérker die Schwerpunkte in den Bereich Kommunikation und Offentlich-
keitsarbeit. Die Wasserschule, die bereits in Unterfranken mit groRem Erfolg lauft, verspricht in Oberfranken
ebenfalls eines der Glanzlichter zu werden. Ein weiterer Schwerpunkt in Oberfranken wird die starkere Einbin-
dung der kommunalen Wasserversorger sein.

8.9 Vorsorge bei Wasserknappheit und Niedrigwasser

Aufgrund ausreichender Niederschlage und einer insgesamt positiven Wasserbilanz (vgl. Kapitel 1 und 6.1) sind
Wasserknappheit und Niedrigwasser im bayerischen Rheingebiet bislang von untergeordneter Bedeutung. In
einzelnen Jahren haben jedoch extreme Trockenperioden wie z. B. im Sommer 2003 das Wasserdargebot in
Oberflachengewassern und im Grundwasser deutlich reduziert und die 6kologische Funktionsfahigkeit der Ge-
wasser und die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser beeinflusst. Als Folge des Klimawandels ist damit zu
rechnen, dass die Haufigkeit und Lange von Trockenperioden zunehmen (vgl. Kapitel 7.3.1). Daher ist es Teil der
Vorsorgestrategie der bayerischen Wasserwirtschaftsverwaltung, im Rahmen des Niedrigwassermanagements
Vorkehrungen zum Schutz der Gewasser und zur Bewirtschaftung des Wassers in Niedrigwasserperioden zu
treffen. Im Folgenden werden wesentliche Elemente dieses Niedrigwassermanagements erlautert.

Niedrigwasserinformationsdienst

Mit dem Niedrigwasserinformationsdienst (NID) hat Bayern ein Informationssystem geschaffen, das Wassernut-
zern wie Wasserversorgern, Landwirtschaft, Wirtschaft oder Tourismus Uber die Lage des Wasserhaushalts in-
formiert. Bei einer bevorstehenden Wasserknappheit kbnnen Vorsorgemafinahmen somit rechtzeitig eingeleitet
werden. Der NID stellt insbesondere Daten zu Niederschlagen, Grundwasserstanden, Wasserstanden und Ab-
flissen von FlieRgewéassern sowie Pegelstdnden von Seen und Wassserspeichern bereit. Auch Birgerinnen und
Birger kénnen sich Uber die Wasserressourcen informieren und ihr eigenes Verhalten rechtzeitig anpassen
(www.nid.bayern.de).

Niedrigwasseraufhéhung durch Speichermanagement

Bayern begegnet dem Klimawandel mit einem vielschichtigen Wasserressourcenmanagement: Vier der neun
staatlichen Talsperren im bayerischen Rheingebiet verbessern bereits jetzt bei niedrigen Abfliissen und bei Tro-
ckenheit den Abfluss der Fliisse. Mit den mittelfrénkischen Speicherseen im Uberleitungssystem wird Wasser aus
dem wasserreichen Donaugebiet iber die Wasserscheide in das wasserarmere Maingebiet geleitet. Im bayeri-
schen Rheingebiet stehen in den staatlichen Wasserspeichern derzeit ca. 70 Millionen Kubikmeter Wasser fiir die
Niedrigwasseraufhéhung zur Verfigung.

Sicherung der Trinkwassserversorgung

Von zentraler Bedeutung ist es, auch die Trinkwasserversorgung fiir langere Trockenperioden zu risten. So wird
gepruft, ob durch den Verbund lokaler Anlagen vor allem im landlichen Raum eine héhere Flexibilitat erreicht
werden kann. Durch die aktuell laufende Uberpriifung der Grundwasservorkommen in Bayern soll ein Gesamitbild
der noch verfligbaren Trinkwasserreserven erstellt werden.

Warmelastplan Bayern

Ein Warmelastplan beschreibt — bezogen auf eine statistisch abgesicherte Datenbasis bzw. auf konkrete Zeitrei-
hen — den Warmehaushalt des unbelasteten und des durch Warmeeinleitungen belasteten Gewassers. Auf dieser
fachlichen Grundlage kénnen die Auswirkungen bestehender Einleitungen beurteilt und die zulassigen Bedingun-
gen fir neu hinzu kommende Warmeeinleitungen unter Beriicksichtigung mdglicher Summenwirkungen festgelegt
werden. Der Warmelastplan stellt somit eine wichtige Entscheidungsgrundlage fiir den wasserrechtlichen Vollzug
dar und ermdglicht eine auf den spezifischen Standortverhaltnissen und gewassertypischen Lebensgemeinschaf-
ten basierende Umsetzung der mafigeblichen Anforderungen im Vollzug der WRRL. Der Warmelastplan ist ein
weiteres wichtiges Instrument zur Vorsorge im Hinblick auf haufigere oder langere Trockenperioden.

Bayern hat erstmalig 1981 einen Warmelastplan fir die Flussgebiete Main/Regnitz aufgestellt. Zwischenzeitlich
haben sich wesentliche Rahmenbedingungen geéndert; z. B. Verlangerung der FlieRdauer aufgrund neuer Stau-
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stufen oder Anderung der klimatischen Bedingungen. Am Main filhren die bestehenden Warmeeinleitungen nur
zu geringfligigen Abweichungen der Gewassertemperatur vom unbelasteten Zustand, da der Warmehaushalt hier
aufgrund der Gewasserstruktur (Stauhaltungen) in erster Linie durch die klimatischen Bedingungen, insbesondere
die Sonneneinstrahlung, gepragt wird. Gegeniiber dem Warmelastplan von 1981 wurden die Warmeeinleitungen
in den Main infolge von Kraftwerksstillegungen inzwischen deutlich verringert.

Im Rahmen wasserrechtlicher Erlaubnisverfahren fiir bedeutende Warmeeinleitungen werden vorab die mégli-
chen Auswirkungen auf den Warmehaushalt des betroffenen Gewassers anhand von Gewassergutesimulationen
rechnerisch ermittelt und bewertet. Dabei werden seltene, jedoch realistische Extremsituationen zugrunde gelegt,
die z. B. auch die Verhaltnisse der Extremjahre 2003 und 2006 bertcksichtigen. Die beantragten Gewéasserbe-
nutzungen sind genehmigungsfahig, wenn keine wesentliche Beeintrachtigung im Sinne einer Verschlechterung
des Gewasserzustandes zu erwarten ist.

Auf der Grundlage der neu zu erstellenden Warmelastplane sowie von Monitoring-Ergebnissen kann kiinftig ab-
geschatzt werden, ob in Niedrigwasserphasen flussabschnittsbezogene Handlungsoptionen hinsichtlich der Aus-
wirkung von Warmeeinleitungen erforderlich werden, die Uber schon bestehende Festlegungen in den Wasser-
rechtsbescheiden der betroffenen Einleiter hinaus gehen. Entsprechend identifizierte Handlungsmaéglichkeiten
und -prioritaten, wie z. B. temporare Einschrankungen bei der Warmeeinleitung, kénnen dann in ein Niedrigwas-
sermanagement integriert werden.
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9 Information und Anhorung der Offentlichkeit

Die Beteiligung interessierter Stellen am Planungsprozess und bei der kiinftigen Umsetzung von Malihahmen an
Gewassern ist gemal Art. 14 WRRL wichtiger Bestandteil der Umsetzung der Richtlinie. Einen wesentlichen
Schwerpunkt der Beteiligung stellt die Information und Anhérung der Offentlichkeit bei der Aufstellung, Uberprii-
fung und Aktualisierung der Bewirtschaftungsplane dar. Dazu formulierte die EU folgendes: ,Der Erfolg der Was-
serrahmenrichtlinie hangt von einer engen Zusammenarbeit und koharenten MalRnahmen auf gemeinschaftlicher,
einzelstaatlicher und lokaler Ebene ab. Genauso wichtig sind jedoch Information, Konsultation und Einbeziehung
der Offentlichkeit, einschlieRlich der Nutzer".

Neben der kontinuierlichen Information der interessierten Stellen, insbesondere der Verbande und MaRnahmen-
trager, gibt die WRRL ein férmliches Beteiligungsverfahren bei der Aufstellung der Bewirtschaftungsplane vor. In
insgesamt drei Anhérungsphasen wurden demzufolge zunachst das Arbeitsprogramm und der Zeitplan fir die
Umsetzung mit der Offentlichkeit diskutiert, anschlieRend die wichtigen Bewirtschaftungsfragen in den Flussge-
bietseinheiten veroffentlicht und zur Diskussion gestellt und zuletzt fir eine sechs Monate dauernde Anhérungs-
phase von Dezember 2008 bis Juni 2009 die Entwirfe der Bewirtschaftungsplane und MalRnahmenprogramme
offentlich bekannt gemacht, mit der Aufforderung zur Abgabe von Vorschlagen und Anmerkungen, die bei der
endgultigen Aufstellung der Plane und Programme bericksichtigt werden sollten.

Leitmotive fiir die frilhzeitige und kontinuierliche Beteiligung der Offentlichkeit sind:
» Verbesserung des Prozesses der Entscheidungsfindung,

» Friihzeitige Identifikation und Losung von Interessenskonflikten,

« Effektivere Flussgebietsplanung,

* Nutzung der Erfahrungen und Kenntnisse der Wissenstrager,

» Verbesserung der Qualitat der MalRnahmen,

* Anregung eines konstruktiven Dialogs zwischen den Interessengruppen,

» Erhdéhung des Bewusstseins und des Engagements der Birgerinnen und Burger flr den Gewéasserschutz.

9.1 Beteiligung der Offentlichkeit an der Umsetzung der WRRL

Uber das obligatorisch vorgesehene dreistufige Anhérungsverfahren hinaus (vgl. 9.2), fordert Art. 14 Abs. 1 Satz
1 WRRL die Mitgliedstaaten dazu auf, die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Umsetzung dieser
Richtlinie zu fordern. Diese Aufforderung wurde in das BayWG (Art. 71b, Abs. 1) tibernommen. Das StMUG for-
dert in diesem Sinne die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen bei der Umsetzung der WRRL durch fol-
gende MalRnahmen und Instrumente:

* Wasserforum Bayern,

» Regionale Wasserforen auf Regierungsbezirksebene,
* Runde Tische bzw. Gesprachsforen auf lokaler Ebene,
* Internetauftritt (www.wrrl.bayern.de),

* Printmedien (Faltblatter, Broschiren) und Ausstellungsmaterial.

Wasserforum Bayern

Das im Jahr 2002 eingerichtete Wasserforum Bayern ist ein dauerhaftes Instrument zur Beteiligung der organi-

sierten Offentlichkeit in Bayern. In ihm sind unter Leitung des Umweltministeriums die Vertreter von weiteren drei
Ressorts (Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten; Innen; Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie), von
20 Verbanden (u. a. Kommunen, Landwirtschaft, Naturschutz, Wasserkraft, Freizeit und Tourismus, Landschafts-

193



planung), von beteiligten bayerischen Fachverwaltungen (Landwirtschaft, Fischerei, Naturschutz, Denkmalschutz)
und der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes zusammengefasst. Wesentliche Aufgaben dieses ein-
bis zweimal jahrlich tagenden Forums sind der friihzeitige Informationsaustausch und Dialog zwischen Verban-
den und Behorden. Es befasste sich bisher mit den wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen und Aufgaben der
Richtlinie sowie den aus bayerischer Sicht geeigneten Lésungen. Bei den Terminen in den Jahren 2007 und
2009 standen Themen der MalRnahmenplanung sowie die Manahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane

im Fokus.

Ziel des Wasserforums Bayern ist die erfolgreiche Umsetzung der WRRL in Bayern auf moglichst breiter Grund-
lage von Zustimmung und Unterstiitzung durch die Offentlichkeit. Die wesentlichen Aufgaben im Forum waren:

» Transparente und nachvollziehbare Vermittlung der Planung,
» Verstandigung ber wesentliche Inhalte und Fragestellungen der WRRL,

+ Sicherstellung des Informationsflusses zwischen der organisierten Offentlichkeit und den Behérden bei der
Umsetzung der WRRL,

+ Ermittlung und Veréffentlichung der Haltung der Offentlichkeit zu den Planungen,
» Erdrterung von Anliegen mit Uberregionaler Bedeutung,

» Lésung von Konflikten und Vernetzung der Tatigkeiten im Bezug zur Umsetzung der WRRL.

Tabelle 9-1: Thematische Schwerpunkte im Wasserforum Bayern

Veranstaltung  Datum Thematische Schwerpunkte
1. Wasser- 18.7.2003 » Arbeitsweise des Wasserforums Bayern und Vorstellung der Teilnehmer
forum

* Planungsgrundlagen zur WRRL in Bayern
» Gewassergestaltung

» Beteiligungsprozess

2. Wasser- 11.12.2003 + Ruckblick auf das Schwerpunkithema des letzten Forums, die Kategorie der ,erheblich
forum veranderten” Gewasser

+ OWK und GWK
» Wasserabhangige Schutzgebiete und Landékosysteme

* Beteiligungsprozess

3. Wasser- 22.7.2004 » Auswahl und Bewertung der OWK
forum » Auswahl und Bewertung der GWK

+ Berichte der Arbeitsgruppen ,Vorlaufige Einstufung erheblich veranderter Gewasser*
und ,Ermittlung der wasserabhangigen Landékosysteme*

» Bestandsaufnahme 2004

4. Wasser- 22.12.2004 - Beschreibung und Gliederung der Gewasser

forum + Uberpriifung der Auswirkungen menschlicher Tétigkeiten auf die Gewésser

» Wirtschaftliche Analyse der Wassernutzungen

5. Wasser- 25.11.2005 - Bilanz zur Bestandsaufnahme in Bayern und Beleuchtung der Ergebnisse im bundes-
forum weiten Kontext

+ Aktueller Stand Uberwachungsprogramme und ékologische Bewertungsverfahren
» Aktivitdten im Pilotgebiet Vils (Niederbayern)
» Anstehende Schritte zur kiinftigen Bewirtschaftungsplanung

+ Regionalisierung der Offentlichkeitsbeteiligung

6. Wasser- 14.12.2006 - Gewasseriliberwachung und Einfluss der Ergebnisse auf die weitere Planung

forum » Aktueller Stand der Methoden und Instrumente der MaRnahmenplanung

+ Dreistufiges Anhdrungsverfahren zur Aufstellung der Bewirtschaftungsplane

7. Wasser- 20.7.2007 » Planungsebenen und Aufstellen der MalRhahmenprogramme

forum « Diskussion der Mafnahmenkataloge

» Abgrenzung und Einstufung der FWK
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Tabelle 9-1: Fortsetzung

Veranstaltung  Datum Thematische Schwerpunkte
8. Wasser- 13.12.2007 - Wichtige Fragen der Gewasserbewirtschaftung
forum » Vorgehen in Bayern zur Entwicklung der MaBnahmenprogramme
9. Wasser- 28.1.2009 » Bewirtschaftungsplane und Malinahmenprogramme
forum » Belastungen und Zustandsbewertung der Gewasser (Ergebnisse des Monitoring)
* Maflnahmen in den Bereichen Gewasserstruktur und Abwasserentsorgung
* Malnahmen zur Verbesserung der Durchgéngigkeit der FlieRgewasser
» Landwirtschaftliche MalRnahmen zur Verringerung diffuser Eintrage in die Gewasser
10. Wasser- 20.10.2009  + Aktuelle Uberwachungsergebnisse und Zustandsbewertungen
forum

+ Ergebnisse aus der 3. Anhérung und Anderungen bei Bewirtschaftungsplanen und
Maflnahmenprogrammen

» Strategisches Durchgangigkeitskonzept Bayern

* Umsetzung von MaRRnahmen in den Bereichen Hydromorphologie und Landwirtschaft

Die primare Zielgruppe des Wasserforums Bayern ist die organisierte Offentlichkeit. Die teilnehmenden Organisa-
tionen sollten das Spektrum der &ffentlichen Interessen und privaten Nutzungen an den Gewassern vertreten. Die

Vertreter im Forum sorgen fiir den weiteren Informationsfluss innerhalb der beteiligten Organisationen. Dariiber
hinaus sollte die Arbeit des Forums aber auch méglichst in der breiten Offentlichkeit Resonanz finden und diese
zur Beteiligung an wichtigen wasserwirtschaftlichen Fragen anregen. Die teiinehmenden Organisationen sollten
daher die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Umsetzung der WRRL in Bayern férdern und als
Multiplikatoren zu einer moglichst breiten Streuung der Beteiligung beitragen.

Tabelle 9-2: Im Wasserforum Bayern vertretene Verbande und ihre Mitgliederzahlen

Verband/Organisation

Internetadresse

Mitgliederzahl (laut Angabe im Internet)

Bayerischer Bauerverband

www.bayerischerbauernverband.de

165 000

Landesbund fiir Vogelschutz in www.lbv.de 75000
Bayern
Wasserkraft www.wasserkraft-bayern.de k. A.

Bayerischer Kanuverband e.V.

www.kanu-bayern.de

Uber 100 Vereine

Landesfischereiverband Bayern www.lfvbayern.de 135 000

e.V.

Bund Naturschutz in Bayern e.V. www.bund-naturschutz.de 170 000

Landesvereinigung fir den 6kolo- www.lvoe.de 4800

gischen Landbau in Bayern e.V.

Dachverband der Landschafts- landschaftspflegeverband.org k. A.

pflegeverbande

Bayerischer Stadtetag www.bay-staedtetag.de 25 kreisfreie Stadte, 27 GrolRe Kreisstadte

und Uber 200 weitere kreisangehorige Stadte
und Gemeinden mit insgesamt 6,7 Millionen
Einwohnern

Bayerischer Gemeindetag

www.bay-gemeindetag.de

2013 kreisangehérige Gemeinden, Markte
und Stadte, 313 Verwaltungsgemeinschaf-
ten, 197 Zweckverbéande, 58 kommunal
beherrschte juristische Personen

Bayerischer Industrie- und Han-
delskammertag

www.bihk.de

800 000 Mitgliedsfirmen in Bayern

Verband der chemischen Industrie
e.V.

Landesverband Bayern

www.die-bayerische-chemie.de

k. A. (Website nur fir Mitglieder)

Verband der Bayerischen Elektrizi-
tatswirtschaft e.V.

www.vbew.de

k. A. (Website nur fir Mitglieder)

Bayerischer Waldbesitzerverband

www.bayer-waldbesitzerverband.de

110 000 Waldbesitzer
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Tabelle 9-2: Fortsetzung

Verband/Organisation Internetadresse Mitgliederzahl (laut Angabe im Internet)

Deutsche Vereinigung fiir Was- www.dwa-bayern.de 2400
serwirtschaft, Abwasser und Abfall
e.V. —Landesverband Bayern

Bund Deutscher Landschaftsarchi-  www.bayern.bdla.de Der Bundesverband zahlt 1300 Mitglieder,

tekten (Landesverband Bayern) darunter ca. 800 freischaffende Land-
schaftsarchitekten.

Bayerischer Industrieverband www.steine-erden-by.de 700 Mitgliedsbetriebe in Bayern mit 15 000

Steine und Erden e. V. Arbeitsplatzen

Verband der bayerischen Grund- www.bayern-grundbesitzer.de k. A.

besitzer e. V.

Bayerische Rieswasserversorgung  www.rieswasser.de 34 Stadte und Gemeinden als Verbandsmit-
glieder und 11 800 Kunden in 122 Ortsnet-
zen

Verband der bayerischen Gas- http://vbew.de 310 Mitgliedsunternehmen

und Wasserwirtschaft e.V - VBEW

Arbeitsgemeinschaft Natur- und www.umweltbildung- k. A.

Umweltbildung e. V. (Landesver- bayern.de/anubayern.html

band Bayern)

Verband kommunaler Unterneh- 147 Energieversorgungsunternehmen
men e. V. (Landesgruppe Bayern)

Erganzend zu den Forumsveranstaltungen wurden fir die Beteiligten im Wasserforum Workshops, Informations-
veranstaltungen und Gesprache angeboten, um spezielle Themen inhaltlich zu vertiefen und Fragen einzelner
Interessensgruppen gezielt zu erértern. Die Fachverwaltungen (Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, Naturschutz)
haben in den Jahren 2006, 2007 und 2008 in drei Methodenseminaren tber aktuelle Themen der Umsetzung der
WRRL informiert.

Regionale Wasserforen

Seit 2005 finden auf Ebene der Regierungsbezirke regionale Wasserforen und Workshops statt. Sie dienen der
Information und Beteiligung der Offentlichkeit in den zehn bayerischen Planungsraumen und bieten Interessierten
die Moglichkeit, auf regionaler Ebene Probleme zu erértern und zu ihrer Lésung beizutragen.

Tabelle 9-3: Ubersicht zu den regionalen Wasserforen im bayerischen Rheingebiet im Zeitraum der Anhérung der Ent-
wirfe von Bewirtschaftungsplan und Malinahmenprogramm

Regionalforum der Datum Ort Bearbeitungsgebiet
Regierung (Planungsraum)
Unterfranken 10.3.2009 Wirzburg Unterer Main
Schwaben 27.3.2009 Augsburg Bodensee
Oberfranken 28.4.2009 Bayreuth Oberer Main
Mittelfranken 12.5.2009 Ansbach Regnitz

Runde Tische

Begleitend zur formalen Anhdérung der Entwiirfe der Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme (siehe
Kapitel 9.2) fanden im Flussgebiet im ersten Halbjahr 2009 insgesamt 43 ,Runde Tische* auf lokaler Ebene mit
MaRnahmetragern statt, 26 davon mit Landwirten und Verbandsvertretern des Bayerischen Bauernverbandes
und 17 mit Vertretern der Kommunen, haufig den Blirgermeisterinnen und Birgermeistern der einzelnen Ge-
meinden und Stadte. Mit diesem Angebot erreichte man bayernweit ca. 3500 Landwirte und konnte flachende-
ckend in allen 71 bayerischen Landkreisen Inhalte der Bewirtschaftungsplane und insbesondere der Mafl3nah-
menprogramme diskutieren.
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Tabelle 9-4: Ubersicht zu den Runden Tischen mit Kommunen im bayerischen Rheingebiet wahrend der Anhérung der
Entwirfe von Bewirtschaftungsplan und MaRnahmenprogramm

Runde Tische Ort, Landkreis Datum

L~Kommunen*im

Regierungsbezirk

Oberfranken Kronach, Landkreis Kronach 31.3.09
WeiRenstadt, Landkreise Hof, Wunsiedel 19.5.09
Lichtenfels, Landkreis Lichtenfels 25.5.09
Bayreuth, Landkreise Bayreuth, Kulmbach 27.5.09
Forchheim, Landkreis Forchheim 28.5.09

Mittelfranken Erlangen, Landkreis Erlangen-Héchstadt 8.5.09
Furth, Mittelfrankische Stadteachse 20.5.09
Zirndorf, Landkreis Firth 28.5.09

Unterfranken Karlstadt, Landkreis Main Spessart 17.3.09
Miltenberg, Landkreis Miltenberg 24.3.09
Bad Neustadt, Landkreis Rhén Grabfeld 22.4.09
HaRfurt, Landkreis HaRberge 23.4.09
Bad Kissingen, Landkreis Bad Kissingen 28.4.09
Schweinfurt, Landkreis Schweinfurt 29.4.09

Oberpfalz Amberg-Sulzbach, Landkreis Amberg-Sulzbach 31.3.09
Neumarkt-Schafhof, Landkreis Neumarkt i.d. Oberpfalz 15.4.09
Neustadt, Landkreis Neustadt 19.5.09

Tabelle 9-5: Ubersicht zu den Runden Tischen mit der Landwirtschaft im bayerischen Rheingebiet wahrend der Anho-
rung der Entwirfe von Bewirtschaftungsplan und MalRhahmenprogramm

Runde Tische Ort, Landkreis Datum Anzahl der
sLandwirtschaft® im Teilnehmer
Regierungsbezirk
Oberfranken Nedensdorf, Landkreis Lichtenfels, 2.4.09 40
Coburg, Landkreis Coburg, 21.4.09 40
Hirschaid, Landkreis Bamberg, 29.4.09 120
Bayreuth, Landkreis Bayreuth 29.4.09 45
Schlaifhausen, Landkreis Forchheim, 7.5.09 20
Miinchberg, Landkreis Hof 12.5.09 60
Glosberg, Landkreis Kronach 13.5.09 60
Marktredwitz, Landkreis Wunsiedel 26.5.09 60
Mittelfranken Alesheim, Landkreis WeilRenburg 17.2.09 85
Cadolzburg, Landkreis Fiirth 20.3.09 45
Roth, Landkreise Roth, Nirnberger Land, Stadt Schwa- 2.4.09 62
bach
Buch a. Wald, Landkreis Ansbach 20.4.09 40
Lentersheim, Landkreis Ansbach 21.4.09 30
Buch bei Weisendorf, Landkreis Erlangen-Hochstadt 23.4.09 80
Uffenheim, Landkreis Neustadt a. d. Aisch 27.4.09 100
Unterfranken Giebelstadt, Landkreis Wiirzburg 10.3.09 ca. 120-140
Steinfeld, Landkreis Main-Spessart 12.3.09 ca. 70
Schwarzenau, Landkreis Kitzingen 16.3.09 100
Bad Neustadt a.d. Saale, Landkreise Rohn-Grabfeld und 17.3.09 20
Bad Kissingen
Kleinwallstadt, Landkreise Miltenberg und Aschaffenburg  24.3.09 25
Geldersheim, Landkreis Schweinfurt 2.4.09 40
Konigsberg, Landkreis HalRberge 21.4.09 73
Oberpfalz Weiden, Landkreis Neustadt a. d. Waldnaab und Stadt 24.3.09 50
Weiden
Neumarkt, Landkreis Neumarkt 15.4.09 130
Grofenfalz, Landkreis Amberg Sulzbach 16.4.09 32
Infoveranstaltung d. BBV Weiden, Landkreis Neustadt 16.5.09 150

und Stadt Weiden
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Sowohl die Ergebnisse des Wasserforums Bayern als auch die der regionalen Wasserforen, Workshops und
runden Tische wurden von den verantwortlichen Behdrden in ihre Entscheidungsfindung einbezogen.

Internetauftritt

Zentrale Informationsplattform zur kontinuierlichen und umfassenden Information der Offentlichkeit tiber die Um-
setzung der WRRL in Bayern ist das seit 2003 bestehende Internetangebot www.wrrl.bayern.de. Hier stehen alle
wesentlichen Informationen, Dokumente und Daten seit der Phase der Bestandsaufnahme zur Einsicht und zum
Abruf bereit. Alle Bayern betreffenden Bewirtschaftungsplane und Manahmenprogramme mit sémtlichen Anla-
gen und den flr das Internet aufbereiteten Hintergrundinformationen sind dort seit Dezember 2009 veréffentlicht.
Uber Links gelangt man auch zu den einschlagigen Angeboten der Flussgebietsgemeinschaften und internationa-
len Kommissionen, der Nachbarlander und -staaten, des Bundes sowie zur nationalen Bund-L&nder-Informations-
und Kommunikationsplattform WasserBLIcK (www.wasserblick.net). In einem interaktiven Kartendienst kénnen
die wichtigsten Daten zu den einzelnen bayerischen Wasserkdrpern abgerufen werden. Die Navigation zu einem
den Nutzer interessierenden Kartenausschnitt ist dabei tiber mehrere verschiedene geografische Parameter wie
z. B. Gebiet einer Gemeinde oder ein Gewasser moglich. Der Kartendienst unterstitzte bereits wahrend der An-
hérung der Entwurfe die Abstimmungsarbeit und erméglichte den Internetnutzern einen leichteren Zugang zu
Informationen Uber Wasserkorper und deren Einstufung sowie Bewertung sowie tber dort geplante MalRnahmen.

Informationsmaterial

Eine Ausstellung mit 12 Informationstafeln zur WRRL wurde an den bayerischen Wasserwirtschaftsamtern zum
,Tag des Wassers" am 22.3.2009 préasentiert. Uber die WRRL und deren Umsetzung in Bayern wurde auRerdem
durch das LfU auf Umweltbildungsveranstaltungen mittels einer 7-teiligen Ausstellung ,Bayerns Gewasser — na-
turlich, grenzenlos, gut®, sowie interaktiver Elemente zum Thema Wasser informiert. Bei folgenden Veranstaltun-
gen und Mitmach-Aktionen im Jahr 2009 war das LfU mit dem Ziel vertreten, die WRRL ,zielgruppengerecht und
birgernah® darzustellen:

» Oberpfalzer WeltWasserWoche (20.—27.4.2009 im Freilandmuseum Neusath-Perschen mit Schiler/-innen der
3. bis 6. Klasse)

» Tag der offenen Tur in der Staatskanzlei (4.7.2009 mit fast 9000 Besuchern)
Das Informationsangebot wird erganzt durch Publikationen zu Meilensteinen der Umsetzung der WRRL sowie

durch Standardvortrage, Ausstellungstafeln und Poster fiir die Multiplikatoren (siehe Tabelle 9-6).

Tabelle 9-6: Informationsmaterial fiir die Offentlichkeitsarbeit

Faltblatter und Broschiren Download oder kostenlose Bestellung:

« Faltblatt ,Gemeinsam handeln fiir unsere Gewasser — Die Kom- www.bestellen.bayern.de/ unter Themenbereich
munen als Partner” Wasser/EU-Wasserrahmenrichtlinie

. Faltblatt "Basisinformationen” www.wrrl.bayern.de/bestandsaufnahme/broschue

+ Faltblatt "Bestandsaufnahme - Grundlagen" refindex.htm

+ Faltblatt "Bestandsaufnahme - Ergebnisse"
+ Faltblatt "Uberwachung der Gewésser"
» Faltblatter "Grundlagen" zu den 10 bayerischen Planungsraumen

* Faltblatter "Bestandsaufnahme und Uberwachung der Gewasser"
zu den 10 bayerischen Planungsrdumen. Broschire zur Be-
standsaufnahme 2004 - Alle Ergebnisse im Uberblick

Fir Multiplikatoren Anzufordern beim Bayerischen Landesamt fir
+ Ausstellungstafeln Umwelt, Dienststelle Hof, Hans-Hogn-Str. 12,

+  Standardvortrage 95030 Hof

* Poster

Programme, Vortrage und Protokolle zu Wasserforen, Seminaren etc. Download unter www.wrrl.bayern.de

Sonstiges: Modelle von Wasserflora und -fauna, Spielelement Fisch-
treppe und begehbare Flussgebietskarte, Postkarten WRRL

Internetauftritt www.wrrl.bayern.de
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9.2 Anhorung der Offentlichkeit

Die Beteiligung der Offentlichkeit bei der Umsetzung der WRRL umfasst geméaR Art. 14 Abs. 1 WRRL auch einen
verbindlichen Bestandteil der Veroffentlichung von Dokumenten zur Information und Anhérung. Dieses Anho-
rungsverfahren erfolgte in drei Phasen zu folgenden Meilensteinen der Bewirtschaftungsplanung:

Phase 1: Arbeitsprogramm und Zeitplan zur Erstellung der Bewirtschaftungsplane einschlieRlich der zu treffen-
den Anhérungsmafnahmen

Phase 2: Uberblick (iber die wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung
Phase 3: Entwiirfe der Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme.

Die Anhérungen sollten gewahrleisten, dass Interessen und Vorschlage der Offentlichkeit in der Bewirtschaf-
tungsplanung angemessen berlicksichtigt werden. Die Inhalte und Termine der Anhérungen sind in Art. 71b
BayWG geregelt.

Zeitplan Anhorungsverfahren

Arbeitsprogramm Wichtige Fragen Entwirfe der
und Zeftplan zum dor Gewidsserbe- | Bewirtschafi-

Aufstellen der wirtschaftung ungspline
Bewirtschaftungspline Verall. Derember | Vorsil. Duzember
Verofl. Dezember 2006 2007 - S1ellung- 2008 - Swllung-
- Stollungnahmen nehman big nahmen bis- /
bis Juni 2007 Juni 2008 " duni 2008
+
005 T 2008 2009 200

Abbildung 9-1: Zeitplan Anhdérungsverfahren

Phase 1

Die 1. Anhérung zu Arbeitsprogramm und Zeitplan endete am 30.6.2007. Das Anhdrungsdokument wurde an den
Regierungen und Wasserwirtschaftsdmtern ausgelegt und im Internet veréffentlicht (www.wrrl.bayern.de). Stel-
lungnahmen zum Anhérungsdokument konnten tber ein Online-Formular oder auf dem Postweg bzw. persdnlich
an die Bezirksregierungen Ubermittelt werden. Die zur ersten Anhdrungsphase eingegangenen Stellungnahmen
enthielten nur wenige konkrete Hinweise auf notwendige Anderungen im Arbeitsprogramm und Zeitplan. Das
Anhodrungsdokument wurde hinsichtlich dieser Hinweise iberarbeitet und zusammen mit zusammenfassenden
Antworten im Internet verdéffentlicht (www.wrrl.bayern.de). In Anhang 9.1 sind die Ergebnisse der 1. Anhérung
zusammengefasst wiedergegeben. Tabelle 9-7 enthélt eine Ubersicht zu den in Bayern hierzu eingegangenen
Stellungnahmen.

Tabelle 9-7: Ubersicht zu den im Rahmen der 1. Anhérungsphase bayernweit eingegangenen Stellungnahmen

1. Anhdrung zum Dokument ,Arbeitsprogramm und Zeitplan“ zur Erstellung der Bewirtschaf-
tungsplane fur die in Bayern liegenden Flussgebiete Donau, Rhein, Elbe und Weser

Stellungnahmen insgesamt 45
Uberwiegend aus den Bereichen Naturschutz und Fischerei
Stellungnahmen per Internetformular 23
nach Zugang per Post 22
Stellungnahmen von Privatpersonen 14
nach Art des Absenders -

von Verbanden 31

Phase 2

Bei der 2. Anhérung ging es um die wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung in den bayerischen Anteilen
der Flussgebiete von Donau, Rhein, Elbe und Weser. Das hierzu erstellte Anhérungsdokument wurde wieder an
den Regierungen und Wasserwirtschaftsamtern ausgelegt und im Internet veréffentlicht (www.wrrl.bayern.de).
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Stellungnahmen konnten online, per Post oder auch personlich zur Niederschrift bei den Regierungen bis Ende

Juni 2008 ubermittelt werden. Die eingegangenen Stellungnahmen enthielten Hinweise und Anderungswiinsche
fur die Zusammenstellung der wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung in allen bayerischen Anteilen der
Flussgebiete von Donau, Rhein, Elbe und Weser. Diese wurden gepruft und soweit fachlich begriindet im weite-
ren Planungsprozess beriicksichtigt. Das Anhoérungsdokument selbst wurde im notwendigen Umfang aktualisiert
und anschlieRend im Internet veréffentlicht (www.wrrl.bayern.de). Tabelle 9-8 enthalt eine Ubersicht zu den ein-
gegangenen Stellungnahmen.

Tabelle 9-8: Ubersicht zu den im Rahmen der 2. Anhérungsphase eingegangenen Stellungnahmen

2. Anhérung zum Dokument ,Uberblick {iber die wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung in den
bayerischen Anteilen der Flussgebiete von Donau, Rhein, Elbe und Weser*

Stellungsnahmen insgesamt 76
Stellungnahmen per Internetformular 45
nach Zugang per Post oder E-Mail 31
Stellungnahmen von Privatpersonen 21
nach Art des Absenders von Verbanden 55
Stellungnahmen zum Rheingebiet (bayerische Anteile von Main- und Bodenseegebiet) 8

Alle eingegangenen Stellungnahmen wurden durch das StMUG, die Regierungen, die Wasserwirtschaftsamter
und das LfU fachlich gepriift und beantwortet. Die Ergebnisse dieser Auswertung sind in der thematisch geglie-
derten Antworttabelle in Anhang 9.2 dargestellt.

Phase 3

Die ,3. Anhérung® erfolgte zum jeweiligen Entwurf von Bewirtschaftungsplan und Ma3nahmenprogramm. Diese
Anhoérungsphase begann am 22.12.2008 und endete am 30.6.2009. Alle fiir das Land Bayern relevanten Anho-
rungsdokumente waren im Internet unter www.wrrl.bayern.de verfligbar, zudem konnten an den jeweiligen Regie-
rungen und den zustandigen Wasserwirtschaftsdmtern die betreffenden Entwurfe eingesehen werden. Eine ,Be-
gleitschrift zur Anhdrung der Offentlichkeit" gab eine Ubersicht zu den bereitgestellten Entwiirfen der
Bewirtschaftungspléane, enthielt wichtige Hinweise zum Ablauf dieser Anhoérungsphase und nannte weitere Infor-
mationsquellen.

Stellungnahmen zu den Entwirfen von Bewirtschaftungsplan und zugehérigem MaRnahmenprogramm gingen via
Internet Gber ein dort hinterlegtes Online-Anhérungsformular oder auf dem Postweg ein. Von der Méglichkeit, sich
im Rahmen der Anhérung am Planungsprozess zu beteiligen, wurde rege Gebrauch gemacht; insgesamt gingen
an den bayerischen Anlaufstellen knapp 7000 Stellungnahmen zu den verschiedenen Kapiteln bzw. insgesamt zu
den Entwirfen der Bewirtschaftungsplane sowie Ma3nahmenprogramme mit bayerischen Gebietsanteilen ein.
Wihrend der gesamten Anhérungszeit stand der Offentlichkeit auRerdem ein Kartendienst zur Verfiigung, der
jedem Anwender im Internet die Mdglichkeit bot, sich gezielt Giber wichtige Inhalte der Bewirtschaftungsplane und
MaRnahmenprogramme flr die bayerischen Anteile der Flussgebiete zu informieren (siehe auch Kapitel 9.1).
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Tabelle 9-9: Ubersicht zu den im Rahmen der 3. Anhérungsphase bayernweit eingegangenen Stellungnahmen

3. Anhérung zu den Entwirfen der Bewirtschaftungsplane einschlielich
MaRnahmenprogramme fiir die Flussgebiete in Bayern

Stellungnahmen insgesamt 6889
Uberwiegend aus den Bereichen Landwirtschaft und Kommunen
Stellungnahmen per Internetformular 238
nach Zugang per Post 6651
Stellungnahmen von Privatpersonen 6281
nach Art des Absenders von Verbanden 608
Stellungnahmen nach Oberfranken 1489
Regierungsbezirk Mittelfranken 316
Unterfranken 920
Schwaben 529
Oberbayern 1058
Niederbayern 1629
Oberpfalz 683

Alle Stellungnahmen wurden gesichtet und ausgewertet. Die in den Stellungnahmen vorrangig angesprochenen
Themen und Einzelforderungen sind im Anhang 9.3 aufgelistet. Vielfach wurden die einzelnen Themen aus den
unterschiedlichen Standpunkten der Verbande und Nutzungsinteressen der Stellungnehmer behandelt und mit
teils gegensatzlichen Forderungen versehen. Der Dialog mit allen Verbanden, Maflnahmentragern und den betei-
ligten Verwaltungen soll auch deswegen Uber diese Anhérungsphase hinaus, insbesondere in der Phase der
Umsetzung von geplanten MalRnahmen, intensiv fortgefihrt werden, um maéglichst haufig zu einvernehmlichen
Lésungen zu kommen. Die in Bayern verfolgte freiwillige Umsetzung der MaRnahmenprogramme bei den nicht-
staatlichen MalRnahmentragern erfordert umso mehr diese Vorgehensweise.

Jede Stellungnahme aus der 3. Anhérung wurde individuell bearbeitet und jeder Stellungnehmer erhalt nach dem
Ende der Bearbeitungszeit schriftlich Antwort auf seine Anregungen. In diesen Antworten wird auch aufgezeigt,
inwieweit die Stellungnahme zu Anderungen in den Dokumenten gefiihrt hat. Anhang 9.4 fiihrt in aggregierter
Form die Anregungen auf, die zu einer Anpassung von Bewirtschaftungsplan und/oder MaRnahmenprogramm in
den Textpassagen und bei grundséatzlichen Vorgehens- bzw. Darstellungsweisen gefuhrt haben. Soweit die Anre-
gungen Details zu Daten bzw. Mafinahmen in einzelnen Wasserkdrpern betrafen, wurden diese ebenfalls geprift
und, soweit ein Korrekturbedarf festgestellt wurde, die Daten in der fir das Datenmanagement zur Umsetzung
der WRRL aufgebauten Datenbank bereinigt bzw. fortgeschrieben. Derartige Anderungen zeigen sich im Bewirt-
schaftungsplan sowie Malinahmenprogramm in den einzelnen Listen, Anhangen und Karten. Da vielfach Daten-
aktualisierungen auch wegen neuer Monitoringergebnisse und aktueller Informationen innerhalb der planenden
Verwaltungen veranlasst waren, wird im Bewirtschaftungsplan auf eine Einzeldarstellung der aufgrund von Anre-
gungen in Stellungnahmen veranlassten Anderungen verzichtet.

Ergénzend zu der hier beschriebenen und in den Anhangen 9.3 und 9.4 festgehaltenen Ergebnisdarstellung der
3. Anhodrung wird in Anhang 9.5 noch eine Gesamtiibersicht gegeben, die kapitelweise die inhaltliche Fortschrei-
bung des Bewirtschaftungsplans gegeniiber seinem Entwurf dokumentiert.

Anhérung Umweltbericht zum Entwurf des MaBnahmenprogramms

Auf Grundlage der Richtlinie 2001/42/EG (sogenannte SUP-Richtlinie) ist bei bestimmten Planen und Program-
men mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen eine strategische Umweltprifung (SUP) durchzufiih-
ren. Damit wird gewahrleistet, dass aus der Durchflihrung von Planen und Programmen resultierende Umwelt-
auswirkungen bereits bei der Ausarbeitung und vor der Annahme der Plane bzw. Programme ber(cksichtigt
werden. Die MalRnahmenprogramme gemafl® WRRL waren nach Maflgabe von Art. 71a und Art. 83 Abs. 3ain
Verbindung mit Anlage Il BayWG auch einer SUP zu unterziehen. Fir das diesem Bewirtschaftungsplan zugrun-
deliegende Malinahmenprogramm wurde der hierfiir erforderliche Umweltbericht im Frihjahr 2009 erstellt, in
einem so genannten Scoping-Termin am 5.5.2009 mit den Behérden und Verbéanden die inhaltlichen Aspekte
diskutiert und der Bericht vom 1.6.2009 bis zum 30.6.2009 zur Anhérung 6ffentlich ausgelegt. Ebenso erfolgte
eine Veroffentlichung im Internet. In einer das Verfahren abschlieRenden Umwelterklarung werden auch die im
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Zusammenhang mit der Anhdrung eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen sowie deren Behandlung im
Mafinahmenprogramm bzw. im Umweltbericht aufgegriffen. Die Umwelterklarung ist ebenfalls im Internet unter
www.wrrl.bayern.de verdffentlicht.
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10 Liste der zustandigen Behdrden

Die gemaR Art. 3 Abs. 2 WRRL zusténdige Behorde fir diesen Bewirtschaftungsplan ist das

Bayerische Staatsministerium fur Umwelt und Gesundheit

Rosenkavalierplatz 2
81925 Miinchen

Das Bayerische Staatsministerium fir Umwelt und Gesundheit (www.stmug.bayern.de) koordiniert im Rahmen

der Bewirtschaftungsplanung in den bayerischen Anteilen der Flussgebietseinheit Rhein die Tatigkeiten folgender

Behorden:

» Bayerisches Landesamt fir Umwelt
Regierungen:

* Regierung von Oberfranken, Bayreuth

» Regierung von Mittelfranken, Ansbach

» Regierung von Unterfranken, Wirzburg

* Regierung der Oberpfalz, Regensburg

* Regierung von Schwaben, Augsburg

Wasserwirtschaftsamter:

» Wasserwirtschaftsamt Hof

* Wasserwirtschaftsamt Kronach

« Wasserwirtschaftsamt Ansbach

» Wasserwirtschaftsamt Nirnberg

* Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg

» Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen

* Wasserwirtschaftsamt Regensburg

« Wasserwirtschaftsamt Weiden

» Wasserwirtschaftsamt Kempten

An der Aufstellung dieses Bewirtschaftungsplans unmittelbar beteiligt waren zudem

+ das Bayerische Staatsministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten,

+ die Bayerische Landesanstalt fiir Landwirtschaft,

+ die Amter fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten,

+ die Fachberatungen fur Fischerei der bayerischen Bezirke,

+ der Landesfischereiverband Bayern e.V.
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11 Anlaufstellen fur die Beschaffung von Hinter-
grunddokumenten und -informationen

Bei den nachfolgend genannten Stellen kénnen Hintergrunddokumente und -informationen, die bei der Erstellung
dieses Bewirtschaftungsplans herangezogen wurden, gemaf Art. 14 Abs. 1 WRRL beschafft oder eingesehen
werden. Zu den Standorten der einzelnen Behdrden siehe Karte 11.1.

Bayerisches Landesamt fur Umwelt
Birgermeister-Ulrich-Str. 160, 86179 Augsburg
Tel.: 0821 90710

Fax: 0821 9071-5556

E-Mail: poststelle@lfu.bayern.de

Bayerische Landesanstalt fiir Landwirtschaft
Véttinger StralRe 38, 85354 Freising

Tel.: 08161 710

Fax: 08161 71-5816

E-Mail: poststelle@lfl.bayern.de

Bezirksregierungen

Regierung der Oberpfalz
Emmeramsplatz 8, 93047 Regensburg
Tel.: 0941 56800, Fax: 0941 5680-188

www.regierung.oberpfalz.bayern.de

Regierung von Mittelfranken
Promenade 27, 91522 Ansbach
Tel.: 0981 530, Fax: 0981 53-206

www.regierung.mittelfranken.bayern.de

Regierung von Schwaben
Fronhof 10, 86152 Augsburg
Tel.: 0821 32701, Fax: 0821 3272289

www.regierung.schwaben.bayern.de

Regierung von Oberfranken
LudwigstralBe 20, 95444 Bayreuth
Tel.: 0921 6040, Fax: 0921 604-1258

www.regierung.oberfranken.bayern.de

Regierung von Unterfranken
Peterplatz 9, 97070 Wirzburg
Tel.: 0931 3800, Fax: 0931 380-2222

www.regierung.unterfranken.bayern.de
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Wasserwirtschaftsamter

Wasserwirtschaftsamt Ansbach
DirrnerstralRe 2, 91522 Ansbach
Tel.: 0981 95030, Fax: 0981 9503-210

E-Mail: poststelle@wwa-an.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen
KurhausstralRe 26, 97688 Bad Kissingen
Tel.: 0971 80290, Fax: 0971 8029-299
E-Mail: poststelle@wwa-kg.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Kempten
Rottachstralle 15, 87435 Kempten
Tel.: 0831 524301, Fax: 0831 5243216

E-Mail: poststelle@wwa-ke.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Nirnberg
Blumenstralle 3, 90402 Nirnberg
Tel.: 0911 236090, Fax: 0911 23609-101

E-Mail: poststelle@wwa-n.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Weiden
Gabelsberger Stralle 2, 92637 Weiden
Tel.: 0961 3040, Fax: 0961 304-400

E-Mail: poststelle@wwa-wen.bayern.de

Amter fiir Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Ansbach

SG21A

Ruglander Str. 1, 91522 Ansbach
Tel.: 0981 89080, Fax: 0981 8908-199
E-Mail: poststelle@alf-an.bayern.de

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Krumbach

SG21A

Jahnstr. 4, 86381 Krumbach

Tel.: 08282 90070, Fax: 08282 9007-77
E-Mail: poststelle@alf-kr.bayern.de
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Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg
CornelienstralRe 1, 63739 Aschaffenburg
Tel.: 06021 3931, Fax: 06021 393-430

E-Mail: poststelle@wwa-ab.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Hof
JahnstralRe 4, 95030 Hof
Tel.: 09281 8910, Fax: 09281 891-100

E-Mail: poststelle@wwa-ho.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Kronach
Kulmbacher Strafte 15, 96317 Kronach
Tel.: 09261 5020, Fax: 09261 502-150

E-Mail: poststelle@wwa-kc.bayern.de

Wasserwirtschaftsamt Regensburg
Landshuter StralRe 59, 93053 Regensburg
Tel.: 0941 780090, Fax: 0941 78009-222

E-Mail: poststelle@wwa-r.bayern.de

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Bayreuth

SG21A

Adolf-Wachter-Str. 10, 95447 Bayreuth
Tel.: 0921 5910, Fax: 0921 591-111
E-Mail: poststelle@alf-by.bayern.de

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Regensburg

SG2.1A

Im Gewerbepark A 10, 93059 Regensburg
Tel.: 0941 20830, Fax: 0941 2083-200
E-Mail: poststelle@alf-re.bayern.de


mailto:poststelle@lfl.bayern.de

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Wiurzburg

SG21A

Von-Luxburg-Str. 4, 97074 Wurzburg
Tel.: 0931 79046, Fax: 0931 7904722
E-Mail: poststelle@alf-wu.bayern.de
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Glossar

Begriff Erklarung

Abfluss Der Teil des gefallenen Niederschlags, der in Bachen und Flissen ab-
flie3t. Er wird gemessen als Wassermenge pro Zeiteinheit und wird in
Kubikmeter pro Sekunde (m%/s) angegeben.

Abiotisch Auf Vorgange der unbelebten Natur bezogen, z. B. Geologie, Temperatur,
Wasserhaushalt.

Abundanz Die Anzahl der Individuen einer Art, bezogen auf ihr Siedlungsgebiet,
z. B. Flache.
Abwasser Nach Art. 41a des Bayer. Wassergesetzes (BayWG) ist Abwasser ,das

durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen
Gebrauch verunreinigte oder sonst in seinen Eigenschaften veranderte
Wasser sowie das von Niederschldgen aus dem Bereich von bebauten
oder befestigten Flachen abflieRende Wasser*.

Altwasser, Altarm Ehemalige Flussschleife, die zumindest zeitweilig mit dem Hauptgewas-
ser in Verbindung steht.

anthropogen Vom Menschen verursacht, z. B. naturfremde Stoffe (Pflanzen-schutz-
mittel, Chlorkohlenwasserstoffe), erhéhte Nahrstoffgehalte, aber auch
Veranderungen der Gewasserstruktur.

Arteninventar Gesamtheit aller ein Biotop besiedelnder Arten.
Artificial Water Body (AWB) siehe ,Kunstlicher Wasserkorper*
Aue Das von der Gewasserdynamik gepragte Gebiet eines Flieligewassers.

Umfasst die Flachen, die nattirlicherweise vom Hochwasser beeinflusst
werden, direkt durch Uberflutung oder indirekt durch steigende Grund-
wasserstande. Oft identisch mit dem Talboden.

Baseline-Szenario Abschéatzung der Wirkungen der grundlegenden MalRnahmen sowie der
begleitenden Randbedingungen auf den Zustand der Gewasser bis 2015.

Bearbeitungsgebiet Begriff aus der Umsetzung der WRRL.: (Inter)national festgelegter Teil
einer Flussgebietseinheit, z. B. Bearbeitungsgebiet Main.

Bestandsaufnahme Eine umfassende Inventur und Beschreibung der Ist-Situation der Ober-
flachengewasser und des Grundwassers im Jahr 2004. Dazu wurden
Flisse und Seen in 0kologische Gewassertypen eingeteilt und Grund-
und Oberflachenwasserkdrper abgegrenzt. Auf der Basis der vorhande-
nen Informationen und Methoden wurden die Auswirkungen menschlicher
Tatigkeiten auf die Gewasser Uberprift, ferner die Schutzgebiete ver-
zeichnet sowie die wirtschaftliche Bedeutung der Wassernutzungen ana-
lysiert. Wichtigstes Ziel der Bestandsaufnahme war eine Einschatzung fir
jeden Wasserkorper, ob er die Umweltziele der EG-WRRL bis 2015 ohne
weitere Malnahmen erreichen wird.
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Begriff

Erklarung

Betrachtungsraum

Betrachtungsraume sind raumliche Untergliederungen der bayerischen
Anteile der Bearbeitungsgebiete. Sie dienen vorwiegend als rdumliche
Einheiten flr die Modellierung von Stoffeintragen in die Gewasser und fir
die Festlegung von MafRnahmen zur Verminderung diffuser Belastungen.

Bewirtschaftungsplane

Umfassende Beschreibungen sowie planerische Aussagen zur Errei-
chung der Umweltziele der WRRL einschlieRlich eines Zeitrahmens flr
die Durchfiihrung der einzelnen MalRnahmen auf der Ebene der wichtigen
europaischen Flussgebietseinheiten.

Binnengewasser

Alle an der Erdoberflache stehenden oder fliekenden Gewasser sowie
alles Grundwasser auf der landwartigen Seite der Basislinie, von der aus
die Breite der Hoheitsgewasser gemessen wird.

Biota Alle Lebewesen der Umwelt.

Biotisch Auf lebende Organismen bzw. Lebensvorgange bezogen.

Biozbnose Gemeinschaft von Organismen verschiedener Arten in einem abgrenzba-
ren Lebensraum (Biotop).

Buhne Ufervorbau aus Steinen oder Pfahlen. Hierdurch Ablenkung der Strémung

vom Ufer (Leitwerk).

Chemischer Zustand

Zur Bestimmung des chemischen Zustands von Wasserkoérpern werden
die Stoffe der Richtlinie Gber Umweltqualitdtsnormen im Bereich der Was-
serpolitik untersucht. Dazu gehdren die prioritdren Stoffe sowie die Stoffe
nach Anhang IX WRRL. Fur diese Stoffe missen Umweltqualitdtsnormen
eingehalten werden, um den "guten chemischen Zustand" zu erreichen.
Zur Beurteilung des chemischen Zustands von Grundwasserkdrpern sind
die Grundwasserqualitdtsnormen fiir Nitrat und Pflanzenschutzmittel
sowie ggf. nationale Schwellenwerte flr Schadstoffe, die zur Gefahrdung
des Grundwassers beitragen, abzuprifen (Anhénge | und Il Teil B der
Grundwasserrichtlinie). Zudem diirfen die Schadstoffkonzentrationen
keine Anzeichen fir Salz- oder andere Intrusionen erkennen lassen. Auch
Auswirkungen auf verbundene Oberflachengewasser und davon unmittel-
bar abhingige terrestrische Okosysteme sind zu berlicksichtigen.

CIS-Leitlinien »,LCommon Implementation Strategy“: Gemeinsame Strategieempfehlun-
gen von EU-Kommission und Mitgliedstaaten zur koharenten Umsetzung
der WRRL.

Cypriniden Familie der karpfenartigen Fische wie Karpfen, Schlei, Barbe.

Cyprinidengewasser

Im Sinne der EU-Fischgewasser-Richtlinie (RL 78/659/EWG) alle Gewas-
ser, in denen das Leben von Fischarten wie Cypriniden (Cyprinidae) oder
anderen Arten wie Hechten (Esox lucius), Barschen (Perca fluviatilis) und
Aalen (Anguilla anguilla) erhalten wird oder erhalten werden konnte.

Datenschablone

Begriff aus der Umsetzung der WRRL.: (Inter)national vorgegebene Struk-
tur und Inhaltsdefinition von Berichtsdaten (engl.: templates). Mit den
Informationen aus ,geflllten“ Datenschablonen lassen sich auch Karten
erzeugen. Diese Daten werden fur die Bundesrepublik Deutschland zent-
ral auf der Informations- und Kommunikationsplattform ,WasserBLIcK*
gesammelt (siehe www.wasserblick.net).
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Begriff

Erklarung

Denitrifikation

Unter Denitrifikation versteht man die Umwandlung des im Nitrat (NO3)
gebundenen Stickstoffs zu molekularem Stickstoff (N2) durch Bakterien.

Deposition (atmospharisch)

Austrag und Ablagerung von geldsten, partikelgebundenen oder gasfor-
migen Luftinhaltsstoffen (z. B. Stickstoff) auf die belebte oder unbelebte
Erdoberflache.

DGM 25

Digitales Geldndemodell mit einer Rasterweite von 25 Metern

Diffuser Eintrag

Stoffeintrag in Gewasser, der nicht an einer lokalisierbaren Stelle sondern
Uber gréfRRere Flachen erfolgt z. B. Nahrstoffeintrdge aus landwirtschaftlich
genutzten Flachen.

Direkteinleiter

Direkteinleiter sind alle kommunalen und industriellen/gewerblichen
Betreiber von Abwasserbehandlungsanlagen (Klaranlagen), die das ge-
reinigte Abwasser direkt in ein Gewasser einleiten.

DLM1000

Digitales Landschaftsmodell im MaRstab 1:1 000 000

DLM1000 W

Fir die Belange der Wasserwirtschaft speziell angepasstes Gewasser-
netz des DLM1000. Grundlage fiir die Bund-Lander-Zusammenarbeit flir
die Anforderungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie im Bereich der Ober-
flachengewasser.

Durchgéangigkeit

Hier im Sinne der biologischen Durchgangigkeit: Beschreibung der Wan-
derungsmadglichkeit flir Gewasserorganismen, insbesondere Fische, in
Gewassersystemen. Querbauwerke (z. B. Wehre, Abstirze) unterbrechen
die Durchgangigkeit.

EG-WRRL

siehe ,Européische Wasserrahmenrichtlinie®.

Einzugsgebiet

Fir jede Stelle eines Gewassers lasst sich das Gebiet angeben, aus dem
alles oberirdische Wasser dieser Stelle zuflieRt. Fir Untersuchungen des
Wasserhaushalts wird zuséatzlich zwischen oberirdischem und unterirdi-
schem Einzugsgebiet unterschieden. Besonders in Karstgebieten stim-
men diese oft nicht liberein. Die Grenze des Einzugsgebiets wird durch
die Wasserscheide markiert.

Emission

Ablassen oder AusstoR fester, flissiger oder gasférmiger Stoffe.

Emissionsbegrenzung

Begrenzungen, die auf eine spezifische Beschrankung von Emissionen,
beispielsweise die Einhaltung von Emissionsgrenzwerten, oder auf sons-
tige Beschrankungen oder Auflagen hinsichtlich der Wirkung, der Natur
oder sonstiger Merkmale von Emissionen oder emissionsbeeinflussenden
Betriebsbedingungen abzielen.

Emissionsgrenzwert

Die im Verhaltnis zu bestimmten spezifischen Parametern ausgedriickte
Masse, die Konzentration und/oder das Niveau einer Emission, die in
einem oder mehreren Zeitrdumen nicht Gberschritten werden dirfen. Die
Emissionsgrenzwerte kénnen auch fiir bestimmte Gruppen, Familien oder
Kategorien von Stoffen, insbesondere fiir die in Art. 16, WRRL genann-
ten, festgelegt werden.
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Begriff

Erklarung

Erganzende MalRnahmen

Jedes MalRnahmenprogramm muss gemaRn Art. 11 (2) WRRL ,grundle-
gende” MaBnahmen und ggf. ,erganzende“ Mallnahmen enthalten. Er-
ganzende Mallnahmen sind zusatzlich in die Malnahmenprogramme
aufzunehmen, soweit sie notwendig sind, um die Ziele der WRRL zu
erreichen. Eine (nicht erschépfende) Liste der ergdnzenden MalRnahmen
ist in Anhang VI Teil B WRRL aufgefiihrt und beinhaltet u. a. Rechtsin-
strumente, administrative Instrumente, wirtschaftliche oder steuerliche
Instrumente, Verhaltenskodizes fiir die gute Praxis, Bauvorhaben, Sanie-
rungsvorhaben, Fortbildungsmalinahmen, Forschungs-, Entwicklungs-
und Demonstrationsvorhaben.

Erheblich veranderter Wasser-
korper

Ein Oberflachenwasserkorper, der durch physikalische Veranderungen
durch den Menschen in seinem Wesen erheblich verandert wurde. We-
gen der englischen Bezeichnung ,Heavily Modified Water Body* auch als
-HMWB" bezeichnet.

Erosion (hier: Bodenerosion)

Durch Wasser oder Wind ausgel6ster tibermafliger Abtrag von Boden.

Europaische Wasserrahmen-
richtlinie /
EG-Wasserrahmenrichtlinie
(kurz: WRRL)

Seit Dezember 2000 giiltige Richtlinie zum Schutz der Gewasser in Euro-
pa. Ziel der WRRL ist es, die Einzugsgebiete von Flissen und Seen so-
wie Ubergangsgewasser, Kiistengewasser und Grundwasservorkommen
so zu bewirtschaften, dass ein sehr guter oder guter Zustand bzw. das
gute dkologische Potenzial bei kiinstlichen und erheblich veranderten
Oberflachenwasserkérpern erhalten bzw. erreicht wird. Eine Verschlech-
terung des Zustands der Wasserkdrper ist zu vermeiden.

Eutrophierung

Nahrstoffanreicherung in einem Gewasser und damit verbundenes lber-
mafiges Wachstum von Wasserpflanzen (z. B. Algen).

FFH-Richtlinie

Fauna (Tierwelt) - Flora (Pflanzenwelt) - Habitat (Lebensraum) -Richtlinie;
EG-Richtlinie zum Aufbau eines Netzes von natlrlichen und naturnahen
Lebensraumen und von Vorkommen gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten.

Fischpass, Fischtreppe, Fisch-
aufstiegshilfe (FAH)

Wanderhilfe fiir Fische und andere Gewésserorganismen, die das Uber-
winden von Querbauwerken (z. B. Wehre, Abstirze) ermoglicht und damit
die (biologische) Durchgangigkeit des FlieRgewassers an dieser Stelle
herstellt. Ausfihrung reicht je nach Situation vom technischen Bauwerk
(z. B. Schlitzpass) bis hin zum naturnahen Umgehungsbach.

FlieRgewassertyp

Idealisierte Zusammenfassung individueller FlieRgewasser nach definier-
ten gemeinsamen (z. B. biozdnotischen, morphologischen, physikali-
schen, chemischen, hydrologischen) Merkmalen. Fiir die Typen nicht
erheblich veranderter Gewasser werden Leitbilder (Referenzzénosen)
beschrieben, die als Malstab zur Bewertung der Gewasserqualitat die-
nen.

Wichtigste Kriterien flir die Abgrenzung von FlieRgewassertypen sind die
Okoregionen (Alpen und Alpenvorland, Mittelgebirge), die Geologie (sili-
katisch, karbonatisch) der Gewasserlangsverlauf (Oberlauf, Mittellauf,
Unterlauf, Strom) sowie die dominierenden Sohlsubstrate (grob- bzw.
feinmaterialreich).

Fluss

Oberirdisches mittleres bis grof3es FlieRgewasser des Binnenlandes.
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Begriff Erklarung

Flussgebietseinheit Ein gemaf Art. 3 Abs. 1 WRRL als Haupteinheit fiir die Bewirtschaftung
von Einzugsgebieten festgelegtes Land- oder Meeresgebiet, das aus
einem oder mehreren benachbarten Einzugsgebieten und den ihnen
zugeordneten Grundwassern und Kistengewassern besteht. Bayern hat
Anteile an den Flussgebietseinheiten Donau, Rhein, Elbe und Weser.

Flussregulierung Korrektur eines Flusslaufes zugunsten einer Nutzung durch den Men-
schen z. B. fiir die Landwirtschaft, Schifffahrt, Siedlungsbau und Wasser-
kraftnutzung oder durch Flussbegradigungen, Uferbefestigungen und
Sohlenverbau.

Gefahrliche Stoffe Stoffe oder Gruppe von Stoffen, die toxisch, persistent und bioakkumu-
lierbar sind, und sonstige Stoffe oder Gruppe von Stoffen, die in ahnli-
chem Male Anlass zu Besorgnis geben.

Geogen »von der Erde selbst herrihrend” (griech.), im Gegensatz zu anthropogen.
Erhohte Gehalte von Kalk, Sulfat, Natriumchlorid, Eisen, Mangan, Arsen,
Blei u. a. kénnen sowohl anthropogen als auch geogen bedingt sein.

Geschiebe Feststoffe (z. B. Kies, Sand), die durch das flielkende Wasser, insbeson-
dere an der Gewassersohle, transportiert werden.

Gewasserbett Umfasst die Gewassersohle und das Ufer bis zur Bschungsoberkante.

Gewasserdynamik Zusammenspiel von Abfluss, Erosion und Sedimentation in einem Flief3-
gewasser.

Gewasserentwicklungskonzept Fruher auch Gewasserentwicklungsplan oder Gewasserpflegeplan ge-

(GEK) nannt. Landschaftstkologisch fundierter, wasserwirtschaftlicher Fachplan

fir ein Gewasser und seine Aue mit dem Ziel, die natirliche Funktionsfa-
higkeit der Gewasserlandschaft mit moglichst wenig steuernden Eingriffen
zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Aufgabe eines Gewasserentwick-
lungskonzeptes ist es, ausgebaute FlieRgewasser wieder in einen natur-
naheren Zustand zu versetzen, am besten durch Férderung der Eigen-
entwicklung. Wichtigste Ziele dabei sind: Wiederherstellung der
okologischen Funktionsfahigkeit, vorbeugender Hochwasserschutz sowie
Steigerung des Freizeit- und Erholungswerts.

Gewasserkategorie Die Oberflachenwasserkdrper innerhalb der Flussgebietseinheit werden in
eine der folgenden Kategorien von Oberflachengewdassern eingeordnet:
Fliisse, Seen, Ubergangsgewéasser und Kiistengewasser oder kiinstliche
Oberflachenwasserkorper und erheblich veranderte Oberflachenwasser-
korper.

Gewassernachbarschaft Fachlich betreuter Informations- und Erfahrungsaustausch der Kommu-
nen, meist auf Landkreisebene, der eine dkologische und wirtschaftliche
Pflege und Unterhaltung von kleinen Fliissen und Bachen (Gewasser
Ill. Ordnung) férdert: www.gn-bayern.de.

Gewasserstruktur Die vom naturlichen FlieBprozess erzeugte Formenvielfalt (Prall- und
Gleitufer, Maander, Kolke oder Inseln) in einem Gewasserbett. Die Ge-
wasserstruktur ist entscheidend fir die 6kologische Funktionsfahigkeit: Je
vielfaltiger die Struktur, desto mehr Lebensraume fiir Tiere und Pflanzen.
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Erklarung

Gewassertypen

Typen von Gewassern, die sich hinsichtlich der Okoregion und weiterer
fur die Auspragung der Biozonosen relevanten abiotischen Kriterien un-
terscheiden. Gewassertypen sind die Grundlage fiir die Bewertung des
Okologischen Zustands der Oberflachengewasser nach gewasserspezifi-
schen Lebensgemeinschaften (s. a. FlieRgewassertyp, Seentyp).

Gewasserzonose

Lebensgemeinschaft in einem Gewasser (siehe auch Biozdnose).

GIS

Geographisches Informationssystem

Grundlegende MaRRnahmen

Jedes MalRnahmenprogramm muss gemaf Art. 11 Abs. 2 WRRL so ge-
nannte grundlegende MalRnahmen umfassen und kann fakultativ weitere
erganzende MalRnahmen enthalten. Die grundlegenden MaRnahmen
werden in Art. 11 Abs. 3 WRRL umrissen und als unabhangig vom Ge-
wasserzustand zu erfiillende Anforderungen bestimmt.

Grundwasser

Unterirdisches Wasser, das in den Locker- oder Festgesteinen der Erd-
kruste die Hohlraume (Poren, Klifte, Karstkanale) zusammenhangend
ausfillt. Seine Bewegung vom Neubildungsgebiet hin zur Vorflut (Quell-
austritte, Bache, Fliisse) wird in erster Linie bestimmt durch die Schwer-
kraft und Reibungskrafte.

Grundwasserabhangiges Land-
Okosystem

Vom Grundwasser abhangiger Lebensraum, der in seinem Wesen durch
den Einfluss des Grundwassers gepragt ist.

Grundwasserkdrper

Ein abgegrenztes Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer
Grundwasserleiter.

Grundwasserleiter

Lockeres (z. B. Kies, Sand) oder festes Gestein (z. B. Kalk, Sandstein),
dessen zusammenhangende Hohlraume (Poren, Kilfte) grof3 genug sind,
dass Wasser leicht hindurchstrémen kann. Im Gegensatz dazu wirken
Gesteine mit sehr kleinen oder kaum zusammenhangenden Poren (z. B.
Ton) als Grundwasserhemmer.

Grundwasserneubildung

Durch Versickerung von Niederschlagen neu entstehendes Grundwasser.

Grundwasseriiberdeckung

Boden- und Gesteinsbereich tiber dem Grundwasserspiegel. Die Schutz-
wirkung fiir das Grundwasser hangt nicht nur von der Machtigkeit der
Grundwasseriiberdeckung ab, sondern auch von ihrer Zusammenset-
zung. Feinkdrniges Lockermaterial ist glinstiger als grobes; geringen
Schutz bieten gekliftete oder gar verkarstete Festgesteine. Die grofite
Schutzwirkung bietet die belebte Bodenzone.

gute fachliche Praxis (gfP) in der
Landwirtschaft

Begriff aus Bodenschutz-, Diingemittel- und Pflanzenschutzrecht. Unter
~guter fachlicher Praxis® in der Landwirtschaft sind alle MalRnahmen zu
verstehen, die geeignet sind, bestehende gesetzliche Vorgaben zu erfiil-
len. Sie sind damit ,grundlegende MaRnahmen® im Sinne der WRRL.

guter Zustand des Grundwas-
sers

Der Zustand eines Grundwasserkorpers, der sich in einem ,guten“ men-
genmaRigen und chemischen Zustand befindet.

guter mengenmaRiger Zustand: sieche Anhang V, Tabelle 2.1.2.

guter chemischer Zustand: siehe Anhang V, Tabelle 2.3.2.
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guter Zustand des Oberflachen-
gewassers

Der Zustand eines Oberflachenwasserkérpers, der sich in einem zumin-
dest ,guten” 6kologischen und chemischen Zustand befindet:

guter 6kologischer Zustand: siehe Anhang V, Tabellen 1.2.1 und 1.2.2

guter chemischer Zustand: keine Uberschreitung von Umweltqualitats-
normen fur Schadstoffe gemafl Anhang IX und Art. 16 Abs. 7 oder ande-
ren einschlagigen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft iber Umweltqua-
litdtsnormen

gutes dkologisches Potenzial

Siehe guter Zustand des Oberflachengewassers; statt des guten 6kologi-
schen Zustands ist bei erheblich veranderten und kinstlichen Wasserkor-
pern das gute 6kologische Potenzial malRgebend: siehe Anhang V, Tabel-
le 1.2.5.

Heavily Modified Waterbody
(HMWB)

Siehe ,Erheblich veranderter Wasserkdrper*.

Hoéchstes Okologisches Potenzial

Bestmdgliche Auspragung eines kinstlichen bzw. erheblich veréanderten
Oberflachenwasserkdrpers.

Hydromorphologie

Gestalt/Form des Gewasserbettes eines Oberflichengewassers, die sich
unter dem Einfluss der Wasserfihrung, der FlieRgeschwindigkeit, der
Strémung oder menschlicher Eingriffe ausbildet.

Hydromorphologische Prozesse

Abfluss und Feststoffverlagerung im Flussbett sowie die stete Erneuerung
gewassertypischer Strukturen (Inseln, Flach- und Steilufer, Kolke).

Indikator

Hier im Sinne eines Bioindikators: Tier- oder Pflanzenart, die bestimmte
Zustande anzeigt.

Interkalibrierung

Begriff aus der Umsetzung der WRRL: Durch die "Interkalibrierung biolo-
gischer Untersuchungsverfahren" soll sichergestellt werden, dass die
Anwendung der unterschiedlichen Bewertungsverfahren der Mitgliedstaa-
ten zu sehr ahnlichen und somit vergleichbaren Bewertungsergebnissen
fuhrt. In Interkalibrierungsgruppen werden dazu gemeinsame Referenz-
bedingungen vereinbart, Informationen zu den Bewertungsverfahren
ausgetauscht und die Vorgehensweise fiir Vergleich und Eichung der
Verfahren festgelegt.

Interstitial Wassergeflllter Lebensraum und Rickzugsgebiet fur zahlreiche Gewas-
serorganismen unterhalb der Gewassersohle, Kiesliickensystem.

IVU-Richtlinie EG-Richtlinie Uber die integrierte Vermeidung und Verminderung der
Umweltverschmutzung (engl: Integrated Pollution Prevention and Control,
IPPC)

Kolmation Die Verstopfung der Poren bzw. des Liickensystems der Gewassersohle.

Oft mit einer Verfestigung der Sohlsubstrate verbunden.

kombinierter Ansatz

Die Begrenzung von Einleitungen und Emissionen in Oberflachengewas-
ser nach dem in Art. 10 WRRL beschriebenen Ansatz.
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Kulturlandschaftsprogramm
(KULAP)

Als Kulturlandschaftsprogramm wird ein Umweltprogramm im Bereich der
flachenbezogenen Landwirtschaft bezeichnet. Finanziell geférdert wird mit
diesem Programm die flachendeckende Erhaltung einer als erhaltenswert
eingestuften Kulturlandschaft, die ohne diese Férderung nicht konkurrenz-
fahig ware. Zu den Formen der Bewirtschaftung v. a. im Acker-, Wein-
und Obstanbau zahlen: Landschaftspflege, extensive und 6kologische
Landwirtschaft.

Kinstlicher Wasserkérper

Ein von Menschenhand geschaffener Oberflachenwasserkdrper®, z. B. ein
Kanal, oft auch als ,AWB, Artifical Water Body“ bezeichnet.

LAWA

Die Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser ist ein Arbeitsgremium der
Umweltministerkonferenz (UMK) innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land. Mitglieder der LAWA sind die Abteilungsleiter der obersten Landes-
behorden fur Wasserwirtschaft und Wasserrecht der Bundeslander und
seit 2005 auch der Bund, vertreten durch das Bundesministerium fur
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU). (siehe www.lawa.de)

Makrophyten

Wasserpflanzen mit gegliedertem Sprossaufbau.

Makrozoobenthos

Am Gewasserboden oder im Interstitial lebende wirbellose Tiere, die mit
bloRem Auge erkennbar sind (gréRer als 0,5 mm).

Managementplan (im Kontext mit
Natura 2000)

Der Managementplan gibt Auskunft tiber die in einem Natura 2000-Gebiet
zu schutzenden Lebensraume, Uber die Anspriiche der zu schitzenden
Arten und die notwendigen MaRnahmen (siehe Natura 2000)

MaRnahmenkatalog

Arbeitshilfe zur Erstellung von MaRnahmenprogrammen. Beinhaltet mog-
liche rechtliche, administrative, technische und wirtschaftliche Maflinah-
men.

Mafinahmenprogramm

Rahmenprogramm flr eine Planungsperiode (zunachst bis 2015) mit
grundlegenden und erganzenden Mafinahmen zur Erreichung der defi-
nierten Umweltziele (siehe auch grundlegende und erganzende Mal3-
nahmen, Umweltziel).

MengenmaRiger Zustand

Eine Bezeichnung des Ausmalies, in dem ein Grundwasserkoérper durch
direkte und indirekte Wasserentnahmen beeintrachtigt wird. Siehe auch
guter Zustand des Grundwassers.

Messstelle Ortlich festgelegte Stelle, an der nach den jeweiligen Erfordernissen der
Methoden Proben aus FlieRgewassern, Seen oder dem Grundwasser
entnommen werden.

Metaboliten Zwischenprodukt in einem, meist (bio)chemischen, Stoffwechselvorgang.

MONERIS Semiempirisch-konzeptionelles Modell zur Bestimmung diffuser und punk-
tueller Nahrstoffeintrage in einem Flusseinzugsgebiet (MONERIS = Mo-
delling Nutrient Emissions in River Systems)

Monitoring Gewasserlberwachung nach Art. 8 Wasserrahmenrichtlinie, untergliedert

in tiberblicksweise Uberwachung, operative Uberwachung und bei Bedarf
Uberwachung zu Ermittlungszwecken. Das Monitoring dient dazu, den
Zustand von Gewassern zu ermitteln und die Wirkung von MaRnhahmen
zu Uberprifen.
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Morphologie Raumliche Struktur des aquatischen Lebensraumes, beinhaltet Linienflh-
rung des Gewasserbetts, Uferstruktur, Sohlstruktur, Sediment, etc.

Natura 2000 Als Natura 2000-Netz wird ein landertibergreifendes Schutzgebietssystem
innerhalb der Europaischen Union bezeichnet. Es umfasst die Schutzge-
biete nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) von 1992
und die Schutzgebiete gemal der Vogelschutzrichtlinie von 1979. Natura
2000-Gebiete sind demnach Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
bzw. besondere Schutzgebiete der Europaischen Union, die die Mitglied-
staaten der Europaischen Union ausgewiesen haben.

Nahrstoffe Nahrstoffe (insb. Phosphor und Stickstoff) kdnnen den Gewasserzustand
beeinflussen. Phosphor ist dabei ein wesentlicher Faktor fiir Eutrophie-
rungsprozesse in den Binnengewassern, Stickstoff steuert die Eutrophie-
rung in den aufnehmenden Meeren.

Nitrat Die Salze und Ester der Salpetersdure (HNO3). Im Boden und in Gewas-
sern werden Nitrate durch bakterielle Nitrifikation gebildet. Bei der Zerset-
zung insbesondere eiweilRhaltiger Stoffe wird zuerst Ammoniak freige-
setzt. Die Oxidation durch Bakterien fiihrt zu Nitrit, welches zum Nitrat
weiteroxidiert wird. Bei einem Mangel an Sauerstoff fihrt hingegen die
bakterielle Denitrifikation von Nitrat zu elementarem Stickstoff. Diese
Umsetzungen werden z. B. in Kldranlagen systematisch zur Beseitigung
der Stickstoffverbindungen ausgenutzt.

Oberflachengewasser Binnengewasser mit Ausnahme des Grundwassers sowie die Uber-
gangsgewasser und Klstengewasser.

Oberflachenwasserkorper Ein einheitlicher und bedeutender Abschnitt eines Oberflachengewassers,

(OWK) z. B. ein See, ein Speicherbecken, ein Strom, Fluss oder Kanal, ein Teil
eines Stroms, Flusses oder Kanals, ein Ubergangsgewéasser oder ein
Kistengewasserstreifen.

Okologischer Zustand Die Qualitat von Struktur und Funktionsfahigkeit aquatischer, in Verbin-
dung mit Oberflachengewéssern stehender Okosysteme gemaR der Ein-
stufung nach Anhang V. Die Bewertung erfolgt anhand von Bewertungs-
methoden, die auf der Untersuchung von biologischen, chemischen sowie
hydromorphologischen Qualitdtskomponenten beruhen. Die Bewertungs-
skala ist funfstufig: sehr gut — gut —-maRig — unbefriedigend — schlecht.
Siehe auch guter Zustand des Oberflachengewassers.

Okologisches Potenzial Der Zustand eines erheblich veranderten oder kiinstlichen Wasserkor-
pers, der nach den einschlagigen Bestimmungen des Anhangs V ent-
sprechend eingestuft wurde; die Bewertungsskala ist vierstufig: gut —
maRig — unbefriedigend — schlecht. Siehe auch gutes 6kologisches Po-
tenzial.

Okotoxikologie Facheribergreifende Wissenschaft, die sich mit den Auswirkungen von
Stoffen auf die belebte Umwelt befasst

Operative Uberwachung Ist bei Wasserkérpern durchzufihren, deren Zustand als (wahrscheinlich)
geféhrdet eingestuft wird. Sie wird ursachenbezogen ausgerichtet.
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Phosphat

Phosphate sind die Salze und Ester der ortho-Phosphorsaure. Mit Aus-
nahme der Alkali- und Ammonium-Verbindungen sind die meisten Phos-
phate schlecht wasserléslich. Phosphate gelangen in Oberflachengewas-
ser durch Abwasser aus dem Siedlungsbereich sowie Auswaschung bzw.
Abschwemmung von Boden und Diingern (dann meist an Tonminerale
gebunden).

Phytobenthos

Im Sinne der WRRL — am Gewasserboden lebende Algen.

Phytoplankton

Frei im Wasser schwebende bzw. treibende pflanzliche Organismen.

Planungseinheit

Raumliche Ebene zur Aggregierung des MalRnahmenprogramms fiir den
Bewirtschaftungsplan. In Bayern entsprechen die Planungseinheiten
einem oder mehreren Grundwasserkérpern innerhalb eines Planungs-
raums. Ausnahmen sind die Bundeswasserstral’e Main, die bayerische
Donau sowie der Main-Donau-Kanal, die linienférmige Planungseinheiten
darstellen.

Planungsraum

Zur Umsetzung der WRRL ist Bayern in 10 Planungsraume gegliedert.
Sie sind den Flussgebietseinheiten Donau, Rhein und Elbe zugeordnet.

Prioritare Stoffe

Stoffe gemal § 30a Abs. 3 Z 8 WRG 1959: Liste von aktuell 33 Schad-
stoffen bzw. Schadstoffgruppen, die nach WRRL fiir die Bestimmung des
guten chemischen Zustands der Oberflachengewasser relevant sind. lhr
Eintrag ist schrittweise zu reduzieren, bis der gute chemische Zustand
erreicht ist. Ein Teil dieser Stoffe wird als prioritar gefahrlich eingestuft.
Der Eintrag dieser Stoffe ist bis 2020 ganz einzustellen.

PRTR (Europaisches Schad-
stoff-freisetzungs- und Verbrin-
gungsregister)

Auf Grundlage der Europaischen PRTR-Verordnung (E-PRTR-VO

VO 166/2006 EU) berichten Industriebetriebe der 27 europaischen Mit-
gliedstaaten jahrlich a) die Freisetzung von Schadstoffen in Luft, Wasser
und Boden, b) die Verbringung von Abfallmengen und c) die Verbringung
von Schadstoffen im Abwasser, das in externe Klaranlagen eingeleitet
wird. Das europdische Register enthalt auRerdem Informationen zu Emis-
sionen aus diffusen Quellen z. B. aus Verkehr und Landwirtschaft.

Punktueller Eintrag

Stoffeintrag an einer genau lokalisierbaren Stelle, z. B. am Ablauf einer
Klaranlage (Punktquelle).

Qualitdtskomponenten nach
WRRL

Der Gewasserzustand nach WRRL wird mit vier biologischen Qualitat-
komponenten (Makrozoobenthos, Makrophyten und Phytobenthos, Phy-
toplankton, Fische) sowie chemischen und hydromorphologischen Quali-
tatskomponenten beschrieben.

Qualitatsnorm

Siehe Umweltqualitatsnorm

Qualitatssicherung

Qualitatssicherung oder Qualitatskontrolle ist ein Sammelbegriff fuir unter-
schiedliche Ansatze und MaRnahmen zur Sicherstellung festgelegter
Qualitatsanforderungen.

Rechtliche Umsetzung der EG-
WRRL (in Deutschland und
Bayern)

Deutschland hat die Wasserrahmenrichtlinie im neuen Wasserhaushalts-
gesetz (Fassung vom 19.8.2002) verankert. AnschlieBend wurde zum
24.7.2003 das Bayerische Wassergesetz (BayWG) novelliert. Die Bayeri-
sche Verordnung zur Gewasserbestandsaufnahme und Zustandseinstu-
fung (BayGewZustVO) vom 1.3.2004 regelt die Beschreibung der Gewas-
ser und Beurteilung ihrer Belastungen sowie die Uberwachung und
Einstufung ihres Zustands.
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Referenzzustand Vom Menschen weitgehend unbeeinflusster Zustand eines Gewassers.
Renaturierung Rickfuhrung eines durch menschliche Einwirkung naturfernen Gewassers

oder Teil eines Gewassers in einen naturnahen Zustand. Vor allem durch
Wiederherstellung bzw. wesentliche Verbesserung der Gewasserstruktur
oder Umgestaltung eines friher technisch ausgebauten Gewassers.

Ringversuch

Ein Ringversuch oder Ringvergleich bzw. Laborleistungstest ist eine Me-
thode der externen Qualitatssicherung fur Messverfahren und Mess- und
Priflaboratorien. Grundséatzlich werden identische Proben mit identischen
Verfahren oder mit unterschiedlichen Verfahren untersucht. Der Vergleich
der Ergebnisse erlaubt es, Aussagen Uber die Messgenauigkeit generell
bzw. Uber die Messqualitat der beteiligten Institute zu machen. Ringver-
suche werden zudem zur Validierung von Vorschriften fir Messverfahren
verwendet.

Salmoniden

Familie der forellenartigen Fische, z. B. Lachs, Forelle, Asche, Renke.

Salmonidengewasser

Im Sinne der EU-Fischgewasser-Richtlinie (RL 78/659/EWG) alle Gewas-
ser, in denen das Leben von Fischen wie Lachse (Salmo salar), Forellen
(Salmo trutta), Aeschen (Thymallus thymallus) und Renken (Coregonus)
erhalten wird oder erhalten werden kdnnte.

Saprobie Maf fir Abbauprozesse in Gewéassern. Die Saprobie ist geeignet, Belas-
tungen mit biologisch leicht abbaubaren Stoffen anzuzeigen, die beson-
ders durch die Einleitung von Abwasser auftreten.

Schadstoff Jeder Stoff, der zu einer Verschmutzung fihren kann, insbesondere Stof-
fe des Anhangs VIIl WRRL.

Schwall Kurzfristige Abflusserh6hung in einem Gewasser durch stoRweise Einlei-
tung.

Schwebstoffe Schwebstoffe oder suspendierte Stoffe sind in Wasser enthaltene minera-
lische oder organische Feststoffe, die nicht in Losung gehen.

See Stehendes Binnenoberflachengewasser.

Seewasserkorper Begriff aus der Umsetzung der WRRL: See mit einer Oberflache
> 0,5 km?. Es handelt sich dabei um ein weitgehend abgeschlossenes
und homogenes Seebecken.

Substrat Material, auf oder in dem Organismen leben und sich entwickeln. Typi-

sche Substrate der Gewéasser sind Steine, Schlamm, Pflanzen, herab
gefallenes Laub oder Totholz etc.

Teileinzugsgebiet

Gebiet, aus welchem uber Stréme, Flisse bzw. Seen der gesamte Ober-
flachenabfluss an einem bestimmten Punkt in einen Wasserlauf (norma-
lerweise einen See oder einen Zusammenfluss von Fliissen) gelangt.

Trophie

Maf fur den Aufbau pflanzlicher Biomasse. Dieser Prozess ist abhangig
von pflanzenverfligbaren Nahrstoffen, vor allem von Phosphor.

Uberblicksweise Uberwachung

Flachendeckendes, belastungsunabhangiges Basismonitoring, insbeson-
dere um langfristige Veranderungen zu erkennen und bewerten zu kon-
nen.
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Ubergangsgewéasser

Oberflachenwasserkorper in der Nahe von Flussmiindungen, die auf-
grund ihrer Nahe zu den Kiistengewassern einen gewissen Salzgehalt
aufweisen, aber im Wesentlichen von SiiRwasserstromungen beeinflusst
werden.

Uberwachung zu Ermittlungs-
zwecken

Fallbezogenes Monitoring in Wasserkdrpern, in denen die Belastungsur-
sachen unklar sind.

Uferstreifen

Gelandestreifen entlang des Gewassers, der frei von jeder Nutzung ist.
Der naturnahe Bewuchs des Uferstreifens verringert den Eintrag von
Boden-, Nahr- und Schadstoffen; er sorgt fiir Beschattung und dient als
Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen.

Umweltqualitatsnorm

Konzentration eines bestimmten Schadstoffs oder einer bestimmten
Schadstoffgruppe, die in Wasser, Sedimenten oder Biota aus Griinden
des Gesundheits- und Umweltschutzes nicht lberschritten werden darf*.

Umweltziel

Die Umweltziele der WRRL sind in Art. 4 festgelegt:
Bei oberirdischen Gewassern gelten folgende Ziele:
Guter 6kologischer und chemischer Zustand

Gutes 6kologisches Potenzial und guter chemischer Zustand bei erheb-
lich veranderten oder kiinstlichen Gewassern

Verschlechterungsverbot

Beim Grundwasser sind folgende Ziele zu erreichen:
Guter quantitativer und chemischer Zustand

Umkehr von signifikanten Belastungstrends
Schadstoffeintrag verhindern oder begrenzen
Verschlechterung des Grundwasserzustandes verhindern.

Bei Schutzgebieten sind alle Normen und Ziele zu erflllen, sofern die
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die einzel-
nen Schutzgebiete ausgewiesen wurden, keine anderweitigen Bestim-
mungen enthalten.

Ist ein bestimmter Wasserkdrper von mehr als einem der vorgenannten
Ziele betroffen, so gilt das weiterreichende Ziel.

unmittelbare Einleitung in das
Grundwasser

Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser ohne Versickern durch
den Boden oder den Untergrund.

verfiigbare Grundwasserres-
source

Die langfristige mittlere jahrliche Neubildung des Grundwasserkorpers
abziglich des langfristigen jahrlichen Abflusses, der erforderlich ist, damit
die in Art. 4 genannten 6kologischen Qualitatsziele fur die mit ihm in Ver-
bindung stehenden Oberflachengewasser erreicht werden und damit jede
signifikante Verschlechterung des 6kologischen Zustands dieser Gewas-
ser und jede signifikante Schadigung der mit ihnen in Verbindung stehen-
den Landbkosysteme vermieden wird.

Versauerung

Von Gewasserversauerung spricht man, wenn von au3en mehr Protonen
eingetragen werden, als das Gewasser neutralisieren kann. Die Folge ist
das Absinken des pH-Wertes. Versauerung tritt in Folge von Saureeintrag
aus der Atmosphare (saurer Regen) auf. Kalkarme Gesteine begiinstigen
die Versauerung.
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Verschmutzung

Die durch menschliche Tatigkeiten direkt oder indirekt bewirkte Freiset-
zung von Stoffen oder Warme in Luft, Wasser oder Boden, die der
menschlichen Gesundheit oder der Qualitat der aquatischen Okosysteme
oder der direkt von ihnen abhangenden Landékosysteme schaden kon-
nen, zu einer Schadigung von Sachwerten fihren oder eine Beeintrachti-
gung oder Stérung des Erholungswertes und anderer legitimer Nutzungen
der Umwelt mit sich bringen.

Wasser fiir den menschlichen
Gebrauch

Wasser entsprechend der Definition der Richtlinie 80/778/EWG in der
durch die Richtlinie 98/83/EG geénderten Fassung.

Wasserbilanzmodell

Fir die Wasserbilanz eines Grundwasserkorpers werden die wesentli-
chen WasserhaushaltsgroRen ermittelt und bilanziert (Grundwasser-
Neubildung, -Entnahmen, Austausch mit FlieRgewassern, Randzu-
/abstrome). Mit Hilfe eines numerischen Grundwasser-Stromungsmodells
kénnen die Grundwasserverhaltnisse nachgebildet und in Betracht gezo-
gene Bewirtschaftungs-Varianten in ihren quantitativen Auswirkungen
prognostiziert werden.

Wasserdargebot

Bezeichnet die flir eine bestimmte Zeit aus dem natirlichen Wasserkreis-
lauf zur Verfigung stehende nutzbare Menge an StRwasser.

Wasserdienstleistungen

Alle Dienstleistungen, die fir Haushalte, offentliche Einrichtungen oder
wirtschaftliche Tatigkeiten jeder Art folgendes zur Verfligung stellen: a)
Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von
Oberflachen- oder Grundwasser; b) Anlagen fiir die Sammlung und Be-
handlung von Abwasser, die anschlief3end in Oberflachengewasser einlei-
ten.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts mit den Bestimmungen fiir die
Bewirtschaftung der Gewasser, um dem Wohl der Allgemeinheit zu die-
nen. Um Beeintrachtigungen zu vermeiden, werden z. B. bei der Wasser-
gewinnung, der Wasserspeicherung oder der Abwasserbeseitigung An-
forderungen gestellt. Auch die Bewirtschaftungsvorgaben der WRRL fiir
die Gewasser sind festgelegt.

Wasserkérper (WK)

Kleinste zu bewirtschaftende Einheit; Nachweisobjekt fiir die Umweltziele
der WRRL (compliance checking unit); es werden im Binnenland Oberfla-
chenwasserkorper und Grundwasserkdrper unterschieden.

Wassernutzung

Die Wasserdienstleistungen sowie jede andere Handlung entsprechend
Art. 5 und Anhang Il WRRL mit signifikanten Auswirkungen auf den Was-
serzustand. Diese Definition gilt fir die Zwecke des Art. 1 und der wirt-
schaftlichen Analyse gemaf Art. 5 und Anhang lll Buchstabe b)

WRRL

siehe ,Europaische Wasserrahmenrichtlinie*

Zustand des Grundwassers

Allgemeine Bezeichnung fiir den Zustand eines Grundwasserkorpers auf
der Grundlage des jeweils schlechteren Wertes flir den mengenmafligen
und den chemischen Zustand®. Siehe auch ,guter Zustand des Grund-
wassers “ und ,Umweltziele“.

Zustand des Oberflachengewas-
sers

Allgemeine Bezeichnung fiir den Zustand eines Oberflichenwasserkor-
pers auf der Grundlage des jeweils schlechteren Wertes fiir den 6kologi-
schen und den chemischen Zustand®. Siehe auch guter Zustand des
Oberflachengewassers® und ,Umweltziele®
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Zustandige Behdrde Eine gemaf Art. | 3 Abs. 2 oder 3 WRRL bestimmte Behdrde oder mehre-
re solcher Behdrden.

Zuverlassigkeit Zuverlassigkeit: (engl. confidence): Wahrscheinlichkeit, dass der gemes-
sene Wert im Konfidenzintervall (Vertrauensbereich) liegt, also den tat-
sachlichen Zustand beschreibt.

222



	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Kartenverzeichnis
	Einführung

	1 Allgemeine Beschreibung des bayerischen Rheingebiets
	1.1 Das bayerische Rheingebiet im Überblick
	1.2 Oberflächengewässer
	1.2.1 Oberflächenwasserkörper
	1.2.2 Ökoregionen und Gewässertypen

	1.3 Grundwasser
	1.3.1 Grundwasserleiter
	1.3.2 Grundwasserkörper


	2 Signifikante Belastungen und anthropogene Einwirkungen auf den Zustand von Oberflächen gewässern und Grundwasser
	2.1 Oberflächengewässer
	2.1.1 Stoffliche Belastungen
	2.1.1.1 Nährstoffe
	2.1.1.2 Schadstoffe
	2.1.1.3 Bodeneinträge durch Erosion

	2.1.2 Hydromorphologische Veränderungen, Wasserentnahmen und Abflussregulierungen
	2.1.3 Einschätzung sonstiger anthropogener Belastungen
	2.1.4 Zusammenfassung

	2.2 Grundwasser
	2.2.1 Stoffeinträge
	2.2.2 Grundwasserentnahmen


	3 Ermittlung und Kartierung der Schutzgebiete
	3.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Gewässer für die Entnahme von Trinkwasser gemäß Art. 7 WRRL)
	3.2 Erholungsgewässer (Badegewässer)
	3.3 Nährstoffsensible und empfindliche Gebiete (nach Kommunalabwasser- und Nitratrichtlinie)
	3.4 FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete)
	3.5 Fischgewässer und Muschelgewässer

	4 Überwachungsprogramme und Zustand der Gewässer
	4.1 Oberflächengewässer
	4.1.1 Ermittlung des ökologischen und chemischen Zustands sowie des ökologischen Potenzials
	4.1.1.1 Bewertung des ökologischen Zustands
	4.1.1.2 Ermittlung des ökologischen Potenzials
	4.1.1.3 Bewertung des chemischen Zustands

	4.1.2 Überwachungsprogramme Fließgewässer
	4.1.3 Ergebnisse Fließgewässer
	4.1.3.1 Ökologischer Zustand bzw. ökologisches Potenzial 
	4.1.3.2 Chemischer Zustand

	4.1.4 Überwachungsprogramme Seen
	4.1.5 Ergebnisse Seen
	4.1.5.1 Ökologischer Zustand bzw. ökologisches Potenzial
	4.1.5.2 Chemischer Zustand


	4.2 Grundwasser
	4.2.1 Überwachungsprogramme
	4.2.2 Zustandsbeurteilung der Grundwasserkörper
	4.2.2.1 Beurteilung des mengenmäßigen Zustands
	4.2.2.2 Beurteilung des chemischen Zustands
	4.2.2.3 Zustand der Grundwasserkörper

	4.2.3 Weitere Daten zur Qualität des Grundwassers 

	4.3 Überwachung und Zustand der Schutzgebiete
	4.3.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser für den menschlichen Gebrauch
	4.3.2 Badegewässer
	4.3.3 FFH- und Vogelschutz-Gebiete (Natura 2000-Gebiete)
	4.3.4 Fischgewässer


	5 Umweltziele und Ausnahmen
	5.1 Erheblich veränderte und künstliche Wasserkörper
	5.1.1 Methodik zur Ausweisung erheblich veränderter Wasserkörper
	5.1.2 Methodik zur Ausweisung künstlicher Wasserkörper
	5.1.3 Einstufungsergebnis und -gründe

	5.2 Zielerreichung für Wasserkörper
	5.2.1 Zielerreichung für Oberflächenwasserkörper
	5.2.2 Zielerreichung für Grundwasserkörper
	5.2.3 Unsicherheiten bezüglich der Zielerreichung

	5.3 Ausnahmen
	5.3.1 Fristverlängerungen
	5.3.2 Festlegung weniger strenger Umweltziele
	5.3.3 Vorübergehende Verschlechterung des Zustands
	5.3.4 Nichterreichen des Umweltziels oder Verschlechterung eines Zustands aufgrund neuer Änderungen von Wasserkörpereigenschaften oder Entwicklungstätigkeiten

	5.4 Umweltziele bei Schutzgebieten
	5.4.1 Gebiete zur Entnahme von Wasser für den menschlichen Gebrauch
	5.4.2 Badegewässer
	5.4.3 Nährstoffsensible und empfindliche Gebiete
	5.4.4 FFH- und Vogelschutz-Gebiete (Natura 2000-Gebiete)
	5.4.5 Fischgewässer


	6 Wirtschaftliche Analyse
	6.1 Wirtschaftliche Bedeutung der Wassernutzung 
	6.1.1 Wirtschaftsraum bayerisches Rheingebiet
	6.1.2 Wasserentnahmen
	6.1.3 Wasserbezug aus anderen Einzugsgebieten
	6.1.4 Abwassereinleitung
	6.1.5 Öffentliche Wasserversorgung
	6.1.6 Öffentliche Abwasserentsorgung
	6.1.7 Industrie
	6.1.8 Landwirtschaft
	6.1.9 Wasserkraft
	6.1.10 Wärmekraftwerke
	6.1.11 Geothermie
	6.1.12 Schifffahrt
	6.1.13 Fischerei
	6.1.14 Tourismus & Freizeit
	6.1.15 Flächennutzung
	6.1.16 Hochwasserschutz

	6.2 Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen 
	6.2.1 Regelungen zur Finanzierung von Wasserdienstleistungen
	6.2.2 Verursacherprinzip in der Gebührengestaltung für Wasserdienstleistungen
	6.2.3 Anreize der Wassergebührenpolitik zur effizienten Nutzung der Wasserressourcen
	6.2.4 Kosten der Wasserdienstleistungen
	6.2.5 Umwelt- und Ressourcenkosten
	6.2.6 Grad der Kostendeckung der Wasserdienstleistungen

	6.3 Entwicklung der Rahmenbedingungen für Wasserdienstleistungen
	6.3.1 Verfügbarkeit von Wasser für Wasserdienstleistungen
	6.3.2 Öffentliche Wasserversorgung
	6.3.3 Wasserentnahmen durch Industrie
	6.3.4 Wasserentnahmen durch Landwirtschaft
	6.3.5 Wasserentnahmen durch Wärmekraftwerke
	6.3.6 Öffentliche Abwassereinleitung
	6.3.7 Abwassereinleitung durch Industrie
	6.3.8 Folgerungen aus den Entwicklungsszenarien


	7 Zusammenfassung des Maßnahmenprogramms
	7.1 Aufstellung des Maßnahmenprogramms
	7.1.1 Vorgehen bei der Aufstellung des Maßnahmenprogramms
	7.1.2 Handlungsbedarf
	7.1.3 Kosteneffizienz
	7.1.4 Priorisierung
	7.1.5 Strategische Umweltprüfung

	7.2 Grundlegende Maßnahmen
	7.2.1 Maßnahmen zur Umsetzung gemeinschaftlicher Wasserschutzvorschriften
	7.2.1.1 Trinkwasserrichtlinie
	7.2.1.2 Kommunalabwasserrichtlinie
	7.2.1.3 Badegewässerrichtlinie
	7.2.1.4 Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL)
	7.2.1.5 Vogelschutzrichtlinie
	7.2.1.6 Nitratrichtlinie
	7.2.1.7 Pflanzenschutzmittel-Richtlinie (PSM-Richtlinie)
	7.2.1.8 Klärschlammrichtlinie
	7.2.1.9 IVU-Richtlinie
	7.2.1.10 Seveso-II-Richtlinie
	7.2.1.11 Richtlinien zur Umweltprüfung
	7.2.1.12 Richtlinie 2006/11/EG (ehem. 76/464/EWG)

	7.2.2 Geeignete Maßnahmen für die Ziele des Art. 9 WRRL
	7.2.3 Maßnahmen, die eine effiziente und nachhaltige Wassernutzung fördern
	7.2.4 Maßnahmen zur Erreichung der Anforderungen nach Art. 7 WRRL (Gewässer für die Entnahme von Trinkwasser)
	7.2.5 Maßnahmen bzgl. Entnahmen und Aufstauungen
	7.2.5.1 Begrenzung der Entnahme und Aufstauung von Oberflächenwasser und deren  Überprüfung 
	7.2.5.2 Begrenzung der Entnahme von Grundwasser und deren Überprüfung (Register)

	7.2.6 Maßnahmen zur Begrenzung von künstlichen Anreicherungen oder Auffüllungen von Grundwasserkörpern
	7.2.7 Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus Punktquellen
	7.2.7.1 Emissionen Oberflächengewässer
	7.2.7.2 Emissionen in das Grundwasser

	7.2.8 Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung der Einleitungen von Schadstoffen aus diffusen Quellen
	7.2.9 Maßnahmen gegen sonstige signifikant nachteilige Auswirkungen
	7.2.10 Verbot einer direkten Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser
	7.2.11 Maßnahmen zur Beseitigung der Verschmutzung von Oberflächenwasser durch prioritäre Stoffe und zur Verringerung der Verschmutzung durch andere Stoffe
	7.2.12 Maßnahmen, um Freisetzungen von signifikanten Mengen von Schadstoffen aus technischen Anlagen zu verhindern und um Folgen unerwarteter Verschmutzungen vorzubeugen oder zu mindern

	7.3 Baseline Szenario
	7.3.1 Berücksichtigung des Klimawandels
	7.3.2 Auswirkungen auf Stoffeinträge in Oberflächengewässer
	7.3.2.1 Wirkungen bei Punktquellen
	7.3.2.2 Wirkungen bei diffusen Quellen

	7.3.3 Auswirkungen auf Stoffeinträge in das Grundwasser
	7.3.3.1 Wirkungen bei Punktquellen (Altlasten)
	7.3.3.2 Wirkungen bei diffusen Quellen 

	7.3.4 Auswirkungen der grundlegenden rechtlichen Instrumente im Bereich der Gewässerstruktur auf Oberflächengewässer

	7.4 Ergänzende Maßnahmen
	7.4.1 Maßnahmen gegen die stofflichen Belastungen der Gewässer
	7.4.1.1 Maßnahmen gegen Belastungen der Gewässer aus Punktquellen
	7.4.1.2 Maßnahmen gegen Belastungen der Gewässer aus diffusen Quellen
	7.4.1.3 Maßnahmen gegen Belastungen der Meeresgewässer 

	7.4.2 Maßnahmen zur hydromorphologischen Verbesserung der Gewässer
	7.4.2.1 Maßnahmen zur Verbesserung der biologischen Durchgängigkeit der Fließgewässer 
	7.4.2.2 Strategisches Gesamtkonzept Durchgängigkeit Bayern
	7.4.2.3 Maßnahmen zur Verbesserung der Gewässerstruktur 

	7.4.3 Maßnahmen für Schutzgebiete
	7.4.4 Konzeptionelle Maßnahmen und Instrumente
	7.4.5 Bestehende Rechtsinstrumente, Umweltübereinkommen

	7.5 Zusatzmaßnahmen
	7.6 Maßnahmen zur Vermeidung der Meeresverschmutzung
	7.7 Maßnahmenträger und Maßnahmenfinanzierung
	7.7.1 Maßnahmenkosten
	7.7.1.1 Hydromorphologische Maßnahmen
	7.7.1.2 Landwirtschaftliche Maßnahmen
	7.7.1.3 Maßnahmen gegen Abwasserbelastungen

	7.7.2 Förderprogramme der EU
	7.7.3 Förderprogramme in Bayern


	8 Programme und Pläne, in denen besondere Teileinzugsgebiete, Sektoren, Problembereiche oder Gewässertypen behandelt werden
	8.1 Bodensee – Sonderprogramme
	8.2 Gewässerentwicklungskonzepte (GEK)
	8.3 Hochwasserschutz- und Rückhaltekonzepte für kleine Gewässer
	8.4 Auenprogramm Bayern
	8.5 Moorentwicklungskonzept
	8.6 Strategie zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Bayern  (Bayerische Biodiversitätsstrategie)
	8.7 Aktionsprogramm Quellen
	8.8 Grundwasserschutz-Kampagnen 
	8.9 Vorsorge bei Wasserknappheit und Niedrigwasser

	9 Information und Anhörung der Öffentlichkeit
	9.1 Beteiligung der Öffentlichkeit an der Umsetzung der WRRL
	9.2 Anhörung der Öffentlichkeit

	10 Liste der zuständigen Behörden
	11 Anlaufstellen für die Beschaffung von Hintergrunddokumenten und -informationen
	Glossar



